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Vorwort

Der 50. Jahrestag der Arbeitererhebung am 17. Juni 1953 war weit über

die Geschichtsdebatte hinaus ein Thema der politischen Auseinander­

setzung im Jahr 2003. Es war voraussehbar, daß er von konservativer und

neoliberaler Seite genutzt würde, um die Delegitimierung der DDR mög­

lichst abzuschließen und die SED-Nachfolgepartei PDS ins politische Ab­
seits zu schieben.

Dagegen mußte ein off ensiver Umgang mit diesem Ereignis gestellt

werden, der radikal mit den Geschichtslegenden der SED, die in der Cha­
rakteristik »faschistischer Putschversuch« gipfelten, brach, sich aber

gleichzeitig gegen eine ahistorische Sicht wendete, die den »Volksauf­
stand« als Vorwegnahme der deutschen Einheit feierte. Es war auch da­

von auszugehen, daß um die Wertung des 17. Juni innerhalb und im Um­

feld der PDS gestrit ten würde. Die Rosa-Luxemburg-Stif tung Sachsen

stellte sich die Aufgabe, mit einer sachlichen, an den vorliegenden For­

schungsergebnissen orientierten Darstellung in den Geschichtsdiskurs

um den 17. Juni einzugreifen. Das geschah in einer Veranstaltungsreihe
im Frühjahr und Sommer 2003, deren wichtigste Ergebnisse im Folgenden

dokumentiert werden.

Dabei wurden zwei Schwerpunkte gesetzt. Zum einen sollte der For­

schungsstand zum Ereignis selbst durch HistorikerInnen präsentiert wer­
den. Zum anderen sollte das literaturgeschichtliche und kulturelle Poten­

tial der Stif tung genutzt werden, um die Dimension dieses Ereignisses zu
verdeutlichen, die weit über reine Politikgeschichte hinausreicht und die

Geistes- und Kulturgeschichte der DDR nachhaltig beeinflußt hat. Die li­
teraturgeschichtlichen Analysen wurden ergänzt durch eine Auswahl

zeitgenössischer literarischer Dokumente. Ein drit ter Schwerpunkt ergab
sich im Verlaufe der Debatten um das Jubiläum. Die Erklärung der Histori­

schen Kommission beim Parteivorstand der PDS erwies sich als wichtiger

Katalysator der Debatt en im Umfeld der PDS zum 17. Juni 1953 und wurde

deshalb zusammen mit der Erklärung des Parteivorstandes der PDS in den

Reader aufgenommen. Ergänzt durch den Abdruck zweier bereits bereits



8 Vorwort des Herausgebers

veröff entlichter Texte von Elke Scherstjanoi und Jörn Schi trumpf hofft

der Herausgeber. mit diesem Reader einen wichtigen Teil der Geschichts­

debatte im linken politischen Spektrum dokumentiert zu haben.



I Geschichte





JÖRN SCHÜTRUMPF

Die Juni-Insurrektion 1953.

Schwierigkeiten mit der Klasse. Thesen'

Am 17. Juni 1953 erkämpfte sich in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik die Bau- und Industriearbeiterschaf t einen privilegierten Platz, den zu

verteidigen ihr bis hinein in den Untergang des »real existierenden Sozia­
lismus« gelang. Auch im Westen Deutschlands wurde durch diesen Er­

folg das Kräfteverhältnis nachhalt ig verschoben. Anfang der fünfziger

Jahre grassiert e dort - anders, als es durch die Geschichtsphantasien
gaukelt, die heute die Mainstreammedien kolport ieren -keineswegs der
soziale Aufschwung. Nach der Währungsreform 1948 war die Arbeitslo­

sigkeit sprunghaf t gestiegen und der ohnehin niedrige Lebensstandard
durch ein »Minuswachstum« geprägt. Der Koreakriegsboom hatte zwar
Arbeitsplätze geschaff en, aber keine Wohlfahrt ; der Topos Sozialstaat

war ein Fremdwort . Damals wäre niemandem eingefallen, Ludwig Erhard
als »Vater des Wirt schaf tswunders« zu apostrophieren; der Wirt schafts­

minister galt als der bestgehaßte Mann des Landes. Das alles änderte sich

nach dem 17. Juni.

*

Seit der Herbstrevolution 1989 hat die ostdeutsche Industriearbeiter­

schaf t sich in verschiedene Richtungen aufgelöst. Nun wird der west­

deutschen Arbeiterschaf t eindrucksvoll demonstriert , wie hoch ihr Anteil

an ihrer Wohlfahrt zu veranschlagen ist : Die Realeinkommen sinken seit

dem Anschluß der DDR fast so stetig, wie sie zuvor über lange Zeit hin­

weg stiegen; einem aus dem ärmeren proletarischen Milieu emporgekom­

menen sozialdemokratischen Regierungschef wurde es möglich, auf den
Gedanken zu verfallen, den Sozialstaat bei lebendigem Leibe auf den Sä-

l Erstveröff ent lichung in Utopie kreativ. Berl in (2003)152 (Juni). S. 485-492.
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gebock zu bugsieren, um ihn auf den Klassenstaat des 19. Jahrhunderts
zurückzuschneiden. Grund genug, über die dramatischen Ereignisse des
17. Juni 1953, in denen sich wesentliche Probleme jeder Bewegung einer

Arbeiterschaft spiegeln, sowie über den Platz dieses Datums in der Ge­

schichte nachzudenken -jenseits aller neoliberalen Apologien, aber

auch aller Sentimentalitäten und lebensgeschichtlicher Selbstverteidi­
gungsreflexe.

*:

Der Arbeiterschaft ist es sowohl während ihrer Klassenwerdung als auch

während ihrer Blütezeit eher selten gegeben gewesen, auf eigene Rech­
nung zu rebellieren: während des Weberaufstands in Schlesien 1844, in
der Juni-Insurrektion 1848, während der Commune von Paris 1871, am

9. Januar 1905 und in der russischen Revolution von 1917, während kur­

zer Augenblicke der Novemberrevolution in Deutschland, im gern verges­
senen Kronstädter Aufstand von 1921 -und am 17. Juni 1953. 1844,

1848. 1871 und 1905 verbluteten die Proletarier unter dem Feuer der Kon­

terrevolution, die sich aus einer Melange aus konservativen und moder­

nen Zivilisationsfeinden speiste: 1917 schwangen sich die Bolschewiki

auf das Pferd der Rebellion und galoppierten -von den revolutionären
Bewegungen des Westens alleingelassen und nachdem sie in Kronstadt

endgültig ihre revolutionäre Unschuld verloren hatt en - in Richtung

staatsmonopolistischer Diktatur davon; 1918 streckte ein an die Spitze

der deutschen Sozialdemokratie durchgelassener Bierzapfer die Kelle
nach links und ließ den Brauereiwagen der deutschen Revolution nach

rechts abbiegen; 1953 rebellierten Arbeiter gegen einen Staat, dessen Re­
präsentanten wenige Tage zuvor -am 5. Mai, dem 135. Geburtstag von

Kar] Marx und mit Berufung auf ihn -behauptet hatten, dieser Staat sei

ihre Diktatur; er erfülle die Funktionen einer »Diktatur des Proletariats«

•

2 »Neues Deutschland«. Berlin vom 6. Mai 1953.
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Letzten Endes politisch siegreich war die Arbeiterschaft, die 1848 natür­

lich eine andere als 1918 und 1918 eine andere als 1953 oder 1989 war, nie.

Handelte sie ohne oder mit nur schwachem politischen Arm, zahlte sie
zumeist obendrauf auch noch die Zeche; folgte sie den Anweisungen ei­

ner politischen Führung, zahlte sie ebenfalls. 1953 trat erstmals an die

Stelle einer Führung durch ein »Politbüro« oder ähnliches die Führung

durch informationsverbreitende Medien, damals der Rundfunk. Ein neuer

Typus von Rebellion war geboren, der aber erst Jahre später dechiff riert
werden konnte: Nach vergeblicher Fahndung nach einem organisatori­

schen Zentrum der Studentenrebellion 1967/ 68 entdeckten tief verunsi­
cherte Innenpolitiker der westeuropäischen Staaten die Formel des neuen
Rebellionstyps: Das Politbüro war die Fernsehberichterstattung. Doch

nicht nur das war 1953 neu. Die Arbeiterschaf t bekam auch etwas mehr
als nur Wechselgeld heraus: Im Tausch gegen politische Mündigkeit er­

rang sie für mehr als dreieinhalb Jahrzehnte soziale Sicherheit -und eine

ermäßigte, den ökonomischen Möglichkeiten wie Notwendigkeiten immer

weniger entsprechende Arbeitsbelastung; der arbeitenden Bevölkerung

mußte ein Lebensstandard zugestanden werden, von dem die nichturba­

ne Bevölkerung des Siegerstaates UdSSR nicht einmal zu träumen wagte.

Im Westen Deutschlands war zwar für den Fortgang der Akkumulation

weiter hart zu arbeiten; aber der Staat wandelte sich zu einem Sozialstaat

skandinavischen Formats. So sozial abgesichert gestaltete sich das Le­
ben der Arbeiterschaf t in den Siegerstaaten Großbritannien und Frank­
reich zu keiner Zeit , ganz zu schweigen von den USA; erstmals in der
Geschichte erging es der arbeitenden Bevölkerung des Kriegsverlierers

deutlich besser als der der Sieger. Nicht nur die DDR lag an der Nahtstel­

le zweier Systeme. Im Laufe dieser Entwicklung wurde die Sprache der
(West-)Deutschen durch interessante Schöpfungen bereichert; darunter

»Eigenheimzulage« - galt doch das Reihenhaus in Arbeiterhand von

nun an als das sicherste Bollwerk gegen den Bolschewismus.

*

Marxisten, meinte vor über siebzig Jahren Kurt Tucholsky, seien Men­

schen, die einem Normalsterblichen keineswegs nur erklären könnten,
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wie die Zukunft aussehen werde, sondern auch, warum ihre jeweilige Vor­

hersage nicht eingetroff en sei. So schön dieses Bonmot auch ist und wie

leidvoll es erarbeitet wurde -der eigentliche Grund, warum die Arbei­

terschaf t polit isch den Weg der rebellierenden Bauernschaft der frühen
Neuzeit (nicht nur im deutschen Bauernkrieg) gegangen ist, stat t den Ka­

pitalismus zu überwinden, liegt in der Annahme begründet, daß die Ar­

beiterschaf t zu dieser Leistung in der Lage gewesen wäre. Sahen die
vormarxschen Menschenfreunde und Sozialisten in der Arbeiterschaf t

vorrangig eine leidende Masse, der von außen geholfen werden müsse,
dachte Marx den sympathischen Gedanken, daß das geschundene dop­

pelt freie Proletariat das Subjekt sei, das die warenverursachte Entfrem­

dung aufheben werde. Jahrzehnte später gaben die Großdenker des
Marxismus-Leninismus dieser Teleologie einen Namen, von dem sie be­

haupteten, er sei ein Begriff : »historische Mission der Arbeiterklasse«.

Handelte es sich bei der Marxschen Annahme noch um eine »heroische

Illusion«, schmeckte bei den Tempelwächtern des russischen Kasernen­

und Gulagsozialismus die Apologie von Anfang an hervor.

Die »heroische Illusion« ist eine nahe Verwandte der Utopie. Dem kann

natürlich nur derjenige folgen, für den Utopie das noch nicht Seiende,

also Mögliche, wenngleich nicht Unausweichliche, weil vom Handeln

oder Nichthandeln Abhängige ist . Vor allem in revolutionären Phasen
träumen Personen, mitunter auch Gruppen von Personen, nicht nur über

den Rahmen ihrer Möglichkeiten hinaus -das geschieht jeden Tag -,

sondern sie suchen, über diesen Rahmen hinaus zu handeln. Für die so­

genannten bürgerlichen Revolutionen ist das Phänomen der »heroischen
Illusion« gut bearbeitet;' für die Arbeiterbewegung hingegen wurde es,

sieht man von Ernst Bloch ab,* bisher verkniff en ignoriert.

3 Manfred Kossok: Realität und Utopie des Jakobinismus. Zur »heroischen Illu­
sion« in der bürgerlichen Revolution. In: Dcrs.: Zwischen Reform und Revolu­
tion: Übergänge von der Universal- zur Globalgeschichte. Ausgewählte Schriften.
Band 3. Leipzig 2000. $. 93-107.

4 Ernst Bloch: Das Prinzip Hoffnung. 3 Bände. Berlin 1954-1959.
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Natürlich hatte die Arbeiterschaft ein Interesse an der Verbesserung ihrer
Lage; Tag und Nacht von Revolution und von der »heroischen Illusion«

einer nachkapitalistischen Gesellschaft träumten die Arbeiter aber nicht,

höchstens, wenn überhaupt, in Erweckungssituationen -die als Firle­
fanz natürlich vor allem von jenen Linken denunziert werden, die ihnen
ihr eigenes segensreiches Wirken zu verdanken haben. Gewöhnlich aber

waren die Probleme des doppeltfreien Arbeiters andere: der nächste Tag,
der nächste »Erste« (an dem Miete zu zahlen war), das Leben nach Ein­

trit t der Arbeitsunfähigkeit , die Zukunft der Kinder -nur selten aber die

Zukunft der Menschheit. Nicht zufällig sind die Gewerkschaften, die sich
um Leben und Überleben kümmern, die Klassenorganisation der Arbei­
terschaft.

*

Karl Kautsky und sein treuester Schüler, W. I. Lenin, wollten diesem

»Defekt« abhelfen: Das »Bewußtsein« sollte »von außen« in die Arbei­

terschaft hineingetragen werden. Denn Arbeiter, so Lenin, seien nur ei­
nes »tradeunionistischen Bewußtseins« fähig und bedürften deshalb ei­

ner Avantgardepartei. Mit anderen Worten: Ausgerechnet die Klasse, die

zur Aufhebung der Klassengesellschaft berufen sei, kann aus ihrem All­
tag heraus nicht ihre Aufgabe erkennen. Sie benötigt »Klassenfremde«,

die ihr erklären, was sie will. Solch Malheur war noch keiner Klasse wi­

derfahren.
Dort , wo die politische Arbeiterbewegung der »heroischen Illusion« zu­

mindest in ihrer Agitation Raum bot, vermochte sie jene Rolle zu spielen,

die in Revolutionen der äußersten Linken zukommt: die Entwicklung so

weit »nach links« zu treiben, daß das jeweils gesellschaftlich Mögliche

nicht nur freigelegt, sondern in gegebenen Rahmen auch unumkehrbar

wird. Ohne diesen Druck von links -egal ob er von einer antikapitalisti­

schen Bewegung und/oder Partei oder von einem Land des »realen So­
zialismus« ausgeht - bewegt sich eine bürgerlich-kapitalistische
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Gesellschaft in eine Richtung, in der der Einfluß der Arbeiterschaft (heu­

te aller Lohnabhängigen und Kleinselbständigen) auf die Gesellschaft so­

wie deren soziale Ausstattung nachhaltig gemindert werden. Man
betrachte die Jahre seit 1990.

Wenn in der Arbeiterschaft Forderungen vert reten wurden, die explizit die

Überwindung des Kapitalismus enthielten, handelte es sich zumeist um

Gedanken, die Intellektuelle - fast jeder einzelne im Besitz der letzten

Wahrheiten und deshalb oft alle anderen bekämpfend - vorformuliert

hatten: Proudhon, Lassalle, Bakunin, Marx. Die Blockierungen, die aus

den Zwistigkeiten des 19. Jahrhunderts resultierten. sind in wesentlichen
Stücken auf den heutigen Tage überkommen, wobei das durch dic Hero­
en des Sozialismus Marx und Bakunin verursachte Schisma zwischen

staats- und mehr noch machtzentriertem »wissenschaftlichen Sozialis­

mus« und freiheits- und überhaupt wertezentriertem »libertären Sozialis­
mus«, mitunter auch Anarchismus genannt, zum Mühlstein am Halse aller

antikapitalistisch gesinnten Menschenfreunde geworden ist. Seit 1870 ist
der Streit zweier alternder Männer konserviert.

Der Anarchismus -vor dem Auft reten des heute schon wieder fast ver­

gessenen Bin Laden von Interessierten gern und absichtsvoll zum Vorzei­

ge-Terrorismus herunterkarikiert -wäscht dank seiner selbstverordneten

Wirkungsunfähigkeit die Hände mehr in Unschuld als in Blut. Anders

jene oft bis zum Exzeß machtorientierten und revolutionsgestimmten Poli­

tiker, die Marx zu einem Säulenheiligen und Religionsverkünder erniedrig­

ten und ihre Vorgänger - ursprünglich eher demokratisch gesinnte

Revolutionäre -aus dem Wege räumten. Sie haben dem 20. Jahrhundert

ihren Stempel schmerzhaft aufgedrückt, nicht nur während des spani­

schen Bürgerkriegs, als sie in den Folterhöllen der GPU die Gelegenheit
nutzten, ihr Mütchen an den Anhängern Bakunins und Kropotkins, aber

auch am Fleisch aus ihrem Fleische, den sogenannten Trotzkisten, zu

kühlen. Eine Wiedervereinigung der emanzipatorischen Ansätze von

»wissenschaftlichem« und »libertärem Sozialismus« -darauf hat als er-
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ster Fritz Behrens hingewiesen?- wäre Voraussetzung für jede ernsthaf­

te Emanzipationsdebatte; die natürl ich nur denkbar wäre unter Einbezie­

hung der dritt en großen Strömung, des christlichen Sozialismus.

Die revolutionsgestimmten Marx-Anhänger blieben nicht erst 1918 in der

Minderheit. Die Mehrheit der politikmachenden Funktionäre in der Part ei

des Erfurt er Programms war im Herzen stets Anhänger des parlamentari­
schen W eges gewesen, wie ihn Lassalle favorisiert hatte, und so im Kai­
serreich »angekommen«. Die SPD war eine Part ei der sozialen

Gerechtigkeit, bis 1914 sogar eine sehr erfolgreiche, aber keine Part ei der
Systemüberwindung- auch wenn ihr Parteiideologe Karl Kautsky lange

Zeit das Gegenteil behauptete. Die Abneigung, ja der Haß gegen jede Un­

ordnung, gar Revolution war dem SPD-Establishment schon eigen, als

noch der vom Alter gezeichnete August Bebel der Part ei das Gesicht ver­
lieh. Die Politik nach dem 1. August 1914 und mehr noch nach dem 9.

November 1918 ließ offenkundig werden, daß die SPD mit der »heroischen

Illusion« gebrochen hatte und den W eg der Klassenkompromisse be­
schritt. Daß sie tro tzdem Einfluß auf die Arbeiterschaft behielt, erklärt

sich weniger aus der eigenen Stärke als aus dem Verlauf der russischen
Revolution und den Eskapaden der KPD im Jahre 1921, als die »hero ische

Illusion« auf dem Rücken der mitteldeutschen Arbeiterschaft zuschanden

taktiert wurde. Danach gelang es den deutschen Kommunisten nicht
mehr, jene Verankerung in der Arbeiterschaft wiederherzustellen, die sie

mit der Vereinigung von USPD und KPD im Jahre 1920 err eicht hatt en.

W esentliche Grundlagen für die spätere stalinistische Großsekte haben

die KPD-Gründer, die in ihrer Mehrheit 1928 aus der Part ei gedrückt wur­

den, selbst gelegt.

5 »Ein Marxist. der Sozialist bleiben will. muß das Beil des Kampfes gegen den An­
archismus begraben, denn er kann nicht Sozialist sein, ohne Anarchist zu sein.
Marx' Kampf gegen Bakunin war ein verhängnisvoller Irrtum, den die revolutio­

näre Bewegung schwer büßen mußte.« (Fritz Behrens: Kann ein Marxist heute
noch Marxist sein? In: Ders.: Abschied von der sozialen Utopie. Berlin 1992.

S. 246).
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Angesichts dieses fehlenden Druckes von links war der SPD bis 1930 fast

jeder Verrat an den Interessen ihrer Klientel, der Arbeiterschaft, un­
gestraf t möglich. Letztlich benutzten beide Parteien, die vorgaben, die In­
teressen der Arbeiterschaft zu vertreten - opportunistisch die einen,

avantgarde-bürokratisch die anderen -, ihre Klientel und traten sie gele­

gentlich mit Füßen. 1932 stellte die NSDAP im Reichstag die stärkste

Fraktion; die »heroische Illusion« war in die Hände von angehenden

Massenmördern geraten, die auf dieser Klaviatur überaus erfolgreich zu
spielen wußten.

Neben Karl Kautsky hat vor allem Max Beer die Geschichte des sozialisti­
schen Gedankens bis ins Judentum zurückverfolgt und dabei nicht nur

offengelegt, wic lange schon vor dem Entstehen einer Arbeiterschaft und

ihrer Bewegung der Ruf nach sozialer Gerechtigkeit , Freiheit und Frieden
erscholl. sondern auch welchen gewaltigen Fundus an emanzipatorischer
Programmatik sich diese Bewegung anzueignen hat." Für die vorthäl­

mannschen Kommunisten gehörte dieses Wissen zum politischen Selbst­

verständnis. Das änderte sich grundlegend, als die »Arbeiterkader« Thäl­
mann, Remmele, Ulbricht etc. den revolutionären Staats-Marxismus

vereinnahmten, auf Lenins drei Quellen sowie drei Bestandteile zurück­

stutzten und das Emanzipatorische ins Avantgardistische wendeten.

Programmatisches Wissen degenerierte zur Apologie der jeweiligen, oft

linksradikalen Tagespolitik. Entsprechend aufmerksam wurde von nun an
das verwirrende und zum eigenen Denken herausfordernde Werk Max

Beers vergessen gemacht; Ernst Bloch wurde erst gar nicht gelesen.

*

6 Max Beer: Allgemeine Geschichte des Sozialismus und der sozialen Kämpfe. Mit

Ergänzungen von Hermann Duncker. Berlin 1932.
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In seinem Avantgarde-Konzept hatte Lenin die Bewegung der Arbeiter­

schaft durch die Partei ersetzt und die Arbeiterschaft aus dem Subjekt

ihrer eigenen Bewegung in ein durch die Partei zu bearbeitendes Objekt
verwandelt. Das geschah weitgehend in der Theorie, denn vor der Revo­

lution hatten die Bolschewiki zu lebendiger Arbeiterschaft kaum Kontakt,

geschweige denn Einfluß auf sie. Auch während Revolution und Bürger­
krieg war dieses Konzept nicht sofort durchsetzbar; stat t dessen führten

die Bolschewiki - im Sinne Rosa Luxemburgs, aber keineswegs davon

begeistert - die spontan in Bewegung geratene Arbeiterschaft des Za­
enreiches; Lenins Avantgarde-Konzept konnte erst sukzessive umge­

setzt werden. Nachdem 1920 der Export der Revolution nach Polen
gescheitert war, wurde durch die Hinwendung zu den Bedürfnissen der

nachrevolutionären Bauernschaft und des Kapitals im Frühjahr 1921 nicht
nur der Ablösungsprozeß der Partei von der Arbeiterschaft vollendet,

sondern bei der Niederschlagung der Kronstädter Arbeiter-Bewegung
auch die bürgerkriegsgeschwächte Arbeiterschaft gleichzeitig unterwor­
fen. Mit der Partei- und Staatsbürokratie - letztere zum Teil aus dem Za­
rismus ererbt - schuf sich die Avantgarde-Partei in der Folgezeit eine

neue soziale Basis, zu deren Gunsten sie Ende der zwanziger Jahre die

Bauernschaft und die sogenannten NÖP-Gewinnler versklavte. Damit hat­

te sich die Sozialstruktur einer neuen Gesellschaft, des Staatsmonopolis­

mus, formiert . Der Staat als Instrument der Partei agierte von nun an nicht

nur als Alleineigentümer, sondern auch als Alleinunternehmer. In der Je­
showshina wurden im Interesse der neuen herrschenden Schicht, die sich

später (allerdings nur in der Sowjetunion und in China) zu einer eigenen

Klasse ausbilden konnte, jene ursprünglich eher demokratisch gesinnten

Revolutionäre ausgerottet, die - wider Willen - die Voraussetzungen
für die als Sozialismus apostrophierte staatsmonopolistische Gesell­

schaftsordnung geschaffen hatten.

In Deutschland gelang dem »Thälmannschen ZK«, schon bevor die Rote

Armee dessen Resten die Macht übergab, die weitgehende Verselbstän­

digung der Partei gegenüber der Klasse zu einem gewissen Abschluß zu

führen. Da ab Ende der zwanziger Jahre nur noch die Partei zählte, wurde
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selbst der 30. Januar 1933 nicht als Niederlage reflektiert, sondern weiter

an der »Vorbereitung der Revolution« gearbeitet -bis die Nazi-Faschi­

sten die Partei vollends in Stücke schlugen. Erst danach. 1935, gestanden

sich die noch lebenden führenden Genossen die Niederlage, doch keines­

wegs den verfehlten Ansatz ihres Avantgarde-Konzeptes cin. Wurden bei

Ende des Zweiten Weltkriegs im Westen die sich spontan bildenden

Antifa-Ausschüsse durch die Besatzungsmächte verboten, war es im

Osten die sich wieder begründende kommunistische Partei, die in der
schnellstmöglichen Auflösung dieser Basisorgane cine ihrer ersten Auf­
gaben sah. Jeder unabhängigen Bewegung der Arbeiterschaft sollte für

die Nachkriegszeit möglichst von vornherein der Riegel vorgeschoben

werden -was allerdings nicht immer gelang. Es folgten die Ablehnung

einer sozialistischen Einheitspartei sowie -wenige Wochen später -

ihre dringende Befürwortung und eine Vereinigung, deren vordringlich­

stes Ziel nicht etwa die Vereinigung der vereinigungswilligen Teile, son­

dern die vollständige Vereinigung war. Anders als 1920, als große Teile
der USPD die Vereinigung mit der KPD abgelehnt hatten, durfte dieses

Mal vom Vereinigungspartner kein organisatorischer Rest übrigbleiben -

dafür war so ziemlich jedes Mittel recht.

Die vor 1933 durch SPD und KPD nachhalt ig desorientierte Arbeiter­

schaft ging aus Drittem Reich und Weltkrieg in jeder Hinsicht hochgradig
beschädigt hervor. Ganze Jahrgänge waren auf den Schlachtfeldern ver­
blutet. Zum Kontinuum und zum Rückgrat des Wiederaufbaus wurde der

im Kriege u.k.-gestellte vierzig- bis fünfzigjährige Facharbeiter mit gründ­

licher handwerklicher Ausbildung und oft sozialdemokratischer Prägung,
der in der Lage war, aus dem nach Zerstörung und Demontagen verblie­

bcnen Schrott Industrieproduktion wieder in Gang zu bringen. Polit isch

orientierte sich die Arbeiterschaft in den ersten Monaten auf die beiden

Arbeiterparteien bzw. dann die SED. Besonders die sogenannte Flak­

helfer-Generation - die jungen, im Nationalsozialismus sozialisierten
Männer, denen dank ihres Alters der Fronteinsatz erspart geblieben war

-ergriffen im Prozeß der Ablösung von den Götzen des Nationalsozia­

lismus die Chance, die ihnen die SED bot: aus der Arbeiterschaft in Füh­

rungspositionen aller Ebenen aufzusteigen. Die DDR wurde ihr Land; für
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sie arbeiteten sie sich krumm; viele erlebten ihr Ende nicht mehr; die

Überlebenden dieser Aufbaugeneration gingen in Rente, als ihr Staat von
der Landkarte verschwand.

Ab 1947 setzten intern die Bestrebungen ein, das Konzept der Avantgar­
departei in der neuen Einheitspartei durchzusetzen, ab Mitte 1948 wurde
es auch öff entlich propagiert. Angehörige der »Zwischengruppen«

KPDO, SAP etc. wurden als erste verfolgt, dann kamen langjährige KPD­

Mitglieder, vor allem solche, die noch in der Arbeiterschaft verankert wa­

ren, während des Nationalsozialismus Widerstand geleistet hatten und

nun selbstbewußt auftraten, sowie SPD-Mitglieder und Westemigranten
an die Reihe. Gleichzeitig gelang es 1948, durch die Zerschlagung der Be­

triebsräte die Arbeiterschaft der einzigen eigenständigen und demokra­
tisch verfaßten Organe zu berauben. Hatte die SED 1946 noch in vier von
fünf Ländern der Sowjetischen Besatzungszone bei den Landtagswahlen

die Mehrheit errungen, wagte sie 1948, als die nächsten Wahlen hätten

abgehalten werden müssen, schon nicht mehr, sich erneut zur Wahl zu
stellen. Nachdem sie im Mai 1949 bei einem Plebiszit zwar zwei Drittel Zu­

stimmung erhalten hatte, dies aber in der SED-Führung als Katastrophe
empfunden worden war, unterblieben bis zum Ende der DDR freie Wahlen
gänzlich. Mit dem »Deutschen Wirtschaftsrat« schuf sich die Avantgar­
departei ein eigenes Machtinstrument, das am 7. Oktober 1949 in »Provi­

sorische Regierung der Deutschen Demokratischen Republik« umbenannt

wurde.

Die Arbeiterschaft der neuen Republik blieb selbstbewußt. 1951 wurde

ihr eine Arbeitsorganisation nach sowjetischem Vorbild verordnet: über­

schaubare, vermeintlich gut kontrollierbare Brigaden statt Meisterberei­

che. Das Ergebnis war zwiespältig. In etlichen Betrieben erkannten

Arbeiter die basisdemokratische Verwendbarkeit dieser Struktur und
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suchten, sie als Mitbestimmungsinstrumente einzusetzen.' Die SED rea­

gierte verunsichert und richtete die patriarchalischen Meisterbereiche
wieder ein, ließ aber die Brigaden als Hülle weiterexistieren. 1959/60. mit

den »Brigaden der sozialistischen Arbeit«, wiederholte sich solcherart
»Titoismus« erneut.

Bis ins Jahr 1952 hinein blieb unklar, ob Stalin seinen Coup von 1939
wiederholen und seine deutschen Anhänger erneut verraten oder ob er

das Gebiet zwischen Oder und Elbe endgültig seinem Imperium cinver­

leiben und mit den entsprechenden staatsionopolist ischen Verhältnis­

sen ausstatt en würde. Im Frühjahr 1952 fiel die Entscheidung: Stalin ver­

ordnete der DDR die Aufrüstung und damit endgült ig sein System. Der

Staatshaushalt der DDR, durch Reparationen und Besatzungskosten oh­

nehin der eines Armenhauses, geriet in wenigen Wochen völlig aus den
Fugen. Besatzungsmacht und SED-Führung entschieden sich für eine

Kopie der Stalinschen Politik der Jahre 1928ff. : »Verschärfung des Klas­

senkampfes« mit zwei Zielen, erhöhte Akkumulation und Zert rümme­
rung überkommener Sozialstrukturen. Als der Mitt elstand und die Bau­

ernschaf t schon auf dem Rücken lagen, die überlebenden jüdischen
Kommunisten, soweit noch nicht verhaftet und für den deutschen

Schauprozeß hergerichtet , in den verhaßten Westen ausgewichen wa­

ren, und die auf Zerstörung beruhende Akkumulation nur schwache

Einmaleffekte hervorgezaubert hatte, begann im März 1953 die Beseiti­
gung der wenigen sozialen Vergünstigungen für die Arbeiterschaft: Ab­

schaff ung der lebenswichtigen Arbeiterrückfahrkarte, der Kuren und

weiterer mehr als schlichter Privilegien, dafür Preiserhöhung für die bil­

lige Marmelade -damals Grundnahrungsmit tel -und zehnprozentige

Normerhöhung per Dekret.

•

7 Grundlegend dazu Jörg Rocsler: Inszenierung oder Selbstgestaltungswille?Zur Ge­

schichte der Brigadebewegung in der DDR während der 50er Jahre. Berlin 1994

(hefte zu ddr-geschichte 15).
8 Jörn Schütrunpf: »Stürmt die Höhen der Kultur!« Der Bitterfelder Weg. In: Franz­

Josef Brüggemeier / Gottfried Korff / Jürg Stciner (Hrsg.): mittendrin. Sachsen­

Anhalt in der Geschichte. Dessau 1998. $, 437-445.
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Doch: Deutschland war nicht Rußland, die deutsche Arbeiterschaft hatte
anders als die russische 1921 etwas entgegenzusetzen: Obwohl unorgani­
siert, ohne Führung und auf die blanken Hände angewiesen, zog sie quer
durch die Gesellschaft unübersehbar die Grenze, bis zu der sie gewillt war
mitzugehen: Euch die Macht, uns soziale Sicherheit und eine erträgliche
Arbeitsbelastung. Dieser unausgesprochene Klassenkompromiß zwi­
sehen Arbeiterschaft und Partei- und Staatsbürokratie hielt, bis sich
1988/89 - nachdem schon viele Kreative, die nicht der Arbeiterschaft an­
gehörten, das Land verlassen hatten - nun auch die jüngeren Teile der
ostdeutschen Arbeiterschaft zur Massenemigration entschlossen, zu der
schon 1960/61 ihre Elterngeneration angetreten, aber in ihrer Mehrheit
durch den Mauerbau gehindert worden war.

Der 17. Juni 1953 in der DDR und zuvor die ähnlich gelagerten Ereignisse
in der CSR Anfang Juni 19538 haben eine Minderung des despotischen
Charakters des Staatsmonopolismus in ganz Osteuropa, die Sowjetunion
eingeschlossen, bewirkt sowie für die Herausbildung des Rheinischen
Kapitalismus das notwendige Kräfteverhältnis geschaffen - den Weg
zu einer lebensfähigen, demokratisch verfaßten und sozial gerechten
Gesellschaft jedoch vermochten sie nicht zu öffnen. Diese Aufgabe ist
bis heute ungelöst geblieben.
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In der wissenschaftlichen Literatur gibt es subjektiv geprägte Wertungen

zu den Konzepten der Reformer und Oppositionellen der 50er Jahre.

Diese reichen von der pauschalen Zuordnung dieser Konzepte zu einer

Alternative' bis zu jener Abwertung, ihre Verwirklichung hätt e zu einem

neuen Stalinismus geführt.' Kaum im Blickfeld ist bisher, daß diese

Reformkonzepte schon 1953 Gestalt annahmen, im Zeichen des »neuen
Kurses in alten Schläuchen« zurückgedrängt wurden, um nach dem XX.

Parteitag im Jahre 1956 erneut und vehementer als 1953 hervorzutreten.

Die Legende von der »loyalen Mitarbeit« der Intelligenz

Während 1956 als Zäsur eher schon anerkannt wird, gilt für 1953 noch

jene von Walter Ulbricht geschaff ene Legendenbildung. Dieser hatte das
Verhalten der Intelligenz am 17. Juni auf der 15. ZK-Tagung im Juli 1953

höchst einseit ig bewertet: »Die Angehörigen der Intelligenz haben in den

Tagen der faschistischen Provokationen loyal gearbeitet.«' Er setzte da­

mit eine Legende in die Welt, die eigentlich dem Prinzip des »Teile und

herrsche!« entsprach und einen Keil zwischen die Arbeiter und die Intel­

lektuellen treiben sollte.
Die Legende, daß sich die Intelligenz am 17. Juni loyal verhalten habe,

hält sich bis heute. Die Intellektuellen hätten sich auf die Funktion des

Siehe Thomas Klein / W ilfriede Otto / Peter Grieder: Visionen. Repression und Op­

position in der SED (1949-1989). Frankfur t an der Oder 1996. $. 58; Michael
E. Scholz: Kurt Viewegs alternative Agrarpolitik 1956. In: Beiträge zur Geschichte

der Arbeiterbewegung (BzG). H. 3/1994. $.78.
2 Siehe Frank Stern: Dogma und W iderspruch. SED und Stalinismus in den Jahren

1946 bis 1958. München 1992. $. 198-203.
3 Der Neue Kurs und die Aufgaben der Partei. 15. Tagung des ZK der SED vom

24.-26. Juli 1953. Berl in 1953. $. 78f.
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Zuschauens beschränkt, meinte Wolfgang Engler in seinem verdienst­

vollen Buch über die Ostdeutschen.* Für Sigrid Meuschel steht fest, daß

die Intellektuellen die Solidarität mit einer irrenden Führung höher ver­

anschlagt hätten als die mit einem Volk, das diese Irrtümer aufdeckte.*
Und Beate lhme -Tuchel faßte aktuelle Wertungen zusammen: »Daß

Künstler und Intellektuelle sich beim Juni-Aufstand meist abseits hielten,
während sie in der Entstalinisierungskrise 1956 aktiv wurden, ist nahezu
Konsens in der Forschung.«"

Das Stricken an dieser Legende ist wohl dadurch erleichtert worden,

daß der Blick zu sehr auf den Tag des 17. Juni und nicht auf die Gesamt­

situation einer länger andauernden Gesellschafts- und Systemkrise der

DDR gerichtet wurde. Es geht hier auch um die theoretisch-methodologi­

sche Problematik des Herangehens an die Erforschung der Juniunruhen
im Jahre 1953. Einen Fingerzeig in die richtige Richtung vermitt elte die

aktuelle Debatte um den 17. Juni zwischen Ministerpräsident Otto Grote­
wohl und führenden Künstlern und Schrif tstellern. Auf die am 19. Okto­

ber 1953 von Stefan Heym gestellte Frage, ob er über den 17. Juni die

Wahrheit sagen könne, antwortete Otto Grotewohl: »Bitt e schön, sagt
sie! Wir haben nichts dagegen!« Stefan Heyms Roman über den 17. Juni,

der im Jahre 1955 in der DDR und 1961 in der UdSSR erscheinen sollte.

konnte in Berlin (Ost-) bekanntlich erst 1989 erscheinen.' Ob Grotewohl
das 1953 schon ahnen konnte? Vermutlich nicht! Er antwortete 1953 auf

Heyms Frage in einer Weise, die sich langfristig als völlig richtig erwei­

sen sollte: »Nur Genosse Stefan Heym, der 17. Juni hat nicht am 16. Juni
begonnen und am 18. Juni aufgehört , sondern der 17. Juni gehört in eine

4 Siehe Wolfgang Engler: Die Ostdeutschen. Kunde von einem verlorenen Land.

Berlin 2000. $. 84 f.
5 Siehe Sigrid Meuschel: Legitimation und Parteiherrschaft in der DDR. Zum Para­

dox von Stabilität und Revolution in der DDR 1945-1989. Frankfurt am Main

1992.
6 Beate lhme-Tuchcl: Wolfgang Harich. In: Opposition und Widerstand in der

DDR. Politische Lebensbilder. Herausgegeben von Karl Wilhelm Fricke. Peter

Steinbach und Johannes Tuchel. München 2002. $. 218.

7 Siehe Stefan Heym: 5 Tage im Juni. Roman. Berlin 1989.
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Periode. Wenn man eine Wahrheit finden will, dann kann man sie nur aus
der Periode heraus finden.«

Auch spielten Quellen, wie die Enquete des Kulturbundes zur Lage der

Intelligenz vom März 1953, Analysen des Förderungsausschusses für die
deutsche Intelligenz und der Zentralen Intelligenzkonferenz im Mai 1953

bei bisherigen Untersuchungen nur am Rande eine Rolle. Wenn darauf

hingewiesen wurde, dann hauptsächlich unter Berücksichtigung sekun­

därer Quellen. Magdalena Heider hat in ihrer ansonsten gründlichen Un­

tersuchung zur Geschichte des Kulturbundes zwar auf die Signatur der

Enquete vom März zutreff end verwiesen, jedoch verwandte sie auf die
Behandlung der fast 200 Seiten der Enquete lapidare sieben Zeilen." Erst

jetzt wurden die bisher zu Unrecht vernachlässigten Quellen erstmals in

einer Auswahl dokumentiert und in einer Analyse nach verschiedenen

Seiten hin befragt.'P Auf die Enquete soll in diesem Rahmen nur kurz ein­
gegangen werden.

Intelligenz - Enquete und Zentrale Intell igenz-Konferenz

Allgemeine Unzufriedenheit in allen Teilen der Intelligenz herrschte über

die engstirnige Art der Berichterstattung in den Medien. Die in der DDR

nicht ausreichend vorhandene Öffentlichkeit förderte das Entstehen von
Gerüchten. Im Bezirk Leipzig wurde erzählt, daß die zu erwartenden neuen

Personalausweise nur eine Bewegungsfreiheit im Umkreis von 100 km zu­
lassen würden.!! Im Bezirk Magdeburg kam das Gerücht auf , daß am

8 Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR beim Bundes­

archiv (im weiteren SAPMO BArch). NY 4090. B1. 108/109
9 Siehe Magdalena Heider: Politik-Kultur-Kulturbund. Zur Gründungs- und Früh­

geschichte des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands 1945-

1954 in der SBZ/DDR. Köln 1993. $. 172.

10 Siehe Siegfried Prokop: Intellektuelle im Krisenjahr 1953. Enquete über die Lage

der Intelligenz der DDR. Analyse und Dokumentation. Schkeuditz 2003. Der
Verfasser greift hier auch auf ausgewählte Materialien dieser Publikation ebenso
zurück wie einige Art ikel zu diesem Thema in »hochschule ost« (Leipzig. H.

3-4/1999 und H. 3-4/2000)
l1 Siehe Prokop: Intellektuelle im Krisenjahr 1953. Dokumentation 2.9.
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l. März 1953 in Berlin die Sektorengrenze gesperrt werde.' Zeitgleich mit

diesen Gerüchten wurde Furcht vor einem unmitt elbar bevorstehenden
Krieg geäußert.

Allgemein verbreitet war die Angst, sich in öff entlichen Diskussionen

zu äußern, weil fr istlose Entlassungen oder Inhaf tierungen nicht selten

die Folge waren.' Verfolgungsgefühle und Angstpsychosen traten bei

solchen Intellektuellen auf , deren Verwandte oder Bekannte ohne Nach­
richt über ihr Verbleiben inhaftiert wurden.

Die Enquete des Kulturbundes förderte viel brisantes Material ans
Tageslicht. Es wurde offenbar, daß lediglich Einzellösungen nicht aus­
reichten, um dem Brodeln in der Intelligenz Einhalt zu gebieten. Der Kul­

turbund leitete das Material im April an die Regierung' weiter und nahm

Kurs auf größere Konferenzen mit der Intelligenz im regionalen und zen­

tralen Rahmen.
Vor allem die Zentrale Konferenz am 27. Mai 1953 in Berlin fördert e wei­

teres Material zu Tage, die Aussprache war off en und ließ auch an Härte
kaum zu wünschen übrig. Ich beschränke mich hier auf den Streit zwi­

schen der Volksbildungsministerin Else Zaisser und dem prominenten Ro­

manisten Victor Klemperer über die Verordnung zur Einführung der
!1-Klassenschule in der DDR (GBI. I 1953 Nr. 66 S. 732).

Klemperer sprach auf der Konferenz die Schulverordnung unverblümt

an und fragte nach der demokratischen Legitimation: »Wir erfahren diese

Sache als eine Verordnung des Ministerrats. Wer ist gehört worden?

Meine Fakultät, die philosophische Fakultät der Humboldt Universität , ist

nicht gehört worden. Die Sprachklasse der Berliner Akademie der Wis­

senschaften, der ich angehöre, ist auch nicht gehört worden. Ja, ist denn

eine solche Sache auch von dem weisesten Ministerrat aus zu entschei­
den? Ist es nicht eine Sache, die uns alle angeht? Wer die Erziehung an­

faßt, faßt an den Nerv unseres gesamt en Lebens und unserer Verfassung.

l2 Siehe ebenda. Dokumentation 2.10.
13 Siehe ebenda. Dokumentation 2.1 I.
14 Nach Aussagen von Karl-Heinz Schulmeister vom 15. August 2000 war die der

Regierung übergebene Ausfertigung der Enquete schon zu Zeiten der DDR ver­

schollen. Trotz intensiver Recherche konnte sie im Bundesarchiv bis jetzt nicht

gefunden werden.
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Wer in der Erziehung etwas schwächt, schwächt alle kommenden Fünf­

jahrpläne. (Beifall) Es ist absolut notwendig, daß eine solche Sache nicht

Verordnung, sondern Gesetz ist. Gesetze aber werden durch die Kommis­

sionen unserer Volkskammer beraten und werden durch die Volkskanmer
gehen müssen, sonst hat die Volkskammer keinen Sinn.«!5

Bezeichnend war die Antwort Else Zaissers, die von Dogmatismus nur

so strotzte. Interessant aber war auch die ablehnende Reaktion der Kon­

ferenzteilnehmer. Frau Zaisser erklärte: »Aber vor allen Dingen aus dem

Diskussionsbeitrag von Herrn Prof . Dr. Klemperer und aus dem, wie ich

glaube, verhältnismäßig geringen Beifall, den dieser Diskussionsbeitrag
erhalten hat, schließe ich, daß doch die Mehrheit der Vert reter der Intelli­

gnz tiefer in den polit ischen Sinn des Beschlusses des Ministerrates ein­
gedrungen ist als z. B. Herr Prof . Dr. Klemperer. (Widerspruch, Scharren)

Wenn man allerdings vom Standpunkt der traditionellen Oberschule

der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaf t an die Reorganisation heran­
geht, vielleicht auch aus gewissen, durch die Erinnerung an die Jugend

verklärt e Vorstellungen über den Charakter der Oberschule, so wie er sein

sollte, so ist es allerdings unmöglich, den tiefen politischen Sinn der Re­
organisation, wie sie vom Ministerrat verordnet ist, zu verstehen ... Hier

wurde verschiedentlich festgestellt , daß diese Entscheidung über diese

wichtige Frage der Reorganisation nicht mit genügend Fachkreisen dis­
kutiert wurde. Dazu ist zunächst einmal zu sagen, daß diese Frage, wie
ich schon sagte, diese politische Frage in erster Linie in den maßgeben­

den polit ischen Stellen entschieden worden ist, und darum, glaube ich,

war es nicht notwendig, die Frage, ob II oder 12 oder 10 Jahre mit einzel­

nen Fakultäten zu diskutieren. (Scharren)

Jetzt aber, nachdem die Frage der l1-Klassenschule entschieden ist, ist

es selbstverständlich unsere Aufgabe, sowohl mit den Lehrern der all­

gemeinbildenden Schule, als auch vor allen Dingen mit den Lehrern und

Professoren der Hochschulen über den Bildungsinhalt und den Bildungs­
umfang dieser neuen II-Klassenschule zu beraten. (Zurufe: vorher) Es

besteht die Aufgabe auch der Wissenschaftler, mitzuhelfen bei der Aus­

arbeitung der neuen Lehrpläne und auch der neuen Lehrbücher.«!6

15 SAPMO-BArch. DY 27/499. BI. 305.

16 Ebenda, BI. 315f.
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Else Zaisser verteidigte die Regierungsentscheidung denkbar schlecht.
Ihr zentralistisch-bürokratisches Vorgehen wurde von den Konferenz­
teilnehmern eindeutig abgelehnt. Klemperers Berufung auf die Verfas­
sung der DDR hingegen wurde eindeutig unterstützt.

Der Ertrag der Zentralen Intelligenzkonferenz war hinsichtlich der sich
abzeichnenden Veränderungen marginal. UIbricht verharr te überwiegend
auf seinen dogmatischen Standpunkten. Er war allenfalls zu Angeboten
im Sinne von etwas mehr Zuckerbrot und etwas weniger Peitsche bereit.
Insofern erscheint die Bewertung von Nikola Knoth, daß sich »für die
Intelligenz bereits Ende Mai 1953 ein »Neuer Kurs<« angekündigt habe!
zu optimistisch.

Aber nach der Enquete und der Zentralen Intelligenz-Konferenz stan­
den zwei gesellschaftliche Probleme - die Rolle der Öffentlichkeit in
Staat und Gesellschaft und die Frage der Demokratie in Übereinstimmung
mit der Verfassung- zur Diskussion.

Intelligenz und 17. Juni

Die Teilnahme der Intelligenz an den Protesten, Streiks und Demonstra­
tionen des I7. Juni spielte eine größere Rolle, als lange Zeit angenommen
worden ist. Der Meldedienst des FDGB verzeichnete am 17. Juni 1953 um
13 Uhr im Betrieb Jenapharm bei Technikern und Ingenieuren noch »eine
gewisse Zurückhaltung.«!° Die kaufmännische Intelligenz verhalte sich
ebenso abwartend. In Heringsdorf lobte der Chefarzt im Krankenhaus gar
die Regierung der DDR für ihre Haltung, da diese nun die Herstellung der
Einheit Deutschlands ermögliche!

In Görlitz gehörten dem zwanzigköpfigen Streikkomitee auch ein Archi­
tekt, ein Arzt und ein Rechtsanwalt an.' Heidi Roth faßte ihre Untersu-

17 Nikola Knoth: Loyale Intelligenz? In: Brüche. Krisen. W endepunkte. Neubefra­

gung von DDR-Geschichte. Hrsg. von Jochen Czerny. Leipzig. Jena. Berlin

1990. $. 154.
18 SAPMO BArch, DY 34/15/5156/3100 (unpaginiert ).

19 Siehe ebenda. 15/1151/100.
20 Siehe Manfred Hagen: DDR - Juni '53. Die erste Volkserhebung im Stalinismus.

Stuttgart 1992. $. 159.
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chungen zum 17. Juni in Sachsen so zusammen: »Die technische Intelli­

genz, die kaufmannischen und die technischen Angestellten waren in vie­

len Steikleitungen -entsprechend ihrem Anteil an der Belegschaft -

durchaus reprasentativ vertreten.?! So gab es unter den 32 verhafteten

Streikleitungsmitgliedern aus drei Leipziger Betrieben funf Vorarbeiter,

zwei Technologen, eine Sachbearbeiterin, einen Abteilungsleiter Finan­
zen und einen Betriebsarzt.«?2

Verschiedene Erhebungen, wie zum Beispiel die des Staatssekretariats

fur Hochschulwesen, erlauben eine Beschreibung der Lage an den Uni­

versitaten. An der Karl-Marx-Universitat Leipzig herrschte um den 17.
Juni 1953 im allgemeinen eine pessimistische, trube Stimmung vor. Die

Hauptereignisse an der Universitat spielten sich am Mittwoch und Don­
nerstag ab. Der Kunsthistoriker Professor L. forderte in einem Telefonge­
sprach mit dem Stellvertreter des Rektors die Beseitigung der Losungen

von seinem Institut und au~erdem die Entfernung der FDJ-Studenten, die

provozierend wirken. Weiterhin forderte er die Entfernung der »hohen Ba­

zillen« (er meinte damit die Bilder von Marx, Engels, Lenin und Stalin).
m Praktikum der Chemiker des I. Studienjahres bildete sich cin »Bund

freier Chemiker«. Zwei Nationalpreistrager, die Professoren B. und Sch.,

forderten nach den Regeln der Demokratie den Rucktit t der Regierung

von Otto Grotewohl aufgrund der gemachten Fehler. Sechs Assistenten

der landwirtschaftlichen Fakultat gaben die Mitgliedsbucher der SED

zuruck.

Ein Student der ABF und ein Student der Medizinischen Fakultat wur­
den verhaftet. Der Student der ABF war, wie es in einem Bericht hie~, an
»Provokationen« gegen die Polizei beteiligt. Der Medizinstudent hatte

eine Angestellte wegen der Exmatrikulation seiner Frau bedroht.
Die Parteileitung der Universitat lehnte es ab, die von einem ZK-Funk­

tionar geforderten Stellungnahmen von Professoren gegenuber der Re­

gie-rung innerhalb kurzester Zeit zu verschaffen. Stellungnahmen hatten

2I Bei dieser zutreffenden Wertung ist zu berucksichtigen, da~ die Intelligenz 1953
noch keine soziale Massenschicht war. Sie war quantitativ seit 1945 nur marginal

gewachsen. Ihr gehorten zu dieser Zeit insgesamt kaum mehr als 260 000 Burger an.

22 Heidi Roth: Der 17. Juni 1953 in Sachsen. Mit einem einleitenden Kapitel von Karl

Wilhelm Fricke. Koln, Weimar. Wien 1999. S. 600.
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die Professoren Ernst Bloch und Hans Mayer vorgelegt. In der Leipziger

Universität herrschte eine Stimmung gegen die Verniedlichung der ge­

machten Fehler und der Ereignisse vom 17. Juni 1953 durch Presse und
Rundfunk der DDR vor.

In den Universitäts-Kliniken wurden eine Stalin-Büste und eine Karl­
Marx-Ecke zerstört. Doppeldeutig schloß ein Bericht von Staatssekretär

Gerhard Harig im Kollegium des Staatssekretariats: »Im allgemeinen kann
man sagen, daß sich die Universität und ihre Angehörigen bei den Er­
eignissen am 17. Juni 1953 von einer guten Seite gezeigt haben,«?3

An der Universität Jena kam es zu tätlichen Auseinandersetzungen, in

deren Resultat der ehemalige Universitätsparteisekretär verletzt wurde.

Das schwächste Glied der Universität war die Bibliothek deren eine Ab­
teilung sich am Streik beteiligte. Die Universitätskliniken hingegen hätten
trotz Drohungen und Forderungen von Demonstranten und Streikenden

Verletzte nicht ausgeliefert. Jedoch sei der Rektor Josef Hämel verwirrt

gewesen. Er habe an der Stärke der Staatsmacht der DDR gezweifelt. Er

ließ die Transparente sowie die Lenin- und Stalin-Büsten außerhalb und

innerhalb der Universität entfernen. Das Unterrichtsgebäude der ABF
wurde gestürmt und das FDJ-Zimmer zerstört, die Protestierenden such­

ten den Direktor. Rektor Hämel eilte zur ABF und lieferte auf Anforde­
rung der Demonstranten hin Luftgewehre aus. Außerdem verhinderte er
die Zerstörung des Mensafunks. In Begleitung des FDJ-Sekretärs sowie

des provisorischen Studentenrats erschien er überall dort , wo es notwen­
dig war, Zerstörungen zu verhüten. Sechs Studenten, darunter drei SED­
Mitglieder, bildeten einen provisorischen Studentenrat, der sich mit

Streikenden und Demonstranten solidarisierte. Die Mehrheit der Jenenser

Professoren votierte für eine Umbildung der Regierung. Im allgemeinen
wurde auch die Auff assung vertreten, daß die Wendung in der Partei und

der Regierung wegen der Unruhen erfolgte. In Jena wurden Greuel­

märchen über die Zustände in den Gefängnissen erzählt . Eine Kommis­

sion zur Kontrolle entstand, der u.a. auch Rektor Hämel und Prof. H.

angehörten.
In Görlitz beherrschten Demonstranten eine zeitlang die Stadt. Die

Kreisleitungen der SED und der FDJ sowie die Gefängnisse wurden ge-

23 BArch Berlin. DR 3/147. B1. 62.
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stürmt . Die ABF-Außenstelle der TH Dresden verteidigte sich gegen 1500

Demonstranten und verhinderte die Zerstörung des Gebäudes und der

Lehrmaterialien. Der Klub der Lowa-Arbeiter wurde von den Protestieren­
den zerstört .

Die Arbeit in den Groß-Betrieben wurde erst auf Befehl des Komman­

danten aufgenommen. Die ABF war zur Diskussion in den Betrieben ein­

gesetzt. Die Mehrzahl der Dozenten soll sich anerkennenswert verhalten
haben.

Die TH Dresden vermitt elte im Vergleich zu Görlitz ein günstigeres Bild.
Die Arbeit auf den Baustellen wurde nur für zwei Stunden unterbrochen.
Die TH setzte Agitatoren ein, die mit den Arbeitern diskutierten. Die Pro­

fessoren Heidebroek und O. zogen ihre Protesterklärungen beim Erschei­
nen der sowjetischen Panzer zurück. Beide waren erst später mit Mühe

dazu zu bewegen, eine abgemilderte Erklärung abzugeben. Die

Professoren K. und G. gaben sehr positive Erklärungen ab. Professor B.

wurde für kurze Zeit wegen »ungebührlichen Verhaltens« gegenüber der

Roten Armee verhaftet.

In Böhlen tätige Chemiker der TH Dresden solidarisierten sich mit strei­
kenden Arbeitern.

In den beiden der Hauptabteilung Fachschulwesen des Staatssekreta­

riats für Hochschulwesen direkt unterstellten Dienststellen Plauen und

Dresden passierte nichts. Die Studenten in Plauen wurden zur Agitation

eingesetzt.
An der Berliner Humboldt Universität legten die Bauarbeiter am Mitt­

woch die Arbeit nieder und nahmen sie am Donnerstag teilweise wieder
auf. Der gesamte Betrieb an den Universität sei im Großen und Ganzen in

Ordnung gewesen, lediglich einige Institute schlossen am 17. Juni mit­

tags, da die Heimfahrt der Mitarbeiter nicht gewährleistet war. Einige Prü­
fungen konnten nicht abgelegt werden, weil die Professoren, die im

Westsektor wohnten, wegen der Verkehrsunterbrechungen nicht anwe­

send sein konnten. Die Charite hielt den Betrieb aufrecht, obwohl etwa

ein Drittel der Mitarbeiter in Westberlin wohnte und ebenfalls abwesend

war.
Lehrkörper: Über eine Teilnahme der Mitglieder des Lehrkörpers an

den Demonstrationen wurde nichts bekannt. Hervorgehoben wurde die

gute Haltung der Landwirtschaftlich-Gärtnerischen Fakultät sowie der
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Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. Bci der Veterinärmedizinischen
Fakultät war nur der Dekan, Prof. Dr. R., anwesend, der eine positive

Haltung an den Tag legte. An der Mathematisch-Naturwissenschaftli­

chen Fakultät entwickelte sich im Anschluß an eine Kommissionssitzung

der Fachrichtung Chemie eine Diskussion. Jeder Äußerung enthalten ha­

ben sich die Herren B., R. und K. Prof. Th. war sehr zurück-haltend,

während Prof. M. und der Dekan, Prof. F., den Rücktritt der Regierung
forderten. Es ginge nicht an, Fehler bloß festzustellen, ohne Konsequen­

zen zu ziehen. Es gäbe keine Garantie, daß sich die Fehler in der Zukunft

nicht ständig wiederholten. Prof. Havemann war der Träger der positiven
Diskussion.

Werner Tschoppe Parteisekretär der Humboldt-Universität , behaup­
tete im Herbst 1953, daß die Universität am 17. Juni -generell gesehen

-gestanden habe. Viele Einsätze zum Schutze der Universität und le­
benswichtiger Objekte seien durchgeführt worden. Ein ehemaliges Partei­
mitglied der Grundorganisation Philosophie habe jedoch schmutzige

Angriff e gegen Ulbricht und Grotewohl gerichtet , was von anderen Phi­

losophen toleriert worden sei. Tschoppe war vor allem darüber empört,
daß die größten Schwankungen bei den Historikern, den Juristen und in

einigen Zweigen der Wirtschaftswissenschaf t aufgetreten waren. Die

Professoren seien überhaupt nicht in Erscheinung getreten. Ein solches
»totales akademisches Insulanertum«?® könne nicht geduldet werden, der

Unterricht sei zu überprüfen. Bei den Philosophen werde viel über den

dialektischen und historischen Materialismus gesprochen. Es werde
auch Dialektik gelehrt, aber die Dinge würden nicht im Zusammenhang

gesehen.
Studenten: Die Mehrzahl der Studenten befand sich außerhalb der Uni­

versität. Eine Reihe der anwesenden Studenten zeigten eine positive Hal­
tung, indem sie sich Auff orderungen von Demonstrationsteilnehmern,

sich dem Zug anzuschließen, nicht folgten. Im Demonstrationszug wurden

einige Studenten der Philosophischen und der Wirt schaftswissenschaft­
lichen Fakultät gesehen. Der Student Heinrich E., Wirtschaftswissen-

24 Tschoppe fiel 1964/65 im SED-Politbüro in Ungnade. weil er Havemanns Re­
formkonzepte unterstützte.

25 SAPMO-BArch. DY 30/9.04/8, B1. 174.
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schaftliche Fakultät, der als Mitglied der Jungen Gemeinde exmatrikuliert

worden war, marschierte sowohl am 16. wie auch am 17. Juni an der Spitze
des Demonstrationszuges.

Angestellte: Die Diskussion unter den Angestellten war sehr lebhaft,
soll aber bis auf wenige Ausnahmen keine oppositionellen Einstellungen

zutage gebracht haben. Mitarbeiter des Prorektorats für Studentenange­

legenheiten kritisierten heftig die Maßnahmen der Regierung. Ein Ange­
stellter versuchte, die Mitarbeiter der Universität zur Beteiligung an der

Demonstration zu bewegen. Der frühere Hausmeister, Kollege L., der vor
einiger Zeit entlassen worden war, weil er in Westberlin wohnte, mar­

schierte als »einer der Agitatoren« an der Spitze des Zuges.

Arbeiter: Die Bauarbeiter beteiligten sich am Streik. Am Freitag wurde
wieder voll gearbeitet.

Die Meister, die in den Instituten beschäftigt sind, beteiligten sich

nicht am Streik, sprachen aber wieder ihre ungenügende Besoldung an.

Wie in anderen Bezirksstädten erfolgten in Halle Demonstrationen un­
ter den bekannten Losungen. Die Initiative ging von der Waggonfabrik
Ammendorf, Buna und Leuna aus. Die Demonstranten drangen in die Be­
zirksleitung der SED bis in die 2. Etage vor. Alle Transparente und Lo­

sungen wurden entfernt. Die Staatsanwaltschaft wurde gestürmt und

einige Staatsanwälte und Richter tätlich angegriffen. Akten wurden ver­
brannt und das Tor mit einem LKW eingefahren. Die Untersuchungs­
häftlinge kamen frei.

Auch das Zuchthaus wurde geöff net. Es entstand eine Schießerei, bei

der ein Volkspolizist und zehn Demonstranten getötet wurden. Auch in

die Gebäude des Rates des Bezirkes drangen Demonstranten ein, nicht

jedoch in das Rathaus und die Dienststelle der Staatssicherheit.

Bei dem Tumult vorm Zuchthaus wurde der landwirtschaftliche Assi­

stent Sch. durch einen Querschläger getötet. Vier Studenten der Land­

wirtschaftlichen Fakultät gehörten der Zentralen Streikleitung an. Sie

wurden verhaftet. Die Professoren H. und R. beteiligten sich aktiv an den

Tumulten. Ein Professor von der Universitätsklinik erklärte: »Einer, der es

wagt, in das Gebäude einzudringen, den überschütt e ich mit Säure!@?6

26 BArch Berlin. DR 3/147, B1. 69.
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Der Abteilungsleiter F. in der Allgemeinen Verwaltung sprach sich für

den Sturz der Regierung aus. Vom Institut für Kunsterziehung beteiligten

sich mehrere Studenten an den Demonstrationen.

Der Arzt Dr. J. von der Universitätsklinik Halle erklärte, daß 90 Prozent
aller Klinikärzte der »Widerstandsbewegung« angehören.7 Von der Uni­

versität Halle nahmen vorwiegend Studenten der Landwirtschaftlichen

Fakultät an den Demonstrationen teil. Im Institut für Altertumswissen­
schaft dieser Universität wurden folgende Forderungen gestellt :

»I. Die Regierung der DDR muß zurücktreten, da sie schwerwiegende

Fehler gemacht hat und unser Vert rauen nicht mehr besitzt und es nie ha­

ben wird.

2. Forderung nach Bildung von Kommissionen, die die Macht überneh­

men sollen, da die Regierung das Vertrauen des Volkes verloren hat.

3. Bildung einer neuen Arbeiterpartei (SPD), die die Regierung über­

nehmen soll. Der Grundfehler in unserem Staat war die Vereinigung der

Arbeiterparteien.
4. An der Demonstration haben keine faschistischen Elemente teil­

genommen, nur ehrliche Arbeiter.
5. Kein Vertrauen zu den angekündigten Maßnahmen der Regierung.

weil diese nicht sofort und vollständig durchgeführt wurden und damit
zu rechnen ist, daß die zurückgenommenen Maßnahmen später wieder

eingeführt werden ...38

Rektor Leo Stern berief telefonisch den Senat ein, dem er eine Resolu­

tion für die Unterstützung der Regierung zur Abstimmung vorlegte. Auch

der Dekan der Theologischen Fakultät unterschrieb die Resolution, zog

aber später seine Unterschrif t zurück.
In Rostock konzentrierten sich die Vorfälle auf die Werften und Werke.

An der Universität blieb es ruhig. I00 Studenten der Fakultät für Schiff ­

bau beteiligten sich an den Demonstrationen der Warnowwerft. Die Stu­

denten sagten zu den Arbeitern: »Ihr Arbeiter habt es schwer. Aber uns

geht es noch schlechter. Neben unserer schweren materiellen Lage durch

mangelhafte Unterkünfte, Abschaff ung der Betriebsstipendien und kaum

27 Siehe BStU 168/56. Bd. 20. BI. 7.
28 Zit. nach Angelika Klein: Die Arbeiterr evolte im Bezirk Halle - Dokumente

und Statistiken. Heft 3. Potsdam 1993. $. 32.
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zu erlangende Staatsstipendien, stehen wir unter scharfer Bespitzelung
durch die SED und FDJ.«29

Auch an antisowjetischen Kundgebungen beteiligten sich die Studen­
ten. Der Vorwurf lautete: »Anstiftung zur Entfernung der sowjetischen

Sterne. Beschimpfung sowjetischer Soldaten, die zum Schutze der Werke

eingesetzt waren.«'0 Tätliche Ausschreitungen waren nicht zu verzeich­

nen. Die Durchführung des Praktikums wurde für drei Tage gesperrt.
Der Botaniker v. G. äußerte, angesichts der von Partei und Regierung

zugegebenen Fehlern sei eine Regierungsumbildung unumgänglich.

In Magdeburg beteiligte sich der Schauspieler Hans-Joachim Sch. an

der Besetzung der Strafvollzugsanstalt . Außerdem hatte er die Beleg­

schaft der Städtischen Bühnen zum Streik aufgerufen. Er wurde danach
verhaftet und unter Druck für das MES verpfl ichtet und freigelassen. Dem
Schauspieler gelang die Flucht nach Westberlin, wo er sich dem »Komi­
tee 17. Juni« anschloß3

Brechis Konfl ikt mi t Ulbricht

Bertolt Brecht erfuhr am Abend des 16. Juni 1953 während einer Drama­

turgie-Besprechung von den Unruhen. Sofort veranlaßte er eine Mitar­

beiterversammlung, um sich über die Situation zu beraten. Im Ergebnis

dieser Beratung schrieb Brecht an die Repräsentanten der SED einen
Brief . Der Brief an Walter Ulbricht lautete: »Die Geschichte wird der re­

volutionären Ungeduld der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands

ihren Respekt zollen. Die große Aussprache mit den Massen über das

Tempo des sozialistischen Aufbaus wird zu einer Sichtung und zu einer

Sicherung der sozialistischen Errungenschaften führen.
Es ist mir ein Bedürfnis, Ihnen in diesem Augenblick meine Ver­

bundenheit mit der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands auszu­

drücken.«}2

29 BArch Berlin. DR 3/ 147, BI. 70.

30 Ebenda.
31 Siehe BStU 168/ 56. Bd. 20. BI. 7.

32 Ebenda, NY 4182/ 1387. BI. 14. Siehe auch Bertolt Brecht: Arbeitsjournal 1938-

1955. Berlin und Weimar 1977. $. 691. Siehe Teil 1V des vorliegenden Bandes.
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Am 17. Juni schrieb Brecht auch an die Kulturabteilung des ZK der
SED: »Ich glaube, daß der Rundfunk heute von großer Bedeutung ist.

Wir würden gerne vom Berliner Ensemble aus eine Veranstaltung in
Rundfunk organisieren.«' Das Angebot wurde nicht angenommen.

Am 21. Juni 1953 druckte das »Neue Deutschland« Brechts Schreiben

an Ulbricht enorm gekürzt . Brecht stand in der Öff entlichkeit plötzlich als
blauäugiger Anhänger Ulbrichts da. Diese Verfälschung hatte ein Nach­

spiel. In einem Aktenvermerk der Abteilung Schöne Literatur und Kunst

des ZK der SED vom 7. Juni hieß es, daß Brecht über dic Behandlung

seines Briefes sehr empört ist : »Aus diesem Brief sei nur der letzte Ab­
satz veröff entlicht worden, in dem Brecht seine Verbundenheit mit der
Partei zum Ausdruck bringt. Die ersten Absätze, in denen er eine Diskus­

sion über all die stritt igen Probleme fordert , seien jedoch nicht veröff ent­
licht worden. Er hielte dieses Verfahren für taktlos, da niemand mit ihm

über die Veröff entlichung in dieser Form gesprochen hätt e. Seiner An­

sicht nach wäre er in seinen Möglichkeiten der gesamtdeutschen Arbeit

durch diesen Vorfall sehr beeinträchtigt.«' * Walter Ulbricht dankte am 8.

Juli Brecht für sein Schreiben und bot ihm ein persönliches Gespräch an,

worauf Brecht nicht zurückkam.

In dem Brief an Grotewohl, der nicht veröff entlicht wurde, hatt e Brecht

die aktive Unterstützung durch die Akademie der Künste und das Berli­
ner Ensemble angeboten: »Lieber Genosse Grotewohl, was können wir von
der Akademie der Künste und vom Berliner Ensemble aus tun? Werden

Sie im Rundfunk sprechen? Es wäre gut. Wir würden gern als Einleitung

und Abschluß Lieder und Rezitationen von Ernst Busch und anderen
Künstlern bringen.« Auch dieses Angebot blieb unbeantwortet.

Brecht wollte auch wissen, wie andere auf die Situation reagieren. Er
rief den Sekretär des Schrif tstellerverbandes an. Kuba (Kurt Barthel)

lehnte es ab, in die Reinhardstraße zu kommen, um an einer Mitarbeiter­

versammlung des Berliner Ensembles teilzunehmen, weil sich der Schrif t-

33 SAPMO BArch. DY 30 1V 2/9.06/266. BI. 40.
34 Ebenda, NY 4182/1387, B1. 15.
35 Brecht an Otto Grotewohl. 17. Juni 1953. In: Bertolt Brecht: Briefe 1913-1956.

Hrsg. und kommentiert von Günter Glacser. Bd. I. Berlin und Weimar 1983.
$.656.
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stellerverband in einer sehr gefährlichen Ecke befinde. Der Schrif tsteller­

verband habe sich verbarrikadiert und würde sich im Notfall mit Stuhlbei­

nen verteidigen. Später wurde der Vorgang etwas pointiert er erzählt :
»Herr B. hing ein, wandte sich an seine Mitarbeiter und sagte: »Ein deut­

scher Schrif tsteller in Erwartung seiner Leser,46

Einige Tage nach dem 17. Juni veröff entlichte Kuba im »Neuen
Deutschland« ein Gedicht mit Vorwürfen an die Bauarbeiter, die gestreikt

und demonstriert hatt en. Das Verhalten der Arbeiter am I7. Juni hatt e

auch Brecht zum Nachdenken gebracht. Seine Überlegungen lassen sich
an Hand der »Buckower Elegien« nachvollziehen. In direkter Erwiderung
auf das Gedicht von Kuba hatt e Brecht das Gedicht »Die Lösung« ver­
faßt:

»Nach dem Aufstand des 17. Juni

Ließ der Sekretär des Schrif tstellerverbands
In der Stalinallee Flugblätter verteilen

Auf denen zu lesen war, daß das Volk

Das Vert rauen der Regierung verscherzt habe

Und es nur durch verdoppelte Arbeit
Zurückerobern könne. Wäre es da
Nicht doch einfacher, die Regierung

Löste das Volk auf und

Wählte ein anderes.37

Brecht stand dafür ein, daß die Arbeiter nicht für richtig halten müssen,

was die Regierung für notwendig und richtig hält .
Für die protestierenden Arbeiter bildeten immer wieder die Privilegien,

die der Intelligenz gewährt wurden, den Stein des Anstoßes. Der FDGB

des Bezirkes Cottbus ließ dazu mitt eilen: »Zur Frage der Intelligenz wird

in vielen Belegschaftsversammlungen auch Stellung genommen, so z. B.

im Landambulatorium Golßen sind die Kollegen der Meinung, daß die

36 Zit. nach: W erner Mitt enzwei: Das Leben des Bert olt Brecht oder Der Umgang

mit den W eltätseln. Bd. 2. Berlin 1986. $. 496. - Andre Müller. Gerd Senmer:

Geschichten vom Herrn Brecht. Frankfurt am Main 1967. S. 80.

37 Bertolt Brecht: Gedichte. Berl in und W eimar 1969. Bd. 7. $. 9.
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Waren an alle Bevölkerungsschichten gleichmäßig verteilt werden sollen,

einschließlich Angestellte und Rentner. Die Bevorzugung der Intelligenz

wurde abgelehnt. Die Kollegen des Armaturenwerkes Herzberg stellten

die Frage, warum gibt es für dic Intelligenz besondere Ferienheime, Klub­
räume usw., wo Arbeiter keinen Zutrit t haben?38

In Berlin hatte der »Intelligenzladen« Ecke Münzstraße / Alte Schön­

hauser Straße, das heißt in einem ausgesprochenen Arbeiterviertel, zur
Verärgerung der Arbeiter geführt. Der Laden führte Artikel, die sonst im

Handel nicht erhältlich waren.' In Schwerin löste der »Intelligenzladen«
eine Protestdemonstration von Arbeiterfrauen aus. Das Ministerium für
Handel und Versorgung entschied kurzerhand, die Intelligenzläden in nor­

male HO-Geschäfte umzuwandeln.

Zwischen Reform und Restauration

Der Neue Kurs und der I7. Juni verstärkten zunächst die kritische Be­

standsaufnahme. Anfang Juli veröff entlichten die Akademie der Künste
(10 Punkte) und der Kulturbund (14 Punkte) ihre Forderungen, die auf dic

Freiheit von Wissenschaf t und Kultur und die Verwirklichung von Demo­

kratie und Öff entlichkeit in Staat und Gesellschaft der DDR zielten. Wal­
ter Markov bestätigte im Rückblick. daß es wirklich eine Ankündigung

von Reformen gegeben habe, »worüber die meisten freudig überrascht

waren, obwohl sie an die Ausführung nicht recht glaubten.««* !

Verwirrung stif teten die Rücknahmen, die aus der Ende Mai bis Ende

Juni 1953 kurzzeitig veränderten sowjetischen Deutschlandpolit ik her­

rührten. Victor Klemperer beschrieb dieses Problem am 22. Juni 1953 in

seinem Tagebuch. Die Bücher von der 2. Parteikonferenz, also das Pro-

38 SAPMO BArch. DY 34/15/5156/3100.
39 Siehe Anke Huschner: Die Juni-Krise des Jahres 1953 und das Staatssekretariat

für Hochschulwesen. In: Jahrbuch für die Geschichte Mittel- und Ostdeutsch­

ands. Bd. 42. München (u. a.) 1994. $. 173.

40 Siche SAPMO BArch. DY 27/1182 (unpaginiert).

41 Walter Markov: Zwiesprache mit dem Jahrhundert. Dokumentiert von Thomas

Grimm. Berl in 1989. S. 208.
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gramm des sozialistischen Aufbaus, würden eingestampft. Alle ähnlich

orientierten Schrif ten seien verboten, insbesondere aus dem Schulunter­

richt zurückgezogen: »- wir sind jetzt für die Großbauern, für die junge
Gemeinde, wir sind auf reuigem Rückmarsch.«*?

Diese Bemerkungen Klemperers weisen in eine Richtung, auf die auch

Wolfgang Harich verschiedentlich eingegangen war. Harich erlebte die
Tage um den 17. Juni im Krankenhaus. Dort besuchte ihn der Leiter des

Aufbau Verlages, Erich Wendt. Aus allen Publikationen müsse das Wort

Sozialismus verschwinden, erklärt e Wendt. Für Harich stand fest, daß das
Parteipräsidium der KPdSU von Ende Mai und im Juni 1953 einen Kurs

der raschen Herstellung der deutschen Einheit verfolgte. Wenn dafür ein

Preis gezahlt würde, könnte die DDR aufgegeben werden, hätten die

Nachfolger Stalins gemeint. Dabei sei der Preis noch nicht einmal so hoch

gewesen. Die sowjetischen Sicherheitsinteressen hätten in gehöriger

Weise berücksichtigt werden und die Reparationsschuld hätt e beglichen
werden müssen, was für das ganze Deutschland wegen der größeren
Wirtschaftskraf t nicht so schlimm geworden wäre. Dann aber verdarben

die Unruhen vom 17. Juni der Sowjetunion das Geschäft, denn nach dem
17. Juni besaß die DDR keinen nennenswerten Kaufpreis mehr. Das
KPdSU-Präsidium suchte einen Sündenbock und fand ihn in Berija, der

nach der Verhaftung am 26. Juni angeklagt, verurteilt und im Dezember
1953 hingerichtet wurde. Ulbricht konnte von nun an nicht mehr ausge­
wechselt werden. Im August 1953 mußte Moskau die Reparationslast

rasch mildern und schließlich stoppen. Sowjetische Kredite sollten der
DDR helfen, wieder auf die Beine zu kommen. Der neue Kurs von Anfang

Juni, der sich gegen Ulbricht gerichtet hatte, wandelte sich zum Kurs für

die Stärkung Ulbrichts.

42 Victor Klemperer: So sitze ich denn zwischen allen Stühlen. Tagebücher 1950-

1959. 2. Aufl. Berl in 1999. $. 390.





EBERHART SCHULZ

Zwischen Detail- und Fundamentalkritik.
DDR-Intellektuelle vor und nach dem 17. Juni 1953

Die Intellektuellen zählten zweifellos zu den sozialen Gruppen, denen die
SED-Führung stets große Aufmerksamkeit widmete. Denn diese war sich
darüber klar, daß ohne die aktive, schöpferische Mitarbeit der Intellektu­
ellen der Aufbau einer neuen Gesellschaft nicht zu bewerkstelligen war.
Deshalb unternahm sie große Anstrengungen, um die Intellektuellen, die
zum größten Teil aus bürgerlichen Verhältnissen stammten, für die Lö­
sung dieser Aufgaben zu gewinnen.

Kurz gesagt: Die SED-Führung sorgte für bessere Arbeits- und Lebens­
bedingungen der Intellektuellen und erwartete von ihnen als Gegen­
leistung das tatkräftige Mitwirken beim Aufbau der neuen Gesellschaft.
Belege dafür sind die beiden »Kulturverordnungen« vom 31. März 1949
und vom 16. März 1950, die Verordnungen über die zusätzliche Altersver­
sorgung für verschiedene Gruppen der Intelligenz und über den Ab­
schluß von Einzelverträgen mit Intellektuellen aus den Jahren 1950 und
1951 sowie die Bereitstellungerheblicher finanzieller Mittel für die Berei­
che der Bildung, der Kunst und der Wissenschaft.

Neben der Mitwirkung bei der Steigerung der Produktivität in der Wirt­
schaft erwartete die SED-Führung von den Intellektuellen außerdem ei­
nen gewichtigen Beitrag zur Erziehung der Menschen, zur Formung ihres
Bewußtseins. Erste Forderungen in diese Richtung hatte es bereits 1948
gegeben, verstärkt jedoch ab 1950. Hierfür stehen die Reden des Mini­

steipräsidenten Otto Grotewohl bei der Gründung der Deutschen Akade­
mie der Künste am 24. März 1950 und bei der Amtseinführung der
Staatlichen Kommission für Kunstangelegenheiten am 31. August 1951.
Das führte zu einer zunehmenden Gängelei und Bevormundung vor allem
der Künstler durch die Staatliche Kommission. Höhepunkte dabei bilde­
ten die im Rahmen der unsäglichen »Formalismus«-Kampagne erfolgen­
den Diskussionen um die Oper »Das Verhör des Lukullus« mit den Text
von Bertolt Brecht und der Musik von Paul Dessau 1951 und um Hanns
Eislers Textbuch zu »Johann Faustus« im Frühjahr 1953. Hierbei kam die
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latent stets vorhandene Intellektuellenfcindlichkeit verschiedener Partei­

gremien deutlich zum Vorschein. Dcr Maler Arno Mohr hat dazu später

gesagt: »Die Sache war nicht schlimm, die Methoden waren schlimm; da­
von ging einem die Puste aus.«!

Der Kurs auf die Schaff ung der »Grundlagen des Sozialismus«, den die

2. Parteikonferenz der SED beschlossen hatte, obwohl dafür weder die

objektiven noch die subjektiven Voraussetzungen gegeben waren, brach­
te eine Verstärkung der restriktiven Elemente der Kulturpolitik mit sich.

Infolge der mit diesem Kurs verbundenen finanziellen Belastungen erfolg­

ten außerdem zahlreiche Beschneidungen der materiellen Belange auch

der Intellektuellen. Das führt e bei ihnen wie auch in anderen Klassen und

Schichten zu wachsendem Unmut.
Diese Probleme nahm die SED-Führung durchaus wahr. Im Nachlaß von

Otto Grotewohl findet sich cin Bericht über die Lage an der Deutschen

Akademie der Künste, datiert vom • Februar 1953, der verschiedene Au­
ßerungen der Unzufr iedenheit führender Künstler registriert. Ein um­
fangreiches, detailliertes und diff erenziertes Bild liefert die auf

Veranlassung seines Präsidenten Johannes R. Becher vom Kulturbund ab

Februar durchgeführte Befragung von Intellektuellen, die keinesfalls

ohne Billigung der Parteiführung hätte vonstatten gehen können, wenn

sie nicht gar als Begleiterscheinung der gleichzeitigen Tätigkeit einer Ex­
pertengruppe aus dem ZK der SED und der Regierung der DDR zur Ana­
lyse der wirt schaftlichen und politischen Situation zu betrachten ist. Die

Ergebnisse dieser Erhebung übergab die Leitung des Kulturbundes im

April in Form einer Broschüre der Regierung.
Im Gefolge dieser Untersuchung fand am 21. April 1953 im Volkshaus in

Jena die erste öff entliche Aussprache mit Intellektuellen statt. Jena, in

dessen Einzugsbereich außer den vielen Studenten rund 7000 Intellek­

tuelle wirkten, wurde ausgewählt , weil sich hier Stimmungen der Un­

sicherheit und der Unzufriedenheit besonders stark gezeigt hatten. Die

Horst Drescher: Mehr als nur wie in den Sand geschrieben - Arno Mohr. In:
Sinn und Form. H. 6/1982. S. 1213: zitiert nach: Die SED und das kulturelle
Erbe. Berlin 1986. S. 211.

2 Siche Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bun­
desarchiv (SAPMO/BArch). NY 4090/536. BI. 226-229.
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Einladung an die wissenschaftliche und technische Intelligenz Jenas war

seitens der Bezirksleitung Gera des Kulturbundes, unterzeichnet vom Vor­

sitzenden Prof . Dr. Otto Schwarz, am I4. April ergangen. Dabei war ange­
kündigt worden, daß Minister Paul Wandel und Johannes R. Becher
anwesend sein würden. Erschienen waren mehr als »300 Vertreter, vor al­

lem des technischen und wissenschaftlichen Faches aus der Universität,

aus den Schwerpunktbetrieben der Stadt, aus den Reihen der Lehrer und
Ärzte, der freischaff enden Wissenschaftler, Künstler und Schriftsteller«,

wie es in der Presse hieß' ; 36 von ihnen sprachen in der Diskussion.

Am 27. Mai fand dann in Berlin eine weitere Konferenz mit Intellektuel­
len statt , an der neben dem Generalsekretär der SED Walter Ulbricht, dem

Präsidenten der Volkskammer Johannes Dieckmann auch Vertreter der So­
wjetischen Kontrollkommission (SKK) teilnahmen. Ulbricht äußerte sich

in grundsätzlichen Ausführungen zu den Aufgaben der Intelligenz beim

Aufbau des Sozialismus, räumte dabei auch ein, daß es Fehler und
Schwächen bei der Unterstützung der Intellektuellen gäbe. Schon in der

Vorbereitung auf diese Konferenz hatte der Apparat des ZK der SED in

der Zeitung »Neues Deutschland« am 24. Mai 1953 den Beitrag »Die Be­

deutung der Intelligenz beim Aufbau des Sozialismus« veröffentlicht.
Nachdem er sich mit der SKK abgestimmt hatte, unterbreitete Becher am

13. Juni dem Politbüro der SED »Vorschläge zur Verbesserung der Lage

der Intelligenz und unserer Intellektuellen-Arbeit«.*
Manche der von Intellektuellen auf den Konferenzen, in der Befragung

und in weiteren Untersuchungen kritisierten Erscheinungen des gesell­
schaftlichen Lebens sind zwar auf noch nicht überwundene Folgen des

Krieges zurückzuführen (Wohnraummangel und andere Probleme der Ver­
sorgung). Außerdem sind Einwirkungen imperialistischer Kräfte zu be­
rücksichtigen, die durch Verbreitung von Gerüchten und Drohungen ein­

zelne Intellektuelle einzuschüchtern suchten. Schwerpunkte bilden

jedoch zwei auf inneren Entwicklungen beruhende Komplexe.' Erstens

3 »Sonntag« vom 3. Mai 1953.
4 Siehe Nikola Knoth: Loyale Intelligenz? In: Brüche, Krisen, W endepunkte. Neu­

befragung von DDR-Geschichte. Hrsg.: Jochen Cerny. Leipzig. Berlin. Jena 1990.

S. 151; Neue Deutsche Literatur. H. 5/1991. $. 95-98.
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äußerte sich tiefe Unzufr iedenheit über die Arbeits- und Lebensbedin­

gungen. Im großen und ganzen besaßen die Intellektuellen wohl einen

höheren Lebensstandard als die Arbeiter. Doch traf das keinesfalls für
alle zu; die Situation war äußerst diff erenziert. Vor allem freischaff ende

Künstler und Schrif tsteller blieben oft ohne Aufträge, sie hatten keinen

Anspruch auf Krankengeld und Altersversorgung. Besonders in Thürin­
gen beklagten Musiker in den Grenzkreisen erhebliche Einkommensein­

bußen infolge des Wegfalls oder der Einschränkung der Tanzveranstal­

tungen im Sperrgebiet. Arzte in Polikliniken mußten zum Teil

Gehaltskürzungen hinnehmen, frei praktizierende Ärzte befürchteten Ho­
norarminderungen durch die Sozialversicherungskasse. Bibliothekare und
Archivare wurden weit unter ihrer Qualifikation bezahlt. Außerdem wur­

den ungerechtfertigte Diff erenzierungen bei den Lehrergehältern und zwi­
schen den Gehältern von Ingenieuren und Wissenschaftlern in der Pro­

duktion einerseits und in Behörden und Lehranstalten andererseits

moniert. Kritik wurde auch laut hinsichtlich der unzureichenden Versor­
gungslage allgemein, besonders bezüglich der Wohnungsvergabe, sowie

über den Mangel an kulturellen Veranstaltungen. Stärker noch fühlten
sich Intellektuelle in ihrer Arbeit bedrängt. Sie beklagten mangelnde

Sachkenntnis vieler Funktionäre und Verantwort licher in den Behörden,

Unexaktheiten in der Planung, den häufigen Aktionismus, der dazu führe,

daß sie mit gesellschaftlicher und verwaltungstechnischer Arbeit über­
häuf t seien und zu wenig Zeit für die wirkliche Arbeit hätt en. Angepran­

gert wurden außerdem bürokratische Hemmnisse in der Forschung und

bei der Beschaff ung von Arbeitsmaterialien und Fachliteratur; sogar der

Erfahrungsaustausch mit anderen sozialistischen Ländern werde behin­
dert. Gewünscht wurden ferner größere Möglichkeiten der Teilnahme an

wissenschaftlichen Kongressen in der Bundesrepublik. Viele Künstler
fühlten sich eingeengt durch die unqualifizierte Beurteilung von Werken

5 Siehe SAPMO/BArch. NY 4090/536. BI. 226/227: DY 27/164 (unpag.). DY 27/

191 (unpag.). DY 27/290. BI. 156-160, 199-202. 250-252, DY 27/499. BI. 4-

55. DY 27/500/1. BI. 39-43; »Sonntag« vom 3. Mai 1953: außerdem jetzt neu:

Siegfried Prokop: Intellektuelle im Krisenjahr 1953. Enquete über die Lage der
Intelligenz der DDR. Analyse und Dokumente. Schkeuditz 2003. bes. $. 48-77.

101-122 und 150-335.
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und die grobe Art der Kritik seitens der Staatlichen Kommission für
Kunstangelegenheiten.

Das führt nahe heran an den zweiten Komplex, der ein erhebliches Miß­
trauen gegenüber der SED-Führung und der Regierung der DDR signali­

sierte. Viele konstatierten eine zumindest latente Intellektuellenfeindlich­

keit bei zahlreichen Funktionären, die sich unter anderem darin äußerte,
daß Kinder von Intellektuellen nur ungern für die Oberschule oder das

Studium zugelassen wurden. Kritische Bemerkungen würden häufig mit

vernichtender Gegenkritik beantwortet . Intellektuelle, die sich ernsthaft

mit dem Studium des Marxismus-Leninismus befassen wollten, bemängel­

ten die unzureichende Qualifikation vieler Referenten. Als ein Beispiel für
das Regieren über die Köpfe der Betroff enen hinweg nannten mehrere

Wissenschaftler die Tatsache, daß das Ministerium für Volksbildung

ohne jegliche Beratung die Verkürzung der Oberschulzeit von vier auf drei

Jahre und den Wegfall der Spezialisierung in einen alt-, einen neusprach­
ichen und einen mathematisch-naturwissenschaftlichen Zweig verfügt
hatt e, wobei sie noch auf der Berliner Konferenz von der Ministerin Else

Zaisser kurz angebunden belehrt worden waren, weil das eine politische
Frage gewesen sei, habe man die Beratung mit Fachleuten nicht benötigt.

Mehrfach sprachen vor allem Ingenieure und Techniker über die Angst

vor Verfolgung; bei jeder Nichterfüllung des Planes komme häufig Sabo­
tageverdacht auf und sorge für Unsicherheit ; bei Verhaftungen würden
vielfach die Angehörigen nicht verständigt. Prof. Dr. Günther Rienäcker

(Rostock) betonte auf der Berliner Konferenz, zwar gebe es viele Ehrun­

gen, doch: »Die höchste Ehrung die uns widerfahren kann, ist das restlo­

se Vert rauen zu uns.«° Gerade daran fehlte es jedoch. Bechers

Behauptung, »daß die Mehrheit der Intelligenz sich nicht nur loyal ge­

genüber der Regierung verhält .... sondern ... sich eins fühlt mit den

Maßnahmen und den Zielen der Regierung...«7 traf also keinesfalls zu.

Nach den Juniereignissen konzentrierte sich die Kritik der Intellektuel­

len fast ausschließlich auf die Fehlleistungen der verantwortlichen Poli­

tiker. Nun war der Druck gewichen, nun wurden Inhalt und Ton der Kri­

tik schärfer. Das soll am Beispiel von Äußerungen aus der Tagung des

6 SAPMO/ BArch. DY 27/ 499. BI. 10.

7 Ebenda. BI. 2.
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Präsidialrates des Kulturbundes vom 3. Juli 1953° gezeigt werden, in der

die 14 »Vorschläge des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung

Deutschlands zur Entwicklung unseres Kulturlebens«" beschlossen wor­
den waren.

Einen wesentlichen Punkt der Diskussion bildete das rigide Admini­
strieren im Bereich des geistigen Lebens. Führende Wissenschaftler ver­

langten, an der Entscheidung über wichtige Neuerungen im gesellschaft ­

lichen Leben mitwirken zu können. Der Pädagoge Prof. Dr. Heinrich
Deiters (Berlin) machte das am Beispiel der im Mai 1953 überraschend be­
schlossenen und noch vor den Juniereignissen ebenso unverhofft wie­

der zurück genommenen Reorganisation der Oberschule (u. a. Verkürzung

der Schulzeit von vier auf drei Jahre) deutlich und forderte: »Wir können

mit Recht verlangen, daß die Öff entlichkeit an der Beratung solcher au­
ßcrordentlich wichtigen Maßnahmen beteiligt wird, und zwar in einem

Zeitpunkt, wo sie noch im Vorbereitungsstadium sind, nicht erst dann,
wenn eine Stunde vor dem Erlaß solcher Gesetze die Volkskammerfraktio­
nen zusammengerufen werden, um im Text irgendwo ein Komma zu setzen

oder einen unglücklichen Ausdruck durch einen etwas weniger unglück­

lichen Ausdruck zu ersetzen.«! Andere mißbilligten die kalte und seelen­
lose Art von Kontrollen im Schulwesen und die Gängelei der Lehrer

durch detailliert vorgegebene Lehrpläne und Prüfungsfragen.
Der Verlagsleiter Günther Hofe prangerte die Versuche an, mit admini­

strativen Mitt eln den Marxismus-Leninismus, den sozialistischen Realis­

mus und eine falsch verstandene Aktualisierung in Literatur und Kunst

durchzusetzen. Zugleich wandte er sich gegen die Lobhudelei der sowje­

tischen Kunst, die dazu geführt habe, das alles, was dort geschaff en wer­

de, zur »absoluten Richtlinie« erhoben würde; die übertriebene

»Abschnürung vom Westen in kulturellen Dingen« sei nicht gut.' ! Auch

sollte man die vorhandene Zensur nicht verschweigen. Der Historiker

Prof. Ernst Niekisch (Berlin) vermutete in diesem Zusammenhang, daß es

8 Siehe ebenda. DY 27/261, BI. 141ff.
9 Siehe »Sonntag« vom 12. Juli 1953; auch in: Siegfried Prokop: Intellektuelle im

Krisenjahr 1953. S. 122-125.
I0 SAPMO/BArch. DY 27/261. BI. 163

II Ebenda. BI. 22I.
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bei manchen Funktionären im Kampf gegen den »Formalismus« »weniger
gegen eine Stilart geht als vielmehr gegen den Geist an sich«.' Der Bo­

taniker Prof. Dr. Otto Schwarz (Jena) und die Schuldirektorin Gertrud Sas­

se (Halle) machten deutlich, daß die doktrinäre Anwendung des

Marxismus-Leninismus zur Loslösung von den Massen geführt habe, daß

die Verantwortlichen auch auf mittlerer und unterer Leitungsebene nicht

mehr die Sprache des Volkes gesprochen hätten.

Die Forderung nach demokratischer Mitwirkung korrespondierte mit

der scharfen Kritik mehrerer Diskussionsredner an der Nichteinhaltung

der Verfassung durch die SED- und Staatsorgane (Prof. Dr. Theodor
Brugsch, Prof. Dr. Victor KIemperer, Prof. Nickisch, Prof. Dr. Rienäcker).

Umfangreicher und radikaler noch wurde die ausgedehnte Rechtsunsi­

cherheit gerügt. Brugsch und Niekisch konstatierten eine weit verbreitete

Angst vor Verhaftungen und überaus harten Urteilen. »Der Zustand, daß

Menschen verhaftet werden und ihre Angehörigen schlechthin nichts er­
fahren, ist auf die Dauer unerträglich.«!' Der Präsident der Kammer der

Technik, der Chemiker Prof. Dr. Hans-Heinrich Franck, sprach ganz be­

wußt ausdrücklich von »Gestapo-Methoden« bei Verhören. In einem aus­
führlichen und sehr konkreten Beitrag listete der Schweriner Domprediger
Karl Kleinschmidt eine ganze Reihe von Rechtsverletzung noch nach den

Juniereignissen auf und lieferte Beispiele dafür, daß selbst die Entlassun­

gen aus der Haft und sonstige Rehabilitierungen nach dem 17. Juni viel­

fach so abliefen, daß sich die Betroffenen nicht als völlig Unschuldige

fühlen könnten.
Zum Kern der Sache stieß Otto Schwarz vor, als er formulierte: »Wenn

man die Epoche der Geschichte der Deutschen Demokratischen Republik,

die wir augenblicklich durchgemacht haben und vielleicht sogar noch
durchmachen, einmal mit einem Wort bezeichnen wird, fürchte ich, daß

man sie als die Epoche des Regimes der Funktionäre bezeichnen wird.«!*

Die entscheidende Aufgabe bestünde darin, »daß man das Regime der

Funktionäre ablöst durch ein wirkliches Regime des Volkes.«! Der

12 Ebenda. BI 175.

13 Ebenda. BI 174.

14 Ebenda. BI 197.

1S Ebenda. BL 198.
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Schrif tsteller Arnold Zweig verlangte die schnellstmögliche Einberufung

der Volkskammer »und darüber zu diskutieren, wie man eine wirkliche Ver­

tretung des Volkes durch die Volkskammer instituieren kann«16

Diese Forderungen schlossen unabdingbar personelle Konsequenzen

ein. Prof. Dr. Rienäckcr führte aus, daß außerdem »viele Mißstände durch

unerhört e Pfuscharbeit und Dilettantismus« entstanden, viele notwendi­

gen Maßnahmen »über 300 Prozent überspitzt wurden und zu Ungesetz­
lichkeiten geworden« seien. Das Vert rauen des Volkes könne nur wieder

gewonnen werden, »wenn die Dilettanten und Pfuscher, wenn die Un­

menschen und wenn diejenigen, die in krassen Fällen die Verfassung ge­

brochen haben, dafür zur Verantwortung gezogen werden, und zwar un­
verzüglich.«!7

Das alles zielte natürlich nicht nur auf Funktionäre der unteren Lei­
tungsebenen, sondern - besonders hinsichtlich des Verfassungsbruchs

- in erster Linie auf die Spitzen von SED und DDR und hätte nicht nur

einen umfassenden Personenwechsel, sondern auch völlig neue Struktu­

ren der Machtausübung erfordert.

Die Kritiken und Forderungen der Intellektuellen richteten sich stärker

als die aus den Reihen der Arbeiterklasse auf polit ische Veränderungen.
waren aber weniger auf ein wiedervereinigtes Deutschland, sondern vor­

rangig auf die Umgestaltung der DDR gerichtet . Die bestehenden Ei­

gentumsverhältnisse, die sozialen Gegebenheiten und Rechte wurden
nirgends in Frage gestellt , cine Restauration kapitalistischer Zustände
nirgendwo gefordert. Die Mehrheit drängte auf ein demokratisches

Staatswesen, auf eine demokratische Gesellschaf t antiimperialistischen

Charakters, wenn auch nicht ausdrücklich so formuliert. Ob diese aber

schon zu einem demokratischen Sozialismus tendieren sollte, ist aller­

dings zu bezweifeln!8

16 Ebenda. BI. 157.
17 Ebenda. BI. 226.
18 Siehe z. B. Siegfried Prokop: Intellektuelle im Krisenjahr 1953. S. 182 (Bericht

des Bezirkes Dresden).
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Die SED 1952/53
-zwischen Stalin und letzter Selbstfindung

Die Geschichte der SED läßt uns immer wieder darauf stoßen, daß auch in

dieser Partei das innerparteiliche Leben nicht nur mit der beschworenen
»Einheit und Geschlossenheit«, sondern auch mit Kritik. Widerspruch, Re­

nitenz und gravierenden Auseinandersetzungen verbunden war. Allerdings
kann in diesem Zusammenhang weder von Gleichförmigkeit noch von einer
selbständig organisierten oppositionellen Bewegung oder innerparteilichen

Richtung die Rede sein. Es unterscheiden sich die jeweiligen politischen
Ansprüche für ein demokratisches Partei- und Gesellschaftsverständnis,

das Ausmaß der kritischen Potentiale und die Handlungsbedingungen. Es

heben sich Zäsuren ab, die durch neue Forschungsergebnisse in den letz­

ten Jahren verifizierbar geworden sind'. Insbesondere markieren sich die
Jahre 1948/49 mit der off enen Stalinisierung der SED, 1956/58 mit den Mos­

kauer Tauwetter nach dem XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956, 1968

mit der militärischen Niederschlagung des »Prager Frühlings« sowie der

Anfang der 80er Jahre mit dem politischen Aufbruch in der Volksrepublik
Polen. Mit einem besonderen Platz schrieb sich das Jahr 1953 ein. In diesem
Jahr entwickelten sich die größten politischen Auseinandersetzungen in

der Geschichte der SED bis 1989. Sie erreichten im Führungsgremium Polit­

büro der SED eine Deutlichkeit und Schärfe wie nie wieder, und sie eröff ne­

ten mit einer außerordentlich in Bewegung geratenen Parteibasis Chancen

für die off ene kritische Diskussion um eine demokratische SED und ein neu-

Siehe Karl Wilhelm Fricke / Peter Steinbach /Johannes Tuchel (Hrsg.): Oppositi­

on und Widerstand in der DDR. Politische Lebensbilder. München 2002; Andreas

Malycha: Die SED. Geschichte ihrer Stalinisierung. Paderborn. München. Wien,

Zürich 2000: Thomas Klein / Wilfriede Otto / Peter Grieder: Visionen Repression

und Opposition in der SED (1949-1989). Frankfurt/Oder 1997 (2. überarb. Aufl.);
Thomas Klein: »Für die Einheit und Reinheit der Partei«. Die innerparteilichen

Kontrollorgane der SED in der Ara Ulbricht. Köln. Weimar. Wien 2002: Hermann

Weber / Ulrich Mahlert: Terror. Stalinistische Parteisäuberungen 1936-1953. Pa­

derborn. München. Wien, Zürich 1998.
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es Herangehen an gesellschaftliche Veränderungen. Gewisse historische
Parallelen zur gesamtgesellschaftlichen Krise 1989, zum Wandel sowjeti­
scher Deutschlandpolitik und zu einem demokratischen Neubeginn mit der
Herbstrevolution in der DDR unterstreichen nur, die historisch-politi­
schen Zusammenhänge des Jahres 1953 nicht zu verdrängen, sondern zu
bedenken.

Historisch-politische Belastungen des Sozialismus -Konzepts

Die Junitage 1953 in der DDR wurzelten nicht allein im Ereignisjahr, son­
dern auch in dessen Vorgeschichte. Der Beschluß der 2. Parteikonferenz der
SED, die vom 9. bis 12. Juli 1952 tagte, in der DDR die Grundlagen des So­
zialismus aufzubauen, entsprach ohne Zweifel einem Traum und traditio­
nellem Anliegen, für das Tausende Kämpfer der revolutionären
Arbeiterbewegung ihr Leben eingesetzt und verloren hatten. Übereinstim­
mend mit der taktischen Prämisse. eine »deutsche sozialistische Partei« zu
sein, hatte das Gründungsprogramm vom April 1946. die »Grundsätze und
Ziele der SED«, einen demokratischen Weg zum Sozialismus formuliert'.
Doch zwischen den offiziellen Verlautbarungen und der politischen Praxis
von 1946 und 1952 lagen Welten, die den Sozialismus-Kurs von Anfangan
mit verhängnisvollen konstitutiven Strukturen und Elementen belasteten.

Prägend war erstens, daß die SED in die Stalinsche Politik zur Gleich­
schaltung der Parteien Osteuropas eingebunden war und der Transforma­
tion zu einer »Partei neuen Typus« nach dem Vorbild der KPdSU unterlag.
Führungsanspruch als Staatspartei, auf die Leitung von Staat, Wirtschaft
und Kultur; Ausgrenzung der sozialdemokratischen Traditionslinie; Säu­
berungswellen gegen Sozialdemokraten und Angehörige ehemaliger anti­
stalinistischer Gruppen. gegen Westemigranten als vermeintliche Agenten
und gegen die »fünfte«, trotzkistische Kolonne sowie die zentralistische
Führung der Partei begleiteten diesen Prozeß. Zweitens erfolgte 1948 die
Absage an einen »besonderen« Weg zum Sozialismus, wie ihn Stalin ur-

2 Siehe Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Beschlüsse und

Erklärungen des Zentralsekretariats und des Parteivorstandes (im folgenden Do­

kumente der SED). Bd.I. Berlin 1951. $. 8-10.
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sprünglich den kommunistischen Parteien gestattet hatte. Diesen nun als

»Nationalismus« und »falsche Theorie« zu diffamieren, bereitete den Bo­

den für die Akzeptanz der »Lehren« der KPdSU sowie ihres Gesellschafts­
»Modells«, der Sowjetisierung gesellschaftlicher Prozesse.

Der Sozialismus-Beschluß der 2. Parteikonferenz entbehrt e eines theo­

retischen Neuansatzes. Es überwogen pragmatische, voluntaristische Ent­

scheidungen und das Machtbewußtsein des Generalsekretärs des Zentral­
komitees der SED, Walter Ulbricht. Insbesondere drängten ökonomische

Probleme und die Auseinandersetzungen in der deutschen Frage im Zu­

sammenhang mit dem durch Konrad Adenauer unterzeichneten Deutsch­

landvertrag und Vert rag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft

(EVG)' sowie der sowjetischen Notendiplomatie für einen deutschen Frie­

densvertrag, mit einer neuen Losung Stärke und Anziehungskraft zu de­
monstrieren. Sanktioniert wurden bereits eingeleitete Maßnahmen wie die
Stärkung des staatlichen Zentralismus durch das Aufheben des Länderfö­
deralismus mit dem Bilden von Bezirken und Kreisen, die beginnende Grün­

dung landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften und der Aufbau

militärischer Streitkräfte.
Das komplizierte sozialistische Gesellschaftsprojekt als Tagesaufgabe

kam auf administrativem Wege -als Überrumpelung der Partei und »Re­

volution von oben«-, nicht in Sinne von Marx und Engels als Bewegung.
Weder in der SED noch im öff entlichen Leben war eine Diskussion vor-aus­

gegangen. Sozialistische Forderungen von Werktätigen, auf die Walter UI­

bricht auf der Parteikonferenz pauschal hinwies, sind bis heute nicht nach­

weisbar. Aufgrund des strategischen Charakters der Beschlüsse hätte es

laut SED-Statut sogar einer Parteitagsentscheidung bedurft. Doch selbst

das Zentralkomitee der SED erfuhr erst auf seinem 9. Plenum am frühen
Abend des 8. Juli 1952, wenige Stunden vor dem Beginn der Parteikonfe­

renz, von dem vorbereiteten Beschluß, der nun ohne Debatt e zur Kenntnis

3 Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnete am 26./27.
Mai 1952 den Deutschlandvertrag, der die Beziehungen der Bundesrepublik zu den

USA, Frankreich und Großbritannien regelte, sowie den Vertrag über die EVG unter

Einbeziehung der Bundesrepublik, der allerdings am 30. August 1954 an dem Veto

der Nationalversammlung der Französischen Republik scheitert e.
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genommen wurde.* Die auf einen Brief an Stalin vom 2. Juli 1952 erwartete

zustimmende Antwort war erst kurze Zeit vorher eingetroffen. Eine offiziel­

le Delegation des Zentralkomitees der KPdSU reiste nicht an wie auch die

sowjetische Grußadresse an die Parteikonferenz mit keinem Wort auf die

Proklamation des Sozialismus Bezug nahm. Zum Ausdruck kam die Hoff ­

nung. daß die historische Aufgabe gelingen möge, »ein einheitliches, un­
abhängiges, demokratisches, friedliebendes Deutschland zu schaffen«.
Obwohl die von Ulbricht begründete Entscheidung für einen sozialisti­

schen Kurs mehr Off enheit brachte als der von Stalin vorgegebene soziali­

stische Schleich- beziehungsweise Zick-Zack-Weg. blieb der Beschluß der

Parteikonferenz unter den damaligen Bedingungen problematisch. Zustim­
mung zu dem Beschluß in der SED-Mitgliedschaft, bei den Vorsitzenden der
anderen Parteien, bei Kleinbauern und Landarbeitern, in Arbeitskollektiven

von Betrieben und unter Teilen der Jugend drückte kein gesamtgesell­

schaftliches Votum aus.

Nicht jeder als sozialistisch bezeichnete Schrit t steuerte a priori in eine
falsche Richtung. Evident war der Zusammenhang von materiellen Voraus­

setzungen und sozialem Anspruch mit dem Anknüpfen an dem Stalin zuge­
schriebenen ökonomischen Grundgesetz des Sozialismus", cine maximale

Befr iedigung der wachsenden materiellen und kulturellen Bedürfnissc der

gesamten Gesellschaft durch das ununterbrochene Wachstum und die
Vervollkommnung der Produktion auf der Basis der höchsten Technik zu

sichern. Demokratisch klang die Forderung, landwirtschaftliche Kollektiv-

4 Siehe Wilfriede Otto: Die II. Parteikonferenz der SED. Aufbruch in den Sozialis­
mus oder Sackgasse. In: Das Jahr 1952: Europa am Scheideweg. Vergebliche Suche

nach Alternativen in Ost und West. Thüringer Forum für Bildung und Wissen­
schaft e.V Jena 2002. $. 77.94; Günter Benser: Die HI. Parteikonferenz und das

Sozialismuskonzept der SED. In: Ebenda. $. 95-106: Wilfriede Otto: Eine edle

Idee im Notstand. Zur Zweiten Parteikonferenz der SED im Juli 1952 (mit zwei

Dokumenten). In: Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewe­

gung. 2002/11.
5 Protokoll der Verhandlungen der I . Parteikonferenz der Sozialistischen Einheits­

partei Deutschlands 9. bis 12. Juli 1952 in der Werner-Seelenbinder-Halle zu Ber­

lin. Berlin 1952. S. 8.
6 Siehe J. W . Stalin: Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR. Berlin

1952. S. 3.
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wirtschaf ten auf der Grundlage des Prinzips der Freiwilligkeit zu bilden. So­
zialistische Losungen konnten jedoch geistige Überhänge aus der Nazizeit ,

die soziale, polit ische und religiöse Pluralität der DDR-Gesellschaf t nicht

einfach aufheben. Vielmehr kündigte sich ein Aufwühlen der politischen

Atmosphäre an. Analysen des zentralen Parteiapparats vermerkten Unsi­

cherheiten unter SED-Mitgliedern, was denn nun anders zu machen sei, da

ja bereits die entscheidenden Maßnahmen vor der Konferenz in Angriff ge­

nommen worden wären. Sie signalisiert en Angste unter Handwerkern, Ge­

werbetreibenden und bei kleinen Unternehmern über ihre Zukunft und

vermerkten politische Auseinandersetzungen in den anderen Parteien, be­
sonders in der Christlich Demokratischen Union (CDU) und Liberal Demo­

kratischen Partei Deutschlands (LDPD). Zunehmend verließen DDR-Bürger
ihren Staat in Richtung Bundesrepublik.7 Mehrheit lich standen für die Bür­
ger eher Alltagsumgang und Familiäres, polit ische Zurückhaltung oder Di­

stanz bis Ablehnung im Vordergrund.

Und so blieb die Arbeit von SED-Funktionären fortwährend im kritischen
Blickfeld der Führung; wurden die Parteiorganisationen mit Erklärungen,

Anweisungen, Direktiven und Richtlinien vor allem des Sekretariats des

Zentralkomitees vorangetrieben. Ein ganzer Katalog krit ischer Anmerkun­
gen kam auf dem 1O. Plenum des Zentralkomitees der SED im November
1952 zur Sprache. Er widerspiegelte »rückständige Stimmungen« in der Ar­
beiterklasse, eine ungenügende »Mobilisierung der Massen«, die zuneh­

mende Differenzierung in den bürgerlichen Parteien, eine unzureichende

Arbeit in der Freien Deutschen Jugend (FDJ) und Vernachlässigung der po­

lit isch-moralischen Erziehung in den »nationalen Streitkräf ten«. Themati­
siert wurde die allgemeine technische Rückständigkeit , das Zurückbleiben

der Metallurgie, die dringend gebotene Rekonstruktion in der Metallurgie

und im Bergbau und eine Umstellung im Maschinenbau. Ernstes zeichnete

sich in der Landwirt schaft mit der Nichteinhaltung des Gesetzes über die

7 Siehe Wilfr iede Ott o: Visionen zwischen Hoffnung und Täuschung. In: Klein/Otto/

Grieder: Visionen. S. 215ff. Nach sowjetischen Angaben verließen 1952 im ersten
Halbjahr 57234 Bürgerinnen und Bürger die DDR, im zweiten Halbjahr 78831.

Siehe George Bailey / Sergej A. Kondraschow /David E. Murphy: Die unsichtbare

Front. Der Krieg der Geheimdienste im geteilten Berlin. Berlin 1997. S. 204f.
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Produktionspläne und über das Ablieferungssoll insonderheit unter Groß­
bauern sowie mit dem Mangel an landwirtschaftlichen Maschinen ab.

Konsequenzen der SED-Führung wurden bis zu einem gewissen Grade

von dem deklarierten Anspruch des XIX. Parteitages der KPdSU inspiriert ,
der im Oktober 1952 für die Sowjetunion den Aufbau der Grundlagen des

Kommunismus vorgab. Mehr jedoch galt der Eigenversuch, die gesell­

schaftlichen Probleme und Widersprüche mit einem forcierten Tempo in der
Schwerindustrie -mit »einem Sprung vorwärt s zur Aneignung der mo­

dernsten Technik, d. h. zur Produktion der modernsten Maschinen«"-. so­

wie mit administrativen Methoden, höherem polit ischen Druck und

repressiven Mitt eln zu bewält igen. Die Schärfe der Auseinandersetzung

zwischen den antagonistischen Gesellschaftssystemen sowie deren Spezi­

fi k auf deutschem Boden, die seit der 2. Parteikonferenz auf eine »gesetz­

mäßige Verschärfung des Klassenkampfes« mit dem Aufbau des
Sozialismus fokussiert wurde, bot gleichzeitig politischen Nährstoff, um

Schwierigkeiten in der Produktion, Havarien und Unfälle auch mit dem Ver­

dacht auf Sabotage abzuschwächen. Mit Bezug auf das Grubenunglück im
Martin-Hoop-Schacht IV in Zwickau am 19. April 1952 und anderen Ereig­

nissen bemühte Ulbricht die sowjetische Geschichte und erklärte: »Es ist
off enkundig: Wir stehen ungefähr in der Situation, wie sie in der Sowjetuni­

on zur Zeit des Schachty-Prozesses bestand. Es handelt sich jetzt nur dar­
um, die Angelegenheit gründlich zu untersuchen«." Kernstück der Politik

blieb zentralistischer Dirigismus und die Stärkung der Staatsmacht als

»Hauptinstrument« für den Aufbau des Sozialismus.

8 Schlußwort Walter Ulbrichts auf dem I0. Plenum des ZK der SED am 21. Noven­
ber 1952. Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im
Bundesarchiv (im folgenden SAPMO-BArch). DY 30/1V 2/1/108.

9 Ebenda. Der Schachty-Prozess. nach der gleichnamiger Stadt im Rostower Gebiet

benannt. fand vom 18. Mai bis 5. Juli 1928 statt . Er richtete sich gegen 43 Berg­

werksingenieure und Techniker. die wegen eines Produktionsrückganges der Wirt ­

schaftssabotage auf Anstiftung ausländischer Kapitalisten beschuldigt und ver­

urteilt wurden. 11 Angeklagte wurden zum Tode verurteilt und hingerichtet. Mit

dem Prozess begann eine Säuberung der Industrieunternehmen von nichtkommu­

nistischen Spezialisten. Wegen des Grubenunglücks im Zwickauer Steinkohlerevier

verurteilte das Oberste Gericht der DDR im Juli 1952 sieben leitende Mitarbeiter

und Ingenieure des Mart in-Hoop- Werks.
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Außer den konstitutiven, systemischen Strukturen und Elementen er­

schwert e eine objektive Zwangslage die inneren Bedingungen der DDR,

aus der das Land mit eigener Kraf t nicht herausfinden konnte: der von so­
wjetischer Seite oktroyierte Rüstungskurs. Der Stalinsche Aufrüstungs­

druck auf die industriell entwickelten ostmitteleuropäischen Staaten, der

sich aus strategischen Sicherheitsinteressen und dem westlichen EVG-Pro­

jekt ableitete, das Stalin offensichtlich Angst einflößte, bedeutete beson­

ders für die DDR seit April 1952 cine erheblich Belastung. Für die DDR, die

die Disproport ionen in der Industrie durch die Spaltung Deutschlands und
die Folgen der Demontagen noch nicht überwinden konnte," die trotz Sen­
kung noch Reparationen in Form von finanziellen Leistungen und Liefe­

rungen aus der laufenden Produktion begleichen mußte'' , Unterhalt für die

Besatzungstruppen und Zahlungen für die Wismut zu erbringen hatt e,

standen nun insgesamt 1,5 Milliarden DM zusätzlich zu Buche. Der Aufbau
einer Armee mit ursprünglich 30 Divisionen, entsprechenden Standorten
und schwerer militärischer Ausrüstung sowie der Aufbau einer Rüstungs­
industrie, die Gründung des Roten Kreuzes und eines »Dienst für Deutsch­

land« waren zusätzlich zu berücksichtigen.' War es schon problematisch,

0 Die Situation war nach wie vor schwierig, trotz großer Anstrengungen. Von 1946
bis 1953 wurden in der DDR 569 Betriebe neu aufgebaut und 499 Betriebe wie­

derhergestellt. Hierzu gehörten u. a. die volkseigenen Betriebe Großkokerei
Lauchhammer. Edelstahlwerk Döhlen in Freiberg, Zementwerk Rummelsburg in

Berlin, die Sodawerke »Karl Marx« in Bernburg.

l1 Gegenüber ursprünglichen Überlegungen vom April 1953, die bis 1955 noch zu
leistenden Reparationen nur zu begrenzen, wurde im Ergebnis der Verhandlungen
zwischen Regierungsdelegationen der UdSSR und der DDR vom 20.-22. August
1953 folgende Entscheidung getroffen: Ab I. Januar 1954 Übergabe der restlichen
33 SAG-Betriebe in das Eigentum der DDR: Umwandlung der Wismut-AG in eine
Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft (SDAG); Erlaß der noch verbliebenen

Reparationskosten gegenüber der Sowjetunion in Höhe von 2537 Mill. Dollar.
12 Siehe Rolf Badstübner /Wilfried Loth (Hrsg.): Wilhelm Pieck - Aufzeichnungen

zur Deutschlandpolitik 1945-1953. Berlin 1993. $. 400-402; Torsten Diedrich:

Der 17. Juni 1953 in der DDR. Bewaffnete Gewalt gegen das Volk. Berlin 1991.

S. 8-27; Wilfriede Otto: Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berlin 2003.

S. 53f.; Wladimir K. Wolkow: Die deutsche Frage aus Stalins Sicht (1947-1952).

In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft. H. 1/2000.
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in einem geteilten Land, im kleineren Teil Deutschlands mit einem Fünftel

der Gesamtbevölkerung einen sozialistischen Weg einzuschlagen, so über­

schrit ten die neuen Anforderungen das Leistungsvermögen der DDR ab­

solut. Wenngleich die reale Situation für die Wirtschaft der DDR nicht öf­

fentlich angesprochen werden konnte und über Jahrzehnte tabuisiert

wurde, wichen interne Analysen dem krisenhaften Geschehen nicht aus.
Anfang 1953 (Februar/März) entstand eine umfangreiche, sehr detaillier­

te geheime Analyse über die Entwicklung der DDR seit der 2. Parteikonfe­
renz und ernste wirtschaftliche Schwierigkeiten im Jahre 1953. Über sie

verfügten mit Sicherheit Walter Ulbricht, Ministerpräsident Otto Grote­
wohl, dessen Stellvert reter Heinrich Rau und Bruno Leuschner als Vorsit­

zender der Staatlichen Plankommission, und sie wurde vermutlich auch

nach Moskau übermit telt. Rückblickend erklärte Otto Grotewohl auf dem
15. Plenum des Zentralkomitees am 24. Juli 1953: »Die Auswirkungen unse­

rer Politik erwiesen sich als falsch und schädlich. Natürlich haben wir das

im Laufe der Monate gesehen. Als wir im Februar dieses Jahres begannen,

durch gründliche Analysen den fehlerhaft en Kreislauf aufzudecken. kamen

wir zu der Überzeugung, daß die notwendige und schnelle Veränderung der
Lage mit unseren eigenen Kräften allein nicht zu erreichen war. Wir wand­

ten uns darum Anfang April mit der Bitt e an unsere Freunde, die entstan­

dene Lage zu überprüfen und uns durch Rat und Tat zu unterstützen.«!

13 SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/1/120. Es finden sich auch andere Anhaltspunkte
dafür. daß die Problematik die sowjetische Seite erreichte. Zum Beispiel kamen
Probleme der Reparationsleistungen mit dem Vorsitzenden der SKK. Armeegene­
ral Wassili Tschuikow, bei dem letzten der üblichen Spitzengespräche mit Grote­
wohl und Ulbricht am 6. Februar 1953 zur Sprache. Auf einer Konferenz beim

Ministerpräsidenten der DDR am 27. März 1953 über Maßnahmen zur Durchfüh­
rungdes Reparation<planes 1953, an der Vertreter der SKK und der Verwaltung für

sowjetisches Vermögen in Deutschland teilnahmen. blieb es zwar noch bei den

alten For derungen, aber auch Probleme wurden sichtbar. 40 Betriebe hatten die
übermittelten Vorgaben noch nicht unter Vert rag genommen. Charakteristisch für

die Situation war u.a. der Stichwortvermerk aus dem Zusammentreffen mit Tschui­

kow: »Konto T [Reparationen] 250 Plan. jetzt 500 - Plan-Überschreitungen -
wie realisieren? Durch uns nicht möglich - evtl. in M[oskau] entscheiden -

K rcdi t + Materialbeschaffung« (Badstübner/Loth: Wilhelm Pieck. S. 414): SAP­

MO-BArch. NY 4090/340. Zum anderen beschloß das Politbüro des ZK der SED
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In dem SED-Dokument wird die gesellschaftliche Entwicklung der DDR

seit 1952 eingeschätzt, wird besonders die wirtschaftliche Lage seit 1951

gründlich analysiert und daraus Bitten an die Regierung der UdSSR abge­

leitet. Hinsichtlich des Vergleich zwischen geplanten und erbrachten Lei­

stungen werden die großen Anstrengungen und immensen

Schwierigkeiten deutlich. Als ein ökonomischer Knotenpunkt wird in der
Analyse formuliert : »Im Jahre 1952 wurden nachträglich Aufträge in Höhe
von 500 Millionen DM in den Volkswirtschaftsplan eingebaut, wofür mate­
rialmäßig keine Deckung vorhanden war. Es handelt sich in der Hauptsache

um Erzeugnisse aus Stahl und Spezialstahl. Daraus ergibt sich, daß für an­
dere, im Plan vorgesehene Aufgaben nicht das notwendige Material vor­

handen war. Das mindert e die Produktion von Energiemaschinen,

Ausrüstungen für den Bergbau, große Werkzeugmaschinen, Traktoren
und Traktorengeräte u.a. für die Deutsche Demokratische Republik. Da­
durch konnten wichtige Aufgaben der Rekonstruktion der Industrie für die

Erfüllung der Reparationen und anderer Schwerpunktaufgaben nicht erfüllt

werden. Diese hohe Anspannung machte alle Disproportionen, Fehler und

Rückständigkeiten in unserer Industrie und im Handel sichtbar. Die nach­

tägliche Einfügung von Schwerpunktaufgaben in den Plan beim Fehlen
von Materialreserven wirkte auf die entscheidenden Betriebe desorgani­
sierend.«'* Acht vorrangig zu lösende Probleme sind in dem Dokument

aufgeführt:

) Die Reparationsverpfl ichtungen voll und pünktlich zu erfüllen.

2) Die Realisierung des Staatsvert rages betreff end die SAG-Betriebe.

am 14. April 1953. sich in einem gemeinsamen Schreiben des ZK der SED und der
Regierung der DDR beim ZK der KPdSU und der Regierung der UdSSR für die

Mitteilung über »die Unterstützung des sozialistischen Aufbaus in der DDR« zu

bedanken. (SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/ 2/ 275). Außerdem habe Ulbricht Moskau

mit »Hilferufen bombardiert«. um die Defizite an Gütern und Geld auszugleichen.

(Vadislav Zubok: »Unverfroren und grob in der Deutschlandfrage ...«. Berija, der

Nachfolgestreit nach Stalins Tod und die Moskauer DDR-Debatte im April/Mai
1953. In: Christoph Kleßmann / Bernd Stöver (Hrsg.): 1953 - Krisenjahr des

Kalten Krieges in Europa. Köln, Weimar, Wien 1999. $. 39).

14 SAPMO-BArch. NY 4062/83.
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3) Die Realisierung der Gewinne und sonstigen Leistungen der SAG­
Wismut.

4) Die Exportverpfl ichtungen exakt und pünktlich einzuhalten und

gleichzeitig Exportrückstände zu begleichen.
5) Die Produktion von Verteidigungsmitteln 1953 auf breiter Basis vor­

zubereiten und den Aufbau der nationalen bewaff neten Streitkräfte
voll zu sichern.

6) Die Staatsreserve zu wichtigen Rohstoff en, Materialien, Industrie­

erzeugnissen und Lebensmitteln entschieden zu verstärken.

7) Die Rückstände in der Produktion von Rohstoff en und Produktions­

instrumenten und die Rückstände bei der Erweiterung der notwendi­

gen Kapazitäten aufzuholen, um die Durchführung der vorgenomme­

nen Hauptaufgaben zu garantieren und die Gesamterfüllung des

Fünfjahrplanes zu sichern.
8) Für die Befr iedigung der hohen Kaufkraf t der Bevölkerung genügend

Ware in der entsprechenden Qualität zur Verfügung zu stellen.

Das nüchterne Fazit lautete: »In der gegenwärt igen ökonomischen Lage

der Deutschen Demokratischen Republik kann die gleichzeit ige Lösung die­

ser Probleme im vorgesehenen Umfange nicht gesichert werden. Die Ein­

führung eines strengen Regimes der Sparsamkeit und die Verbesserung der

Wirtschaft sführung werden die Lage erleichtern, aber keinesfalls die Erfül­

lung der Hauptaufgaben garantieren können.«!5

Parallel zu dieser Entwicklung erhob die Sowjetische Kontrollkommis­

sion in Deutschland (SKK) bereits zwischen Oktober 1952 und Februar 1953

Forderungen nach umfassenden »Sparsamkeits«-Maßnahmen, die an Wil­

helm Pieck, Otto Grotewohl und Walter Ulbricht herangetragen und mit ih­

nen besprochen wurden.'° Dabei spielten vermutlich das beträchtliche

Haushaltsdefizit der DDR von 1952, das am9. Januar 1953 mit 700 Millionen

DM angegeben wurde, und der am 6. Februar geleistete Off enbarungseid

für das Jahr 1953 eine besondere Rolle. Auf die »Sparsamkeitsliste« rück­

ten Einsparungen bei Löhnen und Gehältern, bei Eisenbahn-Vergünstigun­

gen, bei der Sozialversicherung und Sozialfürsorge, bei Ausgaben für

15 Ebenda.
16 Siehe Badstübner/Loth: Wilhelm Pieck. $. 406-416.
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gesellschaftliche Organisationen, für Theater, die Kirche und Sanatorien.

Gleichzeitig sollten Niedrigpreise und Steuern erhöht und rückständige

Steuern von privaten Unternehmen und Einzelbauern eingetrieben werden.
Energisch sollte gegen Großbauern -bis zum Bodenentzug und Gerichts­
beschluß -vorgegangen werden.

Für die SED-Führung endete die Suche nach einem Ausweg in sozialen
Zwangsmaßnahmen, die auch mit der Absicht verbunden wurden, die Ei­
gentumsverhältnisse weiter umzugestalten, und die zugleich das Instru­

mentarium Justiz einsetzten. Diesbezüglich traf das Politbüro überzogene

hausgemachte Fehlentscheidungen, die sich in Regierungsmaßnahmen
niederschlugen.

Der Komplex außerordentlicher Zwangsmaßnahmen betraf alle Bevölke­
rungsgiuppen. Er reichte von Oktober 1952 bis in das Frühjahr 1953. Er be­

gann mit dem »Gesetz zum Schutz des Volkseigentums«, das in der

Folgezeit Verfahren für mehr als 10000 Bürger, vor allem Arbeiter, nach sich
zog. Eingeschlossen waren u.a.:

-der Kampf gegen die Kirche seit Sommer 1952 durch Diff amierung
und Behinderung evangelischer Jugendarbeit, Festnahme von über

30 kirchlichen Amtsträgern, Relegierung von 700 Oberschülern,
Zwangsexmatrikulationen, Beschlagnahme diakonischer Einrichtun­
gen, Aussetzung staatlicher Zuschüsse; soziale Minderungen für Ar­
beiter seit Dezember 1952 durch den Wegfall der Weihnachtsgratifi­

kationen zugunsten von Einzelprämiierungen;

-Liquidierungsmaßnahmen gegen den Groß- und Einzelhandel seit

Ende 1952; Verfahren gegen Groß-, Mittel- und Kleinbauern;

-im März 1953 die Erhöhung der Handwerker- und Einkommensteuer
wie auch die Beschlagnahmung von mehr als 600 Pensionen, Gast­

statten, Wohnhäusern und Grundstücken mit der Aktion »Rose« an

der Ostseeküste;
-die Aufhebung von Fahrpreisermäßigungen bei der Reichsbahn ab

l. April'7; Preiserhöhungen im März und April für Branntwein, für

17 Der Beschluß des Politbüros des ZK der SED von 17. März 1953 betraf die Auf­

hebung der Fahrpreisermäßigungen (Monatskarten. Teilmonatskarten und Teilwo­
chenkarten) für hilfsbedürftige Kinder zur vorübergehenden Unterbringung auf
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Textilien und Schuhe durch Aufhebung deren Rationierung (Punkt­
karte), für Kunsthonig und Marmelade;

-ab 1. Mai der Entzug der Lebensmitt elkarten für Besitzer, Mitbesitzer,

Aktionäre oder Pächter privater Industriebetriebe; Besitzer, Mitbesit­
zer oder Pächter von Handwerksbetrieben mit mehr als fünf Beschäf­

tigten. private Großhändler; Rechtsanwälte, soweit sie nicht als Notar

im öff entlichen Dienst stehen; freiberufl iche Helfer in Steuersachen

und Bücherrevisoren; Haus- und Grundstücksmakler; Hausbesitzer,

die keiner Beschäftigung nachgehen, die zum Erwerb einer Lebens­

mitt elkarte berechtigt; Besitzer und Pächter von Cafes und sonstigen
Schanklokalen: Einzelhändler (Fleischer. Bäcker, Gemüse, Textilien.
Kurzwaren, Lebensmittel usw.); Handelsvert reter und Handlungsrei­

sende von privaten Betrieben; Besitzer von devastierten landwirt ­

schaftlichen Betrieben, soweit sie nicht in ihren Betrieben in

Lohnarbeit stehen, sowie deren Angehörige. Kinder unter 15 Jahren

des in der Verordnung genannten Personenkreises fielen nicht dar­

unter;

-der Entzug der verbilligten Zuteilungen von Konsumgütern an die

schaff ende Intelligenz.

dem Lande und in Heimen. öffentliche Krankenpflege. hilfsbedürftige Kranke.
mittellose Kinder. Jugendliche und Erwachsene in Heimen und Anstalten. mit­
tellose Blinde. Taubstumme und Schwerhörige. Blinde zu Berufsreisen. Kleingärt­

ner. Schwerbeschädigte. Leipziger Messe. Hilfskräfte in der Landwirtschaft. Heim­
arbeiter und Hausgewerbetreibende. Tagesrückfahrkarten Rostock/Warnemünde.

Schichtarbeiterrückfahrkarten. Sonntagsrückfahrkarten. Arbeiterkarten für Bin­

nenschiffer und deutsche Seeleute. Für Arbeiter-Monats- und -Wochenkarten so­

wie für Schüler-Monats- und -Wochenkarten war eine 80%ige Fahrpreisermä­
ßigung einzuführen. Aufgehoben wurde die 75%ige Fahrpreisermäßigung bei

Arbeiterrückfahrkarten. Bci einem monatlichen Einkommen mit nicht mehr als

500.- DM wurde für Familienheimfahrten eine 50%ige Fahipieisermäßigung ge­

währt . In bisherigem Umfang blieben Fahrpreisermäßigungen bestehen für Kinder.
Schülerfahiten. Fahrten zur Jugendpflege. Angehörige der demokratischen Sport­
bewegung. Begleiter von Schwerbeschädigten. die ständiger Begleitung bedürfen.

Schülerfahrkarten und Ferienkarten. Siehe SAPMO-BArch. DY 30/J IV 2/2/270.
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Trotz Superkalamität eine Supervision

Dem Verständnis als Avantgardepartei folgend, das nur die Willensent­

scheidung als maßgebend anerkannte, hat te das Zentralkomitee die SED­

Mitglieder der sozialistischen Vision, der »historischen Mission der Ar­

beiterklasse«, die »alte auf der Ausbeutung des Menschen durch den

Menschen begründete Gesellschaftsordnung umzustürzen und eine neue

Gesellschaftsordnung frei vereinter Produzenten aufzubauen«! versi­

chert . Mit diesem Ansporn begrüßte das Zentralkomitee am 1. Januar 1953

in seinem Aufruf das neue Jahr, das dem 135. Geburtstag und 70. Todestag

von Karl Marx gewidmet werden sollte. Das berechtigte Anliegen, den Par­
teimitgliedern und der Öff entlichkeit die Leistung von Marx nahe zu brin­
gen, fo lgte jedoch nicht dem Marxschen Anspruch zur allseit igen und rea­

listischen historischen Analyse, sondern führt e eher von Marx weg, um

stalinisiertes kommunistisches Gedankengut zu bekräf tigen und Stalin zu

heroisieren. Andere Denker wie Eduard Bernstein und Karl Kautsky erhiel­
ten wegen ihrer Auff assungen über Diktatur und Demokratie nur den Stem­

pel des Revisionisten und Renegaten. Stalin erfuhr die Weihe, den Marxis­
mus weiterentwickelt zu haben. »Stalin, der Lenin von heute«, heißt es in

Aufruf , »entwickelte die Grundthesen des Marxismus-Leninismus für den

sozialistischen Aufbau und für den allmählichen Übergang vom Sozialis­
mus zum Kommunismus. Vom »Kommunistischen Manifest<bis zu Stalins

Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR< ist der Marxismus­
Leninismus die in sich geschlossene einzig wissenschaftliche Lehre der

ihre Geschicke meisternden Menschheit , das größte Werk des menschli­
chen Geistes.«! Paradigmatisch spiegelte sich darin zugleich die »Richtig­

keit« des Weges in der DDR wider.
Über Parteiliteratur, Seminare im SED-Lehrjahr und öff entliche Veranstal­

tungen begann die Erinnerung an Marx, zwar zwiespältig, aber immerhin Ein­

fluß zu nehmen. Mit demTod Stalins am 5. März 1953 allerdings rückte »der

große Wissenschaftler des Marxismus-Leninismus, der weise Führer der

Werktätigen im Kampfe um den Sozialismus, der geniale Feldherr des Gro-

18 Im Jahre 1953 gedenkt die deutsche Nation ihres größten Sohnes Karl Marx. In:

Dokumente der SED. Bd. IV. Berlin 1954. S. 222.

19 Ebenda. $. 225.
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Ben Vaterländischen Krieges des Sowjetvolkes, der überragende Kämpfer

für die Erhaltung und Festigung des Friedens in der Welt«?wieder weiter

nach vorn. Die Symbiose von tatsächlicher Leistung. besonders als Gene­

ralissimus während des Krieges, und Fortschritt en der Sowjetunion mach­
ten Stalin nicht nur für die SED und andere DDR-Bürger, sondern auch für

internationale Polit iker und Teile der internationalen Gesellschaft zu einer
markanten Figur im Weltgeschehen, wie der Amerikaner Norman Naimark
einschätzt ! Was heute Frust hervorruft, war 1953 durchaus noch nicht völ­

lig welt fremd und fügte sich in ein historisch gewachsenes stalinistisch­
kommunistisches Verständnis. So auch ein vertraulicher Beschluss des Po­

litbüros der SED vom 17. März 1953, in demes die Sowjetunion bat. Kopien

von Stalinbüsten und Statuen in Lebensgröße sowie von Bildern zu geneh­
migen und die Herausgabe einer zwölfbändigen Werkausgabe wie auch von

sechs Auswahlbänden zu gestatten. Betriebe und Einrichtungen wurden

nach Stalin benannt; in Berlin und Potsdam sollten Museen eingerichtet
werden; Werktätige sollten sich mehr sowjetischen Arbeitsmethoden zu­
wenden und Selbstverpfl ichtungen in der Produktion eingehen, sich mit der

Biographie dieses Mannes beschäftigen.

Doch die Machtkämpfe im Kreml nach Stalins Tod führten die SED, ne­

ben eigenen theoretischen Defiziten und irreführenden Prämissen, verstell­

ten bis verfälschten Geschichtsbildern und Abstinenz von

gesellschaftlichen Realitäten, endgültig in einen Circulus vitiosus. Daß die
DDR aufgrund der deutschen Frage, die die Kernfrage im Ost-West-Kon­

flikt des Kalten Krieges bildete, einen spezifischen Platz in der Außen- und

Sicherheitspolitik der UdSSR einnahm, wird in maßgeblicher historischer

Literatur nicht bestrit ten.' Ihre Position in der sowjetischen Deutschland-

20 Trauersitzung des Zentralkomitees. In: Ebenda. $. 296.
2I Siche Norman M. Naimark: Stalins Tod und die internationale Politik. In: Her­

mann Weber / Egbert Jahn / Berhard H. Bayerlein u. a. (Hrsg.): Jahrbuch für hi­

storische Kommunismusforschung 2003. Berlin 2003. $. 12-28.

22 Jan Foitzik: »Hart und konsequent ist der neue politische Kurs zu realisieren«. Ein

Dokument zur Politik der Sowjetunion gegenüber der DDR nach Berijas Verhaf­
tune im Juni 1953. In: Deutschland Archiv H. 1/2000; Kleßinann/Stöver: 1953 -

Krisenjahr; Michael Lemke / Gerhard Wettig: Bereitschaft zu Einheit in Freiheit.

Die sowjetische Deutschlandpolitik 1945-1955. München 1999; Rolf
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polit ik charakterisiert der Historiker Wilfr ied Loth als »Stalins ungeliebtes -

Kind«'' beschreibt die Autorin gern mit dem Rollenwechsel »Provisori­

um«, »Spielball«, »Faustpfand« und »Bollwerk«. Berija soll gefragt haben,

»Was ist diese DDR denn schon?«, und der ehemalige sowjetische DDR­

Botschafter Pjotr Abrassimow verkürzte zynisch auf die Bezeichnung »Ho­

munkulus«. Für das Jahr 1953 bestätigte sich jedenfalls, daß die SED aus

Moskau widersprüchliche Signale empfing und nach dem 17. Juni 1953 ein

Schwenk vollzogen wurde. Andere Ereignisse traten hinzu, die die polit i­
sche Krise weiter voranbrachten.

Lange vor dem 17. Juni 1953, im Dezember 1952 und seit Anfang März

1953, war es nach Berichten des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in

Betrieben der DDR zu stundenweisen Kurzstreiks wegen der Zahlung von

Einzelprämien stat t der üblichen allgemeinen Weihnachtsgratif ikationen,

Nichtauszahlung des Lohnes und Normenerhöhung gekommen.* Arbeiter

in 26 VEB-Betrieben, vor allem der Schwerindustrie, meldeten bereits bis
zum 1.Juni Widerspruch gegen die Verschlechterung ihrer sozialen Bedin­
gungen und gegen den Beschluß des Zentralkomitees »Feldzug für stren­
ge Sparsamkeit« vom 3. Februar 1953 an. Mit diesem Beschluß hatte die

SED-Führung die Normenfrage in anbetracht der schwierigen Wirtschafts­

lage prinzipiell aufgegriffen ?* In der volkseigenen Industrie sollten höhe­

re, technisch begründete Arbeitsnormen (TAN) eingeführt und eine

Bewegung zur freiwilligen Normenerhöhung ausgelöst werden. Dafür soll­

ten in jedem Betrieb entsprechende technische und arbeitsorganisatori­

sche Voraussetzungen geschaffen werden. Eine Analyse des

Steininger: Deutsche Geschichte. Darstellung und Dokumente in vier Bänden. Bd.
2: 1948-1955. Frankfurt am Main 2002 (Neuausgabe). Bd. 3: 1955-1974. Frank­

furt am Main 2002.
23 Siehe Wilfr ied Loth: Stalins ungeliebtes Kind. W arum Moskau die DDR nicht

wollte. Berlin 1994.
24 Siehe Siegfried Prokop: Der 17. Juni 1953. Geschichtsmythen und historischer

Prozess. Konzepte-Zeitzeugen-Chronik. hefte zur ddr-geschichte 81. Berl in

2003. S. 16f.
25 Siehe Dokumente der SED. Bd. IV. S. 263-269; zur Genesis der Arbeitsnormen

Jörg Roesler: Der 17. Juni 1953. Aufstand gegen die Norm?hefte zur ddr-ge­

schichte 82. Berl in 2003.
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Bundesvorstandes des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB)

von Anfang Mai 1953 gab dem Politbüro Auskunf t über den Stand der Fest­

legung neuer Arbeitsnormen in den einzelnen Industriezweigen.'°Sic ließ
zwar Fortschritte erkennen, zeigte aber auch Spannungen an. So wurde u. a.

berichtet, daß im Leuna-Werk »Walter Ulbricht« erst 600 Kollegen in die

Bewegung einbezogen werden konnten. Im Mansfeld-Kombinat, Schacht

»Fortschritt« mit 4369 Beschäftigten, hatten 14 Arbeiter ihre acht Arbeits­

normen um 10 bis 20 Prozent erhöht. Im Bereich der IG Metall hatten sich

die 72 Betriebe für Einsparungen in Höhe von 24 240 565 DM verpfl ichtet,

darunter die 31 Berliner Be-triebe mit 11 500 000 DM. Hinweise auf Diskus­
sionen unter Arbeitern, daß die Schaff ung »Nationaler Streitkräfte« Ursa­

che der Schwierigkeiten sei, daß Preisveränderungen und eingeschränkte

Fahrpreisermäßigungen nicht mit Normenerhöhung in Einklang zu bringen
seien und man nicht mit »leerem Magen revolutionär sein könne«, waren

eher unter- als übertrieben. Auch der Hohe Kommissar der UdSSR in
Deutschland, Wladimir Semjonow, merkte in der Debatte des Politbüros am

6. Juni 1953 an: »Polit isch Normen, 26 Streik -Sonderdokument«?l, ließ

aber keine polit ische Aussage erkennen.
Solche polit ischen Vorwarnungen lösten keine präventiven Einlen­

kungsmaßnahmen aus. Ein Circulus vitiosus konfrontierte den Führungs­

zirkel der SED damit, mit den schon zu Jahresbeginn erwarteten negativen
Folgen für die Bevölkerung umzugehen, und zwang dem SED-Mitglied

im Alltag das Paradoxon auf. jene Folgen im Namen des sozialistischen

Weges zu rechtfert igen und dafür Verantwortung zu übernehmen. Ver­

sorgungslücken bei Zucker, Fleischwaren, Butter und sogar Margarine

aufgrund reduzierter Lebensmitt elimporte sowie damit verbundene Ein­

schränkungen sollten hinter polit ischen Att itüden »verschwinden«. Auf­

schlußreich ist ein Bericht der Abteilung Leitende Organe der Partei und

der Massenorganisationen beim Zentralkomitee der SED vom 24. April 1953
über die Haltung der Bevölkerung zur Versorgungslage. Wahrheitsgetreu

liest sich, daß »ein großer Teil der Bevölkerung äußerst negativ reagiert«28

Wahrgenommen würde eine Verschlechterung der Lebenslage durch die

26 Siehe SAPM0-BArch. NY 4090/512.
27 Otto: Die SED im Juni 1953. $. 64.

28 SAPM0-BArch. DY 30/1V 2/5/269.
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Neuregelung bei der Sozialversicherung und bei den Fahrpreisen, durch

den Wegfall der Punktkarte und der Lebensmittelkarte sowie durch Preisre­

gulierungen als Preiserhöhungen. Besonders ernst zu nehmen sei in einer

Reihe Betriebe die ablehnende Haltung zur Normerhöhung. Für die brisan­
te Situation mußte die »Mehrzahl der Parteileitungen« haften, die nichts

zur Aufklärung der Bevölkerung unternommen und damit dem »Klassen­

feind« seine feindliche Tätigkeit erleichtert hätte, die aber auch ohne jegli­
che Vorankündigung und Argumentation geblieben wären.?? Dennoch

setzte die SED-Führung nach. Auf Initiative des Politbüro der SED verab­
schiedete das 13. Plenum des Zentralkomitees am 14. Mai 1953 einstimmig
den Beschluß, »eine Erhöhung der für die Produktion entscheidenden Ar­

beitsnormen um durchschnittlich IO Prozent bis zum 1. Juni 1953 sicherzu­

stellen«' P Zum Fauxpas wurde nun das Gesetz der Regierung der DDR vom
28. Mai, das den Erfüllungstermin nun an den 60. Geburtstag Ulbrichts am
30. Juni knüpfte. Mit der administrativen und zeitlich fixierten Vorgabe für

mehr Arbeit gegen gleichen beziehungsweise weniger Lohn waren Igno­

ranz gegenüber Arbeiterbelangen und willkürliches Vorgehen vorprogram­

miert , was die Krise in der DDR off en ausbrechen lassen mußte.
Dramatischen Ausdruck fand die Zuspitzung der inneren Situation in

dem rasanten Anstieg der Flüchtlingszahlen. Verließen 1953 im ersten Quar­
tal 84 034 Bürgerinnen und Bürger die DDR, so erhöhte sich diese Zahl bis
Ende April auf über 120000.! Unter diesen Geflüchteten befanden sich
etwa 18000 Arbeiter, etwa 9000 mittlere und Kleinbauern, Handwerker und

Rentner, etwa 17000 Angestellte und Angehörige der Intelligenz und über
244000 Hausfrauen.' Von der Kasernierten Volkspolizei waren 8 000 Mann

geflüchtet; 2718 Mitglieder und Kandidaten der SED und 2610 Mitglieder

der FDJ hatten der DDR den Rücken gekehrt.' ' Schließlich lastete das Prä-

29 Siehe ebenda.
30 Beschluß der 13. Tagung des ZK der SED über die Erhöhung der Arbeitsproduktivi-

tät. In: Dokumente der SED. Bd. IV S.411f.

31 Siehe Bailey/Kondraschow/Murphy: Die unsichtbare Front. $. 204 f.
32 Siehe nach sowjetischen Angaben in Otto: Die SED im Juni 1953. $. 38

33 Ebenda. Die vom Geheimdienst gewonnenen sowjetischen Angaben stimmen in
etwa mit der bei dem Ministerium des Innern der DDR geführten Statistik überein.

aus der sich allerdings für Mai und Juni 1953 noch einmal 65218 geflüchtete
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sidium des Zentralkomitees der KPdSU der SED 447000 Flüchtlinge vom
Januar 1951 bis April 1953 an.

Sowohl der Tod Stalins, die Auseinandersetzungen in der KPdSU-Spitze
als auch die Diskussion um ein flexibleres deutschlandpolitisches Kon­
zept' hatten vermutlich eine sofort ige konstruktive Reaktion auf die kriti­
sche Analyse der SED-Führungvon Anfang 1953 verhindert. Seit der zwei­
ten Aprilhälfte 1953 waren zuerst im Außenministerium der UdSSR und
danach auch im Präsidium des Ministerrats der UdSSR Debatten über die
deutsche Frage mit Optionen für eine gesamtdeutsche Übergangsregie­
rung neben der Existenz der Regierung der DDR und der Regierung der
BRD geführt worden. Im Mai 1953 fanden nach und nach die akuten Proble­
me der DDR Berücksichtigung. Dabei wurde über die deutsche Frage so
ausfallend diskutiert, daß sich Lawrenti Berija im nachhinein für seine »Ro­
heit und Unverschämtheit gegenüber dem Genossen N. S. Chru­
schtschow«'" selbst kritisierte. Insbesondere der Bericht über die ange­
wachsenen Fluchtzahlen, den Berija am 6. Mai an die wichtigsten
Führungspersonen (Malenkow, Molotow, Chruschtschow, Bulganin, Ka­
ganowitsch, Woroschilow'7) verteilte. löste Unruhe aus und rückte Anfang
Juni an die Spitze einer Verfügung des Ministerrats der UdSSR. In der In-

Personen ergeben. Siehe BArch. DO 1/ I1/ 962; SAPMO-BArch. DY 30/ 3686. DY
30/3 687. Obwohl von Juli bis Oktober 1953 die Zahlenskala einerseits zurückging

(pro Monat durchschnitt lich 13330 Personen). stieg sie im September (14089)

und Oktober (16412) wieder an. Einen »bedeutenden« Prozentsatz machten Ar­

beiter. Angestellte und SED-Mitglieder aus.
34 Ebenda.
35 Siehe Zubok: »Unverfroren und grob ...« S. 29-48: Gerhard Wettig: Berijas deut­

sche Pläne im Licht neuer Quellen. In: Kleßmann/Stöver: 1953 - Krisenjahr.

$. 49-69.
36 Brief von Lawrentij Berija an Georgij Malenkow vom 1. Juli 1953 (aus dem Ge­

fängnis). Für eine Kopie des Briefes danke ich Fred Oldenburg. Köln.

37 Georgi Malenkow 1901/ 02-1988: Vorsitzender des Ministerrats der UdSSR. Wjat­

scheslaw Molotow 1890-1986: Außenminister, Nikita Chruschtschow 1894-

1971: Erster Sekretär des ZK der KPdSU. Nikolai Bulganin 1895-1975: Minister

für Verteidigung. Lasar Kaganowitsch 1893-1991: Erster Stellvertreter des Vor­

sitzenden des Ministerrats. Kliment Woroschilow 1881-1969: Vorsitzender des

Präsidiums des Obersten Sowjets.
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formation heißt es, daß die Flüchtlingszahlen »nicht allein durch die von
Westdeutschland auf die Bevölkerung der DDR ausgerichtete feindliche
Propaganda zu erklären«' seien. Obwohl der Bericht die Situation in der
DDR sicher nicht umfassend widerspiegelte, wurden dennoch einige Ursa­
chen wie der Unwille einzelner Bauerngruppen, Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften beizutreten, die Furcht bei kleinen und mittle­
ren Geschäftsleuten um ihr Privateigentum, der Wunsch der Jugend, den
Militärdienst zu umgehen und Schwierigkeiten bei der Versorgung richtig
gesehen.

Aufschlußreich ist, wie sich das Verhältnis der KPdSU zu den akuten
Problemen beziehungsweise zum Sozialismus in der DDR und Fragen der
deutschen Einheit bei weiteren Diskussionen im Führungsgremium am
14. Mai 1953 eigensinnigverstrickten. Zurückgewiesen wurde nicht nur der
vom stalinistischen Personenkult geprägte Plan für den 60. Geburtstag UI­
brichts, sondern auch sein Auftreten auf der zentralen Veranstaltung an­
läßlich des Karl-Marx-Jahres am 5. Mai 1953. Es wurde »aufdie Unzulässig­
keit einer offiziellen Erklärung Walter Ulbrichts in seiner Rede vom
5. Mai 1953 hingewiesen, wonach die DDR als Staat Funktionen der Dikta­
tur des Proletariats verwirklicht. Das Präsidium des ZK der KPdSU erklärte,
daß eine derartige Äußerungdem Kampf der DDR und der Sowjetunion für
die Einheit Deutschlands auf friedliebender und demokratischer Grundlage
Schaden zufüge.«' Es schürte zusätzlich Klassenkampf, wenn Ulbricht im
vollen Machtbewußtsein in seiner Rede, über die er am gleichen Tag im Po­
litbüro der SED informierte, erklärt hatte: »Die Deutsche Demokratische
Republik ist in der gegenwärtigen Entwicklungsetappe eine Macht der
Arbeiter und Bauern, in der dieführende Rolle der Arbeiterklasse gehört.
Der Staat der Deutschen Demokratischen Republik führt erfolgreich die

38 Bailey/Kondraschow/Murphy: Die unsichtbare Front. S. 204.

39 E. K. Vodopjanova / Natalja G. Tomilina: Dokumente des Zentrums für die Auf­

bewahrung Zeithistorischer Dokumente (CCHSD) über die sowjetisch-deutschen
Beziehungen und deren Beeinflussung durch die Ereignisse im Juni 1953 in Berlin.
Redebeitrag. S. 1. Symposium des Zentrums für Zeithistorische Forschung Pots­

dam mit dem Cold War International History Project des Woodrow Wilson Inter­

national Center for Scholars, Washington. D.C., am 11./12. November 1996 zum

Thema »Das Krisenjahr 1953 und der Kalte Krieg in Europa«.
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Funktionen der Diktatur des Proletariats aus. Das heißt, er löst die

Grundaufgabe der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus

- den Aufbau der wirtschaftlichen und kulturellen Grundlagen des So­

tialismus sowie die Unterdrückung der volksfeindlichen Kräfte - und or­
ganisier t den Schutz der Heimat,40

Nach dem BeschlußdesZentralkomiteesder SED vom 14. Mai, die Ar­
beitsnormen in der volkseigenen Industrie pauschal um 1O Prozent zu erhö­
hen, und der Massenflucht aus der DDR war es der Umgang mit der
Verfügungdes Ministerrats der UdSSR »Über die Maßnahmen zur Gesun­
dung der politischen Lage in der Deutschen Demokratischen Republik«,
der zum offenen Ausbruch der gesellschaftlichen Krise beitrug.*' Die Ver­
fügung wurde am 2. Juni einer geheim angereisten Delegation mit Walter
UIbricht, Otto Grotewohl und Fred Oelßner als Dolmetscher im Kreml über­
reicht.* Das Dokument ordnete sich in den begonnenen sowjetischen
Kurswechsel nach Stalins Tod ein. Deutlich widerspiegelt sich in den poli­
tischen Auflagen an die SED das Bestreben für eine ökonomische und ge­
sellschaftliche Wende in Ostmitteleuropa. Die SED-Vertreter waren nicht
die einzigen, die nach Moskau zitiert wurden. Am 13. Juni 1953 mußte sich
die ungarische Parteiführungeine harsche Kritik an der krisenhaften Wirt­
schaftsentwicklung, an Machtmißbrauch und politischem Terror gefallen
lassen.*' Ebenso mußten die tschechoslowakischen Parteiführer, nachdem

40 Walter Ulbricht: Karl Marx - der größte Sohn der deutschen Nation. Rede auf der

Gedenkkundgebung anläßlich des 135. Geburtstages von Karl Marx. 5. Mai 1953.

In: Walter Ulbricht: Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Aus Reden
und Aufsätzen. Bd. IV: 1950-1954. Berlin 1958. S. 574. Hervorhebung nach dem

Original.
4l Siehe Otto: Die SED im Juni 1953. S. 17-22 und 38-93.

42 Zur Entstehungsgeschichte der Verfügung ausführlich Elke Scherstjanoi: Die so­

wjetische Deutschlandpolitik nach Stalins Tod. Neue Dokumente aus dem Archiv
des Moskauer Außenministeriums. In: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte H. 3/

1998. $. 512-524.
43 Siche Jänos M. Rainer: Der »Neue Kurs« in Ungarn 1953. In: Kleßmann/Stöver:

1953. $. 71-92; ders.: Ungarn 1953-1954. Die Krise und die Versuche ihrer Be­

wältigung. In: Andräs B. Hegedüs/Manfred Wilke (Hrsg.): Satelliten nach Stalins

Tod. Der »Neue Kurs«. 17. Juni 1953 in der DDR. Ungarische Revolution 1956.

Berlin 2000. S. 137-166.
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es bereits in der ersten Juniwoche zu 130 Streiks und Demonstrationen ge­
kommen war, in der ersten Junihälft e nach Moskau reisen und eine

strenge Kritik mit einer Reihe Forderungen entgegennehmen.* ' Globale

Probleme wie die bereits angesprochene Ost-West-Konfrontation oder die

ökonomischen und politischen Krisenerscheinungen im Ostblock nach der

erfolgten Stalinisierung wie auch die Legitimationsprobleme der kommu­
nistischen Regierungen bündelten sich 1953 in der DDR wie in einem
Brennglas.

Die sowjetische Verfügung »Über die Maßnahmen für die Gesundung

der politischen Lage in der DDR« forderte eine jähe Wende aufgrund »ei­
ner fehlerhaften politischen Linie«. Als grundsätzliche Probleme wurden

insbesondere der falsche Kurs auf einen beschleunigten sozialistischen
Aufbau, die Nichtbeachtung der realen Bedingungen in der DDR wie auch

der deutschen und internationalen Lage, die rasche Entwicklung der
Schwerindustrie, das Einschränken und Ausdrängen privater Initiative, die

übereilte Schaff ung von landwirt schaftlichen Produktionsgenossenschaf­

ten, das Einmischen in Angelegenheiten der Kirche, die Verletzung der Ge­

setzlichkeit und Bürgerrechte benannt. Die SED sollte das Administrieren
reduzieren und ihre Haltung gegenüber der Intelligenz korrigieren.

Besonders brisant war der auf Wladimir Semjonow zurückgehende Ab­

schnit t über die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands und den Ab­
schluß eines Friedensvert rages. Diese Aufgabe sollt e »zum Mittelpunkt
der Aufmerksamkeit« werden, die Propaganda über die Notwendigkeit des

Übergangs der DDR zumSozialismus sollte als »unrichtig« verworfen wer­
den, da sie zu vereinfachten und hastigen Schrit ten treibt, der Block der
demokratischen Parteien und Organisationen sowie die Nationale Front

sollten bedeutend gestärkt werden. Die noch in der Nacht vom 2. zum
3. Juni 1953 eilig nach Berlin losgeschickten Fernschreiben unterstreichen,

444 Siehe Jindrich Madry: Entscheidungsfindung in der Tschechoslowakei nach Stalins
Tod. In: Jan Foitzik (Hrsg.): Entstalinisierungskrise in Ostmitteleuropa 1953-

1956. Vom 17. Juni 1953 bis zum ungarischen Volksaufstand. Politische, militäri­
sche, soziale und nationale Dimensionen. Paderborn, München, Wien. Zürich

2001. S. 215-238; Jiri Pernes: Die politische und wirtschaftliche Krise in der

Tschechoslowakei 1953 und Versuche ihrer Überwindung. In: Kleßmann / Stöver:

1953. S. 93-113.
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welch großer Druck im Kreml auf die SED-Funktionäre ausgeübt worden
war. Transparente mit Sozialismus-Losungen mußten entfernt werden; der

Beschluß der 2. Parteikonferenz sowie Literatur darüber waren zurück­

zuziehen. Nur die im ersten Fünfjahrplan von 1950 festgelegte unverfäng­

liche demokratische Perspektive sollte Bezugspunkt bleiben.

Die sowjetischen Ratgeber Georgi Malenkow, Lawrenti Berija, Wja­
tscheslaw Molotow, Nikolai Bulganin und Michail Kaganowitsch, die alle

dem Präsidium des Ministerrats der UdSSR und dem Präsidium des Zentral­

komitee der KPdSU angehörten, hatten am 3. Juni 1953 in Moskau Ulbricht

und Grotewohl gegenüber ihr Verlangen deutlich ausgedrückt und eine er­

ste Stellungnahme der Delegation zu der am Vortag überreichten Verfügung

barsch abgelehnt. Kürzel von Mitschrift en wie »so korrigieren. daß ganz
Deutschland es sieht« (Molotow), »rasch und kräftig korrigieren« (Berija),
»Unser Dokument Wendung, euer Reform« (Kaganowitsch), »wenn wir

jetzt nicht korrigieren, kommt eine Katastrophe« (Malenkow)* * lassen die

angeschlagene Tonlage erahnen.
Die am 6. Juni 1953 auf das sowjetische Dokument im Politbüro cinset­

zenden Reaktionen legten ein jahrelang gewachsenes Trauma frei. Der

DDR-Kenner Wladimir Semjonow, der den Kreml-»Gesprächen« beige­

wohnt hatte, mahnte ein »Wendung« an. Wilhelm Zaisser sah sich an »An­

derung wie seit 1918 nicht« erinnert; Fred Oclßner forderte die

»Generalüberprüfung der gesamten Politik«; bei Friedrich Ebert löste das

Dokument geradezu »körperliche Schmerzen« aus. Walter Ulbricht bekann­
te sich zur Hauptverantwortung, vertröstete aber auf eine Tagung des Zen­

tralkomitees. Doch weder im Politbüro und schon gar nicht im

Zentralkomitee konnte die ernste Sachlage erörtert werden. Unter dem

Druck von Semjonow mußte das Politbüro den sowjetischen Forderungen
sofort nachkommen und kurzfristig ein Kommunique verabschieden, das
mit dem Datum vom 9. Juni am 11. Juni 1953 im Zentralorgan »Neues

Deutschland« erschien. Letzte Hand hatten Rudolf Herrnstadt. Walter UI­

bricht, Otto Grotewohl, Wladimir Semjonow und Pawel Judin gemeinsam

angelegt. Begangene Fehler wurden eingestanden und die politischen und

sozialen Zwangsmaßnahmen der letzten Monate zurückgenommen. Wobei

45 Ouo: Die SED im Juni 1953. $. 51-54.
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die Frage bleibt: um die Bevölkerung ruhigzustellen oder um die DDR für

sowjetische Deutschlandinteressen schnell »att raktiv«, zum »Anzie­
hungspunkt« zu machen, wie Molotow in Moskau eingeworfen hatte?Wie
die sowjetische Verfügung so enthielt auch das Kommunique keine Aussa­

ge zu der umstrit tensten sozialpolitischen Frage -zur Normenfrage.

Für die SED-Mitglieder und die Öff entlichkeit präsentierte sich das Kon­
munique als einsame Entscheidung, aber selbständig gewonnene kritische
Einsicht des Politbüros. Reaktionen auf das Kommunique wechselten zwi­

schen Bankrotterklärung und Abwarten; in der SED-Mitgliedschaft zwi­

schen Ratlosigkeit , Überraschung sowie Reflexionen über die Beschlüsse

der 2. Parteikonferenz, die sie ja begrüßt hatt en, die aber auch Schwierig­

keiten bereiteten »damit fert ig zu werden«* Zum Teil wurde das Einge­

ständnis von Fehlern als Stärke aufgenommen. Gegen die DDR motivierte

Bürger glaubten eher der Losung der »Kampfgruppe gegen Unmenschlich­

keit«, die verkündete: »Die SED ist pleite!« Wie imJuli 1952 mit der Sozia­
lismus-Losung der 2. Parteikonferenz wurden nun Partei und Gesellschaf t

erneut überrumpelt . Vermeintlicher Sozialismus war erst einmal zurückge­

nommen und ein »Neuer Kurs« verkündet worden. Doch nicht nur Verwir­
rung, sondern betrügerischer Irrglauben wurden genährt. Denn der scharfe
Vorstoß Moskaus, die begrenzte Zurücknahme der militärischen Lasten, die

die DDR seit 1952 zu tragen hatte, die Wirtschaftskrise, die Unzufriedenheit

in vielen Betrieben blieben unausgesprochen.

Die Krise 1953 als Chance und Scheitern einer Selbstfindung

Angehäufte soziale Unzufr iedenheit , die allerdings schon vor dem 17. Juni
zunehmend auch politische Züge angenommen hatte, explodierte, weil der

»Neue Kurs« ausgerechnet den Arbeitern die Lasten der Krise aufgebür­

det und die Normenerhöhung nicht zurückgenommen hatte.* 7 Der vom Po-

46 Sondersekretariatssitzung der Bezirksleitung Suhl an 15. Juni 1953. In: Proto­
kolle des Sekretariats der Bezirksleitung Suhl. Von der Gründungdes Bezirkes Suhl

im Sommer 1952 bis zum 17. Juni 1953. Bearbeitet von Norbert Moczarski.

Weimar 2002 S. 1002.
47 Siehe Hermann Weber: Geschichte der DDR. München 1989 (3. Aufl.). $. 238.
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litbüro der SED am 16. Juni 1953 gefaßte Beschluß über die Normen konnte

den offenen Ausbruch der Krise nicht mehr aufhalten. Er war nicht nur un­
ter Druck zustande gekommen,"* sondern wurde auch unzulänglich verbrei­

tet und ging in den ersten Streiks und Demonstrationen in Berl in am 16.

Juni bereits unter. Ihm haftete vor allem absolute Halbherzigkeit an. Als er

am 17. Juni im »Neuen Deutschland« erschien, konnte er keine Beruhigung

und Glaubwürdigkeit auslösen. Statt einer eindeutigen Sprache für die

Menschen, daß die Normenerhöhung aufgehoben wurde, hieß es verklau­

suliert, daß freiwillige Erhöhungen der Arbeitsnormen richtig und obliga­
torische Erhöhungen aufzuheben seien, das Gesetz der Regierung vom 28.

Mai »überprüft« werden müsse.

Die Arbeitererhebung am 17. Juni 1953, an der auch andere Schichten der

Bevölkerung teilnahmen und ihr die Tendenz zum Volksaufstand verliehen,

brachte das Herrschaftssystem der SED an den Rand eines Zusammen­

bruchs. Anton Ackermann faßte am 21. Juni in der Nachtsitzung des Zen­

tralkomitees die erlittene Niederlage in die bitteren W ort e: »W ir wissen,
daß Dinge geschehen sind und Fehler gemacht worden sind, wofür die Füh­
rung der Partei sich vor der Partei, vor der Arbeiterklasse und vor dem Ge­
wissen der internationalen Arbeiterklasse verantworten muß. In einem
gewissen Sinne ist das, was wir uns eingebrockt haben, schlimmer als man­

che schwere Niederlage, die die Arbeiterklasse in der Vergangenheit von

ihren Gegnern erl itten hat.«* Kataloge mit sozialen und politischen Forde­
rungen, Streiks (17.6.: 593 Betriebe mit 496 765 Streikenden: 18.6.: 178 Be­

tr iebe mit 105 740 Streikenden). Demonstrationen (17.6.: zirka 417 750

Demonstrierende. 18.6.: zirka 44 300 Demonstrierende) und der Sturm auf
einige ört liche Zentralen (insgesamt auf 140, davon II Kreisräte. 14 Bürger­

meistereien, neun Haftanstalten, eine Bezirks- und sieben Kreisleitungen

der SED, zwei Dienstgebäude des MfS, 13 Ämter/Reviere der Volkspoli­

zei)° implizierten die Machtfrage.'! Trotz mancher früher Anzeichen waren

48 Siehe Wilfriede Otto: »Die Bauarbeiter erkennen die ihnen diktiert e 10%ige Nor­
menerhöhung nicht an«. In: Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbei­

terbewegung. 2003/1L.
49 Oto: Die SED in Juni 1953. $. 175.

50 Siehe Diediich: Der 17. Juni. $. 278 und 288.

5! Siche dazu auch die Beiträge anderer Autoren der Publikation.
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sowohl die SED-Führungund die Regierungder DDR als auch die sowjeti­
sche Seite völlig überrascht worden. Analysen des zentralen Parteiappa­
rats datieren die Problemzeit vor allem auf die Tage vom
7. bis zum 21. Juni, doch die ausschlaggebende Entscheidung fiel am 17.
Juni mit der Verhängung des Ausnahmezustands (in 167 Stadt- und Land­
kreisen von insgesamt 217) und dem Eingreifen sowjetischer Besatzungs­
truppen.

Auffassungen, daß »der Spuk in 24 Stunden beendet« gewesen sei, daß
»nicht die Mehrheit der Bevölkerung auf die Straße gegangen sei«, sind
nicht falsch und veranlassen den Historiker auch immer wieder zur Spuren­
suche; doch sie vergessen die Korrelation der Kräfte. In der DDR lebten
damals etwas über 18 Millionen Menschen, davon fast 4 Millionen in ei­
nem Alter bis zu 15 Jahren. Laut dem Statistischen Jahrbuch der DDR von
1955 existierten insgesamt rund 19 000 Betriebe, natürlich vor allem kleine
und mitt lere Betriebe. In volkseigenen Betrieben arbeiteten rund 5,4 Millio­
nen Arbeiter und Angestellte, davon in der Industrie 2,1 Million. Das sind
ohne Zweifel zu bedenkende Fakten, die aber die politische Massivität der
Juniereignisse und deren Stoßrichtunggegen die SED nicht aufheben kön­
nen. Der SED fehlte es in großen Teilen der Bevölkerung an Legitimität,
selbst bei loyalen Bürgern, die sich mit dem Staat DDR identifizierten. Sie
hatte ernste Konfliktstoffe produziert und reproduziert. Undeswar kein Zu­
fall, daß in den Industriezentren (in Halle, Merseburg, Magdeburg sowie im
Bezirk Leipzig und in Ostberlin) die intensivsten Streikbewegungen statt­
fanden, wichtige Industriezweige (wie die Bau-Industrie, der Maschinen­
bau, die Chemie-, Stahl- und Textilindustrie, der Erz- und Steinkohle­
bergbau) sowie vor allem bekannte Großbetriebe (wie das
Ernst-Thälmann-Werk in Magdeburg, die Leuna-Werke oder Bergmann
Borsig in Berlin) der Erhebungden Stempel aufdrückten. Nach Polizeibe­
richten traten am 17. Juni im Bezirk Leipzigdie Arbeiter von 28 Betrieben
(ca. 12300 Personen) in den Streik, wobei die Beteiligungzwischen 25 und
100 Prozent lag.?Kurt Hager brachte am 21. Juni auf dem 14. Plenum des
Zentralkomitees seine Einschätzung schon auf einen richtigen Punkt. Er

52 Siehe Torsten Diedrich / Hans-Hermann Hertle (Hrsg.): Alarmstufe »Hornisse«.
Die geheimen Chef-Berichte der Volkspolizei über den 17. Juni 1953. Berlin 2003.

$. 306.
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führte aus, daß es sich nicht nur um eine Mißstimmung gehandelt , sondern

daß bei den Arbeitern, die auf die Straße gegangen waren, all das an Unzu­

fr iedenheit aus ihnen herausgebrochen war, was sich seit acht Jahren bei
ihnen angesammelt hatte. Wenngleich die Lagebeschreibung der DDR

durch Malenkow 1953 auch den sowjetischen Eigenanteil ausblendete. so

enthüllte sie zugleich die wirklichen Machtverhältnisse auf dem Boden der
DDR. Nach seiner Meinung war das Präsidium des Ministerrats der UdSSR

an 27. Mai zu dem Schluß gekommen, »die Analyse der inneren politischen

und wirtschaftlichen Situation in der DDR und die Massenflucht der Bc­
völkerung ... zeigen mit aller Deutlichkeit, daß wir es mit der Gefahr einer
inneren Katastrophe zu tun haben. Wir waren verpfl ichtet, nüchtern der

Wahrheit ins Auge zu schauen und anzuerkennen, daß das bestehende Re­

gime in der DDR ohne die Anwesenheit sowjetischer Truppen nicht zu hal­
ten ist.53

Die SED als sozialer Verband und politische Organisation hatte sich zwar

als Staatspartei etabliert, bildete jedoch keinen monolithischen Block. Ihre
Entwicklung in den letzten Jahren hatt e sich nach Meinung der Autorin kr i­
senhaf t vollzogen. Um das zu ändern, sollte auch die entschiedene Sozia­

lismus-Motivation seit 1952 mithelfen.

Kennzeichnend war, daß die SED über ihre zentralen administrieren­

den Führungsorgane, des unter Führung UIbrichts stehenden Politbüros

und insbesondere Sekretariats des Zentralkomitees, über den zentralen
Parteiapparat sowic über ihren Hauptanteil an Regierungsposten und Ab­

geordneten in der Volkskammer die Rolle einer Staatspartei wahrnahm. Das
politische Profi l der SED wurde eindeutig von dem kleinen Führungszirkel
geprägt, der die Grundsatzentscheidungen für die gesellschaftliche Ent­

wicklung in der DDR beschloß. Der autoritäre, zentralistische Charakter der

SED ließ der Basis zwar keine Chancen für einen eigenen wirksamen Einfluß

und für off ene Debatten, konnte aber ihre Eigenwilligkeiten auch nicht völ­

lig lähmen.

53 Der Fall Berija. Pro tokoll einer Abrechnung. Das Plenum des ZK der KPdSU Juli
1953. Stenographischer Bericht. Hrsg. und aus dem Russischen übersetzt von Vik­

tor Knoll und Lothar Kölm. Berlin 1993. $. 35f. Siehe dazu auch die Niederschrift

von Grotewohl über die Gespräche in Moskau. In: Otto: D ie SED im Juni 1953. S.

5 1 f.
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1952/53 war die SED nach der Aufhebung der föderalen Länderstruktur
und der Bildung von Bezirken und Kreisen imJuli 1952 mit ihrem Organisa­
tions- und Apparatekörper bis nach unten zur Gemeinde zentralistisch
durchorganisiert. Nur die SED besaß das Privileg, in Betrieben, Verwaltun­
gen, Institutionen und Organisationen eigene Parteieinheiten zu bilden; die
inoffizielle zeitweilige Chance von Betriebsgruppen anderer Parteien wurde
seit 1953 untersagt. So hatte die SED ihren Organisationsgrad bis in die
Gesellschaft hinein ausbilden können. Er kann in volkseigenen Betrieben
durchschnittlich mit etwa sieben Prozent der Belegschaft oder weniger an­
genommen werden kann, bildete mit 15,7 Prozent wie im Ernst-Thälmann­
Werk in Magdeburg eine Ausnahme* und war in der Landwirtschaft nur
keimhaft entwickelt. In Bezug auf ihre zahlenmäßige Stärke zählte
die SED im Dezember 1952 (ohne Angaben über die Mitglieder und Kan­
didaten in der Volkspolizei) 1 225 292 Mitglieder und Kandidaten (da­
von 99601 Kandidaten), also 9,4 Prozent der erwachsenen Bevölkerung.
Der Anteil an Arbeitern betrug 39,6 Prozent, an Bauern 4,5, Angestellten
31,8 und Angehörigen der Intelligenz 4,8 Prozent

Zu dieser Sicht auf die SED ist festzuhalten, daß sie seit dem forcierten
Stalinisierungsprozeß 1948 einem Wandel unterlegen hatte, der einer Neu­
konstituierung gleichkam. Nicht nur ihre Organisationsstruktur war über
das gültige Parteistatut von 1950 hinausgewachsen, ebenso veränderte
sich ihre Zusammensetzung und ihr innerparteiliches Klima. Durch Austrit­
te aus der SED und politische Säuberungswellen, insbesondere die Über­
prüfung der ganzen Partei 1951, die in das Jahr 1952 hineinreichte, verlor
die Partei Hundert tausende Mitglieder und Kandidaten.*7 Von Januar 1949

54 Siehe SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/5/1664.
55 Siehe ebenda, DY 30/1V 2/5/5. Aus einem Vergleich mit Angaben für Januar 1954,

die zum ersten Mal bisher ausgegrenzte Strukturen einbezogen, umfaßten die Par­

teioiganisationen der Kasernierten Volkspolizei, Grenzpolizei und Transportpoli­

zei, des Wachbataillons und des MfS zusammen 32423 Mitglieder und 12508

Kandidaten.
56 Siehe ebenda DY 30/1V 2/5/35.
57 Siehe Otto: Visionen. S. 496f.; Malycha: Die SED. S. 444-447. Nach einer in­

teinen Parteistatistik brachte allein die Parteiüberprüfung einen Verlust von

327402 Mitgliedern und Kandidaten. Eine andere Statistik führt im einzelnen auf:
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bis Dezember 1951 sank ihre Stärke um 517 669 Genossinnen und Genossen
(einschließlich 23 824 Verstorbenen, 236 824 Parteiaustritten und -aus­
schlüssen, 105 026 Karteibereinigungen).° Auch nach diesen Aderlaß hiel­
ten 1952 Austritte aus der SED vor allem aus kleinen Grundorganisationen
mit unter 500 Mitgliedern sowie aus Dorf- und Wohngebietsorganisatio­
nen an. Zu den angeführten Gründen zählten das Alter. Krankheit, andere
persönliche Gründe, Nichteinverständnis mit den Zielen der Partei (16,l
Prozent) und Übertritt in andere Parteien.59

Evident war die politische Profilverschiebung durch den Verlust an ehe­
maligen Mitgliedern der SPD. Ausgehend von Überschlagsrechnungen in
der Forschungauf der Grundlage parteistatistischer Materialien war dieser
Teil der Partei systematisch zurückgegangen und könnte für Anfang 1954
aufetwas mehr als I0 Prozent beziffert werden.®Von jenen Mitgliedern, die
von Mai 1945 bis April 1946 den beiden Arbeiterparteien beigetreten wa­
ren, gehörten etwa knapp 50 Prozent noch der SED an. Angehörige ehema­
liger antistalinistischer Abspaltungen und Gruppierungen waren bis auf
2777 Mitglieder dezimiert. Bei Austritten und Ausschlüssen aus der SED
zeichnete sich als Charakteristikum der hohe Anteil an Arbeitern ab, was
sich in den folgenden Jahren fortsetzte. Politisch nicht profilbestimmend,
aber auch nicht gerade marginal war der Anteil ehemaliger NSDAP-Mitglie­
der. Nach Angaben der Abteilung Leitende Organe der Partei und der Mas­
senorganisationen gehörten Anfang 1954 96844 Mitglieder (8,6%) und
9533 der Kandidaten (12,5 %) ehemalsder NSDAPan6!

Waren mit dieser Entwicklung ohnehin schon politische Auseinander­
setzungen und Repressionen verknüpft, so wurden sie durch den von Sta-

47167 Mitglieder und Kandidaten wurden gestrichen. 43 132 ausgeschlossen,
32841 Mitglieder und Kandidaten traten vor der Überprüfung aus. 39 832 ver­

weigert en die Überprüfung. Siche SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/ 5/ 1369. ebenda

DY 30/1V 2/5/1370.
58 Siehe Otto: Visionen. $. 496-499: Malycha: Die SED. $. 491-508.

59 Siehe SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/5/1370.
60 Siche Otto: Visionen. $. 498f.. wobei heutige Forschungsergebnisse auch davon

ausgehen. daß die bei der Gründung der SED eingebrachten Mitgliederzahlen beider
Parteien zu hoch angesetzt waren. Siehe Malycha: Die SED. $. 492 und 497.

61 Siehe Malycha: Die SED. S. 505.
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lin geschürten Terror gegen Kommunisten in der Tschechoslowakei weiter

verschärft. Trotz der soeben abgeschlossenen Parteiüberprüfung und der

belastenden Wirtschaftskrise griff das Politbüro seit November 1952 das

Beschuldigungskonzept und die antisemitische Stoßrichtung aus dem
Slänsky-Prozess in Prag* auf. Mit dem Beschluß »Lehren aus dem Prozeß

gegen das Verschwörerzentrum Slänsky«, datiert auf den 20. Dezember
1952, wurden Paul Merker und Franz Dahlen im Sprachstil des ehemaligen

sowjetischen Chefanklägers Wyschinski denunziert und der Mitglied­

schaf t eine neue »Feindsuche« - nach »Zionisten« und zionistischen

»Agenten« des amerikanischen Imperialismus -aufgezwungen. Dekre­

tiert wurde, daß in »der Periode des sozialistischen Aufbaus ... die Partei

keine Abweichungen, keine doppelten Meinungen in ihren Reihen dul­

den«" * könne. Es folgten Festnahmen von SED-Funktionären. Bis in den
Mai befaßten sich das Politbüro und die Zentrale Partei-Kontroll-Kommis­

sion intern damit, eine neue Säuberungswelle gegen Westremigranten so­

wie einen deutschen Slansky-Prozeß mit Merker und Dahlen
vorzubereiten. Wieder arbeiteten Untersuchungskommissionen der Partei­
kontrollorgane, um die »Konzentration jüdischer Westemigranten« zu zer­
schlagen, wie es in einer vert raulichen Beschlußsache des Sekretariats des

Zentralkomitees vom 16. Februar 1952 an die Zentrale Partei-Kontroll-Kom­

mission heißt."* In der schon erwähnten Analyse von Anfang 1953 über

die Entwicklung der DDR seit der 2. Parteikonferenz ist festgehalten: »Ge­
genwärtig erfolgt eine strenge Überprüfung der Parteimitglieder in ihren

Funktionen, besonders derjenigen, die sich in westlicher Emigration befan­

den, Aufenthalt in Amerika und Mexiko hatten und mit Trotzkisten in enger

Verbindung standen. Dabei wird die Methode der komplexen Überprüfung

durchgeführt , um der Gefahr, daß sich die verdächtigen Elemente absetzen
können, zu begegnen.«® Während ein Schauprozeß an Stalins Tod und der

62 Rudolf Slänsky, ehem. Generalsekretär des ZK der KPTsch. in einem Prozess vom
20.-27. November 1952 »Gegen die Leitung des staatsfeindlichen Verschwörer­

zentrums mit Rudolf Slänsky an der Spitze« zum Tode verurteilt.

63 Dokumente der SED. Bd. IV. S. 210f.
64 Siehe SAPMO-BArch, DY 30/1V 2/4/448,

65 Ebenda, NY 4062/83.
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Moskauer Kurswende sowie am I7. Juni scheiterte, blieb die Problematik

bis zum Spätherbst 1953 cin Thema der Partei-Kontroll-Kommissionen.

Obwohl weder die SED noch die DDR antisemitisch waren, wirkte diese

Tendenz aus dem Slänsky-Prozeß in die Gesellschaf t hinein und löste eine
antisemitische Welle aus. Jüdische SED-Funktionäre. Abgeordnete. Ver­

antwortliche und Mitglieder der jüdischen Gemeinden wurden als »zioni­

stische Agenten« verleumdet.®6 Schlagwörter vom »Zionismus« und

»Kosmopolit ismus« richteten Schaden gegen polit isch engagiert e Bürger

an, die nicht SED-konform agierten. Über 400 Bürger, darunter namhafte Re­

präsentanten der jüdischen Gemeinden. verließen die DDR. Indem auch die

antifaschistische Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN). in der

viele jüdische Bürger Verantwortung trugen, in diesen kurzzeitigen, aber

verhängnisvollen antisemitischen Ausschlag hineingezogen wurde, er­

reichte politischer Zynismus der SED-Spitze den Höhepunkt. Seit einer Se­
kretariatssitzung des Zentralkomitees am 15. Januar 1953 wurde die Auflö­

sung der VVN geheim vorbereitet , und am 3. Februar zwang sie ein
Beschluß des Politbüros. sich selbst als Organisation aufzulösen" " mit der
Begründung, daß sie die ihr gestellten Aufgaben seit 1945 erfüllt habe.

Das Ergebnis des rigorosen polit ischen Reinigungs- und präventiven

Disziplinierungsprozesses gegen die eigene, an dem Versuch ciner soziali­

stischen Einheitspartei interessierten. Mitgliedschaf t war immerhin noch
problematisch. Eine Besonderheit war, daß trotz aller Strategien zur Diszi­

plinierung der Parteibasis und im Widerspruch zu Repressionen gegen die

evangelische Kirche kein pauschaler Druck auf jene Mitglieder ausgeübt
wurde, die der Kirche angehörten, ihn aber dann ab 1957 mit dem atheisti­

schen Propagandafeldzug zu spüren bekamen. Ob diese Koexistenz, die

von einer Stellungnahme zu SED und Christentum von 1946 tangiert

66 Siehe Wilfriede Otto: Antizionismus - übergestülptes Feindbild und antisemiti­

sche Haltung. In: Mario Kessler (Hrsg.): Antisemitismus und Arbeiterbewegung.

Entwicklungslinien im 20. Jahrhundert . Bonn 1993. S. 95-119; Karin Hartewig:

Zurückgekehrt. Die Geschichte der jüdischen Kommunisten in der DDR. Köln.

Weimar. Wien 2000. $. 315-413.
67 Siehe Elke Reuter / Detlef Hansel: Das kurze Leben der VVN von 1947 bis 1953.

Berlin 1997. S. 464-494.
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wurde,®° Handlungsweisen beeinflußte, ist eine Frage. Ideologischen Ein­

fluß erlebte ein beträchtlicher Teil der Mitgliedschaft in Schulungsaben­

den zur Geschichte der Vorbildpartei, der »Geschichte der KPdSU

(Bolschewiki). Kurzer Lehrgang«, der politische Überzeugung für die Prin­

zipien der »Partei neuen Typus« weckte. Doch das schloß nicht bei jedem

aus, innerparteiliches Problembewußtsein off en zu vert reten. Berichte, die
seit Januar 1953 aus Betrieben, Kreisen und Bezirken bei der Abteilung Lei­

tende Organe der Partei und der Massenorganisationen beim Zentralkomi­
tee eintrafen, erwähnen schon vor dem 17. Juni solche Forderungen wie die

nach Meinungsfreiheit, Zulassung der SPD oder einer Fraktion der SPD in
der SED und Änderung der Deutschlandpolitik. ®? Nachdenken über das

Politbüro-Kommunique vom9. Juni 1953 weckte Einsichten. Mitglieder der

Bezirksleitung Suhl der SED z. B. bekannten, daß erzwungene Normenerhö­

hungen aufgehoben werden müssen, daß Fehler gemacht wurden und man

sich vor der »Masse« verschloß, daß andere Menschen als »Riashörer«
und »Parteifeinde« vor den Kopf gestoßen und ungerechte Parteiaus­
schlüsse akzeptiert wurden 70

Im Zenit der Junitage waren Verwirrung, Ratlosigkeit und Reaktions­

schwäche typisch. Diese Situation sollte vor allem in Bezug auf die volks­
eigenen Betriebe nicht einfach den denunziatorischen Wertungen aus der

obersten SED-Etage zugeordnet werden. Ihre Varianten, da Parteimitglieder

zurückwichen«, sich »selbst im Schlepptau der Provokateure« befanden,
auf die »Positionen des Kapitulantentums und des Opportunismus gegen­

über den Parteifeinden und faschistischen Provokateuren« abglit ten, wa­

ren herrschaftsgeprägte Schuldzuweisungen.?! Verfassungsmäßig garan­

tiertes Streikrecht wurde ignoriert . Auch die Motive jener, die

Streikabstinenz übten oder Betriebsteile schützten, sind ambivalent und

68 Siehe SED und Christentum, 27. August 1946. In: Dokumente der SED. Bd. I. S.

86-89
69 Siehe SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/5/546.
70 Siehe Protokolle der Bezirksleitung Suhl. S. 1003-1016.
71 Der Neue Kurs und die Aufgaben der Partei. Entschließung der 15. Tagung des

Zentralkomitees der SED vom 24.-26. Juli 1953. In: Dokumente der SED. Bd. IV.

$. 469.
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nicht nur als unkritische Verteidigung von SED-Politik zu verstehen??Un­

mitt elbare Distanzierung oder pauschale Verurteilung der Ereignisse waren

in den Junitagen vor allem situativ begründet -mit der Wahrnehmung von

Gewaltakten und Reflexionen eigener Erfahrungen. Immerhin blickten 1953

mehr als 200 000 SED-Mitglieder auf die Zugehörigkeit zu einer der Arbei­
terparteien oder deren Gruppierungen von vor 1919 bis 1945 zurück?' Al­

lerdings, im Aufbruch des kritischen SED-Potentials trat der tiefe Riß zwi­
schen Parteibasis und autoritärer Führung nun deutlich hervor. Obwohl die

Teilnahme von SED-Mitgliedern beziehungsweise Kandidaten an Streiks.
Demonstrationen oder Sympathiebekundungen zahlenmäßig nicht schlüs­

sig faßbar ist und durch Detailuntersuchungen weiter aufgeklärt werden

muß, sind dennoch Tatsachen bekannt. Erinnert sei an die Teilnahme von

Mitgliedern oder zum Teil ganzer Parteiorganisationen an Streiks und De­

monstrationen ihrer Arbeitskollegen, an die Mitarbeit in Streikleitungen

oder als Streikleiter, an die Verhaftung und Verurteilung von SED-Funktio­

nären sowie an Austritt e aus den Parteireihen und an Abstrafungen.
Über solche Juniaktivitäten gibt eine große Anzahl von Berichten Aus­

kunft, und es sind Beispiele zu lesen wie das über die Parteiorganisation
Kama in Görlitz, die zum überwiegenden Teil, einschließlich von 5 Mitglie­

dern der Parteileitung. an der Demonstration am 17. Juni teilnahm."* So

spiegelt sich politische Zerrissenheit auch innerhalb der SED wider. Noch
deutlicher sogar in statistischen Informationen. Unmittelbar, vom 17. Juni
bis 21. Juli 1953 traten 1266 Mitglieder und Kandidaten aus der SED aus,

weil sie mit ihrer Politik nicht einverstanden waren und die Einschätzung
der Ereignisse als »faschistische Provokation« ablehnten ? Obwohl nach

dem 17. Juni im Politbüro die Auseinandersetzungen und Kritik an Ulbricht

an Schärfe gewonnen hatten, begegnete man sich im zweifelhaften Kon-

72 Siehe Dagmar Semmelmann: Schauplatz StalinstadU/EKO. Erinnerungen an den
17. Juni 1953. Brandenburger Verein für politische Bildung e. V. »Rosa-Luxem­

burg« 1993. Heft 1/2.
73 Siehe Otto: Visionen. $. 498. Von 1 229 280 Mitgliedern der SED im Dezember

953 gehörten 214 898 Mitglieder vor 1919 bis 1945 der sozialdemokratischen

oder kommunistischen Partei an.

74 SAPMO-BArch. DY 30/1V 2/5/563.

75 Siehe ebenda. DY 30/1V 2/5/1370.
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sens. Am 21.Juni wurde eine Direktive gegen jene Parteimitglieder verab­

schiedet, die an Demonstrationen und Streiks teilgenommen oder in Streik­

leitungen mitgearbeitet hatten.7° Ablehnung kritischer Selbstbehauptung
an der Basis bekräftigten auch die Parteiverfahren. Während des ganzen

unruhigen Umfelds vor dem 17. Juni und danach wurden 1953 laut Statistik

26 416 Mitglieder ausgeschlossen (darunter 3264 Mitglieder mit SPD- oder
KPD-Zugehörigkeit vor 1933), 4855 traten aus der Partei aus (darunter 753

mit SPD- oder KPD-Zugehörigkeit vor 1933).77 Strafmaßnahmen im Zusam­

menhang mit dem 17. Juni setzten sich 1954 fort ?8 VomJuli bis in den Spät­

herbst 1953 widerspiegeln Analysen der Abteilung Leitende Organe der

Partei und der Massenorganisationen die kritische Atmosphäre in Grund­

organisationen. In einer Analyse vom 20. Juli heißt es u.a., daß viele
Grundeinheiten den Standpunkt vertreten, »daß es so kommen müsse, ha­
ben wir immer gesagt«.7Andere Berichte der Abteilung informieren über

die Mitarbeit in Streikleitungen, Forderungen nach dem Freilassen Verhaf­
teter und Diskussionen über einen demokratischen Weg zum Sozialismus,

über ungenügende »Klarheit« in Bezug auf den Charakter der Juniereignis­

se und die fehlende Auseinandersetzung zur »Zaisser-Herrnstadt-Proble­
matik«. Zu erwähnen ist, daß von den 1240 Bürgern, die bis 5. Oktober 1953
verurteilt wurden, auch 59 SED-Mitglieder wareno

76 Siehe Otto: Die SED in Juni 1953. S. 140. Kandidaten des Politbüros (Acker­

mann, Herrnstadt. Honecker. Jendietzky, Mückenbeiger. Elli Schmidt) hatten
kein Abstimmungsrecht, mußten aber die Beschlüsse mittragen.

77 Siehe SAPMO-BArch, DY 30/1V 2/5/1675. In einem anderen statistischen Bericht
wird mitgeteilt, daß bis Jahresende 1953 4068 Austritt e und 27 189 Ausschlüsse

erfolgt seien. Siehe DY 30/1V 2/5/1370.
78 Für 1954 werden ohne Angaben für das IV. Quartal 3301 Parteiaustritte. 16985

Ausschlüsse und 2414 Streichungen von Mitgliedern und Kandidaten angegeben.
Siehe SAPMO-BArch, DY 30/1V 2/5/1371; Ilko-Sascha Kowalczuk/ Armin Mitter

/ Stefan Wolle (Hrsg.): Der Tag X. 17. Juni 1953. Die »innere Staatsgründung« der

DDR als Ergebnis der Krise 1952/54. Berlin 1996. $. 232ff.

79 Siehe SAPMO-BArch, DY 30/1V 2/5/546.

80 Jan Foitzik: Berichte des Hohen Kommissars der UdSSR in Deutschland aus den
Jahren 1953/544. Dokumente aus dem Archiv für Außenpolitik der Russischen

Föderation. In: Materialien der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Ge­

schichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland« (12. Wahlperiode des
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Trotz der Probleme und Widersprüche bot die gesellschaftliche Krise in
der DDR aus zeitgenössischer Sicht Chancen zur Veränderung.~'

Erstens eröff nete der scharfe Vorstoß in der Verfügung des Ministerrats

der UdSSR vom 2. Juni 1953 über die Maßnahmen zur Gesundung der poli­

tischen Lage Spielräume für die Diskussion grundsätzlicher Fragen und
brach seit dem 6. Juni den Problemstau im Politbüro auf. Während eine kri­

senhafte Entwicklung in der SED vorher überhaupt nicht thematisiert wor­

den war, lenkte schon die erste Debatte am 6. Juni auf Grundsätzliches.

Stichwort e waren: die innerparteiliche Demokratie, die »Lockerung der Dik­
tatur«, keine Vermischung von Partei- und Regierungsaufgaben, eine an­

deres Herantreten an die Arbeiterklasse und die »Massen«, die

Beseit igung der dominierenden Rolle des Sekretariats des Zentralkomi­

tees als Instrument Ulbrichts und die Korrektur seiner Linie des »Befeh­
lens« und »Gehorchens«. Mit der begonnenen Fehlerdebatt e wurden

gleichzeit ig eine Organisationskommission zu Fragen der Führungsstruk­
tur und eine Redaktionskommission zur Ausarbeitung einer Stellungnah-

Deutschen Bundestages). Hrsg. Deutscher Bundestag. Bd. 11/2: Machtstrukturen
und Entscheidungsmechanismen im SED-Staat und die Frage der Verantwortung.
Baden-Baden 1995. $. 1375. Nach diesem Bericht wurden bis zum 5. Oktober 1953

von DDR-Gerichten I240 Teilnehmer der »Provokation« verurteilt. Davon: 1090
Arbeiter, 70 Unternehmer. 46 Bauern. 15 Großbauern. 90 Sonstige. Nach Parteien

betraf es 59 Angehörige der SED. 21 der LDPD. 22 der CDU. 16 der NDPD. 17 der

DBD. 197 der FDJ. Unter den Verurteilten waren 138 ehemalige Mitglieder nazi­
stischer Organisationen und 23 Einwohner Westberlins. 41.4 Prozent der Verur­
teilten (468) erhielten Freiheitsstrafen von weniger als einem Jahr. 619 Personen
zwischen I und 5 Jahren. 87 Personen zwischen S und I0 Jahren. I4 Personen
mehr als 10 Jahre. 4 Personen lebenslänglich. 2 Personen die Todesstrafe, 46

Personen sonstige Strafen. Nach einem Bericht von Justizministerin Hilde Benja­
min am 23. April 1954 waren bis Januar 3449 staatsanwaltliche Ermittlungsver­

fahren anhängig. davon wurden 1221 eingestellt und in 2134 Fällen Anklage

erhoben. In weiteren 433 Fällen wurde das Verfahren eingestellt und 76 Fällen die

Angeklagten freigesprochen. 1526 Angeklagte wurden verurteilt. davon 546 bis
zu einem Jahr. Siehe Falco Werkentin: Politische Strafjustiz in der Ara Ulbricht.

Vom bekennenden Terror zur verdeckten Repression. Berlin 1997. $. 150.

8I Die im folgenden angeführten Tatsachen stützen sich alle auf die bereits genannte

Dokumentenpublikation der Autorin »Die SED im Juni 1953«
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me* eingesetzt. Rudolf Herrnstadt, Kandidat des Politbüros, erhielt den

Auftrag, einen Beschlußentwurf vorzulegen, den er am 13.Juni unterbrei­

tete. Er stellte den Parteityp an sich nicht in Frage. Abweichende Akzente
setzte Herrnstadt schon, indem er mit einer sehr kritischen Politikanalyse
begann, einen anderen Weg zum Sozialismus durch »eine wissenschaftlich

begründete, den realen Verhältnissen entsprechende, massenverbundene
Politik«' suchte, eine echte Hinwendung zu den »Massen« und die Ab­

kehr von nackten Administrieren und Kommandieren forderte. Die Junier­

eignisse unterbrachen diesen ersten Diskussionsansatz und gaben ihm
gleichzeitig ein anderes Gewicht. Diesbezüglich wurde auf dem 14. Plenum

des Zentralkomitees am 21. Juni einerseits die Fehlerdebatte weitergeführt

-allerdings in Unkenntnis der Vorgänge im Politbüro -und andererseits
wurden Schutzbehauptungen eingeführt , um von der Verantwortung des
obersten Parteizirkels abzulenken.

Zweitens wurden sowjetische Fäden gezogen, die die Kritiker im Polit­
büro unterstützten. Semjonow und sein Stellvertreter Pawel Judin nahmen

an den problematischen Sitzungen des Politbüros teil und mischten sich

ein. Am 24. Juni sandte die Sonderkommission, die während des Aufstands

das militärische und politische Krisenmanagement in Berlin leitete und der
Generalstabschef Wassili Sokolowski, Semjonow und Judin angehörten,

einen Bericht über die Ereignisse in der DDR mit Vorschlägen für Verände­

rungen nach Moskau. Hart und konsequent sollte der neue Kurs verwirk­
licht werden. Hinsichtlich der Partei sollten die Funktionen zwischen Re­

gierung und Partei abgegrenzt, Ulbricht als Stellvert reter des

Ministerpräsidenten abgelöst, die Funktion des Generalsekretärs des Zen­

tralkomitees liquidiert , die Zahl der Mitglieder des Sekretariats reduziert ,

die Zusammensetzung des Zentralkomitees und Politbüros erneuert und in

drei bis vier Monaten ein Parteitag einberufen werden. Auch das MfS soll­
te aufgelöst werden. Offi ziell erfuhr das Politbüro der SED nichts über das

Dokument; Vorschläge daraus wurden jedoch der Organisationskommis­

sion bekannt, die sie am 26. Juni unter der Bezeichnung »Erneuerung unse-

82 Der Organisationskommission gehörten Grotewohl, Ulbricht. Zaisser, Oelßner,
Herrnstadt und Jendretzky an, der jedoch erkrankte. Zur Redaktionskommission

gehörten Ulbricht. Rau. Herrnstadt, Oelßner und ab 3. Juli 1953 Ackermann.

83 Ouo: Die SED im Juni 1953. $. 105.
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rer Partei« aufgriff und am 2. Juli unter Einbezug von Kadervorschlägen

weiter beriet. Eine »Erneuerung unserer Partei im Geiste fester Verbunden­

heit mit den Massen und zur Sicherung des kollektiven Arbeitens aller Par­

teileitungen«** sollte das Ziel sein.

Drittens widerspiegelten gerade die Solidarität von SED-Mitgliedern mit
Forderungen ihrer Arbeitskollegen bei der Juni-Erhebung sowie die kriti­
sche Stimmung und der Wunsch nach freimütiger Diskussion in Grund­

organisationen eine neue Qualität parteilichen Handelns. Das Stichwort

Arbeiterklasse, das in der offi ziellen Politik zu einer Attitüde verkommen
war, begann wieder Kraft zu gewinnen. Parteileben tatsächlich zu beein­

flussen und Funktionäre zu belehren. Nicht zufällig mahnte Hertha Berg­

mann am 21. Juni 1953 ihre Mitstreiter im Zentralkomitee, anzuerkennen,

daß die Streiks auch ihre Ursache in Mißständen hatten, die schon jahre­

lang bestanden und mit denen die Werkleiter und Funktionäre nicht fert ig
wurden, daß sich die durchgeführten Maßnahmen gegen die Arbeiterklas­
se ausgewirkt hatten und »prinzipielle Fehler« waren.

Viertens bot der überarbeitete, 2. Entwurf für eine Entschließung, der am

3. Juli im Politbüro diskutiert wurde, Möglichkeiten, um Grundfragen von

Partei und Gesellschaft gründlicher zu erörtern, um im Aufdecken der Ursa­
chen für die gemachten Fehler und der notwendigen Schlußfolgerungen.
daraus weiter zu kommen. Der politische Grundsatzabschnitt (I.), unter Mit­
beteiligung von Herrnstadt entstanden, befaßte sich mit der kritischen Po­

litikanalyse, widerspiegelte unausgesprochen ein Kernproblem, das auch

Streikende und Demonstrierende am 17. Juni bewegt hatte: den stalinisti­

schen Dirigismus der Gesellschaft zu überwinden. Der perspektivische (II.)

Abschnitt bekannte sich wieder an erster Stelle zur »baldigen Herstellung

eines einheitlichen, demokratischen. fortschritt lichen Deutschland«, hob

die Rolle der Arbeiterklasse sowie eine Demokratisierung der ganzen Ge­
sellschaft hervor. In dem von ihm allein verantworteten Abschnitt »Die Er­
neuerung der Partei« (III) analysierte Herrnstadt politische Krebsschäden

der SED, um eine Erneuerung überhaupt bestehen zu können. Dazu gehör­

ten: Verbürokratisierung, Mißachtung der Werktätigen. Administrieren,

Dogmatismus, Persönlichkeitskult statt kollektiver Arbeit und Sektierertum

84 Ebenda. $. 203.
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aus Überheblichkeit. Als Chefredakteur des Zentralorgans wußte er, was er
tat, wenn er schrieb, daß die besten Funktionäre gegen die Schwächen der

Partei rebellieren und Millionen Werktätige nach der Abstellung dieser

Schwächen »schreien«. Er anerkannte Entschlossenheit der Werktätigen,

gegen die Partei aufzutreten«, wenn die Schwächen nicht überwunden

würden. Quasi als Herzstück der Erneuerung formulierte er: »In der Kombi­

nierung dieser beiden großen Kräfte -der Hundert tausenden fortschrittli­

cher Genossen unserer Partei und des heilsamen Drucks der werktätigen

Massen, liegt die Chance, die Partei innerhalb weniger Mo-nate zu erneu­

ern.°° Sein Begriff von einer »Partei des Volkes« meinte eine Partei der Ar­
beiterklasse, die »allen anderen werktätigen Klassen ein zuverlässiger,

verständnisvoller, weitschauender Führer« sein kann »und die danach
handelt«.

Sicher war Herrnstadt wie andere Kritiker im Politbüro nicht frei von dem

zeitgenössischen stalinistischen Parteiverständnis. Aber er erkannte ent­

scheidende Schwächen und war einsichtsvoll und risikobereit genug, sich
neuen Erfahrungen und Schrit ten zu öff nen. Obwohl der Entschließungs­
entwurf am 3. Juli im Politbüro nicht angenommen, sondern Kritik, Verände­
rungen und Ergänzungen angemeldet wurden, blieb die gesamte

Atmosphäre noch außerordentlich kritisch, was für die Kombinierung der

Erneuerungskräfte nicht unwesentlich war. Mißtrauen richtete sich vor al­

lem gegen Ulbricht, und die 2. Sitzung des Politbüros am Abend des 8.

Juli 1953 endete mit dem Grundtenor: Die Partei gesunden, aber nicht mit

Walter Ulbricht. Zu ihm standen als einzige Hermann Matern und Erich Ho­

necker.
Der entscheidende Einschnit t in die Debatte kam aus Moskau mit dem

geheimen Empfang einer SED-Delegation am9. Juli. Sie wurde über die Ver­

haftung des »imperialistischen Agenten« und »Feind einer sozialistischen

DDR«, Berija, informiert und erhielt Direktiven für die Formierung der SED­

Spitze. »Freundschaftliche Zusammenarbeit Pieck Ulbricht
-Grotewohl«* lautete die Prämisse. Nach dem 17. Juni 1953 hatte sich die

UdSSR im Interesse der Stabilität ihres Ostblocks und eventueller

Vier-Mächte-Verhandlungen über die deutsche Frage und die europäische

85 Ebenda. $.230.
86 Ebenda. $. 249.
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Sicherheit veranlaßt gesehen, die DDR zu stabilisieren und sich dabei auf
bewährte und zuverlässige Partner zu stützen. Das war ohne Zweifel ein
Einschnit t, dessen Endgültigkeit jedoch erst nach der Einbeziehung der

Bundesrepublik in die NATO und mit der Aufnahme der DDR in die Or-ga­
nisation des Warschauer Vert rages 1955 eintrat. Für Ulbricht aber bedeute­

te der 9. Juli das Sprungbrett, um gegen seine entscheidenden Rivalen und
Widersacher in die Off ensive zu gehen, Herrnstadts Erneuerungsverständ­

nis für die Partei zur »Anklageschrift« zu erheben und die Fraktion Zaisser/

Herrnstadt zu konstruieren, die er in ein Berija-Umfeld versetzte. Auf dem

5. Plenum des Zentralkomitees der SED (24.-26. Juli) gelang es ihm, das

Gremium, das ohne Kenntnis über die sowjetische Verfügung vom 2. Juni

1953, die Debatt en im Politbüro und das Zustandekommen der Beschluß­

entwürfe geblieben war, zu disziplinieren. Es faßte gegen beide Funktionä­

re einen Beschluß, der sie folgender Punkte beschuldigte: Zurückweichen

vor der feindlichen Propaganda, parteifcindliche Fraktionsbildung mit ei­
ner defätistischen und gegen die Einheit der Partei gerichteten Linie. Ver­
treten einer die Partei verleumdenden und auf die Spaltung der

Parteiführung gerichteten Plattform. Sie wurden aus dem Zentralkomitee

ausgeschlossen. Walter Ulbricht wurde in direkter Wahl einstimmig zum Er­

sten Sekretär des Zentralkomitees gewählt. ImJanuar 1954 schloß das Zen­

tralkomitee WilhelmZaisser und Rudolf Herrnstadt aus der SED aus87

Der Stabilisierungsprozess, nunmehr von der UdSSR seit dem 20. Au­
gust 1953 konkret unterstützt, führte die DDR tatsächlich auf allen Gebie­

ten des gesellschaftlichen Lebens voran, weckte große Hoff nungen und

brachte ihr unter den Bedingungen des Kalten Krieges nach langer Zeit
schließlich die internationale Anerkennung. Blockiert blieb das 1953 auf­

gebrochene Grundproblem der Erneuerung der Partei. Die Mitgliedschaft

erhielt nie eine Aufklärung über die wahren innerparteilichen Zusammen­

hänge und unterlag einem politischen Betrug. Sie wurde in die Schutzbe­

hauptungen von der »faschistischen Provokation«. vom »faschistischen

Putschversuch«, die von den inneren, den Hauptursachen der gesell-

87 Die Zentrale Partei-Kontroll-Kommission der SED rehabilitierte am 29. Noven­
ber 1989 Rudolf Herrnstadt. Die Schiedskommission der PDS rehabilitierte Wil­
helm Zaisser am 25. April 1993.
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schaftlichen Krise ab- und einseitig auf äußere Einflüsse hinlenkten, einge­

bunden. Auch wurde der begangene Verfassungsbruch bei ungerechtfer­

tigten Verurteilungen von Mitgliedern aus Streikleitungen nicht korrigiert.

Seit Jahren in Haft genommene kommunistische Westremigranten wurden

1954/55 in Geheimprozessen verurteilt. Trotz Lockerungen im Parteileben

brachte der IV. Parteitag (März/April 1954) kein Ausbrechen aus den sy­

stemischen Stalinismus. Im Zusammenhang mit der nochmaligen scharfen
Abrechnung mit Zaissei/Herrnstadt entstand nun das Junktim, daß jeder
»Angriff « auf die Partei die Macht der Werktätigen untergraben, sich damit

gegen die DDR überhaupt richten und einer kapitalistischen Restauration
dienen würde. Damit war der Grundstein für die bis 1989 gültige Doktrin

»Keine Fehlerdiskussion!« gelegt. Das neue Parteistatut reichte schon im
ersten Satz über die gültige DDR-Verfassung hinaus und markierte den

Führungsanspruch der SED: »Die Partei ist die führende Kraft aller Organi­

sationen der Arbeiterklasse und der Werktätigen, der gesellschaftlichen

und staatlichen Organisationen und führt erfolgreich den Aufbau des So­

zialismus.« Die Verbindlichkeit aller Beschlüsse der obersten Organe für

jeden einzelnen wurde bekräftigt. Einheit und Reinheit der Partei bedeute­

ten Schutz vor »parteifeindlichen Einflüssen und Elementen sowie Frakti­

onsmacherei«. Feindliche Agenturen in der Partei zu entlarven und zu ver­
nichten, gegen fraktionelle Tätigkeit zu kämpfen, war eine Pfl icht der
Parteikontrollorgane. Die Zentrumsfunktion, die die SED im politischen Sy­

stem und in der Gesellschaft bereits ausübte, war nun eindeutig festge­
schrieben. Erst jetzt begannen sich die vormundschaftlichen und diszipli­

nierenden Normen der Partei neuen Typus voll durchzusetzen.

Zusammenspiel und Konfl iktstoff blieben dennoch ein Merkmal innerpar­

teilichen Lebens.
Mit dem Stichwort »Scheitern einer Selbstfindung« ist die Autorin na­

türlich nicht der Meinung, daß das krit ische Potential in der SED nach den
17.Juni 1953 nicht mehr auf eine Chance für Erneuerung gehofft hätt e. Daß

dem aus zeitgenössischer Sicht nicht so sein konnte, erklärt sich schon aus
dem Verschweigen der Wahrheit über 1953, aus Erwartungen für eine Lö­

sung der deutschen Frage und aus den oppositionellen Intelligenzzirkeln

88 Statut der SED. In: Dokumente der SED. Bd. V. Berl in 1956. $. 90.
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nach dem XX. Parteitagder KPdSU. Wie uns aber der Urteilsspruch der Ge­
schichte belehrte, Erfahrungen bekräftigten und neue Forschungser­
gebnisse belegten, standen den Hoffnungen massive Gegenstrukturen
und -kräfte gegenüber.
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Die Krise des sowjetischen Imperiums
und der Neue Kurs in Osteuropa

1 Stalins Erbmasse und seine Erbengemeinschaft

Die Ereignisse des 17. Juni 1953 in der DDR sind als Teil größerer interna­

tonaler Vorgänge zu verstehen und zu beurteilen. Sie sind kein ein­

maliges und provinzielles Ereignis, sondern ordnen sich ein in die

Herausbildung der staatssozialistischen Gesellschaften sowjetischen

Typs in Ostmittel- und Südosteuropa, in die europäische Blockbildung
unter den Bedingungen des Kalten Krieges und in jene Veränderungen in

der UdSSR, die mit dem Tode Stalins von der an die Stelle des unum­
schränkten Diktators getretenen sogenannten Kollektiven Führung in Gang

gesetzt wurden, in der die Amter von Partei und Staat getrennt wurden.
Der Tod Josef Stalins am 5. März 1953 löste Trauer und Hilflosigkeit ,

zaghafte wie übert riebene Hoff nungen, bei nicht wenigen Menschen ver­
hohlene wie off ene Freude aus. Die vom »Vaters aller Völker« und »größ­

ten Genius der Menschheit« hinterlassene erdrückende und bedrückende
Erbmasse vermochte die Erbengemeinschaf t -die polit ischen Eliten und

die Bevölkerung des Imperiums von Wladiwostok bis Berlin - in ihrer
ganzen historischen Tragweite damals nicht wahrzunehmen. Um ihrer ei­
genen Existenz willen suchten seit Anfang März 1953 die drei mächtigsten

Diadochen des Imperiums nach Wegen aus der Krise: Georgi Malenkow',

Georgi Maximiljanowitsch Malenkow (1902-1988) arbeitete seit 1925 im zen­
ralen Parteiapparat und wurde 1934 Sekretär des ZK der KPdSU(B). Bis 1946
war er Leiter der Abteilung leitende Parteiorgane bzw. der Kaderabteilung des ZK
der KPdSU(B). In dieser Funktion tug er neben Stalin wesentliche Verantwor­
tung für den unmittelbar unter Regie der Volkskommissare für Inneres Jagoda
(1934-1936) und Jeshow (1934-1936) und der KGB-Chefs seit 1943. Von 1941-
1945 war er Mitglied des Verteidigungsrates und von 1944-1953 Stellvertreten­
der Regierungschef der UdSSR. 1949 wurde er direkt von Stalin beauftragt, die
Leningrader Affäre« zu organisieren. Er war maßgeblich an den Terroraktionen

gegen das Jüdische Antifaschistische Komitee (1952) und die sog. Arzte­
verschwörer (1952/ 53) beteiligt. Nach seiner Tätigkeit als Ministerpräsident der
UdSSR (1953-1955) blieb er noch bis 1957 Mitglied des ZK und Energieminister
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der zweite Mann nach Stalin und einer der Hauptverantwortlichen für den
Einsatz der Kader und des Terrors, rückte zum Ministerpräsidenten auf.
Lavrenti Berija*, der Verwalter des Terrorapparates seit 1939 (Innenmini­
sterium, GULAG. Sonderkomitees für Atomfragen einschließlich der »ge­
heimen Städte« und der Verwaltung der Uranvorkommen in Osteuropa
seit 1945) erhielt nun noch das KGB und wurde Stellvertreter des Regie­
rungschefs. ZK-Sekretär Nikita Chruschtschow', der langjähriger Partei-

Nach seinem Ausschluß aus der Parteiführung arbeitete bis 1961 als Direktor der
Energiewerke von Kamenogorsk und Ekibastus. 1961 erfolgte sein Ausschluß aus

der KPdSU.

2 Lawrenti Pawlowitsch Berija (1899-1953) war seit 1920 Sekretär der Tscheka in
Bnku und von 1931 bis 1938 Erster Sekretär der KP(B) Georgiens. von Novem­
ber 1938 bis Juni 1953 Volkskommissar bzw. Minister für Inneres der UdSSR und
Oberbefehlshaber der Truppen des Inneministeriums (NKW D). Seit 1946 ge­
hört e er dem Politbüro an. Er war als engster Mitarbeiter Stalins an zahlreichen
Staatsverbrechen beteiligt. Berija war der oberste Herr des Archipel GULAG. Er

reichte im Politbüro des ZK der KPdSU(B) die Beschlußvorlage für die Ermor­
dung von 26000 polnischer Kriegsgefangenen und Häftlingen ein. die Stalin. W o­
roschilow. Molotow. Kaganowitsch. Kalinin und Mikojan am 5. März 1940 un­
terzeichneten. Er trug die direkte Verantwortung für die Deportation und
Verbannung ganzer Völker und nationaler Minderheiten in sog. Sondersiedlungen.

Das KGB war von 1943 bis Stalins Tod 1953 ein selbständiges Volkskommissari­

at bzw. Ministerium, das Semjon Denissowitsch Ignatjew von 1951 bis 1953 lei­
tete. der Stalin und Malenkow direkt unterstand. Durch einen Staatsstreich Chru­
schtschows wurde Berija am 26. Juni 1953 entmachtet und am 23. Dezember
1953 durch ein Sondert ribunal des Obersten Gerichts zum Tode verurteilt und

erschossen. Siehe Der Fall Berija. Pro tokoll einer Abrechnung. Das Plenum des

ZK der KPdSU Juli 1953. Stenographischer Bericht. Herausgegeben und aus dem

Russischen übersetzt von Viktor Knoll und Lothar Kölm. Berlin 1993.
3 Nikita Sergejewitsch Chruschtschow (1894-1971) gehörte seit 1934 dem ZK und

seit 1939 dem Politbüro an Er zählte zu den ranghohen Funktionären des stalini­

stischen Terrorregimes, insbesondere während seiner Tätigkeit in der zweitgröß­

ten Unionsrepublik, der Ukraine (1938 bis 1949 Erster Sekretär des ZK der

KP(B) der Ukraine und gleichzeitig von 1944 bis 1947 ukrainischer Regierungs­

chef) und als Erster Parteisekretär der sowjetischen Metropole (1935-1938 und

1949-1953). Nach Stalins Tod wurde er Parteichef der KPdSU des ZK der
KPdSU und gleichzeitig seit 1958 Regierungschef der UdSSR. Mit seiner Ent­
machtung auf dem Oktoberplenum des ZK 1964 war er praktisch bis zu seinem

Tode unter Hausarr est.
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chefder Ukrainischen Republik und der Metropole Moskau, stieg zum pri­

mus inter pares im ZK-Präsidium der KPdSU auf. Nachdem Malenkow am
21. März 1953 seine Funktion als ZK-Sekretär aufgab, führte Chru­
schtschow das ZK-Sekretariat und wurde im September 1953 Erster Se­
kretär des ZK der KPdSU. Eine wichtige Rolle im Machtkampf innerhalb
der sog. Kollektiven Führung spielte auch Wjatscheslaw Molotow*, einer
der engsten Vertrauten Stalins bis 1949 und langjähriger Regierungschef
und Außenminister der UdSSR. Im März 1953 erhielt er wiederum den Po­
sten des Außenministers. Zum Präsidium des ZK der KPdSU gehörten als
weitere Stellvertreter Malenkows Nikolai Bulganin (Politbüro seit 1948,
Verteidigungsminister 1947-1949 und seit 1953), Lasar Kaganowitsch (Po­
litbüro seit 1930), Anastas Mikojan (Politbüro seit 1935, 1938-1949 und
seit 1953 Minister für Innen- und Außenhandel). Kliment Woroschilow
(Politbüro seit 1926, 1934-190 Verteidigungskommissar) wurde Staats­
oberhaupt (Vorsitzender des Präsidiums des Obersten Sowjets). Die wei­
teren Mitglieder der höchsten Parteiführung, Michail Perwuchin und
Maxim Saburow hatten (wie auch Chruschtschow) keine Staatsfunktio­
nen. Zu den Sekretären des ZK wurden Semjon Ignatjew, Pjotr Pospelow
und Nikolai Schatalin gewählt. Nikolai Michailow übernahm das Moskau­
er Parteikomitees. Bereits am 7. März 1953 gab die Regierungszeitung Is­
westija die Zusammensetzung der neuen sowjetischen Führung bekannt:
»Das ZK der KPdSU, der Ministerrat der UdSSR und das Präsidium des
Obersten Sowjets der UdSSR erachten es in dieser für unsere Partei
schweren Zeit als wichtigste Aufgabe der Partei und der Regierung, die
reibungslose und richtige Leitung des ganzen Lebens des Landes zu si­
chern. Das erfordert größte Geschlossenheit der Leitung, die Verhütung
jeglicher Verwirrung und Panik, um so die erfolgreiche Verwirklichungder
von unserer Partei und Regierung ausgearbeiteten Politik ... unbedingt

4 Wjatscheslaw Michailowitsch Molotow (1890-1986) war von 1921 bis 1930 Se­

kretär des ZK der KPdSU(B) und seit 1930 Mitglied des Politbüros, danach Re­
gierungschef (1930-1941) und Außenminister (1939-1949) der UdSSR. Erst
nach Stalins Tod löste er den 1949 eingesetzten Außenminister Andrej Januarje­

witsch Wyschinski ab. Als Gegner der Entstalinisierung wurde er schließlich 1957
entmachtet und 1962 aus der Partei ausgeschlossen, allerdings 1984 wieder auf­

genommen.
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zu gewährleisten.« Berijas Anteil bei der Überwindung des Erbe Stalins
zwischen März und Juni 1953 wurde von der sowjetischen Partei- und

Staatsführung verfälscht. Er galt als Hauptschuldiger der Verbrechen des

Stalin-Systems. Das hatte zur Folge. daß die Person Stalins vorerst bis
1956 weitgehend tabu blieb und die durchaus bedeutsame Rolle Chru­

schtschows im Kampf zur Überwindung des Stalinschen Erbes im Zusam­
menhang mit seiner mutigen Gcheimrede auf dem XX. Parteitages 1956

überbetont worden ist . Der Berija-Mythos ist noch heute in nicht weni­

gen Publikationen und öff entlichen Veranstaltungen lebendig. Neu er­

schlossene Quellen seit Anfang der 90cr Jahre erfordern eine

Neueinschätzung der Rolle Berijas in Bezug auf seine Tätigkeit zwi­

schen März und Juni 1953. Laut Mit teilung der Iswestija vom 30. Mai
2000 entschied das russische Gericht über einen Antrag zur Rehabilit ie­
rung Berijas. Es hob das Urteil gegen ihn vom Dezember 1953 auf, lehnte

aber eine Rehabilit ierung wegen seiner herausragenden Rolle im Stalin­

schen Terrorsystem ab.°

Worin bestand die welthistorische Dimension des Erbes von Stalin?

5 Siehe W . Subok / K. Pleschakow: Der Kreml im Kalten Krieg. Von 1945 bis zur
Kubakrise. Hildesheim 1997; Lina Pleines: Der »Neue Kurs« Berijas nach Sta­
lins Tod. In: Osteuropa. Stuttgart 1998. Heft 11/12. S. A 367-374 (Dokumen­
te): Christoph KIeßmann / Bernd Stöver: 1953 - Krisenjahr des Kalten Krieges
in Europa. Weimar. Wien 1999, $. 29ff. und 49ff.; VIadimir Nekrassov (Hrsg.):

Berija Henker in Stalins Diensten. Ende einer Karr iere. Berlin 1952: St. Merl:

Berija und Chruschtschow: Entstalinisierung oder Systemerhalt. In: Geschichte

in Wissenschaft und Unterricht. Hamburg 200I. Nr. 9. $. 484ff.: M. Reiman:

Berija. Malenkow und die deutsche Einheit. In: Deutschland Archiv. Nr. 3/1999
$. 456ff. - Auf der Grundlage der erschlossenen Archivbestände erschienen in
russischer Sprache zu dieser Thematik u.a. R. G. Pichoja: Sovetskij Sojuz: Istori­
ja vlasti 1945-1991. Nowosibirsk 2000: M. Narinskij: Cholodnaja Vojna. Novye

podchody. novye dokumenty. Moskau 1995; V. P. Naumov: Bor ba N. S. Chru­
sceva za edinolicnuju vlast' v paitijno-gosudarstvennych verchach SSSR vesnoj

1953 goda. In: Novaja i novejsaja istorija. Moskau 1996. Nr. 5-6. S. 39ff.:; ders.:

Posle smert i Stalina. In: Rossija i sovremennyj mir. Moskau 1995. Nr. 4. S. 143ff.:

ders: By! li zagovor Berii? Novye dokumenty o sobytijach 1953g. In: novaja

und novejsaja istorija. Moskau 1998. Nr. 5. $. 23ff.; B. Starkov: Sto dnej »Ljub­

ljanskogo Marsala«. In: Istocnik. Moskau 1993. Nr. 4. $. 83ff.: Amy Night: Be­

rija. Stalins First Lieutnant. New York 1993.
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Erstens ging es um eine noch heute aktuelle Frage der internationalen

Balance der Weltmächte, der Frage von Krieg und Frieden im Atomzeit­

alter. Das Gleichgewicht der »Großen Drei« (Roosevelt , Churchill, Stalin)
war entstanden im gemeinsamen Krieg und Sieg über die bis dahin größte

Gefahr für die Menschheit - gegen das Weltherrschaftsstreben des

deutschen Faschismus und japanischen Militarismus. Stalins Nachfolger

hatt en es im März 1953 nunmehr mit einer Weltmacht, den USA, zu tun,

die längst die Gleise der Kooperation mit der UdSSR verlassen hatte, auf

die Bahnen eines Kalten Krieges übergegangen war und eine Führungs­
rolle in der Weltpolitik anstrebte. Stalin fand auf diesen Strategiewandel
der USA seit 1947 keine konstruktive Antwort , denn seit seiner unum­

schränkten Macht ab 1928 änderte sich sein Denken in einer der Grund­

fragen der Weltentwicklung wenig: Für ihn war der Krieg der
Gesellschaftssysteme seit 1917 unvermeidlich, auch noch im bereits be­
gonnen Atomzeitalter nach 1945. Die Gefahren lokaler Militärkonfl ikte,
auch ein Drit ter Weltkrieg, ja sogar ein nukleares Inferno lagen im Be­

reich des Möglichen. Die kurze Berlinkrise 1948 und der Koreakrieg 1950-

1953 können so gedeutet werden. Dieser Krieg kostete das Leben von
zwei Miillionen Nordkoreanern und Chinesen, 400 000 Südkoreanern,

142 000 Amerikanern und 17 000 unter UN-Kommando stehender Soldaten

aus anderen Staaten sowie von 299 sowjetische Soldaten (zumeist Pilo­
ten). US-Strategen sahen den Koreakrieg als einen Krieg zur »Befreiung«

eines kommunistischen Teilstaates.

6 Siehe R. G. Pichoja: Sovetskij Sojuz. S. I16; Bernd Stöver: Die Befreiung vom

Kommunismus. Köln. Weimar. Wien 2002. Amerikanische Liberation Policy im
Kalten Krieg 1947-1991. S. 176. - Der Koreakrieg war eine Ar Stellvertreter­
krieg der beiden Hauptmächte UdSSR und USA. Stalin hatte zunächst längere Zeit
Vorbehalte gegen einen von der nordkoreanischen kommunistischen Führung ge­
wollten Aggressionskrieg. Erst nach dem Bündnis mit China im Februar 1950

kam Stalin dem Drängen von Kim Il-Sung im April 1950 nach, Nordkorea mit
Waffen zu beliefern. Stalin versprach sich von einer Duldung und indirekten Un­

terstützung der Politik des nordkoreanischen Diktators eine Stärkung der geopo­

itischen Positionen der UdSSR im Fernen Osten und seines Prestiges als Führer

der kommunistischen Weltbewegung in der ostasiatischen Region. Deshalb billig­

te Stalin den Vorschlag Kim I-Sungs, noch vor Beginn der Regenzeit, am 25.

Juni 1950 mit der Invasion gegen Südkorea zu beginnen. Der nordkoreanische

Diktator sollte allerdings den Überfall mit Mao Tse-tung persönlich besprechen
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Auf Grund ihrer besonderen Einsicht in die Gefahren einer nuklearen
Konfrontation für die menschliche Zivilisation, lenkten Berija und Ma­

lenkow (ganz im Unterschied zu Stalin) die sowjetische Außenpolitik seit
Frühjahr 1953 auf den Abbau des Kalten Krieges in Richtung einer

fr iedlichen Koexistenz der beiden Systeme. Beide mächtigen Nachfolger,

die über eine starke polit ische Hausmacht verfügten und (im Unterschied

zu Chruschtschow oder Molotow) mehr pragmatisch als ideologisch
dachten, stellten Stalins Außenpolit ik in Frage. Sie stießen dabei vor al­

lem bei dem neuen und wieder einflußreichen Außenminister Molotow auf
Widerstand. Nach Rücksprache mit Mao Tse-tung beschloß die sowjeti­
sche Regierung am 19. März 1953 Richtlinien für Waff enstillstandsver­

handlungen. Die Sondergesandten Wassili Kusnezow und Jakow Malik

verständigten sich zwei Tage später mit den Führungen in Peking und
Pjöngjang über den Abschluß eines Waff enstillstands, der am 27. Juli

1953 den heißen Regionalkrieg beendete.' Berija forderte eine Revision

und abstimmen. W ie vorsichtig Stalin war. geht auch daraus hervor. daß er Mao

Tse-tung am 13. Mai 1950 mitteilen ließ. daß die Frage des Krieges nur von den
chinesischen und nordkorcanischen Genossen gemeinsam zu entscheiden sei.

Falls Peking nicht zustimme. müsse die Eroberung des Südens verschoben wer­

den. Wahrscheinlich gab Stalin auch deshalb grünes Licht für den Aggres­
sionskrieg. weil Außenminister Dcan Acheson erklärt e. daß das Regime von

Syngman Rhee abgewirtschaft habe und Südkorea nicht mehr zum »Verteidigungs­
radius« der USA gehöre. Nach Kriegsausbruch nutzte die UdSSR ihr

Vetorecht im UN-Sicherheitsrat nicht und blieb der entscheidenden Sitzung fern.
Als Truppen der USA und anderer Mitgliedstaaten unter UN-Mandat die nord­
koreanischen Streitkräfte zurückschlugen und schließlich den 38. Breitengrad in
Richtung Norden überschritten. war Stalin jedoch nicht bereit. direkt in das
Kriegsgeschehen auf nordkoeranischen Halbinsel einzugreifen. Er fordert e Mao
auf. das zu tun und versichert e für den Ernstfall Unterstützung zu. Über die Hälf­

te der US-Bürger - so Umfrageergebnisse des Gnlup-Institutes im Sommer 1950
- sahen in diesem Regionalkrieg bereits den Beginn eines Dritten Weltkrieges
mit dem Ostblock. Offenbar begriff US-Präsident Truman, daß sich die militäri­

sche Konfrontation zu einem nuklearen Inferno ausweiten konnte und setzte den
US-Befehlshaber MacArthur im April 1951 ab. Siehe Wladislaw Subok / Kon­

stantin Pleschakow: Der Kreml im Kalten Krieg. Hildesheim 1997,

7 Siehe Wladislaw Subok / Konstantin Pleschakow: Der Kreml im Kalten Krieg.

$. 222~
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der Politik Stalins gegenüber Jugoslawien. Außenminister Molotow aber,

für den Tito noch immer ein »Rechtsabweichler« und »Verräter« der kom­

munistischen Bewegung war, setzte im Parteipräsidium seinen Vorschlag
durch, mit Jugoslawien lediglich »Beziehungen derselben Art zu etablie­

ren, wie sie zu anderen bourgeoisen, mit dem aggressiven nordatlanti­

schen Block verbundener Länder bestehen.«* Nunmehr handelte Berija

auf eigene Faust und setzte einen Brief an den jugoslawischen Innenmi­
nister Alexandar Rankovic auf, in dem er wissen ließ, daß er und »seine

Freunde von der Notwendigkeit einer grundsätzlichen Neueinschätzung
und Verbesserung der Beziehungen zwischen beiden Ländern eintre­
ten«. Auch die sowjetisch-israelischen Beziehungen wurden schritt wei­

se normalisiert. Auf die von Berija initiierte Rehabilitierung der zu Un­

recht verhafteten jüdischen Arzte erklärte der israelische Außenminister
in der »Jerusalem Post« am 5. April 1953, daß sein Land die »Wiederher­

stellung diplomatischer Beziehungen zur UdSSR begrüßen würde«. Die

wegen eines Bombenattentats auf die sowjetische Botschaft in Tel-Aviv
im Februar 1953 von Moskau abgebrochenen Beziehungen wurden unge­

achtet von Protesten arabischer Staaten wieder hergestellt.

Als Malenkow und Berija den neuen Außenminister drängten, Seperat­

verhandlungen für den Abschluß eines Friedensvert rages mit Osterreich

einzuleiten, um eine Integration des kleinen Alpenlandes in das westliche
Bündnis zu verhindern, lehnte Molotow eine solche »isolierte Entschei­
dung« ab und warnte den Regierungschef: »Es wäre unangemessen, un­

sere Haltung in einer so wichtigen Frage zu ändern, bevor wir die Hal­
tung der drei (westlichen) Mächte zu dieser und vielen anderen Fragen

kennen.«! Für Molotow war die Präsenz sowjetischer Truppen in Oster­

reich eine Schlüsselfrage für die Front gegen Westdeutschland und Ju­

goslawien. Außerdem hofft e er auf eine Generallösung der deutschen
Frage mit Unterstützung der ehemaligen Alliierten. Molotow überschätz­

te mögliche Rivalitäten zwischen den USA, Großbritannien und Frank-

8 Zit. und aus dem Russ. vom Autor übersetzt nach Boris Starkov: Sto dnej. $. 86.
9 Zitiert und aus dem Russischen, übersetzt nach Isvestija CK KPSS. Moskau Heft

1/1991. $. 143.
!0 Zitiert in deutscher Sprache nach Wladislaw Subok / Konstantin Pleschakow:

Der Kreml. $. 22.
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reich. Das Verhandlungsangebot des wiedergewählten brit ischen Regie­
rungschef Churchill vom Frühjahr 1953 weckte bei ihm diese Hoff nungen.

Die deutsche Frage erschien erneut wie zu Lebzeiten Stalins auf der

Agenda der neuen Kremlführung. Berija und Malenkow sprachen sich für

den Abbau der Entspannungen in Europa aus. Die Diskussionen darüber

begannen im April 1953 im Präsidium des ZK der KPdSU auf der Grundla­
ge eines von Molotow ausgearbeiteten Memorandums zur Deutschland­

frage. In den Beratungen im Mai 1953 nahm off enbar die innere Lage in

der DDR einen größeren Stellenwert in den Diskussionen der sowjeti­

schen Führung ein. Aufgrund seines Herrschaft swissens war Berija über

die schon lange schwelende Krise in der DDR wohl am besten informiert

und brachte dazu schon am 5. Mai 1953 cinen Bericht ein. Am 20. Mai

1953 wurden einhellig Ulbrichts Kurs und sein Personenkult krit isiert; er

mußte auf den großen Pomp seines 60. Geburtstages verzichten. Selbst
Molotow stimmte auf der Beratung des Part eipräsidiums am 27. Mai 1953

zu, daß in der DDR kein »erzwungener Aufbau des Sozialismus ... durch­
geführt « und im Interesse des Prestiges der ostdeutschen Führung das
Besatzungsregime aufgehoben werden sollte. Berija schlug vor, das Wort
»erzwungen« zu streichen. Sein Vorschlag ging davon aus, daß der

Hauptgrund der unvorteilhaf ten Lage in der DDR der falsche Kurs in

Richtung Sozialismus sei und schlug vor, die LPG aufzulösen und die Po­
litik der Unterdrückung der kapitalistischen Elemente in Industrie. Handel
und Gewerbe einzustellen. Es spricht vieles dafür, daß Malenkow ähnlich

dachte. Es kam zu keiner Beschlußfassung, wohl aber zur Bildung einer

Schlichtungsgruppe. der Berija, Malenkow und Molotow angehörten. Be­
rija nahm seine Formulierung, daß der Aufbau des Sozialismus in der

DDR »unrichtig« war, zurück. Molotow und Berija einigten sich auf den

Standpunkt , daß der Aufbau des Sozialismus »nicht falsch« war; »fehler­

haf t« sei nur der »Kurs auf den beschleunigten sozialistischen Aufbau«

gewesen. Dadurch reif te seit 1952 in der DDR eine ökonomische, soziale

und polit ische Krise heran. Es bedurf te eigentlich nur eines Auslösers
für ihren off enen Ausbruch. Dieser wurde von der Partei- und Staatsfüh­

rung durch die zehnprozentige Normerhöhung, die Lohneinbußen von

über zehn Prozent zur Folge hat ten, selbst geschaff en. Ähnlich wie Stalin

schlossen Berija und Malenkow im Frühjahr 1953 in ihren Überlegungen

Verhandlungen über einen neutralen bürgerlich-demokratischen Deutsch-
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land nicht aus. Beide waren aber auch in ihren deutschlandpolitischen
Überlegungen sehr pragmatisch und flexibel. Die sogenannte Kollektive
Führung handelte in dieser Frage seit Ende Mai/Anfang Juni 1953 unter
den sichtbar werdende Systemkrise in der DDR, der Tschechoslowakei
und in anderen Ländern ihres Herrschaftsbereichs einheitlich.'! Das
Präsidium des Ministerrates der UdSSR verabschiedete am 2. Juni 1953
einen ungeschminkten Bericht über die Krise in der DDR und bestimmte
»Maßnahmen zur Gesundung der politischen Lage in der DDR«. Die
Kremlführung verordnete den vom 2. bis 44. Juni 1953 in Moskau weilen­
den Genossen der DDR, Parteichef Ulbricht und Ministerpräsident Grote­
wohl, den neuen Kurs, der vom Politbüro der SED abgesegnet und offizi­
ell am 11. Juni 1953 verkündet wurde. ZK-Sekretär Fred Oelßner, der als
Dolmetscher an den Gesprächen teilnahm, informierte, daß die sowjeti­
sche Führung auch eingestand, an der fehlerhaften Politik der SED mit­
schuldig zu sein. Der Kreml beharrte zugleich auf einer grundsätzlichen
neuen Politik, die zunächst unabhängig von der deutschen Frage in der
DDR umgesetzt werden müsse. Es handele sich »offensichtlich um einen
Kurswechsel in einigen entscheidenden Fragen, der nicht nur die
DDR betrifft (Hervorhebung K.-H. G.).«'? Der versuchte »Ausverkauf«
der DDR ist genau so wenig belegbar wie die These, Berija habe den 17.
Juni 1953 inszeniert. Die Massendemontrationen und Streiks Anfang
Juni 1953 in einigen Industriezentren der Tschechoslowakei (Prag,
Pizen, Budejovice, Ostrava) und in Ungarn (Cepel, Özd, Diogyör) sowie
weitere lokale Ereignisse über soziale und nationale Spannungen in den
anderen Volksdemokratien waren Anlaß für das Triumvirat in Moskau,
jetzt bei allem Machtgeplänkel sowie politischen und ideologischen Ri­
valitäten in erster Linie in den Satellitenstaaten eine politische Kurs­
wende einzuleiten; denn es bestand die Gefahr, daß mit einem mögli-

1I Zit. und vom Verfasser übersetzt nach Istoriceskij archiv. Moskau 1994. Nr. 2.

S. 88.
12 Zitiert nach Rudolf Herrnstadt: Das Herrnstadi-Dokument. Das Politbüro der

SED und die Geschichte des 17. Juni 1953. Herausgegeben, eingeleitet und bear­

beitet von Nadja Stulz-Herrnstadt. Reinbek bei Hamburg 1990. S. 59. Siehe Rolf
Stöckigt: Ein Dokument von großer historischer Bedeutung vom Mai 1953. In:

BzG. H. 5/1990. $. 648-654.
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chen Sturz des entstehenden Staatssozialismus für die Existenz des Im­

periums, vor allem seines westlichen Teils, in Frage gestellt würde. Ahn­

liche Auflagen für einen Neuen Kurs -wenn auch mit unterschiedlichem
Nachdruck und Folgen erhielten die nach Moskauer Vorbild konstituier­
ten sogenannten Kollektiven Führungen in Prag. Budapest. Warschau,

Bukarest, Sofia und Tirana. Die alte stalinistische Führungsgarnitur, die

die Krisenentwicklung mit verursacht hatte, blieb zumeist am Ruder und

war an einem Kurswechsel, wie ihn Moskau seit Stalins Tod und beson­

ders massiv seit Anfang Juni 1953 forderte, aufgrund ihrer Machtambit io­

nen und zumeist geistigen und politischen Enge wenig interessiert. Das
traf nicht nur für Walter Ulbricht. Mätyäs Räkosi. Ghcorghe Georghiu-Dej,

Enver Hoxha zu, sondern auch für die Nachfolger von Klement Gott wald

(Antonin Novotny) und Georgi Dimitroff (Wulko Tscherwenkow). Ledig­

ich Ungarns neuer Regierungschef Imre Nagy nahm es mit einem reform­

kommunistischen Neuen Kurs ernst. Zaghafte Ansätze gab es auch unter

Boleslaw Bierut in Polen. Doch mit diesen Überlegungen habe ich ein

Problem des Stalinschen Erbes berührt, das in den weiteren Ausführun­

gen noch detailliert erörtert wird.
Zweitenswar die UdSSR als Symbol der Alternative zum Weltkapitalis­

mus seit 1917 nicht zuletzt durch die Polit ik Stalins zwischen 1928 und

1953 in eine historische Sackgasse und existentielle Krise geraten. Dieses
Sowjetsystem stalinscher Prägung reproduziert e in Intervallen neue Kri­
sen, die nunmehr vor allem mit politischen Repressionen bis hin zu pe­

riodisch organisiertem Massenterror gegen polit ische Eliten und die
Bevölkerung eingedämmt , aber tatsächlich nicht gelöst wurden.!' Viel­

mehr war diese Art der »Krisenbewält igung« letztlich systemgefährdend.

Daraus erklärt sich die tiefe Krise und Dringlichkeit der Krisenlösung
im Frühjahr 1953. So standen nicht nur das von Stalin in drei Jahrzehn­

ten persönlich geprägte Sowjetsystem, sondern das sowjetische Gesell­

schaf tsmodell seit 1917 generell auf dem Prüfstand. Der Lösungsweg

hieß damals »Neuer Kurs«. Die Rede war auch von einer Umgestaltung

13 Der Begriff »Stalinismus« berücksichtigt nicht ausreichend die präzisen Inhalte.

Strukturen und zeithistorischen Prägungen in ihrer Komplexität und Dynamik.

Siche dazu Karl-Heinz Gräfe: W eltenweite Oktoberr evolution versus historische

Sackgasse? In: Das Jahr 1968. Dresden 1997. S. 214ff.
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(Perestroika). Offi ziell verkündete Ministerpräsident Malenkow erst am 8.

August 1953 den Neuen Kurs. Dieser Begriff galt bald als Synonym für

Veränderungen der politischen Praxis der sowjetischen Partei- und Staats­
organe, um das Sowjetsystem stalinistischer Prägung aus der tiefen Krise

herauszuführen. Der neue Kurs beinhaltete keinen Systemwechsel, son­

dern zunächst Schrit te, um das Sowjetsystem von den selbstzerstöreri­

schen Elementen zu befreien wie dem Massenterror gegenüber der
Dienstelite und gegen beachtlichen Teilen der Bevölkerung des Vielvöl­

kerreiches oder wie dem kriegs kommunistischen Wirt schaftssystem. In
den Gefängnisse und im GULAG waren etwa vier Mio. Menschen inhaf­
tiert . Außerdem waren ganze Völker und nationale Minderheiten aus ih­

ren Wohnsitzen in sogenannte Sonderlager deportiert worden (l,2

Millionen Deutsche, eine halbe Million Polen, Ukrainer, Weißrussen, Li­
tauer, Letten, Esten und Moldawier sowie fast eine Million Menschen
von Angehörigen kleinerer Völker wie Tschetschenen, Inguschen, Ka­
ratschaier, Balkaren, Kalmyken, Krimt ataren, Iraner, Türken, Griechen, Ko­

reaner u. a.). Der Kurswechsel wurde sofort nach dem Ableben des

Diktators von den am Massenmord Stalins am stärksten belasteten Nach­

folgern, Berija und Malenkow in Angriff genommen. Sie besaßen dazu die
Macht und das Herrschaftswissen.

lm Interesse des Erhalts und des Ausbaus seiner Macht und eigenen
Sicherheit entfaltete Berija besondere Aktivitäten. Er untersuchte zu­

meist Mordaktionen, die von den Stalin direkt unterstellten Ministern für
Staatssicherheit Semjon Abakumow (1946-1951) und Semjon Ignatjew
(1951-1953) organisiert worden waren, mit denen er als Innenminister

selbst nicht unmittelbar zu tun hatte. Durch die von ihm initiierte Amne­
stie (28. März 1953) wurden zunächst 1,6 der 2,5 Mio. GULAG-Häftlinge

befreit , die sogenannten Arbeitserziehungslager in die Kompetenz des Ju­

stizministeriums übergeben, die Folter abgeschafft und die Tätigkeit der

1934 von Stalin geschaff enen »Besonderen Konferenz beim Innenmini­

ster« eingeschränkt. Der lange Weg der Rehabilit ierung der Opfer des

Stalinismus, der 1989 noch nicht abgeschlossen war, begann erst nach

Tod des Diktators: Bereits im April 1953 wurden die Verfolgung gegen
die »Arzteverschwörer«, die Prozesse in der »Angelegenheit der mingre­

lischen nationalistischen Gruppe« und gegen sieben hochrangiger Mili-
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tärs, Techniker und Polit iker der Flugzeugindustric und der Luft streitkräf­

te (A. Schachurin. A. Nowikow. A. Repin u. a.) eingestellt , die Inhaftier­

ten freigelassen und KGB-Chef S. Ignatjew aus dem ZK ausgeschlossen.

Berija deckte den Mord am Vorsitzenden des Jüdischen Antifaschisti­

schen Komitees Solomon Michocls auf. schlug 27. Mai 1953 vor, die

Zwangsdeportationen der Rußlanddeutschen zu überprüfen. leitete
Schritt e gegen Stalins Russifizierungspolit ik in Georgien, der Ukraine,

Weißrußlands und Litauen cin. Mit diesen Aktionen bestand für die üb­

rigen Mitglieder der sogenannten Kollektiven Führung die Gefahr. daß
auch sie von ihrer eigenen Vergangenheit eingeholt werden konnte,l+

Immerhin führten die Spuren der Verbechen seit den 30er Jahren in der

Ukraine direkt zu Chruschtschow. Malenkow war wesentlich am Großen

Terror und in der Nachkriegszeit u. a. an den Mordaktionen gegen das

Jüdische Antifaschistische Komitee, den »Leningrader Fall« und die Arz­
te verschwörung beteiligt gewesen.

Zum Neuen Kurs gehört en vor allem die Korrekturen am kriegskommu­
nistischen Wirtschaftssystem wie die Zurücknahme des 30-Mrd.-Rubel­

Projekts des Turkmenischen Hauptkanals oder der enormen Steuerlast,
die für 1953 von Stalin auf 40 Mrd. Rubel erhöht wurde. Die Produktions­

leistungen der Kolchos- und Sowchosbauern lag nur wenig darüber. Die

kriegs- und systembedingten niedrigen Lebensverhältnisse sollten nun

durch bevorzugte Entwicklung der Landwirt schaf t und der Konsumgüter­

produktion überwunden werden. Das war allerdings noch weit entfernt

von einer eff ektiven Wirtschaft. die dauerhaf t auf die sozialen Grundin­
teressen der Bevölkerung orientierte. Die sowjetische Dienstklasse, von
der tödlichen Willkür des Tyrannen befreit , war nicht willens, auf ihre so­

ziale und polit ische Sonderstellung zu verzichten, die Entfremdung von

Macht und Eigentum aufzuheben. Liest man die Dokumente aus dem Jah­
re 1953, fällt auf -die beginnende Demontage stalinistischer Auswüch­

se geschah noch immer im Namen Lenins und »seines großen Fort setzers

Stalin«. Jeder Versuch, die Autorität Stalins in Frage zu stellen, stieß in

14 Siehe Rcabilitacija: Kak eto bylo. Dokumenty Prezidiuma CK KPSS i drugie ma­

terialy. Tom 3. Mart 1953 Fevral' 1956. Moskau 2000: A. I. Kokurin / I. V.
Petrov: GULAG (Glavnoje upravlenie lagerjami) 1917-1960. Moskau 2000.

S. 431f7.
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der höchsten Führung auf Mißfallen. Lasar Kaganowitsch, Mitglied des

Präsidiums des ZK und Erster Stellvert reter des Vorsitzenden des Mi­

nisterrates der UdSSR vertrat den Standpunkt der meisten kommunisti­
schen Führungskader auf dem ZK-Plenum im Juli 1953: »Aus den ... mit­

geteilten Fakten ist ... unschwer zu erkennen, daß Berija die Sache zu

einem Umsturz faschistischen Charakters führen wollte. ... Nach dem

Tod des Genossen Stalin begann dieser unverschämte Mensch ... Sta­
lin zu diskreditieren. ... Es muß off en gesagt werden, daß wir unter Sta­
lin ... ruhiger gelebt haben, obgleich Genosse Stalin ... in der letzten Zeit
nicht mehr so aktiv ... an der Tätigkeit des Politbüro teilnehmen konnte.

Sofort nach Stalins Tod beeilte er (gemeint ist Berija, K.-H. G.) sich,

alle diese Fragen aufzuwerfen. Und dies alles, um zu zeigen, seht her, dies

ist mein neuer Kurs. Das sah wie eine Revision Stalins aus (Hervorhe­

bung K.-H. G.). Jeder von uns ist davon überzeugt, daß Stalin selbst die
Fehler korrigiert hätt e.« Regierungschef Malenkow, der sich zum »lenin­

schen-stalinschen Weg« bekannte, ging vorsichtig gegen diese Posi­
tionen vor und verwendete für seine Kritik an Stalin den ungenauen,
auch irreführenden Begriff des »Personenkultes«: »Hier ist ... vom Per­

sonenkult gesprochen worden und man muß dies wohl sagen, falsch
gesprochen worden. (Zwischenruf Chruschtschows: Einige, die hier

nicht gesprochen haben hegen dieselben Gedanken.) In erster Linie

muß man off en zugeben, daß in unserer Propaganda in den letzten Jah­
ren ein Abrücken vom marxistisch-leninistischen Verständnis über die

Rolle der Persönlichkeit in der Geschichte zu verzeichnen war ... Aber ...
es liegt nicht nur an der Propaganda. Die Frage des Personenkultes steht

in einem direkten ... Zusammenhang mit der Kollektivität innerhalb der

Führung.« Da einige ZK-Mitglieder in Malenkow Stalins Nachfolger sa­

hen, ließ dieser wissen: »Niemand kann sich anmaßen, die Rolle eines

Nachfolgers für sich in Anspruch zu nehmen, niemand kann, darf oder

möchte das tun. Nachfolger des großen Stalin ist ein fest zusammenge­
fügtes, in sich geschlossenes Kollektiv von Parteiführern, die sich in den

schwierigen Jahren des Kampfes ... für das Glück der Völker der Sowjet­

union bewährt haben.«! Ein radikaler Bruch mit dem Idol Stalin war so­

wohl in der Bevölkerung als auch innerhalb der Nomenklatura kaum ver-

15 Viktor Knoll / Lothar Kölm: Der Fall Berija. S. 132ff.
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mit telbar. Eine schonungslose Krit ik an Stalin und an dem von ihm ge­

schaff enen Regime hätt e damals wahrscheinlich das Ende der Karriere

des betreff enden Politikers zur Folge gehabt. Berija überschrit t off enbar

diese Grenze und wurde ausgestoßen. Sicherlich befürchteten die mei­
sten Mitglieder der sogenannten Kollektiven Führung, daß Berija rück­

sichtslos mit seinen Machtkonkurrenten aufräumen würde. Solange die

ort hodox-stalinistischen Kräf te noch derart stark waren, mußten schließ­

lich auch solche einflußreichen Führer wie Malenkow 1955 und Chru­

schtschow noch 1964 scheitern. Die neue Führung war gegen Emanzipa­

tion der Bevölkerung, gegen einen demokratischen Herrschaf tswechsel
durch freie Wahlen. Machtkämpfe einzelner Personen oder Cliquen blie­
ben. Chruschtschow ließ mit Hilfe Malenkows und einiger Militärs am 26.
Juni 1953 dic Berija-Gruppe verhaft en und hinrichten. Auf einem Plenum

des ZK der KPdSU vom 2. bis 5. Juli 1953 »begründeten« vor allem Chru­

schtschow und Malenkow die Ausschaltung Berijas und bestätigten
dessen Ausschluß aus der Part eiführung nachträglich. Der ZK-Be­
schluß vom 7. Juli 1953 wurde in Form eines Geheimbriefes an die Par­

teiorganisationen übermit telt. Erst am 10. Juli 1953 erschien in der »Pra­

wda« die Mit teilung, daß Berija entmachtet und dem Obersten Gericht

überstellt worden sei. Berijas Ausschaltung bot die Möglichkeit , nicht

nur den mächtigsten Diadochen auszuschalten, sondern ihn auch zum
Sündenbock für nahezu alle Verbrechen Stalins zu machen. Die Untersu­

chungen des Militärt ribunals füllt 50 Bände absurder Anschuldigungen.

Dieses »Beweismaterial« war inhalt lich identisch mit den Anschuldigen
auf dem Juliplenum 1953, auf dem »die eigentliche Aburt eilung Berijas er­

fo lgt war.«!© Part eichef Chruschtschow führt e danach den Kampf um die

Alleinherrschaf t unter dem Banner, die führende Rolle der KPdSU

durchzusetzen, schalt ete im April 1955 mit der stalinistisch-konservati­

ven Gruppe um Molotow, Kaganowitsch und Bulganin Ministerpräsi­

dent Malenkow aus und vereinte 1958 bis 1964 erneut Partei- und

Staatsmacht in seiner Person. Ähnlich wie im Falle Berijas wurde nun
auch Malenkows Verdienste bei der Durchsetzung des Neuen Kurses in

der UdSSR und in Osteuropa herabgesetzt. Auch er wurde »beschul­

digt«, daß er die DDR an den Westen hatt e verkaufen wollen und vor den

16 Ebenda. S. 25 (Vorwort der Herausgeber).
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USA zurückgewichen sei mit seiner These, daß ein Nuklearkrieg die Welt­

zivilisation bedrohe. Mit dem Ausschalten Malenkow, gelang es den sta­

linistisch-konservativen Kräf ten in weitaus stärkerem Maße als nach den

Fall Berijas auch dessen Vertrauensleute in Osteuropa auszuschalten
(Imre Nagy, Antonin Zäpotocky) und die Machtpositionen der stalinisti­

schen Bremser des Neuen Kurses (Räkosi, Novotny und Gheorghiu-Dej)
zu stärken.

Dri ttens umfaßte Stalins Nachlaß die osteuropäischen Volksdemokra­

tien als den westlichen Vorposten des sowjetischen Imperiums. Die ost­
europäische Region war besonders krisenanfällig geworden, weil Stalin
aus vermeintlichen Sicherheitsinteresse seit 1948 die nationalen demokra­

tischen Wege zum Sozialismus abbrach und die Sowjetisierung erzwang.
Bürgerliche, bäuerliche, sozialdemokratische sozialistische und kommuni­

stische Polit iker sowie Kirchenführer wurden durch erzwungene Flucht

(Stanislaw Mikolajczyk, Hupert Ripka, Bohumil Lausman) oder Rücktritt
(Edvard Benes, Ferenc Nagy), Schauprozesse und systematische »Säu­

berungen« als »Staatsfeinde« und »Abweichler« physisch oder poli­
tisch ausgeschaltet (Milada Horäkovä, Jän Ursiny, Rudolf Slänsky, Gu­

stav Husäk, Erzbischhof Josef Beran; Wladislaw Gomulka, Marian
Spychalski, Primas Stefan Wyszynski; Paul Merker; Läszlö Rajk, Jänos
Kädar, Anna Kethly, Kardinal Jözsef Mindszenty; Nikolas Petkov, Trait­
scho Kostov, Kosta Lulcev; lliu Maniu, Gheorghe Tätärescu, Lukretiu

Päträscanu, Vasile Luka, Ana Pauker, Constantin Titel Petrescu; Koci

Xoxe, Primas Gaspar Thaci). Die kommunistischen Führer von Prag bis

Tirana (Klement Gottwald, Boleslaw Bierut, Walter Ulbricht, Mätyäs Rä­

kosi, Wulko Tscherwenkow, Gheorghe Gheorghiu-Dej, Enver Hoxha) wa­

ren zu hörigen Stat thaltern degradiert worden. So stand die alt e Frage
der nationalen Emanzipation der Völker Osteuropas nach dem Abbruch
der seit 1944 bis 1948 beschrit tenen nationalen Wege erneut auf der Ta­

gesordnung. Sie blieb Sprengmitt el für das Imperium besonders dort ,

wo es alt hergebrachte antirussische Stimmungen gab. Zu den Hinter­

lassenschaf ten verfehlt er Politik Stalins zählten nicht nur die diktatori­

sche Einschränkung der nationalen Entwicklung in Osteuropa, sondern
vor allem auch der Konfl ikt mit Jugoslawien. Als einziger osteuropäi­

scher Führer wehrte sich Tito seit 1948 erfo lgreich gegen Stalin Herr­

schaftsanspruch wie David gegen den übermächtigen Goliath. Das war
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ein Präzedenzfall für das Schisma in der kommunistischen Bewegung
und Warnzeichen für eine möglich Ex- oder Implosion des Imperiums.
Das US-Strategie-Papier NSC 58 vom 14. September 1949 setzte gerade
darauf: »Bei dem Bestreben, die sowjetische Herrschaft in den Sa­
tellitenstaaten zu beseitigen, sind zwei grundlegende Maßnahmen denk­
bar. Die eine ist der Krieg; die andere sind Maßnahmen, die bis an die
Schwelle des Krieges heranreichen. Das gegenwärt ig geeignete Ver­
fahren ist demnach, einen häretischen Ablösungsprozeß in den Satelli­
tenstaaten zu begünstigen. So gering sie jetzt auch erscheinen mögen,
Gründe für ketzerische Abspaltungen existieren bereits. W ir können zur
Vertiefung der Risse beitragen ohne Verantwortung zu übernehmen.«!7In
diese Falle war Stalin getappt. Die USA honorierten das Ausscheren Ju­

goslawiens zwischen 1948 und 1961 mit 2,2 Mrd. Dollar, ohne daß es ih­
nen aber gelang, das Land in den Kapitalismus zurückzuführen oder in
das westliche Lager einzubinden. Das wird erst vierzig Jahre nach Stalins
Tod den USA und der EU durch Krieg gelingen. dessen letzter Akt der
Aggressionskrieg ohne UNO-Mandat 1999 war.

Der Kalte Krieg, der mit dem Koreakrieg seit 1950 auf einen gefährli­
chen Höhepunkt zustrebte, blicb eine ständige Belastung für das Imperi­
um über Stalins Tod hinaus. Der Regionalkonflikt auf der koreanischen
Halbinsel löste vor allem einen enormen Rüstungsschub mit verheeren­
den Folgen für den Staatssozialismus in der UdSSR und in Osteuropa
aus. Stalin ordnete auf einer Konferenz mit den Parteiführern und Vertei­
digungsministern Osteuropas am 9. Januar 1951 an, die historisch zurück­
gebliebenen, durch Krieg. Besatzungskosten und Reparationen
geschwächten Wirtschaften radikal auf Rüstung umzustellen. Das ruinier­
te die entstehende staatssozialistische Ökonomik vollends, bewirkte ein
Absinken des Lebensstandards der zumeist bäuerlichen Bevölkerungs­
mehrheit, des städtischen Mittelstandes, aber auch der Arbeiter. Neue so­
ziale und politisches Konfliktpotentiale entstanden. Das CIA-Papier vom
10. März 1953 für »Wahrscheinliche Konsequenzen von Stalins Tod und
der Aufnahme Malenkows in die Führung der UdSSR« prognostizierte
den bevorstehenden Kampf um die Nachfolge, der auch auf Osteuropa

J7 Zitiert nach Bernd Grciner / Kur t Steinhaus: Auf dem W eg zum 3. W eltkrieg?

Köln 1980. $. 182f.
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ausstrahlen könne. Moskaus Kontrolle über die Satellitenstaaten sei ge­

sichert, »da wir nicht glauben, daß sie allein durch den Tod Stalins beein­

trächtigt wird.« Falls der Westen die kritische Lage ausnutze, könne das

die neue sowjetische Führer zu unüberlegten Schrit ten provozieren. Au­

ßenminister John F. Dulles forderte bereits auf der Sitzung des Sicher­

heitsrates tags darauf, jetzt den Nationalismus hinter dem Eisernen
Vorhang zu fördern, um die sowjetische Kontrolle über Osteuropa zu bre­
chen. Schwierigkeiten der Versorgung, Unruhen oder Aufstände sollten

zum Sturz des Staatssozialismus genutzt werden.+8

II Die osteuropäische Krise und der neue Kurs

Die »unbekannten Unruhen« in der Tschechoslowakei
und der Neue Kurs

Die Krise des Staatssozialismus in der DDR und in den osteuropäischen
Volksdemokratien reif te unter Stalins Herrschaft seit 1948 heran. Es ent­

standen ein halbes Jahrzehnt nach der Befreiung vom Hitlerfaschismus

und nach der Enteignung der Großgrundbesitzer und Großunternehmer
neue soziale und nationale Konflikte in dieser Region. Der seit 1948 von

Moskau erzwungene kriegskommunistische Kurswechsel zielte auf Ent­
eignung des städtischen Kleinbürgertums und auf eine undemokrati­

schen Kollektivierung bzw. rigorosen Zwangsablieferung auf dem Lande.

Das stieß nicht nur auf den Widerstand der Handwerker, Händler und der
zumeist bäuerlichen Bevölkerungsmehrheit. Die in sich diff erenzierte Ar­
beiterschaft (die sogenannte herrschende Klasse), bekam nicht nur die

Folgen dieses Kurses durch anwachsende Versorgungsschwierigkeiten

zu spüren, sondern mußte den Abbau bisheriger sozialer Errungen­
schaften, gewerkschaftlicher Rechte sowie die Senkung des Lebenshal­

tungskosten durch Normenerhöhung und Abschöpfung der Kaufkraft

18 Zitier t nach Bernd Stöver: Das Umbruchsjahr 1953. Ein Resume. In: Christoph

Kleßmann / Bernd Stöver: 1953 - Krisenjahr des Kalten Kr ieges in Europa.

Köln, W eimar, W ien 1999. S. 200.
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durch Währungsumstellungen hinnehmen. Die off enen Einmischung

Moskaus in nationale Belange und die wirtschaftliche Ausbeutung der

DDR und der Volksdemokratien durch Besatzungskosten, ungleiche Han­

delsbeziehungen und die sogenannten Gemischten Gesellschaften (vor

allem im Uranabbau) verschärften nicht nur die soziale Frage, sondern

auch die ohnehin komplizierten Beziehungen zur Hegemonialmacht, die

mehr und mehr den Nimbus einer Befreiermacht in den meisten osteuro­

päischen Ländern verlor. Hinzu kamen die für Osteuropa besonders spür­
baren Folgen des vor allem seit dem Koreakrieg ausgelösten Wettrüstens
der beiden Supermächte. So entstand im osteuropäischen Herrschaftsbe­

reich der UdSSR aus sozialen und nationalen Konfl ikten eine revolutio­

näre Situation in der osteuropäischen Region, die den beiden westlichen
Frontstaaten, in der Tschechoslowakei und in der DDR, im Juni 1953 of­

fen in Unruhen umschlug, weil deren Träger, vor allem große Teile der

Arbeiter, teilweise auch das städtische Kleinbürgertum und die Bauern,
so nicht mehr weiterleben wollten. Die herrschende kommunistische No­

menklatura begriff letztlich durch den Druck aus Moskau, daß sie trotz

gewaltsamer Niederschlagung der Streiks, Demonstrationen und Aufstän­

den nicht mehr auf die bisherige Art und Weise regieren konnte. Stalins

Ableben mußte jedoch nicht zwingend dazu führen, daß die allgemeine

Krise in diesem Teil des Imperiums off en ausbrach und in unterschiedli­

chen revolutionären Aktionen bis hin zum Aufstand und Machtumsturz
eskalierte. Insofern standen Revolutionen und revolutionäre Aktionen

von unten oder eine reformkommuni stische Politik von oben zur Über­
windung des Staatssozialismus sowjetischen Typs und stalinistischer

Prägung mindestens seit 1952 auf der Tagesordnung. Zwischen Berlin
über Prag und Budapest bis Tirana waren beide Elemente erkennbar
oder miteinander verwoben. Aber es hing von den konkreten inneren Bc­
dingungen und der Wichtigkeit der geostrategische Lage des jeweiligen

Landes ab, ob und in welchem Umfang der Reformprozeß eingeleitet wur­

de und wo seine Grenzen gesetzt wurden. Der von Stalins Nachfolgern

mit unterschiedlicher Nachhalt igkeit im gesamten Herrschaftsbereich in­

itiierte und angeordnete Neue Kurs brachte unterschiedliche Ergebnisse.
Er verhinderte zunächst den Zerfall des Imperiums, ohne die Grundlagen

der Krise dauerhaft zu überwinden. Die Unruhen wurden in der DDR

durch den Einsatz der sowjetischen Besatzungsmacht und in der Tsche-
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choslowakei mit eigenen nationalen Militär- und Sicherheitsorganen nie­

dergeschlagen. Vor allem die sozialen und ökonomischen Maßnahmen

des Neuen Kurses führten -wenn auch unterschiedlich in beiden Län­
dern -zu einer zeitweiligen Stabilisierung des staatssozialistischen Sy­
stems. Sicherlich spielte bei Entstehung, Verlauf und Bewältigung der

Krise eine Rolle, daß beide Länder die westlichsten Frontstaaten des Im­
periums waren.

Warum sich die Systemkrise nach Stalins Tod außer in der DDR nur

noch in dem mitt eleuropäischen Land mit demokratischen Traditionen
ohne sowjetische Besatzung vom I. bis +. Juni 1953 in landesweiten Un­
ruhen entlud, hat sehr komplexe Ursachen. Der Abbruch des recht erfolg­
reichen demokratischen und nationalen Weges seit 1948 durch die KPC

(der nach Titos KP einflußreichsten kommunistischen Kraf t in der Regi­
on) ging einher mit einer destruktiven Wirt schaftspolit ik nach sowjeti­

schem Muster. Zwischen 1948 und 1952 stieg die Industrieproduktion um

67 Prozent, der Maschinenbau wuchs überproport ional um das 3,5fache.
Die erhöhte Ablieferungspfl icht und die überstürzte Kollektivierung (der

Anteil der Einheitsgenossenschaften an der landwirt schaftlichen Nutzflä­

che erreichte 1952 25 Prozent) brachten vorerst keinen Produktionsan­
stieg. Der für die Versorgung der Bevölkerung bedeutsame städtische

Mittelstand verschwand fast aus der Gesellschaft. Soziale Errungen­
schaften wurden seit 1950 abgebaut (Achtstundentag, Weihnachtsgrati­

fikation, Verbot der Nachtarbeit für Frauen). Polit ische Unterdrückung,

aber auch die unzureichende Versorgung der Werktätigen mit Waren des
täglichen Bedarfs, Nahrungsmitt eln und Dienstleistungen lösten schon
im Dezember 1952 im mährischen Brno Unruhen aus. 10000 Bürger gin­

gen auf die Straße. Die politische Führung machte innere wie äußere
»Klassenfeinde« für den Rückgang von Arbeitsmoral und Lebensstan­

dard verantwort lich und reagierte mit zusätzlichen Repressionen. Die im

Februar 1948 errichtete »Diktatur des Proletariats« war eine unum­

schränkte Herrschaf t der Nomenklatur der KPC geworden. Die Führung

organisiert e nicht nur Schauprozesse gegen Wirt schaftsfachleute und

kommunistische Funktionäre, sondern seit 1950 auch Massenrepressali­

en gegen die sogenannte führende Klasse, die Arbeiter, und deren vor­

geblichen Bündnispartner, die Bauernschaft. Von 1949 bis 1952 wurden

5618 Landwirte inhaftiert, über 100 000 wegen Nichterfüllung staatlicher
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Abgabepflicht mit Geldstrafen belegt. Allein von den zwischen 1951 und
Mitte 1953 verhafteten 15210 Personen waren 5 962 Arbeiter und 3 162
Klein- und Mittelbauern. Bis 1952 wurden 25 000 Personen in Arbeitsla­
ger und 24 000 »Wehrunwillige«. Andersdenkende in sogenannte Techni­
sierte Hilfsbataillone zwangsweise eingewiesen.!

Wie angespannt die Lage unmittelbar nach dem Ableben Stalins am
5. März 1953 und Klement Gottwalds am 14. März 1953 war, verdeutlichen
das Bombenattentat auf das Gebäude des KPC-Stadtausschusses am 7.
März 1953 im ostböhmischen Hostinne und die Demonstration einiger
Hundert Bürger im mittelmährischen Prostejov gegen die Zerstörung des
Masaryk-Denkmals am 1O. April 1953. Der plötzliche Tod des immer noch
populären 57jährigen Klement Gottwald löste Betroffenheit und Unsi­
cherheit in der Bevölkerung wie im Machtzentrum aus, denn er war ei­
ner der wenigen Autoritäten gewesen, die zur Lösung der Krise hätten
beitragen können. Ähnlich wie im Kreml kam es auch auf dem Hradschin
zum Machtgerangel. Der Prager Stadtparteisekretär Antonin Novotny­
empfahl am 18. März 1953 dem sowjetischen Berater in Pragden bisheri­
gen Regierungschef und langjährigen Gewerkschaftsführer Antonin Zä-

19 Siehe Karel Kaplan: Die politischen Prozesse in der Tschechoslowakei 1948-
1954. München 1986. S. 55ff.

20 Antonin Novotny (geb. 1905). gelernter Maschinenbauer und Mitglied der KPC

seit ihrer Gründung 1921, war in der Zwischenkriegszeit in mittleren Parteifunk­
tionentätig. Er nahm seit 1938 aktiv im Widerstand gegen die deutschen Besat­

zer teil. die ihn 1941 in cin deutsches KZ deport ierten. Seit 1946 gehört e er

dem ZK und seit 1951 dem Politbüro der KPC an und wurde im September 1953

Erster Sekretär des ZK der KPC
21 Der 1884 bei Kladno geborene Antonin Zäpotocky war Sohn des Mitbegründers

der Sozialdemokratischen Partei Bölimens. Er erlernte das Steinmetzhandwerk
in Melnik. Wegen Teilnahme an Kundgebungen für das allgemeine Wahlrecht
1905 wurde er schon in der Habsburger Monarchie zu Gefängnisstrafen verur­

teilt. Auch die bürgerliche Regierung der Tschechoslowakei sperr te ihn für mehr

als zwei Jahre ein. weil er 1920 als Vorsitzender des Revolutionsausschusses von

KIadno einen Massenstreik organisierte. Er war von 1929 bis 1939 Vorsitzender
der »Roten Gewerkschaften« und im Gottwaldschen ZK der KPC für die Gewerk­

schaftsarbeit zuständig. Nach dem Einmarsch der deutschen Wehrinacht in seine
Heimat 1939 brachte ihn die Gestapo in das KZ Sachsenhausen. Er wurde erst

auf dem Todesmarsch im Mai 1945 von der Roten Armee in Mecklenburg be-
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potocky' ' zum Staatspräsidenten. Denn er sei »die einzige politische Per­

sönlichkeit , die Autorität besitzt und im Volk bekannt ist. Zäpotocky ist
ein aufrechter Mensch. Schon vor der Ausschaltung Slänskys (!) führt e

er den Kampf gegen diesen. Die Schwächen Zäpotockys bestehen darin,
daß er die Parteiarbeit nicht kennt, da er zwischen 1927 und 1948 auf den

Gebiet der Gewerkschaften wirkte und danach Regierungschef wurde. Zä­

potocky ist zu nachgiebig im Charakter.« Novotny schlug in eigener Sa­
che vor, »aus den Reihen der ZK-Sekretäre einen Ersten Sekretär

auszuwählen, der große Erfahrungen in der Leitungsarbeit der Partei be­

sitzt.« Er informiert e über Machtambitionen des slowakischen Parteichefs
Viliam Siroky, der beabsichtige, das Amt des Staatspräsidenten abzu­

schaff en und durch einen Vorsitzenden des Präsidiums der Nationalver­

sammlung zu ersetzen.'? Novotny schloß nicht aus, »daß es zwischen

den Mitgliedern des Polit ischen Sekretariats zu Meinungsverschieden­

heiten kommen kann. Schon jetzt ist zu spüren, daß Siroky mit seinen An­
hängern diese Linie durchzusetzen versucht.«?' Am 19. März 1953

konstituiert e sich in Prag die sogenannte Kollektive Führung nach Mos­
kauer Vorbild: Zäpotocky erhielt das Amt des Staatspräsidenten, Siroky
übernahm die Regierung, und Novotny wurde Parteichef , off iziell erst
(ähnlich wie Chruschtschow) im September 1953 als Erster Sekretär des

ZK der KPC bestätigt. Im Zusammenhang mit seiner Amtsübernahme und
angesichts »nationalen Unglücks«, des Todes »unseres weisen und um­
sichtigen Führers, des wahren Vaters unserer Völker, unseres unver­

geßlichen Klement Gottwald« verkündete Zäpotocky am 5. Mai 1953 eine

Amnestie.

freit. Danach war er bis 1950 Vorsitzender des Zentralen Gewerkschaftsrates

und seit 1948 Regierungschef.
22 Viliam Siroky (geb. 1902) gehört e der KPC seit 1921 an und gelangte in hohe

Parteifunktionen. Nach seiner Emigration (1938-1941) bekämpfte er im Un­

tergrund das faschistische Tiso-Regime der Slowakei, wurde von diesem schon
1941 verhaftet. 1945 bis 1953 war er Stellvertretender Ministerpräsident und

seit 1948 Vorsitzender der slowakischen KP. Im Safe des verstorbenen Gott ­

walds entdeckte Novotny 1953 ein Dossier. in dem Siroky im Zusammenhang
mit dem Slänsky-Prozeß als Agent der Gestapo beschuldigt worden war.

23 Zitiert und vom Verf. übersetzt nach: Vostocnaja Evropa v dokumentach ros­

sijskich archivov 1944-1953. T. 2. Moskau. Nowosibirsk 1997. $. 883f.
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Der Gnadenakt war zwar Teil der Krisenlösung, d. h. einer politi­
schen Entspannung, aber weit entfernt von einer ernsthaften Rehabi­
litierung der Opfer des KPC-Staatsterrors seit 1948. Sie folgte nicht
einmal dem sowjetischen Vorbild einer beginnenden Rehabilitierung der
Opfer des Stalinismus seit März 1953. Die Amnestie - so die Verlautba­
rung- käme vor »allem Bürgern zugute, die mit den Gesetzen in Konflikt
gerieten und deshalb bestraft werden mußten«. Sie erstreckte sich nicht
»auf schwerwiegende staatsfeindliche Handlungen und schwere Fälle
von Diebstahl oder Beschädigungen von Volks- und Genossenschaftsei­
gentum«. Sie war gedacht als »eine Warnung an alle Volksfeinde, an die
Feinde unserer Heimat und des Sozialismus«, aber auch als ein »Aufruf
an alle Staatsbürger, die Wachsamkeit gegenüber den Agenten des Klas­
senfeindes noch zu erhöhen«24

Die nächste einschneidende Maßnahme der neuen Führung, die Ab­
schaffung des seit 1939 bestehenden Rationierungssystems für Lebens­
mittel und Konsumgüter sowie eine Währungsreform, war eigentlich
noch kein neuer Kurs. Währungsreformen waren in Ungarn und Polen
schon zu Stalins Lebzeiten durchgeführt worden, um die Balance zwi­
schen Kaufkraft und Warenangebot zu sichern. Die streng geheim vorbe­
reitete Aktion, die am 1. Juni 1953 in Kraft treten sollte, wurde erst am
Samstag, den 30. Mai 1953 17 Uhr im Rundfunk bekanntgegeben. Die
Währungsreform sollte laut Zäpotocky den großen Kaufkraftüberhang.
»der sich zum größten Teil in den Händen des Klassenfeindes, in den
Händen der ehemaligen Kapitalisten und Dorfreichen befindet«?®, beseiti­
gen. Altguthaben, Versicherungen und staatliche Schuldpapiere verfielen.
Geldbestände wurden nach jeweiliger Höhe der Bar- und Sparguthaben
unterschiedlich umgetauscht, das Markensystem für Lebensmittel und
Industriegüter aufgehoben. Die Regierung erhoffte sich durch den Zu­
fluß von 14 Mrd. Kronen in die Staatskasse größeren Spielraum für den
Wirtschaftsumbau. Löhne, Gehälter. Stipendien wurden im Verhältnis 5: I
umgerechnet. Mindestlöhne (bis zu 1 200 Kronen), Renten (bis zu 600
Kronen) und vor allem Kinderzulagen aufgebessert. Die Preise sanken bei
Lebensmitteln um 31 und bei Industriewaren um 37 Prozent. Der Um-

24 Zitiert und von Verf. übersetzt nach: »Rude Prävo«. Prag. 5. Mai 1953.
25 Zitiert nach Jiri Pernes: Die politische und wirtschaftliche Krise. $. 99.
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tausch von Sparguthaben bis zu 5 000 bzw. 10 000 Kronen erfolgte eben­
falls im Verhältnis 5 bzw. 6,25:1, über 10000 10:1, ab 25 000 25:I und Gut­
haben über 50000 1:30. Die neue Krone mit einem Feingoldgehalt von
0,122426 g wurde gegenüber dem Rubel von 12 auf 1,80 Ksc aufgewer­
tet.° Ähnlich wie in der DDR die Normenerhöhung zur Initialzündung
des 17. Juni 1953 wurde, war die mit der Währungsreform verbundene
Senkung des Realeinkommens um 20 Prozent in der Tschechoslowakei
Auslöser für die Massenkundgebungen und 130 Streikaktionen zwi­
schen dem I. und 4. Juni 1953 in den Industriezentren Plzen, Prag,
Ostrava und weiteren acht Orten. In Plzen fanden sich am 1. Juni 1953
gegen 9 Uhr bis zu 15000 Menschen, darunter 5000 Arbeiter aus den Le­
nin-Werken (früher Skoda-Werke) zusammen und protestierten vor dem
Gebäude des Bezirksnationalrats gegen die Währungsreform. Im Rathaus
wurden Bilder Gottwalds und Stalins zertrampelt und ein Porträt des ehe­
maligen Präsidenten Benes angebracht. Etwa 50 Personen stürmten das
Rundfunkgebäude, verlasen einen Aufruf zum Sturz der Regierung. Nach
dem Einsatz von Einheiten der Armee, des Nationalen Sicherheitskorps
und der Polizei (verstärkt durch zwei Bataillone aus Prag) waren mittags
nur noch 6000 Menschen auf den Straßen, nachmittags nur kleinere
Gruppen vor dem Rathaus (300), am Masaryk-Denkmal (500) und am Ge­
richtsgebäude (800), in das etwa 60 Leute eindrangen. Erst um 19.00 Uhr
war die »Ordnung« wieder hergestellt. Der Sicherheitsberater des KGB in
Prag, General Bestschastnow, teilte seinem Chef Marschall Berija am 1.
Juni 1953 mit, daß die verhafteten Personen in Speziallager überführt wer­
den. Von den 650 Inhaftierten wurden einen Monat später 331 vom Be­
zirksgericht Plzen abgeurteilt. Aus der streng geheimen Telegramm geht
auch hervor, daß am I. Juni 1953 um 9.30 Uhr auch in den Prager Rü­
stungsbetrieben »Stalingrad«, »Prag« und »Aero« 5000 Arbeiter für zwei
Stunden in den Streik traten und eine Überprüfung der Geldreform ver­
langten. Ähnliches ereignete sich in den Stahl- und Hüttenwerken von
Ostrava. An den Streiks und Demonstrationen nahm ein beachtlicher Teil
von Gewerkschaftsmitgliedern und Kommunisten teil. Im ganzen Land

26 Siehe »Rude Prävo«. 31. Mai 1953; Dana Musilovä: Menovä reforma 1953 a

jej i socialni düsledky. Studiie a dokumenty. Praha 1994.
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wurden 738 Personen festgenommen.?7 In der tschechischen lokalen Pres­
se erschien am 2. Juni 1953 eine verlogene Berichterstattung: »Am Nach­

mitt ag des I. Juni gingen die Arbeiter Pilsens auf die Straße, um den Partei­
und Regierungsbeschlüsse über die Währungsreform und die Aufhebung
des Rationierungssystems zuzustimmen. In cinem langen Demonstrati­

onszug. ... in dem neben Fahnen auch die Bilder Zapotockys und Malen­
kows vorangetragen wurden, marschierten die Pilsener durch die Straßen
der Stadt und gaben unmißverständlich zu verstehen, daß sie für die

strikte Durchführung der Beschlüsse von Partei und Regierung über die

Währungsreform und die Aufhebung des Rationierungssystems sorgen

und jeden davonjagen werden, der versucht, die Verwirklichung dieser

Maßnahmen zu stören oder zu verhindern. ... Die Angehörigen der Volks­
miliz, der Armee und des Sicherheitsdienstes ... an denen der Zug vorbei

defilierte, wurden mit nicht endend wollendem Beifall begrüßt.« Drei Tage

später berichtete das gleiche Blatt : »Obwohl Partei und Regierung der Be­

völkerung der CSSR die Bedeutung der Beschlüsse erklärt hatten, ließen
sich am 1. Juni einige Einwohner von Pilsen mit unzureichendem polit i­

schen Bewußtsein von bürgerlichen Provokateuren zum Aufruhr verleiten.

Sie haben dem Märchen der Bourgeoisie geglaubt, die Währungsreform

und die Aufhebung der Rationierung seien gegen das Volk gerichtet. ...

Pilsen sollte zum Ausgangspunkt eines konterrevolutionären Staats­

streichs in der Tschechoslowakei werden. Es kann gegenwärt ig kein Zwei­

fel darüber bestehen, daß die Pilsner Provokationen bis ins kleinste sorg­

fältig vorbereitet waren. ... Die Tatsache, daß die Konterrevolutionäre

zerstreut und einige von ihnen verhaftet wurden, gibt keinen Anlaß, die
Zwischenfälle ... als erledigt zu betrachten. ... Es ist wirklich eine Schan­

de für Pilsen und seine Arbeiterklasse, diesen unerhörten Angriff auf un­
sere nationale Freiheit und den Aufbau des Sozialismus zugelassen zu

haben. Wir müssen uns schämen, weil gelehrige Schüler der amerikani­

schen Gangster in aller Öff entlichkeit das Gedächtnis der Genossen Sta­

lin und Gott wald entweiht haben. ... Wir können unmöglich verschwei­

gen, daß die Belegschaft der Werke, die den Namen des großen Lenin

tragen, den Aufruhr der reaktionären Elemente nicht verhindert hat.«8

27 Siehe Vostocnaja Evropa. T. 2. S. 921-923.

28 »Pravda«. Plzcn. 2. und 5. Juni 1953.
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Berija machte in der Nacht zum 2. Juni 1953 Regierungschef Malen­

kow auf eine Kardinalfrage der weiteren Politik gegenüber Osteuropa

aufmerksam: Diese Informationen aus Prag und Plzen »müssen wir als Si­

gnal dafür werten, daß wir keine ausreichenden Vorstellungen von den

tatsächlichen Zustände der inneren und wirt schaftliche Lage in der

Tschechoslowakei haben. ... Im Zusammenhang mit den Ereignissen ...

ist festzustellen, daß wir auch über die aktuelle politische und ökonomi­

sche Lage in den anderen Ländern der Volksdemokratie unzureichend

Bescheid wissen. Die Ratschläge, die wir unseren Freunden geben, sind

unsystematisch und in einer Reihe von Fällen nicht mit den wirtschafts­

politischen Aufgaben der Länder Volksdemokratie und der UdSSR abge­

stimmt. Darüber hinaus muß man off en zugeben werden, daß unsere Emp­

fehlungen nicht immer nutzbringend waren. Man erinnere nur an den

Donau-Schwarzmeer-Kanal in Rumänien mit einem Kostenaufwand von

zehn Mrd. Lei. Diese Lage erklärt sich vor allem daraus, daß der Rat für

Gegenseitige Wirtschaftshilfe in Moskau unter aller Kritik arbeitet und

keinerlei grundlegende Rolle bei der Koordinierung der Ökonomie zwi­

schen den Volksdemokratien und der UdSSR spielt. Ähnliches gilt auch

für die im Februar 1951 geschaff ene Koordinationskommission für die

Analyse und Entscheidungsfindung auf dem Gebiet der Landesverteidi­

gung der Volksdemokratien. Diese Kommission leistete nichts Nützliches,

außer daß sie nur Verwirrung stif tete und maßlose Forderungen an die

Industrie der UdSSR und der Volksdemokratien stellte. So wurde bei­

spielsweise in Polen eine derart umfangreiche Rüstungsproduktion auf­

gebaut, die völlig nutzlos ist, die weder für andere Länder gebraucht

noch für die zivile Produktion in Polen genutzt werden kann.« Das, -so

Berija weiter - »was sich in der Tschechoslowakei ereignete, kann

sich auch in anderen Ländern wiederholen und zu noch größeren un­

erwünschten Folgen führen. (Hervorhebung K.-H.G.) Um das zu verhin­

dern, muß von unserer Seite eine weitaus aktivere und qualifiziert e Hilfe

für die richtige Organisation des Staatsaufbaus und der Volkswirtschaft

in den Volksdemokratien gegeben werden. Die Entwicklung der Ökonomie

dieser Länder sollte weit enger mit der UdSSR abgestimmt werden, um die

Ressourcen jeder Republik rationaler und eff ektiver zu nutzen.« Aufgrund

der aktuellen Ereignisse solle gezielt und unverzüglich zunächst die Lage
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in der Tschechoslowakei erörtert werden, um mit den tschechoslowaki­

schen Freunden die »notwendigen Empfehlungen auszuarbeiten.29

Die Prager Führung schlug bis zum 4. Juni 1953 gewaltsam die Unru­

hen nieder und behielt die polit isch Initiative. Staatspräsident Zäpotocky
äußert e sich erstmals zu den Unruhen am 10. Juni 1953 vor der Beleg­

schaf t eines der Zentren der Streikbewegung, des Prager Großbetriebes

»CKD Sokolovo« (ehemals Kolben-Danek). Er räumte ein, daß die Wäh­
rungsreform nicht nur bei dem »Klassenfeind«, sondern auch bei jenen

Bürgern, die mit »unserer Regierung noch nicht verwachsen sind, große

Bestürzung hervorgerufen« habe. Am Geschrei der in- und ausländischen
Reaktion könne man allerdings crschen, daß »unser Schlag gesessen

hat«. Er gestand zwar ein, daß auch Arbeiter Opfer bringen mußten, aber
vor allem seien den Reichen und Schiebern ihre versteckten Geldreserven

entzogen worden. Die Währungsreform sei ein Garant für die langfr istige

Verbesserung der Lebensverhältnisse und den Leistungsanstieg. Die

Löhne würden künftig »nur in dem Maße steigen, wie die Produktion und
dic Arbeitsproduktivität steigt, und die Folge davon wird das Absinken

der Preise sein«. Es habe sich um Maßnahmen gehandelt , »die uns eine

bessere Bewertung der Arbeit , die Erhöhung der Arbeitsproduktivität,
neue Werte, bessere Marktversorgung und damit erhöhte Befr iedigung

der steigenden materiellen und kulturellen Bedürfnisse bringen sollen«.
Auf die Frage, ob wirklich alle mit den neuen Maßnahmen einverstanden

sind, antwortete er: »Keineswegs, es hat auch Proteste gegeben. ... Sehr

geschadet hat uns die Undiszipliniert heit derjenigen Direktoren, der Be­

triebsleitungen und Ämt er, die trotz ausdrücklicher Weisung die Gehälter

im Monat Mai nicht ausbezahlten.« Er krit isierte, daß der Geldumtausch

unzureichend vorbereitet wurde, daß in vielen Umtauschstellen nicht aus­

reichend neues Geld vorhanden war, daß die Bürger stundenlang Schlan­

ge standen.' Am folgendem Tag begründete der Staatspräsident und

langjährige Gewerkschaftsführer seine hart e Linie gegenüber den Strei­
kenden vor Vertretern aller Bezirksleitungen der KPC: Arbeiter hätten kein

Recht, ohne Zustimmung der Gewerkschaften in den Streik zu treten.

Wir dürfen nicht denken, daß dem Arbeiter alles erlaubt ist. Sobald der

29 Zitiert und vom Verf. übersetzt nach: Vostocnaja Evropa. T. 2. $. 918f.

30 Zitiert und vom Verf. übersetzt nach: »Rude Pravö«. Prag. I1. Juni [953.
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Arbeiter auf der Seite des Klassenfeindes auftrit t , gebe ich mir keine
Mühe, ihn zu überzeugen. In diesem Falle mache ich ihm seine Tätigkeit

unmöglich. ... Wir haben allen Grund dafür, eine starke Hand zu zeigen,«!
Während eines Treff ens in der 2. Junihälfte 1953 in Moskau (der ge­

naue Termin konnte bisher nicht ermittelt werden) wurde der tschecho­

slowakischen Führung empfohlen, die Wirtschaftspolitik neu zu bestim­

men und den Fünf-Jahr-Plan zu korrigieren. Unter dem Eindruck der

DDR-Ereignisse hakte Außenminister Molotow am 20. Juni 1953 nach:

»Es wäre richtig, wenn die tschechoslowakischen Freunde in ihre gegen­

wärt igen wirtschaftlichen Pläne für die Industrie und die Landwirtschaft
in Ordnung brächten und ernsthafte Plankorrekturen vornehmen würden.
Teilen Sie die Ergebnisse telegrafisch mit!« Am 26. Juni 1953 beschlos­

sen das Politische Sekretariat des ZK der KPC und die Regierung der CSR

die nächsten Schrit te zur Krisenbewältigung. Festgelegt wurde, die Versor­
gung mit Konsumgütern und Lebensmitteln zu verbessern, die Finanzdis­
ziplin zu festigen, die Selbstkosten zu senken, einige geplante industrielle
Großprojekte aus dem laufenden Fünfjahrplan herauszunehmen. Moskau

hatte allerdings kritische Einwände gegen die von Novotny anvisierten

»Säuberungen« der Gewerkschaften und des Partei- und Staatsapparat

von jenen Personen, die in den krit ischen Tagen Anfang Juni 1953 »klein­

gläubig und schwankend waren oder manchmal auch feindliche Positio­
nen bezogen« hätten. Das könne unter den gegenwärtigen Bedingungen

nur zu weiteren Unzufriedenheiten in der Bevölkerung führen.' ' Die Be­

stimmung des neuen Kurses zog sich unter dem Eindruck der Ereignisse
in der benachbarten DDR bis zum Herbst 1953 hin. Die im engsten Zirkel

erarbeiteten sogenannten Augustthesen begründete Zäpotocky in sei­

nem Bericht nicht nur den Umbau Wirtschaft. Doch Parteichef Novotny
erreichte, daß die wenigen Ansätze einer politischen Reform (Revision der

politischen Prozesse, Überwindung der diktatorischen Methoden des Par­

teiapparates u. a.) auf dem Plenum des ZK der KPC September 1953 nicht

mehr auf der Agenda standen.' * Die Diskussion um eine neue politische

31 Zitiert nach Jiri Pernes: Die politische und wirtschaftliche Krise. S. 102.
32 Zitiert und vom Verf. übersetzt nach: Vostocnaja Evropa. T. 2. $. 926. Anm. 2.

33 Siehe ebenda. $. 934f.
34 Siehe Regierungserklärung von Viliam Siroky in der Nationalversammlung vom

15. September 1953: In: »Rude Pravö«. Prag. 16. September 1953.
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und wirt schaftliche Strategie nach Stalins Tod war auch in der Tschecho­

slowakei beeinflußt von der veränderten Polit ik der sowjetischen Führung.

vor allem von der Rede Malenkows am 8. August 1953 über den Neuen

Kurs. Dieser zielt e auf eine Verstärkung der Produktion von industriellen
Konsumgütern, auf größere Eff izienz in der Landwirt schaf t und eine An­

hebung der Lebensbedingungen der Werktätigen. Die Prager Führung er­

arbeitete den Kurswechsel in laufenden Konsultationen mit Moskau aus.

Das entstandene Führungsdokument, die Augustthesen, wurden während

eines geheimen Treff ens der Troika Zäpatocky-Novotny-Siroky Ende

August 1953 im Kreml abgesegnet. Staatspräsident Zäpotocky begründe­
te in seinem Bericht nicht nur den Umbau der Wirtschaft, er hatte das

Reformprogramm breiter angelegt. Doch Parteichef Novotny ließ nicht zu,

daß die wenigen Ansätze einer polit ischen Reform (Revision der polit i­
schen Prozesse und Rehabilitierung politischer Gefangener, Überwindung
der diktatorischen Methoden des Parteiapparates usw.) auf die Agenda

des Septemberplenums 1953 kamen. Der wirtschaftliche Kurs auf Erweite­
rung der Nahrungsmitt el- und Konsumgüterproduktion, auf Förderung
des staatlichen und privaten Wohnungsbaus sowie die seit Oktober 1953

beginnenden regelmäßigen Preissenkungen führten zur spürbaren Anhe­
bung der Lebensbedingungen. Auch die mit dem internationalen Entspan­

nungsprozeß seit Frühjahr 1953 beginnende Umstellung von Teilen der
Rüstungswirtschaf t auf zivile Produktion war ein wichtiges Moment. Der

auf die Wirt schaftspolitik begrenzte sogenannte Neue Kurs führt e des­

halb zu einem langfr istigen Konsens zwischen Volk und Herrschaftselite.

Wenig erfolgreich war deshalb die US-Diversion von »Free Europe
Press« und »Radio Freies Europa« mit der verlogenen Bezeichnung »Pro­

spero« (Wohlstand) gegen die Tschechoslowakei (seit 13. Juli 1953 war­

fen 6512 Ballons zwölf Millionen Flugblätt er ab), die darauf zielte, die

damals »unbekannten Pilsner Unruhen« zu einem antikommunistischen

Aufstand auszuweiten. Ähnlich wirkungslos war die Operation »Veto«

(»Einspruch«) 1954, in der »Zehn Forderungen der Volksopposition« in

einer Auflagenhöhe von 20 Mio. Exemplaren über 100000 Ballons ab­

geworfen wurden.'

35 Siehe Bernd Stöver: Die Befreiung vom Kommunismus. Amerikanische Liberati­
on Policy 1947-1991. Köln. Weimar. Wien 2002. $. 448ff.
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Die stabile Lage war für die neostalinistische Novotny-Fraktion kein

Anlaß, das politische Regime zu reformieren, den Raum polit ischer

Emanzipation und Machtpart izipation der Bevölkerung zu erweitern.

Das Ausschalten und Verteufeln Berijas im Sommer 1953 ermöglichte den

Novotny-Regime (ähnlich wie denen in der DDR, Rumänien oder Polen),

die Rehabilit ierung der Opfer des Stalinismus zu umgehen. Mehr noch -
die bisherige Repressionspolit ik wurde weitergeführt. Da es off enbar
auch keinen Druck aus Moskau gab (ganz im Unterschied zu Ungarn),

setzten Gott walds Erben sogar Nachfolgeprozesse des Slänsky-Schau­

prozesses von 1952 bis Ende 1954 fort. Zu erwähnen sind vor allem die

Unrechtsurteile gegen hochrangige Parteifunktionäre (Maria Svermovä),

Diplomaten (Eduard Goldstücker), Ökonomen (Josef Smrkovsky), Geistli­

che, Schrif tsteller, Beamte des Innenministeriuns (Josef Pavel), sog.
Trotzkisten, Generale der Armee und gegen »slowakische bürgerliche Na­
tonalisten« (Gustav Husäk). Da die Unruhen in der einstigen sozialde­

mokratischen Hochburg Plzen ihren Ausgangspunkt hat ten, setzte

Parteichef Novotny den Kampf gegen den »Sozialdemokratismus« auf die

Tagesordnung und machte dem im Dezember 1953 aus Osterreich entführ­
ten ehemaligen Vorsitzenden der Sozialdemokratie Bohumil Lausman den
Prozeß. Gewissermaßen symbolisch für die Weiterführung stalinistischen

Kurses auf der politischen Ebene war die Enthüllung eines Denkmals für

den Massenmörder Stalin an 1. Mai 1955 in der Moldaumetropole; es

wurde erst 1962 beseitigt.' Der Führungskern um Parteichef Novotny
hatt e sich mit der folgenden Doktrin durchgesetzt : Gottwalds Kurs vom

Februar 1948 sei richtig und bedürfe keiner Korrektur, es habe lediglich

zeitweilige Fehler bei der Umsetzung gegeben. Da sie korrigiert worden

seien, brauche man keine weitere Fehlerdiskussion. Der Staatspräsident ,

ein Mann Malenkows, widersprach in einigen Fragen dem stalinistischen
Kurs Novotnys. In seinen öff entlichen Auftrit ten 1954 lehnte er entschie­

den die Zwangskollektivierung ab und erhielt von Moskau noch Unter­

stützung. Aber als Malenkows polit ischer Stern unterging, resigniert e

auch Zäpotocky. Nach seinem Tod 1957 übernahm Parteichef Novotny

auch noch das höchste Staatsamt. Der Neue Kurs begann schließlich

36 Siche Karel Kaplan: Die politischen Prozesse in der Tschechoslowakei 1948-

1954. München 1986.
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(ähnlich wie in der DDR) an Auszchrung zugrunde zu gehen, bevor er
sich richtig durchgesetzt hatte.' Ein weitaus bedeutsamer Versuch zur
Entstalinisierung unter dem Reformkommunisten Alexander Dubcek im
»Prager Frühling« 1968 scheiterte erneut am Widerstand Moskaus, dies­
mal an der noch nicht zittrigen, sondern recht entschlossenen Hand des
Neostalinisten Breshnew.

Der alternative reformkommunistische Kurs zum Stalinismus in Ungarn

Im Unterschied zur DDR und zur Tschechoslowakei wurden nach Stalins
Tod in Polen, Rumänien. Bulgarien und Albanien lediglich sporadische
lokale antistalinistischen Aktivitäten registriert. Die alten Machttechni­
ker, die »Stalins« im osteuropäischen Kleinformat, blieben am Ruder und
setzten die Politik der Repressionen ohne Moskaus Order fort. Der Neue
Kurs war weitgehend nur auf den ökonomischen Bereich begrenzt. Nur in
Ungarn gab es im wahrsten Sinne des Wortes zwischen Juni 1953 und
April 1955 einen wirklichen neuen, d.h. einen schrittweisen Umbau des
klassischen ungarischen stalinistischen Systems in eine national be­
stimmte, demokratische und sozial gerechtere Gesellschaft. Infolge der
Überindustrialisierung und der kriegskommunistischen Politik gegenüber
den Bauern waren seit Sommer 1952 in den Komitaten Bäcs-Kiskun,
Bekes und Pecs Unruhen ausgebrochen. Bauern verweigerten die
Zwangsablieferung oder wanderten aus den Dörfern ab, so daß Anbau­
flächen brach lagen. Hinzu kam eine Mißernte. Die Ernteerträge fielen
zwischen 1949 und 1952 unter dem Stand der 30er Jahre (Kartoffeln, Fut­
tergetreide und Weizen um 13. 15 und 6 Prozent). Das Regime der persön­
lichen Macht des treusten Stalin-Schülers Mätyäs Räkosi vermochte sich
nur noch durch regelrechten Massenterror am Leben erhalten. Wurden
von 1949 bis 1951 295000 Personen in Strafverfahren abgeurteilt, so stieg
diese Zahl allein im Jahre 1952 etwa auf eine halbe Million. Partei- und
Staatschef Räkosi ahmte auch Stalins antizionistische Terrorwelle nach
und bereitete im Februar 1953 einen ungarischen Slänsky-Prozeß vor.
Funktionäre jüdischer Herkunft wurden aus dem inneren Führungskreis

37 Siehe Jiri Pernes: Die politische und wirtschaftliche Krise. $. 102.
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ausgeschaltet (Sicherheitschef Gäbor Peter, die Politbüromitglieder Zol­

tän Vas und Istvän Koväcs) oder verloren an Einfluß (Politbüromitglieder
Jozsef Revai, Mihaly Farkas).

Erst nach sowjetischen Druck schlug Räkosi am 3. Juni 1953 im ZK­

Sekretariat vor, die Wirtschaftspläne zu überprüfen, die Partei- und

Staatsämter zu trennen und eine Amnestie zum Nationalfeiertag im Au­

gust 1953 zu erlassen.'° Die Ereignisse in Prag, aber auch die Unruhen
und Streiks in einigen ungarischen Orten (Cepel, Ozd, Diogyör) veranlaß­

ten das Kreml -Triumvirat, die Kursänderungen nicht nur in Berlin, son­
dern auch in Budapest ohne Zeitverluste festzumachen, zumal Rakosi -
ähnlich wie Ulbricht - wenig Interesse hatte, den Forderungen nach ei­

nem Kurswechsel nachzukommen. Das erfolgte zwischen dem 12. und 14.
Juni 1953 in Moskau nicht nur mit Räkosi und seinem Stellvertreter Ernö
Gerö, sondern mit einem größeren Personenkreis. Dazu gehörten der par­
teilose Staatspräsident Istvän Dobi (ehemals Kleinlandwirtepartei), der

Leiter des Sekretariats des Ministerrates Bela Szalai, der Budapester Par­
teichef Rudolf Földavari, die Minister für Staatsgüter und Landwirtschaft,

lstvän Hidas und Andräs Hegedüs. Überraschend war die Teilnahme des

informellen Mitarbeiters des KGB Imre Nagy (seit 1933y', der schon am

russischen Bürgerkrieg auf Seiten der Bolschewiki gekämpft hatte und als

Kominternfunktionär gegen den Faschismus wirkte. Als Landwirtschafts­

minister erwarb er sich in den ersten Nachkriegsjahren den Namen eines
»Vater der ungarischen Bodenreform«. Räkosi entfernte den Agrarexper­

ten Nagy 1949 wegen »rechtsnationalistischer Abweichung und Buchari­

nismus« aus der Führung. Aber im Zusammenhang mit den »antizionisti­

schen Säuberungen« holte ihn Moskau in November 1952 als

stellvert retenden Ministerpräsidenten auf die politische Bühne zurück0
Den Grundtenor der Beratung im Kreml gab Ministerpräsident Malenkow

38 Siehe Jänos M. Rainer: Ungarn 1953-1956. Die Krise und die Versuche ihrer

Bewältigung. In: Andräs B. Hegedüs / Manfred Wilke (Hrsg.): Satelliten nach

Stalins Tod. Der Neue Kurs. 17. Juni in der DDR. Ungarische Revolution 1956.

Berlin 2001. S. 13777
39 Siehe Agent Volodja. In: Istocnik. Moskva. H. 1/1993.

40 Siehe Vostocnaja Evropa. T. 2. Dokument 275. S. 753ff.; Dokument 282. S.

787ff. und Dokument 298. S. 824ff.
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vor: »Wir als Kommunisten sind allesamt verantwort lich für die Dinge in

Ungarn. Auch die Sowjetunion ist dafür verantwortlich, was für ein Re­

gime in Ungarn herrscht.« Ausgehend von seinem Aufgabenbereich stell­

te Berija den persönlich Verantwortlichen für den ungarischen Sicher­

heitsdienst AVH, Partei- und Staatschef Rakosi die Frage: »Ist es in

Ungarn akzeptabel, daß bei einer Bevölkerung von 9,5 Mio. Verfahren ge­

gen 1,5 Mio. im Gange sind?« Er verlangte gemäß der Neuerung des

Kreml, auch in Ungarn die Geheimpolizei dem Innenministerium zu unter­

stellen. Es sei angebrachter, daß der Regierungschef Ungarns (hier spiel­

te er auf Räkosis jüdische Herkunf t an) »ein Ungar ist« und schlug dafür

lmre Nagy vor. »Räkosi, ein Genosse mit großer Erfahrung«, solle weiter
die Partei führen. Da cines Tages die sowjetischen Truppen aus Ungarn
abziehen würden, »muß man sich vorbereiten und stärker werden«. Auch
Molotow und Verteidigungsminister Bulganin unterstützten Berija und

Malenkow. Chruschtschow bescheinigte Räkosi, daß er unfähig sei, kol­

lektiv zu arbeiten und forderte von ihm »tiefgehende Schlußfolgerun­
gen«, krit isiert e die forciert e Kollektivierung der Landwirtschaf t und den

damaligen Ausschluß von Imre Nagy aus der Führung. Berija und Malen­
kow verlangten, die Polit ik gegenüber den Bauern zu verändern, die

Schwerindustrie zu drosseln und der Konsumgüterproduktion größere

Aufmerksamkeit zu widmen. Nicht nur das in einer Klausurberatung von
den Ungarn ausgearbeitete Dokument wurde abschließend vom Kreml ab­

gesegnet, sondern auch wer die Machtministerien (Ministerpräsident. In­

neres, Verteidigung) zu übernehmen hat . Malenkow und Berija versicher­

ten, daß das Verhältnis Moskaus zur neuen ungarischen Führung künftig
»verantwortungsvoller, seriöser und andersartig sein werde«.* ! Das am

27. Juni 1953 in der erweiterten Sitzung des ZK der Partei der Ungari­

schen Werktätigen beschlossene Dokument des Neuen Kurses in Ungarn
war mehr als eine Kurskorrektur der Wirtschaftspolitik wie in Berlin. Prag,

Warschau, Bukarest und Sofia. Es war das für die damalige Zeit radikalste
reformkommunistische Programm, cine Alternative zur Ideologie und Po­

dit ik des ungarischen Stalinismus. Der ZK-Beschluß, der allerdings erst

1986 in Ungarn bekannt wurde, stellte fest , »daß von der Parteiführung

4l Zit iert nach Jänos M. Rainer: Ungarn 1953-1956. $. 147. 145 und 147 (An­

merkung 3) sowie S. 149.
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mit dem Genossen Räkosi an der Spitze in den politischen Zielvorgaben

und der praktischen Arbeit der vergangenen Jahre schwere Fehler began­

gen worden sind. Diese Fehler haben sich auf den Lebensstandard der
Bevölkerung allgemein und besonders auf den der Arbeiterklasse ungün­
stig ausgewirkt, durch sie wurden ... generell die Beziehungen zwischen

Partei, Staat und den werktätigen Massen negativ beeinflußt und in der
Volkswirtschaft gravierende Probleme erzeugt. ... Die zu schnelle Kollek­
tivierung der Landwirtschaft stellt einen gravierenden Fehler dar, und das

um so mehr, da Genosse Imre Nagy innerhalb der Parteiführung gegen

diese Politik aufgetreten war, die Parteiführung aber hat sich seinen

Standpunkt nicht nur nicht zu eigen gemacht, sondern dieser Standpunkt

wurde fälschlicherweise als opportunistisch« eingestuft und lmre Nagy
gemaßregelt.« Das habe »in hohem Maße dazu beigetragen, daß gegen

die Werktätigen auf breiter Linie administrative Maßnahmen angewendet

wurden und noch immer angewendet werden, daß die Menschen durch

Polizei und Gerichte massenhaft verfolgt und abgeurteilt wurden und von
den Behörden rüde Behandlung und Willkür erfahren müssen.« Noch in­

mer bestehe das »Internierungssystem, das der Willkür Tür und Tor öff ­
net und mehr als acht Jahre nach dem Ende des Krieges nicht mehr zu

rechtfert igen ist.« Es sei falsch gewesen, »daß Genosse Räkosi der AHV

unmittelbare Befehle erteilte, wie diese ihre Ermittlungen zu führen, wen
sie zu verhaften habe, und daß er Befehle zur physischen Mißhandlung
von Gefangenen geben hatte, was gesetzlich verboten ist«*. Das von

lmre Nagy auf der Nationalversammlung am 4. Juli 1953 verkündete Re­

gierungsprogramm (im Unterschied zur Bekanntgabe des Neuen Kurses

durch die SED am 9. Juni 1953) wurde von der Bevölkerung mit großen

Hoff nungen aufgenommen und trug maßgeblich zur Entspannung der zu­

gespitzten politischen Lage bei. Großprojekte wie das Hüttenwerk in Sz­

talinvaros (Stalinstadt) und die Budapester U-Bahn wurden gestoppt. Es

ging um den Umbau des Wirtschaftssystems nach den Grundbedürfnis­

sen der arbeitenden Bevölkerung. Einer der wichtigsten Eckpfeiler war

das für drei Jahre konzipierte Landwirtschaftsprogramm, das auf lei­

stungsfähige Bauernwirtschaften setzte. Die Zahl der Genossenschafts-

42 Zitiert nach den Wort laut des Dokuments in deutscher Sprache Siehe György

Litvan /Jänos Bak (Hrsg.): Die ungarische Revolution 1956. Wien 1996. S. 36ff.
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bauern ging von 376000 auf 250 000 zurück. Bereits am 7. August 1953
erfolgte eine Korrektur der Pläne. Die großen Vorräte des Akkumulations­

fonds wurden für die Nahrungs- und Konsumgüterproduktion, den Bau

und die Sanierung von Wohnungen sowie für Lohn- und Gehaltserhö­

hungen von einer Million Beschäftigten umgeleitet. Durch Preissenkun­

gen erhöhte sich die Kaufkraf t der Bevölkerung zusätzlich um I Mrd. Fo­

rint. Dennoch traten viele Probleme bei der Uberleitung der Investit ionen
in die Bereiche der Landwirt schaf t und der Leichtindustrie sowie beim

Abbruch der schwerindustriellen Projekte auf. Auseinandersetzungen

entbrannten zwischen den Stalinisten um Räkosi und den Reformkommu­

nisten um Nagy nicht nur wegen der Wirtschaftsstrategie, sondern auch

in Bezug auf die Überwindung des Massenterrors und Rehabilit ierung

seiner Opfer. Die von Imre Nagy am 24. Juli 1953 erlassene Amnestie gab

784 000 Ungarn die Freiheit zurück. Die Polizei besaß mit dem Gesetz vom

14. August 1953 nicht mehr die gerichtliche Kompetenz. Aufgehoben

wurden die Zwangsaussiedlung von 14 486 Bürgern aus Budapest und an­
deren Städten. Aus den vier Internierungslagern der AVH kamen bis Okto­
ber 3234 von 5000 Inhaftierten frei, auch alle auf die Hortobagy verbann­
ten 7281 Menschen. Geldstrafen für 427 000 Personen wurden annulliert+3

Die Revision der Schauprozesse begann. Die Sozialdemokratin Anna
Kethly und der Kommunist Jänos Kädär tauchten in Budapest wieder auf.

Die Räkosi-Gruppe verhindert e jedoch die Rehabilit ierung der Opfer des
ersten und größten osteuropäischen Schauprozesses gegen Läzlö Rajk
und Genossen, angeblich um die Autorität der Partei nicht zu schädigen.* *

43 Siehe Jänos M . Rainer: Ungarn 1956. $. 137 ff .: siche ders.: Der neue »Neu e
Kurs« in Ungarn 1953. In: Christoph Kleßmann / Bernd Stöver: 1953 - Kri­

senjahr des Kalten Krieges. S. 71ff
44 Imre Nagy über den Streit um die Rehabilitierung der Opfer des Stalinismus:

»Anläßlich unserer Besprechung in Moskau vor dem III. Parteitag im Mai 1954
hat ... Genosse Chruschtschow gesagt: »Für die Verhaftungen ist Räkosi verant­
wort lich. Er will sie deshalb nicht freilassen. weil er weiß. daß er der Schuldige ist
und daß er sich kompromittiert. ... Der Genosse Chruschtschow riet uns. die
Rehabilitierung in einer Weise durchzuführen. daß Räkosis Autorität nicht zu
Grunde gerichtet wird.« Damit seine Worte nicht mißverstanden würden. fügte er
jedoch hinzu: »Wir schützen Räkosis Autorität so lange als es nicht auf Kosten
der Autorität der Partei geschieht. Es kann nämlich passieren. daß unter dem
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Mit dem Schrif tstellerkongreß im Oktober 1953 und der Neuformung der

Nationalen Front (Volkskongreßgründung 1954) begann allmählich eine

freiere öff entliche Atmosphäre, die an das sowjetische Tauwetter erinner­

te. Ungeachtet der Fortschrit te des ungarischen Reformkurses starteten

die US-»Befreiungsstrategen« 1954 die antikommunistische Propaganda­

aktion »Operation Focus« gegen Ungarn. Auf das Land fielen durch eine

Ballonaktion allein am 1. Oktober 1954 eine Million Exemplare der soge­

nannten Zwölf Forderungen der »Nationalen Opposition«, abgekürzt

NEM, also »Nein« gegen die Regierung Nagy. Damit sollten auch Erinne­
rungen an revisionistischen Forderungen gegen Trianon (1920) assoziiert
werden (»Nem, Nem, soha! -Nein, nein, niemals!«). Als es mit dem Neu­

en Kurs im Frühjahr 1955 zu Ende ging, weil Imre Nagy auf Moskaus Be­

treiben ausgeschaltet wurde, endete auch die Diversionsaktion »Focus«

- allgemein übersetzt als »Brennpunkt«, im medizinischen auch als

»Krankheitsherd« bezeichnet.* Der Machtkampf im Kreml entschied
letztlich über das Schicksal des reformkommunistischen Neuen Kurses in
Ungarn. Berijas Verhaftung Ende Juni 1953 gab Räkosi zwar Auftrieb,

aber keinen Machtzuwachs. Der III. Parteitag der Ungarischen Arbeiter­

partei 1954 bekräf tigte die Fort führung des Neuen Kurses. Erst Malen­
kows Fall im Frühjahr 1955 beendete das einzigart ige antistalinistische

Reformprojekt Osteuropas. Wohl auch, weil es Grenzen des von Moskau
definierten sogenannten Neuen Kurses überschrit t. Chruschtschow sah

in der fehlenden Einheit der ungarischen Führung die Hauptgefahr für

künftige Instabilitäten; zudem noch in einem Land, das in absehbarer Zeit
info lge der zu erwartenden Unabhängigkeit Osterreichs (1955) zu einem

Frontstaat an der Trennlinie der gegensätzlichen Systeme aufr ückte. Be­
reits im Januar 1955 gerieten Nagy und sein reformkommunistische Politik

unter Beschuß des Kreml. Chruschtschow, der zum einflußreichsten so­

wjetischen Politiker aufstieg, kritisierte Nagys Landwirt schaftspolitik als

Vorwand der Wahrung der Autorität Rakosis die alte Politik zurückkehrt . ...
Nicht Schweigen und Vertuschen erhöhen die Autorität der Partei, sondern eine
aufrichtige Sprache. ... Ich habe im Politbüro ... für die Durchsetzung des glei­
chen Standpunktes gekämpft.« (Zitiert nach lmre Nagy: Politisches Testament.

Mit einem Vorwort von Prof. Dr. Hugh Seton-Watson. München 1959. S. 336f.)

45 Siehe Bernd Stöver: Die Befreiung vom Kommunismus. $. 457ff.
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»bucharinistisch« und den Kurs auf Verbesserung der Lebensbedingun­
gen als pazifistisch: Es reiche nicht aus, genügend Reserven an Speck zu
haben, denn ein Sozialismus ohne Flugzeuge sei von Übel. Aber auch
dann, als Nagy im April 1955 als Ministerpräsident abgelöst und acht Mo­
nate später aus der Partei ausgeschlossen wurde, gab es noch Hoffnun­
gen. Der neue Kurs hatte Kräfte freigesetzt, die schwer zu bändigen wa­
ren. Sie formierten sich als cin beachtliches reformkommunistisches
Oppositionspotential. Der charismatische und visionäre Imre Nagy, den
der ungarische Historiker Gosztony als eine »Art Vorgänger von Alexan­
der Dubcek in Prag 1968« versteht, der »echte Popularität im Lande«*%
genoß, erhielt im Krisenjahr 1956 cine neue Chance. Daß ihm wiederum
kein dauerhafter Erfolg beschieden war, lag vor allem an Chruschtschows
Militärintervention im Herbst 1956, die nur so möglich war durch die Rük­
kendeckung der US-Adminstration. Diese waren damals an der Beendi­
gung der Aggression Großbritanniens, Frankreichs und Israels gegen
Agypten (Suez-Krise) durch die UNO interessiert. Für den nordamerika­
nischen Fuchs hingen die Trauben in Osteuropa, dem sowjetischen Ein­
flußbereich, viel zu hoch; sie waren allerdings hier auch nicht so bedeut­
sam wie jene im Nahen Osten.

Die Ereignisse des I7. Juni in der DDR waren nur ein - weder das er­
ste noch das einzige - Menetekel, ein - vielleicht für viele schwer
deutbares, geheimnisvolles - Anzeichen des drohenden Unheils für den
Staatssozialismus stalinistischer Prägung. Nachdem im Juni 1953 vor al­
lem die DDR und die Tschechoslowakei betroffen waren, explodierte die
Krise der staatssozialistischen Systeme in Ungarn und Polen im Sommer
und Herbst 1956. Das Dokument der historischen Kommisssion der PDS
vom Mai 2003 berücksichtigt diesen internationalen Aspekt so gut wie
nicht.

46 Peter Gosztony: Der Volksaufstand in Ungarn 1956. In: Aus Politik und Zeit­

geschichte. Beilage zur Wochenzeitung »Das Parlament«. Bonn 48 (1996).

8 37-38. S. 447.
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»In 14 Tagen werden Sie vielleicht
schon keinen Staat mehr haben.«

Vladimir Semenov und der 17. Juni 1953 in der DDR*

»In der Nacht zum 17. Juni 1953 weckte mich das Dröhnen der in Ostber­

lin einfahrenden Panzer.« Der dies nach vielen Jahren so in seinen Me­
moiren niederschrieb, war kein geringerer als der Hohe Kommissar der

UdSSR in Deutschland V/adimi r Semenovic Semenov (1911-1992), ne­
ben Truppenchef Andrej Grecko und dem kurzfr istig eingeflogenen Chef
des Generalstabes und Stellvertretenden Minister für Streitkräf te der

UdSSR Vasilij Sokolovskij seinerzeit der wichtigste Mann Moskaus in

Berlin.' Sollte er den Beginn der Militäraktion gegen die aufständische
ostdeutsche Bevölkerung tatsächlich verschlafen haben? Die Szene wirf t

die alte Frage nach der Rolle des Diplomaten vor und während der Junier­
eignisse auf. Sie ist noch immer nicht restlos zu klären, doch einige neue

Details geben die Archive mitt lerweile preis.
Der Semenov der ersten Nachkriegsjahre ging als eine ausnehmend

lichte Gestalt unter »den Russen in Deutschland« in die westliche Ge­

schichtsschreibung ein. Seit 1945 Polit ischer Berater beim Chef der So­
wjetischen Militäradministration (SMAD) und anschließend beim Vorsit­

zenden der Sowjetischen Kontrollkommission (SKK), galt er als ein

Diplomat hoher Schule. Für Ernst Niekisch war er ein »gebildeter und

diplomatisch gewandter Mann.« Otto Dibelius bezeichnete ihn als
freundlich und entgegenkommend.' Der frühere Botschafter der Bundes­

republik in Moskau Hans Kroll sprach von einer hochintelligenten und

* Der folgende Text wurde zuerst im Deutschland Archiv, Nr. 6/1998. $. 907-937.
veröffentlicht. Die Autorin hat zum Thema ihres Aufsatzes auf der Konferenz

am 17. Mai in Leipzig gesprochen.
W ladimir S. Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. Ein halbes Jahrhundert in

diplomatischer Mission 1939-1991. Berlin 1995. $. 294.

2 Ernst Niekisch: Erinnerungen eines deutschen Revolutionärs. Bd. 2: Gegen den

Strom 1945-1967. Köln 1974. S. 180.
3 Siehe Robert Stupperich / Otto Dibelius: Ein evangelischer Bischof im Umbruch

der Zeiten. Göttingen 1989. $. 403.
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kult iviert en Persönlichkeit , einem kunstinteressierten, vielem zugängli­

chen Deutschlandexperten, der gelegentlich allerdings ausfällig und ver­

letzend werden konnte."* Ein besonders treffendes Persönlichkeitsbild des

späteren Botschafters der UdSSR in Bonn und Stellvertreters des UdSSR­
Außenministers zeichnete postum Scmenovs Landsmann und Kollege Ju­

lij Kvizinskij. Semenov sei ein kluger und ehrgeiziger Mann gewesen, »ein

komplizierter, widersprüchlicher und vorsichtiger Charakter«, »stets be­

müht, sich von den Intrigen in den höchsten Etagen der Macht fernzu­

halten«, »keine Kämpfernatur«, aber überzeugter Kommunist, »der sich
in allen ernsten polit ischen und staatlichen Angelegenheiten strikt an die
offizielle Linie hielt [und] es sich in Bereichen, die der Polit ik fernlagen,

nicht versagen [konnte] , als eigenwillig und originell zu erscheinen.«*
Im Zusammenhang mit den Ereignissen des 17. Juni wird Vladimir Se­

menov häufig als Symbolf igur für ulbrichtkrit ische Bestrebungen in der

sowjetischen Führung vorgestellt. In vielen Darstellungen erscheint er
als engagierter Übermit tler des Neuen Kurses. Mehr noch, man hielt iln

für den Gewährsmann einer Liberalisierung der sowjetischen

Deutschlandpolit ik, für einen Reformer. Bis heute kursieren Vorstellungen

vom »Mann Berijas« in Ost-Berlin.
Das positive Bild erklärt sich aus einer Reihe von Umständen. Seine

überwiegend freundliche Aufnahme unter den deutschen Zeitgenossen

hatt e Semenov zum einen seiner Stellung zu verdanken. Aufgabe des Po­

litberaters war es nicht, mit den »deutschen Freunden« politische Klein­

und Tagesarbeit zu leisten. Während die Abteilungsleiter und Referenten

der Besatzungs- und Kontrollbehörden die Funktionäre der SED und an­
derer Parteien tagtäglich »überzeugen« mußten, unliebsame Anweisun­

gen und Forderungen durchzusetzen und gegebenenfalls Konsequenzen

anzudrohen hatten, stand er meist über diesen Dingen. Er mag in Einzel-

4 Siehe Hans Kroll: Lebenserinnerungen eines Botschafters. Köln. Berlin 1967.

$. 221 und 347.
5 Juli Kwizinski im Nachwort zur den Memoiren Senenovs: Von Stalin bis Gor­

batschow. $. 386-397.
6 So bei Jan v. Flocken / Michael F. Scholz: Ernst Wollweber. Saboteur. Minister.

Unperson. Berlin 1994. S. I40: Gerhard Beier: Wir wollen freie Menschen sein.

Der 17. Juni 1953: Bauleute gingen voran. Frankfurt am Main. Wien 1993. $. 37,
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fragen toleranter gewesen sein und weniger doktrinär argumentiert haben,

seine oft wahrgenommene moderate Haltung lag aber häufig darin be­

gründet, daß er qua Funktion einen engeren Kontakt nach »oben« hatt e,
die Vorgaben genauer oder die Neuorientierungen früher kannte und folg­

lich polit ische Freiräume mutiger ausloten konnte als seine Untergebe­

nen. Interessanterweise sparen die Loblieder auf Semenov die schon im­

mer vermuteten restriktiven Aktionen aus. Eine davon, die eigenhändige

Abfassung des berüchtigten Art ikels »Wege und Irrwege der modernen
Kunst«' , der Anfang 1951 die Formalismus-Debatt e in der DDR einleitete,

kann ihm nun fast zweifelsfrei zur Last gelegt werden.* Im übrigen verlief

die gesamte politische Entwicklung in der SBZ/DDR unter seiner Auf­

sicht.
Dem Politischen Berater kam auch nicht die unschöne Aufgabe zu, of­

fizielle Stellungnahmen -in der Regel Protesterklärungen -gegenüber

den Westmächten abzugeben. Dies hatten die Chefs der sowjetischen Be­
hörden in Deutschland zu übernehmen. Überhaupt: Hader und Argernis­

se off iziell zu thematisieren, fiel nicht in sein Ressort. An Semenov wand­
te man sich mit Vorschlägen, Bittgesuchen und anderen Anliegen. Er war
Ansprechpartner, über ihn signalisierte und erkundete man vorsichtig.

Ostdeutscherseits berief man sich auf seine Unterstützung, wenn

deutsch-deutsche Annäherungsversuche gestartet wurden." Semenov
war daher bei positiven Wendungen im deutschlandpolitischen Auf und
Ab im Hintergrund stets mit von der Part ie, er schien der Gewährsmann
für Entspannung.! Was wundert's, wenn man den Politberater nicht nur

für den Mitt ler hielt , der er war. Ohne verbindlich Auskunft geben zu

müssen, konnte Semenov leicht den Nimbus des einfühlsamen, flexiblen

Nonkonformisten tragen.

7 Siehe »Tägliche Rundschau« vom 20. und 21. Januar 1951. S. 4.
8 In seinen Erinnerungen bekannte er sich zum Pseudonym N. Orlow. Siehe Sem­

jonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 255.
9 Siehe Hans-Peter Schwarz: Adenauer. Der Aufstieg: 1876-1952. Stuttgart 1986.

S. 882.
10 Siehe Diether Koch: Heinemann und die Deutschlandfrage. München 1972.

$. 257.
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Semenovs Image rührte zum anderen daher, daß vor allem westliche

Zeitgenossen, aber auch zahlreiche spätere Analytiker die Widersprüche

und taktischen Wechsel in der sowjetischen Außenpolit ik nicht anders

als durch die Existenz »miteinander konkurrierender Gruppen im Moskau­
er Parteizentrum«!! zu erklären wußten. Dem Bestreben, einander

entgegenstehende »Linien« der sowjetischen Deutschlandpolitik festzu­

schreiben und zu personifizieren', kam immer auch der Umgang sowjeti­

scher Parteiführer und Ideologen mit den eigenen Funktionären entgegen:

Diskontinuitäten und Unklarheiten im Führungsprozeß wurden nicht selten
auf das Wirken von »Verrätern«, »Defätisten« und »Versöhnlern« zurück­

geführt. Und so wird Semenov bis heute ein »Machtkampf« gegen Tjul­

panov zugeschrieben und die Verhinderung einer »frühzeit ige[n] direkten
Sowjetisierung« unverdientermaßen hoch angerechnet.' ' Norman Naimark
liefert e Belege dafür, daß Semenov gelegentlich der Kritik des Parteiappa­

rates ausgesetzt war!* doch unterschied dies den Diplomaten nicht von

anderen sowjetischen Funktionären und Staatsdienern seines Ranges.
Außerdem gab es auch in sowjetischen Behörden Rivalitäten. Erste Ein­
blicke in Arbeitsunterlagen des Politischen Beraters beim SKK-Vorsitzen­
den ergaben, daß er die jeweiligen Vorgaben aus Moskau konsequent

durchsetzte.'° In seiner politischen Funktion riskiert e Semenov nichts.
Hier soll nun nicht die »Demontage eines Mythos«'® betrieben wer­

den. zumal dieser letzte Begriff eindeutig zu hoch greif t. Semenov in Um-

11 Wolfgang Schivelbusch: Vor dem Vorhang: Das geistige Berlin 1945-1948. Mün­
chen 1995. S. 159.

12 Siehe Gavriel D. Raänan: International Policy in the USSR. Hamden. Conn.
1983.

13 So durch Alexandr Haritonow: Sowjetische Hochschulpolitik in Sachsen 1945-
949. Weimar u. a. 1995 $. 39. Die These vom »Sowjetisierungsbremser« wurde
zuerst in der amerikanischen Fachliteratur vertreten.

14 Siehe Norman M. Naimark: Die Russen in Deutschland. Die sowjetische Be­
satzungszone 1945 bis 1949. Berlin 1997. $. 44. Naimark distanziert sich von der
»historischen Kremlinologie«.

15 Siehe Elke Scherstjanoi: Das SKK-Statut. Die Geschichte der Sowjetischen Kon­
trollkommission in Deutschland 1949-1953. München 1998.

16 Siehe Gerhard Wettig: Demontage eines Mythos. Semjonow und Stalins Deutsch­
land-Note. In: Deutschland Archiv. Nr. 2/1996. S. 262f.
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kehrung der Legende zum »knochenharten Stalinisten«! zu erklären,

wäre ebenso falsch. Auf der Grundlage neuerer Akteneinsicht wollen wir

nach Semenovs Rolle im Prozeß der Klärung und Durchsetzung deutsch­
landpolit ischer Entscheidungen vor und während der ersten akuten Herr­

schaftskrise des SED-Regimes suchen, die im Juni 1953 in landesweite

Protestaktionen mündete. Unsere Überlegungen werden in den Kontext

neuer empirischer Befunde über die Vorbereitung einer Noten-Initia­
tive im Frühjahr 1953 und die Wahrnehmung der DDR-Krise durch die so­

wjetische Führung gestellt.! Die Fehlperzeption der Rolle Semenovs
nahm in diesen Zusammenhängen ganz spezifische Züge an und trug er­
heblich zum schiefen Bild vom »gemäßigten« sowjetischen Politiker! bei.

Noteninitiative

Im April 1953 wurde Vladimir Semenovic Semenov, der Politische Berater

beim Vorsitzenden der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland,
nach Moskau ins Außenministerium zurückbeordert." Die Meldung er­
schien am 22. April im »Neuen Deutschland« und sorgte für Aufsehen.
Immerhin war Semenov von 1945 an ununterbrochen als Vermitt ler der
Moskauer Deutschlandpolitik im Einsatz gewesen. Die Aktion glaubte

man sich erklären zu können, als Semenov Ende Mai zum Hohen Kommis­

sar der UdSSR in Deutschland ernannt wurde. Die Tatsache, daß mit sei­
ner Rückkehr nach Berlin »der neue Kurs ... auf den Tag genau mit den

17 Ebenda. Gerd-Rüdiger Stephan trifft mit dem Begriff des »Vorzeige-Stalinisten«

das Widersprüchliche der Gestalt besser (siehe »Schlüsselfigur« der sowjetischen

Deutschlandpolitik [Rezension der Erinnerungen Semenovs]. In: Deutschland

Archiv. Nr. 2/1996. $. 307-309).
18 Ausführlicher bei Elke Scherstjanoi: Die sowjetische Deutschlandpolitik nach

Stalins Tod 1953. Neue Dokumente aus dem Archiv des Moskauer Außenmini­
steriums. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 46 (1998). $. 497-549.

19 So bei Mart in Jänicke: Der dritte W eg. Die antistalinistische Opposition gegen

UIbricht seit 1953. Köln 1964. $. 29.
20 Semenovs Abreisedatum ist nicht genau zu bestimmen. Mit dem 22. April, dem

Tag der Bekanntgabe der Abberufung., ist es zu spät angesetzt. Semenov selbst
schreibt recht ungenau, er sei nach Stalins Tod nach Moskau berufen worden.

Siehe Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 290.
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neuen Männern aus Moskau in Erscheinung [trat]«! verklärt e den Blick

vieler. Allein im engen Führungszirkel des SED-Politbüros wunderte man

sich, warum sie »ausgerechnet Semjonow wieder hierherschicken ... Aber

vielleicht sagen sie sich [in Moskau -E. S.] : Soll er jetzt das wieder in
Ordnung bringen, was er angerichtet hat.«22

Als Anzeichen für eine positive deutschlandpolitische Wende ist die
Abberufung Semenovs in der Tat kaum zu bewerten. Semenovs Nachfol­

ger in Berlin machte auch eher den Eindruck cines Dogmatikers: Pavel Ju­

din war Philosoph und Parteifunktionär; der XIX. Parteitag der KPdSU
(Oktober 1952) hatt e ihn in die Kommission zur Erarbeitung eines neuen

Parteiprogramms gewählt. Die Rückberufung Semenovs und die spätere

Auflösung der SKK standen in keinem kausalen Zusammenhang. Die Hin­
ergründe waren anderer Art.

Nach Stalins Tod (5. März 1953) hatt e der frühere Außenminister

Vjaceslav Molotov erneut das Außenministerium übernommen.' Lavren­
tij Berija bekam den gesamten innenpolitischen und Sicherheitsbereich
überantwortet. Dem Ministerrat saß Georgij Malenkov vor. Ein neues Prä­

sidium des Ministerrats entstand. Zu den bedeutsamen strukturellen Ver­
änderungen zählte desweiteren eine erhebliche Verkleinerung des

ZK-Präsidiums (vor Oktober 1952 Politbüro). Das Sekretariat des ZK lci­

tete nun Nikita Chruscev. Im Zusammenhang mit einer Init iative Berijas
für eine umfassende Amnestie fanden überall Prüfungen von Fällen un­
gerechtfertigter Urteile sowie Rehabilit ierungen statt . Es kam zu Perso­
nalbereinigungen in den Apparaten. Und auch im Außenministerium

standen Veränderungen bevor, welche zumindest als Folge der Neubeset-

21 Heinz Brandt: Ein Traum. der nicht entführbar ist. Mein W eg zwischen Ost und

W est. München 1967. $. 217.
22 So mutmaßte Politbüromitglied Fred Oclßner. Siehe Rudolf Herrnstadt: Das

Herr nstadt-Dokument. Das Politbüro der SED und die Geschichte des 17. Juni

1953. Herausgegeben, eingeleitet und bearbeitet von Nadja Stulz-Herrnstadt.

Reinbek bei Hamburg 1991. $. 60.
23 Molotov war 1949 ciner Intrige gegen seine Ehefrau zum Opfer gefallen und

wurde im Amt abgelöst. In den Folgejahren blieb er politisch weitgehend eine

Randfigur. nach dem 19. KPdSU-Parteitag 1952 stellte ihn Stalin aus unklaren

Gründen völlig ins Abseits.
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zung im Ministeramt zu sehen wären. Molotovs neuer Erster Vize wurde

der westeuropaerfahrene Andrej Gromyko.*

Obgleich die Details nicht restlos ergründet sind, bietet sich der Perso­

nalwechsel als hinreichende Erklärung für die Abberufung Semenovs
nach Moskau an. Dort verloren nämlich die stellvert retenden Außenmini­

ster Georgij Puskin und Jakov Malik® im Frühjahr 1953 ihre Posten ?7

Beide hat ten zuvor -Malik als UN- und Sicherheitsratsspezialist, Puskin

als Deutschlandexpert e -an deutschlandpolit ischen Exposes mitgewirkt.
Aus seinem Verantwort ungsbereich schied auch der Leiter der für

Deutschland zuständigen III. Europa-Abteilung Michail Gribanov?° Er
blieb zwar »auf verantwort ungsvoller Posit ion im zentralen Apparat des
Außenministeriums«?? doch brauchte man einen weiteren Deutschland­
kenner. So übernahm Semenov im Moskauer Außenministerium die Lei­
tung dieser Abteilung.'° Ein anderes führendes Amt war für ihn zu

24 Gromyko (geboren 1909) war 1946-1948 ständiger Vertreter der UdSSR in der
UNO und gleichzeitig bis 1949 stellvert retender Außenminister. 1949-1952 Er­
ster Stellvertreter des Außenministers. Er wurde 1952 Botschafter in Großbri­

tannien und im April 1953 erneut Erster Stellvert reter des Außenministers der

UdSSR.
25 Puskin (1909-1963) war 1949 bis Mitt e 1952 Leiter der diplomatischen Missi­

on der UdSSR in Berlin. Er wurde abgezogen, als im Zuge einer Reorganisation

der SKK und sämt licher sowjetischer Institutionen in Deutschland der militäri­

sche und der Sicherheitsbereich ausgebaut wurden.
26 Malik (1906-1980) war langjähriger Vert reter der UdSSR in Japan, bevor er

1946 stellvert retender Außenminister wurde. 1948-1952 war er ständiger Ver­

treter der UdSSR bei der UNO, er vert rat die UdSSR im Sicherheitsrat.
27 Malik wurde am 19. April zum neuen Botschafter in Großbritannien ernannt und

verließ Moskau, Puschkin wurde in eine andere Abteilung versetzt.
28 Gribanov (geb. 1906) war 1947-1949 Stellvertr eter des Politberaters des Chefs

der SMAD, 1949-1953 stellvertretender Leiter. dann Leiter der HI. Europa-Ab­
teilung im Außenministerium der UdSSR, die sich unter anderen mit den Bezie­
hungen zu bzw. der Politik gegenüber beiden deutschen Staaten und Osterreich

befaßte.
29 Diplomaticeskij slovar'. Bd. I. Moskau 1985. S. 274.

30 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 290. Wett ig. der in Moskau Doku­

mente aus der Feder Semenovs von Anfang Mai 1953 analysierte. gibt an, dieser

sei zum besagten Zeitpunkt noch immer »Vert reter des sowjetischen Außen-
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diesem Zeitpunkt nicht vorgesehen. Zwar hatte man im sowjetischen Au­

ßenministerium bereits die Idee ins Auge gefaßt, die Sowjetische Kon­

trollkommission in Deutschland (SKK) durch eine andere Einrichtung zu
ersetzen. Doch ebensowenig, wie an die Institution eines Hohen Kom­

missars gedacht war, kam Semenov irgendwie für einen neuen Einsatz in

Deutschland in Betracht. Zumindest findet sich in den zugänglichen Ak­

ten kein entsprechender Hinweis.

Die Nachfolger Stalins waren in diesen Wochen unter anderem mit der

Vorbereitung einer deutschlandpolitischen Off ensive befaßt. Semenovs
Erinnerungen zufolge verfaßte er nun in Abstimmung mit dem Chef des

Generalstabs, dem früheren SMAD-Chef Marschall Vasilij Sokolovskij,

»ein Papier, in dem wir die Position der Sowjetunion in der Deutschland­
frage begründeten«!. Nach wie vor an der Verhinderung eines westlichen
Militärbündnisses unter Einbeziehung der Bundesrepublik interessiert,

suchte die sowjetische Führung angesichts des Tempos, mit dem der Pro­

zeß voranschrit t, besorgt nach Abhilfe. Klar, daß allein ein gewisser Posi­

tionsverzicht in Ostdeutschland einer entsprechenden Vereinbarung mit
den Westmächten die Tore hätte öff nen können. Wie weit der Rückzug zu

gehen hatte, war aber strit tig. Es mußte off ensichtlich mehr in die Waag­

schale geworfen werden als noch 1952. Illusionen machte man sich be­

züglich des US-Engagements in Europa nicht; cine neuerliche
sowjetische Initiative würde auf Schweigen oder Ablehnung stoßen.

Aber man rechnete sich zum Zeitpunkt der Annahme des EVG- und des
Deutschlandvert rages durch den deutschen Bundestag (19. April 1953)

noch gewisse Chancen aus, die Masse der Deutschen mit einem Vor­
schlag beeindrucken zu können, der umgehende Schritte in Richtung

Wiedervereinigung unter der Bedingung der Blockfreiheit in Aussicht
stellt. Noch immer nahm an, die Deutschen würden einer Wiedervereini­

gung mit Nichtpaktgebundenheit den Vorzug geben vor einer Westinte-

ministeriums bei der Sowjetischen Kontrollkommission» bzw. »Politischer

SKK-Berater« gewesen (Gerhard Wettig: Die beginnende Umorientierung der so­

wjetischen Deutschlandpolitik im Frühjahr und Sommer 1953. In: Deutschland­

Archiv. Nr. 2/1995. S. 495 bis 507. hier S. 496). Dies ist im Kontext anderer

Quellen nicht stimmig.

31 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 290.
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gration, die auf absehbare Zeit sowieso nur einen Teil Deutschlands er­

fassen würde. Daß man im Westen die Neutralität des geeinten Deutsch­

lands für einen verdeckten Posit ionsgewinn »der Russen« halten könnte,
schien absurd.

Im Außenministerium dachte man an eine neue Note an die Westmäch­

te. Kerngedanke sollte der Vorschlag sein, unverzüglich zur Errichtung ei­
ner Gesamtdeutschen Provisorischen Regierung zu schreiten, die
-bei Fortbestand der Regierungen der DDR und der Bundesrepublik -

gesamtdeutsche Wahlen vorzubereiten hätte. Recht bald nach Schaff ung

einer solchen Übergangsregierung und noch vor den Wahlen sowie vor
Abschluß eines Friedensvert rages sollten die ausländischen Truppen aus

ganz Deutschland abgezogen werden. Das war neu. In der HH. Europa­

Abteilung des Molotov-Ministeriums hofft e man, die deutsche Bevölke­

rung könnte in diesem Verfahren mehrheitlich einen Schrit t in Richtung
baldiger freier gesamtdeutscher Wahlen und Friedensvert rag erblicken.
Druck aus Deutschland würde die Westmächte nötigen, auf die Vorschlä­

ge zu reagieren, womit sich Chancen für Viermächteverhandlungen erge­

ben könnten, in deren Ergebnis es dem geeinten Deutschland zumindest
für einen mitt leren Zeitraum verboten würde, einem Militärbündnis beizu­
treten.

Zu Beginn der dritt en Aprildekade hatten Malik, Puskin und Gribanov
einen Aktionsplan vorgelegt, um »die weitere Entfaltung der Bewegung

demokratischer und patriotischer Kräfte in der DDR und in Westdeutsch­
land für die Vereinigung Deutschlands, für den schnellsten Abschluß ei­
nes Friedensvert rages und gegen die Bonner und Pariser »Verträge,«

herbeizuführen. Sie entwarfen mehrere Exposes.' Danach war vorgese-

32 Archiv Vnesnoj polit iki Rossijskoj Federacii (im weiteren AVP RF), fond 06.

opis' 12. papka 16. delo 259. list 6.
33 Zapiska po germanskomu voprosu, streng geheim, Exemplar I, ohne Unter­

schrif t . ohne Datum, Vermerk des Schreibbüros: 21.4.1953, AVP RE, fond 06,

opis' 12. papka I6. delo 259. listy I-I4; Duplikat in AVP RE. fond 082. opis'
41. papka 271. delo I8. listy 30-43: Zapiska po germanskomu voprosu, o. D..

gez. Puskin, Gribanov. AVP RF. fond 082. opis' 41. papka 271, delo 19, listy

13-19; Predlozenij a po germanskomu voprosu. 24.4.1954. gez. Ja. Malik, G. Pus­
kin, an Molotov. AVP RF, fond 082, opis' 41, papka 271, delo 19, listy 2-11.
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hen, die Initiative schon bald während eines ersten off iziellen Staatsbe­

suches der DDR in Moskau zu starten. Das Kommunique zum Staatsbe­

such sollt e den Vorschlag zur Bildung der Gesamtdeutschen

Provisorischen Regierung unterbreiten. Als Beweise für die Ernsthaftig­
keit ihrer Absichten wollte die UdSSR ankündigen, die SKK aufzulösen

und durch eine »Sowjetische Kommission für Angelegenheiten Deutsch­

lands« mit kleinerem Stab und begrenzten Funktionen zu ersetzen. Des

weiteren sollte auf eine entsprechende Bitt e der DDR-Regierung hin in

Aussicht gestellt werden, alle verurteilten »ehemaligen Kriegsgefange­

nen« (außer den »schweren Fällen«) nach Deutschland zu entlassen so­

wie dic letzten SAG (mit Ausnahme der WISMUT-AG) an die DDR zu

verkaufen. Nach einer positiven Reaktion der Westmächte wollte man in

einer Note Viermächteverhandlungen vorschlagen.

Dieser Plan wurde in den folgenden Wochen im Hochhaus am Smolens­

ker Platz intensiv erörtert . Der taktische Aspekt unterlag dabei starken
Veränderungen. Man »bastelte« an den Zugeständnissen. Aber auch die

vert rauensbildenden Aktionen wurden mehrfach überdacht. Als Semenov
in Moskau eintraf , lag der Plan bereits in groben Umrissen vor. Seine Ein­
zelhciten waren noch nicht ausgefeilt . Über den Inhalt des anzu­
strebenden Friedensvert rages hatt e man sich noch nicht verständigt.

Deutschlanderfahrung

James Richter zufolge nahm Semenov eine Schlüsselstellung in der weite­

ren Vorbereitung der Initiative ein.' * Unbestritt ten stand der neue Abtci­

lungsleiter in hoher Verantwortung. Mehr als das läßt sich aber bislang

nicht belegen. Von Semenovs Stellung im Beraterkreis wissen wir nichts

34 Siehe James Richter: Reexamining Soviet policy towards Germany During the
Beria Interregnum (Working Paper Nr. 3. Woodrow Wilson Center). 1992: ders.:

Recxamining Soviet Policy towards Germany during the Beria Interregnum. Pa­
per prepared for delivcry at the Conference on »New Evidence in the History

of the Cold War«. Moscow. January 12-15 1993. Lewiston 1993.
35 Noch kein Urteil ist darüber möglich inwieweit der Personalumbau das interne

Klima beeinflußte. Die Zusammenarbeit an der Spitze des Ministeriums war wohl

insgesamt nicht frei von persönlicher Mißgunst. Nach bisheriger Kenntnis
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Es existieren einzelne Schrif tstücke mit seiner Unterschrif t, auch mit

handschrif tlichen Bemerkungen oder Berichtigungen. Sie vermitt eln einen

kleinen Eindruck von Semenovs Tätigkeit : Er beaufsichtigte die Arbeit an

den Exposes und legte Memoranden vor.
Ende April entstanden im Moskauer Außenministerium zwei neue Pa­

piere. An deren Ausarbeitung war neben Malik, Puskin und Gribanov

auch Semenov beteiligt. Es handelte sich um Vorlagen für einen Regie­

rungsbeschluß in der deutschen Frage. Ein zunächst vier Seiten umfas­

sender erster Entwurf »Über weitere Maßnahmen in der deutschen

Frage«' und seine Überarbeitung und Erweiterung auf fünf Seiten mit
präzisiertem Titel »Über weitere Maßnahmen der sowjetischen Regierung

in der deutschen Frage«?Darin findet sich das zuvor ausgearbeitete

Programm (allerding ohne den DDR-Staatsbesuch als Auftaktveranstal­
tung). Die vertrauensbildenden Maßnahmen waren um einige Punkte be­

reichert. Im Sinne der »Maßnahmen« formuliert e Semenov am 2. Mai 1953

eine weitere »Denkschrif t in der deutschen Frage«, die er drei Tage spä­

ter, am 5. Mai, noch einmal überarbeitet vorlegte.' Der Überarbeitung war

eine Analyse zu den finanziellen und ökonomischen Belastungen der
DDR beigefügt. Der Erhalt der Denkschriften durch Molotov ist zwar
nicht verbürgt, doch zweifellos hatten Semenovs Argumente in der De­

batte Gewicht.

stand Molotov vor allem Gromyko sehr nahe, dieser wiederum mochte Malik

und Puskin nicht.
36 O dal'nejsich meropiijatijach po germanskomu voprosu. Das Dokument existier t

in zwei Exemplaren: Als Exemplar I gekennzeichnet, in AVP RF, fond 06.
opis' 12. papka 16, delo 259. listy 29-32; ein weiteres Exemplar, gez. 28.4.1953.
Malik, Semenov. Gribanov, Puskin. in AVP RE. fond 082, opis' 4l. papka 271.

delo 18. listy 44-47.
37 O dal'nejsich neroprijatijach Sovetskogo pravitel'stva po germanskomu vopro­

su, gez, am unteren Rand 30.4.1953 Semenov. Gribanov. AVP RF, fond 06.

opis' 12. papka 16. delo 259. listy 34-38.
38 Zapiska po germanskomu voprosu, 2.5.1953, an Molotov. gez. Semenov, AVP

RE, fond 082, opis' 41. papka 271, delo 18. listy 52-59.

39 Spravka po germanskomu voprosu. 5.5.1953. gez. Semenov, AVP RE. fond082.

opis' «1. papka 271, delo 19, Iisty 31-38.
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Die erkennbaren Zusätze im Programm, die Erweiterung des Entgegen­
kommens gerade in Wirtschaftsfragen könnte dazu verleiten, Semenov
das Verdienst zuzuschreiben, die Moskauer Führung von der bereits kriti­
schen Wirtschaftslage in der DDR in Kenntnis gesetzt zu haben.* Doch
genau betrachtet war Semenovs Sicht auf die DDR oberflächlich.

Wie wir heute wissen, war die sowjetische Kontrollbehörde in Berlin.
die SKK, zu Jahresbeginn in ihrer Funktion stark beeinträchtigt. Sie
schenkte der außergewöhnlichen Lage nicht die nötige Aufmerksam­
keit.*! SKK-Mitarbeiter berichteten zwar über Etatprobleme. politische
Spannungen und eine zunehmende Fluchtbewegung aus der DDR. Doch
schien die Situation nicht allzu dramatisch. Semenov hatte die in einem
kleinen Kreis um Walter Ulbricht und Heinrich Rau im SED-Politbüro ver­
faßte Lageanalyse allem Anschein nach nicht ernstgenommen.* Seit Jah­
ren schon bat Walter Ulbricht wiederholt um außerplanmäßige
Lieferungen. Eine notwendige Drosselung der Reparationspflichten oder
andere wesentliche Korrekturen leitete niemand aus den aktuellen Hilfe­
rufen ab. Trotz großer Schwierigkeiten mußte die DDR-Regierung am 27.
März die Sicherung der Reparationslieferungen in Jahre 1953 verspre­
chen.*" Am 13. April 1953 dann war dem ZK der SED von SKK-Chef Vasi-

40 Bei W ettig heißt es. Semenov habe schon am 22. April einen im sowjetischen

Auftrag erarbeiteten Bericht über die katastrophale Lage in der DDR mit nach
Moskau genommen. Dafür fand ich weder einen Beleg noch einen Anhaltpunkt

(siehe Gerhard W ettig: Zum Stand der Forschung über Berijas Deutschland-Poli­

tik im Frühjahr 1953. In: Deutschland Archiv. Nr. 6/1993. S. 674-682. hier

$. 679).
4l Ausführlicher dazu: Elke Scherstjanoi: Das SKK-Statut. Zur Geschichte der So­

wjetischen Kontrollkommission in Deutschland 1949 bis 1953. München 1997,

42 Rolf Stöckigt zufolge wurde sie erst nach dem Tod Stalins von der SKK weiter­

geleitet (siehe Rolf Stöckigt: Direktiven aus Moskau. Sowjetische Einflußnahme

auf DDR-Politik 1952/53. In: Brüche. Krisen. W endepunkte. Neubefragung von

DDR-Geschichte. Hrsg. von Jochen Cemny. Leipzig u.a. 1990. $. 81-88. hier
Fußnote 9). Dies ist bislang nicht verifizierbar, aber höchst wahrscheinlich. In

Moskauer Archiven fand sie sich bislang nicht.

43 Berichte zu Vorbereitung und Beschlußfassung auf der Konferenz beim Minister­

präsidenten am 27.3.1953. SAPMO Barch. N Y 4090-340. BI. 12-38. 85-90

und 101-121.
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lij Ivanovic Cujkov im Auftrag der sowjetischen Regierung mitgeteilt
worden, der Volkswirtschaft der DDR, »die den Weg des Aufbaus des
Sozialismus beschritten hat«, werde geholfen.* Durch diese Hilfe wären
die Schwierigkeiten gewiß ein wenig gemindert worden: Im Schwerma­
schinen- und Schiffbau ergaben sich Reduzierungen des Reparationspla­
nes um etwa 20 Prozent*; bei den Verteidigungsausgaben in der DDR
kam es zu einer ersten Planreduzierung für 1953, die ohne Moskauer Pla­
zet undenkbar ist.* Doch an den insgesamt harten Forderungen der
UdSSR änderte sich wenig.

44 Mitteilung Cujkovs an das ZK der SED vom 13.4.1952, SAPMO BArch, NY

4090-473, BI. 74-76. Harr ison zufolge verabschiedete die sowjetische Regie­
rung am 18. April 1953 einen Beschluß über Wirtschaftshilfe für die DDR (siehe
Hope M. Hanison: The Bargainig Power of Weaker Alliies in Bipolarity and

Crisis: The Dynamics of Soviet-East German Relations 1953-1961. Diss. Co­

lumbia Univ. 1993. S. 37). Offensichtlich handelt es sich um dieselben Hilfs­
maßnahmen, wie sie Cujkov bereits am 13. April der SED übermittelte (mög­

licherweise ein Druck- oder Lesefehler: nicht 18.4 sondern 13.4.). Deutschen
Quellen zufolge war beschlossen worden, der DDR einen Teil des Aufkaufpreises
für die 1952 übernommenen SAG zu erlassen. Gleichwohl bliebe eine Restschuld

von 580.7 Millionen Mark, zu zahlen 1953 bis 1956 (anstatt bis 1955). Die

Warenlieferungspflichten für 1953 würden gesenkt, hieß es. Genauer: Anstelle
der 563 Millionen Mark Einkünfte, die sowjetische Betriebe in der DDR der Sie­
germacht 1953 in Form von Waren bringen sollten. sollten nur für 200 Mil­

ionen Mark Waren in die UdSSR gehen, der Rest in Geldform die inneren Besat­
zungskosten mit decken. Reparationen aus der laufenden Produktion sollten der

Rohstofflage in der DDR besser angepaßt, so beispielsweise Waren aus Buntme­
tallen und Stahl durch weniger materialintensive ersetzt werden. Industriekapa­
zitäten sollten der DDR zur Verfügung gestellt werden: Die Lieferung von 3000t­
Hochseeschiffen wurde für 1953 um die Hälfte auf vier reduziert , 25 Prozent
der Aufträge im Schwermaschinen- und Anlagenbau zurückgenommen (siehe
Protokoll über die Warenspezifikation 1953, 30.4.1953. SAPMO BArch, NY
4090-340. BI. 123-135). Zugleich hieß es. daß Ausrüstungen aus der UdSSR
nicht termingemäß geliefert würden.

45 Siehe Rainer Karlsch: Allein bezahlt? Die Reparationsleistungen der SBZ/DDR
1945-53. Berlin 1993. $. 198.

46 Siehe Torsten Diedrich: Aufrüstungsvorbereitung und -finanzierung in der SBZ/
DDR in den Jahren 1948 bis 1953 und deren Rückwirkung auf die Wirtschaft.
In: Bruno Thoß (Hrsg.): Volksarnee schaffen - ohne Geschrei! Studien zu den
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Bei Carola Stern liest sich die Moskauer Entscheidung vom April wie

der Beginn des neuen Kurses: »An Wirt schaf tshilfe sei nicht zu denken,

vielmehr müsse die SED ihre Polit ik ändern. ... der harte Kurs müsse

gestoppt werden.«* " Von der Hand zu weisen ist diese Interpretation

nicht. Einem Bericht der SKK von Mitt e Mai zufolge* ® hatte diese bereits

am 15. März eine »detailliert e Analyse der wirt schaftlichen und polit i­

schen Situation« in der DDR an die KPdSU-Führung (! ) nach Moskau ge­
sandt. Doch liegt sie der Forschung nicht vor. Im untersuchten Zeitraum
wurde kaum auf sie Bezug genommen, so daß eine ernsthaf te Warnung

nahezu ausgeschlossen werden kann. Zumindest deutet in den zugängli­
chen Unterlagen des sowjetischen Außenministeriums bis Ende April
1953 nichts auf die Erörterung von Schrit ten zu einer grundlegenden wirt ­

schaftspolit ischen Entspannung in der DDR hin. Und es fand sich auch
noch nirgendwo ein Beleg für die verbreitete Annahme, die sowjetische

Führung habe recht bald nach Stalins Tod die SED-Spitze vergeblich von

ihrem hart en Kurs abzubringen versucht +
Auch die ersten unter Semenovs Einfluß erarbeiteten Schritt e zur volks­

wirt schaftlichen Entlastung der DDR zeugen von keiner tiefergchenden
Einsicht in die Gefahr einer polit ischen Destabilisierung in Ostdeutsch­

land. Der vormalige Politberater und Exponent des Außenministeriums in

der DDR art ikuliert e lediglich zwei -zweifelsohne wichtige -Probleme:

die Souveränität der DDR und die Reparationsfrage. Und er behandelte

sie ausschließlich in deutschlandpolit ischen Zusammenhang und nicht

mit Blick auf eine herannahende Katastrophe in der DDR.
Die Idee der Liquidierung bestehender sowjetischer Kontrollstrukturen

in Ostdeutschland aufgreifend bestärkte Semenov zunächst seine Kolle­

gen: Die Existenz der SKK »hebt kraß die Ungleichberechtigung in den

Beziehungen zwischen UdSSR und DDR hervor«; mit der Aufr echterhal­
tung des bestehenden Kontrollsystems sei eine »Reihe ernsthaf ter Mi-

Anfängen einer verdeckten Aufrüstung< in der SBZ/DDR 1947-1952. München
1994. $. 273-336. hier $.332. Russische Quellen dazu sind nicht bekannt.

47 Caro la Stern: Ulbricht. Eine politische Biographie. Köln. Berl in 1964. $. 169.

48 Siehe Anm. 67.
49 Die These findet sich beispielsweise bei Udo W engst: Der Aufstand am 17. Juni

1953 in der DDR. In: Viert eljahrshefte für Zeitgeschichte 41 (1993). S. 277-321.

hier S. 278.
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nuspunkte« verbunden. Damit hatt e er nur allzu recht, und eine Reform

wäre durchaus als Zeichen des guten Willens der Siegermacht aufzufas­

sen gewesen. Zugleich mag Semenov als Mitarbeiter des Außenministeri­

ums aber vor allem die Chance gesehen haben, durch einen Umbau der

Kontrollstrukturen den alten Streit zwischen dem sowjetischen Militär,

dem Staatssicherheitsministerium und der Diplomatie um den größeren
Einfluß in der Deutschlandpolitik zugunsten des Außenministeriums ent­
scheiden zu können. Ab Sommer 1952 war es zu einer Stärkung der Posi­
tionen militärischer Funktionsinhaber in der SKK gekommen, was die bis

dato konstruktive Zusammenarbeit in der SKK aus Sicht der Diplomatie
beeinträchtigte.®P Zwischen dem SKK-Chef und seinem Politberater hatte

es ernste Meinungsverschiedenheiten gegeben' ', das Verhältnis beider
zu Berija war gespannt.®? Wie auch immer die neuen deutschlandpoliti­

schen Schritte der sowjetischen Regierung aussehen würden, für die
Mannschaft Molotovs war es jedenfalls von Vorteil, die SKK als ein von
einem Armeegeneral geführtes Organ aufzulösen. Semenov brachte zu Pa­
pier, was im Außenministerium Konsens gewesen sein dürfte: Es ging um

»die Abschaff ung der Kontrolle sowjetischer Militärgewalt über die

Machtorgane der DDR«3

Zum anderen geht die erstmals in der Vorlage vom 30. April verbriefte

Überlegung, die verbleibende Reparationspflicht zu halbieren, vermutlich
auf Semenovs Initiative zurück -eine Analogie zur Rücknahme der For­

derungen im Jahre 1950. Semenovs Papier zu den ökonomischen Be­

lastungen der DDR bezog sich auf Wiedergutmachungspflichten.Y*

50 Ausführlicher bei Scherstjanoi: SKK-Statut.
51 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 292f.

52 Ebenda. S. 280f.
53 AVPRF. fond 082, opis' 41, papka 271. delo 18, lisiy 52-59. hier list 58.

54 Aufgezählt waren darin folgende Posten:

- Von August 1945 bis 1950 erhaltene materielle Güter auf Reparationskonto
beliefen sich auf einen Wert von 3,658 Milliarden Dollar; 1950 wurden die
noch offenen Leistungen halbiert und auf 3.171 Milliarden Dollar reduziert, zu
zahlen innerhalb von 15 Jahren bis 1965 (man ging von einer Reparations­
pflicht über 10 Milliarden Dollar aus); 1945-1952 wurden insgesamt Leistun­
gen für 4.0808 Milliarden Dollar erbracht; 1953 sind vorgesehen: Leistungen
für 1.8 Milliarden Mark, verbleiben für die Zeit vom 1.1.1954 bis 31.12.1965

noch jährlich 211.4 Millionen Dollar.
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Erleichterungen in dieser Angelegenheit hielt Semenov off enbar für ei­

nen deutschlandpolit isch wichtigen Schrit t. Und in der Tat, mit einer Hal­

bierung wäre schon mehr Entgegenkommen gezeigt worden, als mit dem

Hilfsangebot vom 13. April. Andererseits spielten die von Moskau aus­
gegangenen, rüstungspolit isch bedingten Eingrif fe, die seit dem Frühjahr

1952 alle bestehenden Disproportionen enorm hatt en anwachsen lassen

und spürbare Engpässe und Versorgungsprobleme schufen* ' , in Seme­

novs Denkschrif t überhaupt keine Rolle. Weitergehende Überlegungen,

Kritik etwa an der überzogenen Sparpolit ik, am »hart en« Sozialisierungs­

kurs oder an der kompromißlosen Behandlung der Lohn-Leistungs-Pro­
blematik in den volkseigenen Betrieben, stellte er nicht an.

Das verwundert nicht. Ein Bericht des Leiters der SKK-Informations­
abteilung vom 20. April 1953 (diese Abteilung hatt e Semenov als Polit­
berater direkt unterstanden) zeichnete sich, wie russische Historiker

- Die Besatzungskosten betrugen 1945-1949 26.085 Milliarden Mark, ab 1950
jährlich 1,950 Milliarden Mark; insgesamt wurden 1945-1952 31.935 Milliar­
den Mark gezahlt. für 1953 waren vorgesehen 1,950 Milliarden Mark.

- Die äußeren Besatzungskosten (Leistungen aus der UdSSR. die von der DDR be­
zahlt wurden) beliefen sich 1945-1952 auf 25.128,8 Millionen Rubel:

für 1953 waren vorgesehen 1.816.7 Millionen Rubel.

- Für die laut Vertrag vom 3. Juni 1952 an die DDR verkauften 66 SAG waren
1.5504 Milliarden Mark zu zahlen. davon sollten 389 Millionen schon 1952

gezahlt sein. doch dieser Betrag war unlängst halbiert worden auf 150 Millionen
Mark. womit bis 1956 noch 430.7 Millionen Mark zu zahlen blieben.

- Die Einkünfte aus SAG sollten im Jahr 1953 640 Millionen Mark betragen.

inzwischen war die Ausfuhr von SAG-Erzeugnissen aus der DDR in die UdSSR

aber auf 200 Millionen Mark beschränkt worden. der Rest sollte in DM auf

Konto der inneren Besatzungskosten gezahlt werden (ebenda. list 37f.).

Die Angaben zu den Reparationsleistungen decken sich mit den offiziellen Anga­

ben der UdSSR von August 1953. Neu sind die Angaben zu den inneren und äuße­

ren Besatzungskosten. Sie sind hier doppelt so hoch wie bisher angenommen
(siehe Rainer Karlsch: Allein bezahlt? Die Reparationsleistungen der SBZ/DDR

1945-53. Berlin 1993). Dafür bleiben andere verdeckte Leistungstransfers unbe­
rücksichtigt. Insgesamt ist ein Vergleich mit den in der Forschung vorgestellten

Schätzungen schwierig.
55 Siehe Torsten Diedrich: Aufrüstungsvorbereitung und -finanzierung in der SBZ/

DDR in den Jahren 1948 bis 1953 und deren Rückwirkung auf die W irtschaft.



»In 14 Tagen werden Sie vielleicht schon keinen Staat mehr haben.« 143

schrieben, durch »völliges Fehlen einer auch nur einigermaßen objekti­

ven Analyse und durch völlige Ideologisierung«*° aus: Das ZK der SED

habe den »Kampf um das Sparsamkeitsregime entfaltet« und »die Frage

der Notwendigkeit der Normenerhöhung behandelt«, kämpfe »um die

Säuberung des Handels von kapitalistischen Elementen« und habe Be­

schlüsse gefaßt, »in denen die Verbindungen einzelner Funktionäre zum

feindlichen Slansky-Zentrum entlarvt« worden seien, hieß es darin ohne

jegliche grundsätzliche Kritik. Eine derart ige polit ische Kurzsichtigkeit

konnte nicht allein in den erwähnten Funktionsstörungen im SKK-Betrieb
begründet sein. Ein Mitarbeiter der SKK berichtete, Semenov hät te noch
im Februar in Berlin angeordnet, weder ihm noch nach Moskau über ir­

gendwelche Unzufr iedenheit unter Arbeitern zu berichten, denn die Ar­
beiterklasse der DDR sei ein treuer Verbündeter der sowjetischen Arbei­

ter, lebe sogar besser und könne gar keine Zweifel an der Richtigkeit der
sowjetischen Politik hegen 58

Der Beitrag Semenovs zur Klärung des weiteren Vorgehens in der

Deutschlandfrage dürf te also allgemeinen Beobachtungen durch die so­

wjetische »Diplomatenbrille« geschuldet gewesen sein, die systemkriti­
sche Blicke auf die DDR allerdings nicht zuließ. Ein Verständnis für die
außerordentlichen aktuellen Schwierigkeiten, für die herannahende

Herrschaf tskrise in der DDR brachte Semenov nicht nach Moskau.

56 A. M. Filitov /T. V. Dombraceva: Die Sowjetische Politik in der deutschen Frage
(1953-1955); drei Grundparadigmen. Moskau o. D. (Manuskript). S. 3. Die Auto­

ren fanden den Bericht im Parteiarchiv »Zentrum für die Aufbewahrung Zeit­

genössischer Dokumentation« (ZCHSD) in Moskau. Solche Berichte gingen

immer zugleich auch an das Außenministerium.
57 »Über die Lage in der Sozialistischen Einheitspart ei Deutschlands in 1. Quartal

1953«. gez. 20.4.1953 A. Orlov, ZCHSD. fond 5, opis' 28, delo 54, listy 68-78.

Herr n Prof. Filitov sei für den schnellen Kontakt zum Archiv gedankt.

8 Valerij Ivanovic Mazaev: Berlin. Zarkoe leto 1953 goda (Berlin: Der heiße Som­
mer des Jahres 1953). In: »Pravda« vom 29. August 1996. S. 3. Mazaev erwähnt,

die SKK-Mitarbeiter hatten sich seinerzeit gewundert, schließlich aber damit zu

beruhigen gewußt. daß die Sicherheitsdienste unbeschränkt informieren durften.
Siehe auch Gerhard Beier: W ir wollen freie Menschen sein. Der 17. Juni 1953:

Bauleute gingen voran. Frankfurt am Main. W ien 1993. $. 37.
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Ungeachtet dieser Defizite ist Semenovs Anteil am Umdenken in

Moskau nicht geringzuschätzen. Semenov unterstützte seine Kollegen in

ihrem Vorhaben. Sein Papier vom 5. Mai reflektiert die vorsichtige Hoff ­

nung, die Westmächte könnten sich den Vorschlägen unter dem Druck

der deutschen Öff entlichkeit doch nicht restlos verschließen. Und hierin

hatt e er Recht. Auch seinem Einfluß ist es zuzuschreiben. daß man sich
Anfang Mai im Außenministerium von einer überwiegend pessimisti­

schen Beurteilung der Situation löste und erwog. das Vorjahres-Angebot

auszuweiten. Die bemerkenswerteste unter den Ergänzungen, die Idee,

die sowjetischen Truppen gemeinsam mit denen der Westmächte noch

vor Wahlen und Friedensvertrag, also unmittelbar nach Bildung der Ge­

samtdeutschen Provisorischen Regierung abziehen zu lassen, war vor al­

lem für die Deutschen gedacht. Semenov hatt e viele Jahre spezifisch

deutsche Aversionen und Argumentationen in verschiedenen polit ischen

Lagern aus nächster Nähe studieren können.

Debatten

Nach den ersten Klärungen im Moskauer Außenministerium ging die Er­
örterung der Pläne auf die Regierungsebene über. Am 5. Mai 1953 gab

das Präsidium des Ministerrates der UdSSR® nach einem Meinungsaus­

tausch eine Vorlage zur deutschen Frage in Auftrag. Zur gleichen Zeit

sorgte ein Geheimdienstbericht zur Lage in der DDR für Aufsehen.P Der

zunehmende Flüchtlingsstrom sei nicht allein auf westliche Propaganda

zurückzuführen, hieß es darin, sondern auf reale soziale Angste unter ein­
zelnen Bauerngruppen und Privatunternehmern, auf ernste Versorgungs­

probleme sowie »auf das Bestreben eines Teils der Jugend, den Dienst in

59 Die Dokumente der Regierung sind heute noch nicht zugänglich. Indirekter Hin­
weis. AVP RE, fond 06. opis' 12. papka 16. delo 259. list 48.

60 Von den Entdeckern des Dokuments wird es als Bericht des Innenministeriums
vom 6. Mai 1953 an das Präsidium des ZK der KPdSU. unterzeichnet von Beri­
ja. vorgestellt. Möglicherweise lag der Bericht bereits der Sitzung des Präsidiums
des Ministerrates am 5. Mai 1953 vor (siehe George Bailey / Sergej A.
Kondraschow / David E. Murphy: Die unsichtbare Front. Der Krieg der Geheim­
dienste im geteilten Berlin. Berlin 1997. $. 203f.).
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den bewaff neten Kräften der DDR zu umgehen«°!, Anfang Mai wurden

in Moskau die ersten Krisensymptome erkannt, eine kontroverse Debatte

setzte ein.

Auf die neuen Meldungen reagierend änderte Außenminister Molotov
nun die Marschrichtung bei der Vorbereitung der deutschlandpolitischen
Aktion. Am 7. Mai 1953 zeichnete er den Entwurf für einen Regierungs­

beschluß ab, mit dem im Unterschied zu den bisherigen Überlegungen

eher auf Konsolidierung der ostdeutschen Einflußsphäre Kurs genommen

werden sollte.©? Semenovs Anteil daran läßt sich wiederum nicht klar be­
stimmen. Deutliche Spuren hinterließen jedoch seine Versuche, die mitt­
lerweile begonnene Arbeit an einem Notenexpose in ähnlich konservati­

ver Weise zu reglementieren. Ein erster Entwurf für eine »Note in der
deutschen Frage«®} hatt e die Bereitschaft der UdSSR festgehalten, in

Deutschland sofort freie Wahlen vorzubereiten. Die UdSSR trete »für die

Durchführung gesamtdeutscher Wahlen mi t vorherigem Abzug der Be­
satzungstruppen aller Mächte aus Deutschland ein«®' Diese Vorlage
stieß auf strenge Kritik Semenovs. Als am 15. Mai eine Überarbeitung

vorlag°", hatt e Semenov durchgesetzt, daß einleitend deutlicher auf die
Dringlichkeit der Lösung der deutschen Frage hingewiesen wurde. Er for­

dert e noch mehr Kritik an der Haltung der Westmächte. Die Überarbei­

tung qualifiziert e er ab: »Liederlich, schlampig, wieder unnötig, nicht

durchdacht, an der Note wurde wenig gearbeitet ..., B[onner] und

Par[iser] Vert räge zu blaß«. Der Verweis betraf die Stelle im Text, an der

relativ sachlich festgestellt wurde, daß zwischen den Großmächten Mei­
nungsverschiedenheiten bestehen, die eine Vereinbarung bisher verhin­

dert hätten, was jedoch nicht daran hindern sollte, weitere Anstrengun-

6l Ebenda. Die Seite des Dokuments mit der entsprechenden Passage ist als Faksi­

mile abgedruckt.
62 O dal'nejsich meroprijatijach sovetskogo pravitel'stva po germanskomu vopro­

su, o. D.. gez. Molotov. AVP RF. fond 06, opis' I2. papka 16. delo 259, listy

48-64.
63 Nota po Germanskomu voprosu. Entwurf, 13.5.1953 (Datum der Abschrift),

AVP RE. fond 082, opis 4l. papka 271, delo 18 listy 60-70.

64 Ebenda. list 64.
65 Proekt noty pravitel'stvu SSA. 15.5.1953 (Datum der Abschrift). AVP RE, fond

082, opis' 41. papka 271, delo 18. listy 71-79.
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gen zur Erreichung eines Abkommens zu unternehmen. Seine Mißbilli­

gung fand eine Passage, in der Kompromißbereitschaf t durch die Erklä­

rung signalisiert werden sollte, daß »für den Anfang schon eine part ielle

Übereinkunf t zu diesen oder jenen die Vereinigung Deutschlands und

den Abschluß eines Friedensvert rags mit Deutschland betreff enden Fra­
gen große Bedeutung hätt e für die Erzielung einer Vereinbarung zur deut­

schen Frage insgesamt«. Ganz off ensichtlich waren in Moskau verschie­
dene Ansichten präsent. Man erört ert e die mögliche Reichweite eines

Maximalangebots einerseits und die Mindesterfo lge eines kleinen diplo­

matischen Anschubes andererseits. Semenov können dabei keine Re­

formimpulse angerechnet werden. In den Akten trit t uns ein sehr selbst­
bewußter, rigoroser Mann entgegen, der seine Mitarbeiter entschieden zu
lenken wußte. Wohin, das legte er nicht allein fest. Seine Anweisungen

entsprachen dem wechselnden Trend im Diskurs.

Am lI.Mai 1953 verkündete Winston Churchills in einer aufsehenerre­
genden Rede vor dem brit ischen Unterhaus. das Sicherheitsproblem Ruß­

lands und das Freiheitsproblem Westeuropas seien durchaus vereinbar.

Churchill schlug eine »Konferenz auf höchster Ebene« vor. Der brit ische

Premier hatt e Moskau damit zwar die Gelegenheit genommen, das Ver­

dienst einer diplomatischen Init iative für sich zu verbuchen. Doch die
Chancen für baldige Verhandlungen standen so gut wie nie. Vier Tage
später stimmte der deutsche Bundesrat dem EVG- und dem Deutschland­

vert rag zu. Verwirrender konnte die Lage für die Moskauer Deutschland­

planer kaum sein.
Auch den Mitarbeitern des Außenministeriums muß die vage Ahnung

von den Zuständen in der DDR erhebliches Kopfzerbrechen bereitet ha­

ben. Nach wie vor waren sie in erster Linie mit dem Notenvorhaben befaßt.
Hierbei obsiegte nach vorübergehendem Wiederaufkommen harter Töne
die Bereitschaft, gegenüber dem Westen größeren Konzessionswillen zu

signalisieren. Unter Molotovs Führung entstand Ende Mai ein neues Pa­

pier, wiederum ein Entwurf für einen Regierungsbeschluß »Über weitere

Maßnahmen der sowjetischen Regierung in der deutschen Frage«." Nun

66 O dal nejsich neroprij at ij ach sovetskogo pravitel'stva po germanskomu vopro­

su AVP RE. fond 06. opis' 12. papka 16. delo 259. listy 39-47 (vollständig

abgedruckt in Scherstj anoi: Die sowjetische Deutschlandpolit ik nach Stalins Tod
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hieß es, von der sowjetischen Regierung soll »eine politische Platt form

zur deutschen Frage unterbreitet werden, die den nationalen Interessen

des deutschen Volkes entspricht, die zugleich mit den Prinzipien des De­
mokratismus übereinstimmt und zur Festigung des Friedens in Europa

beiträgt.« Ausdrücklich sollt e darin die eigene Haltung der der West­
mächte nicht entgegengestellt werden.

Das Expose Molotovs enthielt das in Inhalt und Geist entgegenkom­

mendste unter den deutschlandpolit ischen Nachkriegsangeboten an die

Westmächte. Man hatt e sich sogar bemüht, eine für den Westen akzepta­
ble Sprache zu finden. Auf die verspottete Formel vom »fr iedliebenden
und demokratischen Deutschland« wollt e man ebenso verzichten wie auf

die ausdrückliche Ablehnung der UN-Kommission zur Prüfung der Wahl­
bedingungen. Im Zentrum stand erneut eine gesamtdeutsche Übergangs­

regierung. Positive Resonanz erhofft e man sich nach wie vor auf das

Angebot, diese Regierung unverzüglich zu bilden und umgehend mit rea­

len gesamtdeutschen Funktionen zu betrauen. Es sollte ein baldiger, um­
gehend auszuhandelnder gemeinsamer Truppenabzug der Alliiert en

vorgeschlagen werden. Interessanterweise machte das Außenministerium
nun keinen Vorschlag für eine Ersatzeinrichtung der SKK mehr und

sprach lediglich von einer Botschaft. Der Empfang einer DDR-Regie­

rungsdelegation war auf den Juli verschoben und ihr Zweck auf die De­

monstration guter Beziehungen reduziert worden. Aktuell war
ausschließlich der Start der Noteninitiative. Noch für Mai war die Annah­

me eines entsprechenden Regierungsbeschlusses vorgesehen.
Zu diesem Zeitpunkt verfügte das Außenministerium wohl noch immer

über keine realistische DDR-Lageanalyse zur Hand. Anfang Mai hatt en

Semenov und seine Mitarbeiter in groben Umrissen die kompliziert e

volkswirt schaftliche Lage erkannt; Ende Mai war unübersehbar, daß um­

gehend Erleichterungen geschaff en sowie Lebensmitt el und Rohstoff e für

die Konsumgüterindustrie geliefert werden mußten. Doch glaubte man

das noch immer im Umfang der Vorjahre tun zu können. Ökonomische Ent­
lastungen waren im Rahmen der Pläne für die Noteninitiative erwogen

worden, ausweiten wollte man das Entgegenkonmen zunächst nicht. Die

1953. Neue Dokumente aus dem Archiv des Moskauer Außenministeriums. In:

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 46 (1998)).
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Hilfsmaßnahmen für die DDR blieben auch in der neuen Vorlage »nur« als
deutschlandpolitisch-vertrauensbildende angelegt: Es handelte sich im
Prinzip um das alte Maßnahmenpaket vom April. Molotov faßte nun zwar
eine weitere Reduzierung der Reparationsforderungen auf Leistungen nur
noch bis einschließlich 1955 im Jahresumfang von 1953 ins Auge. Sie hät­
te zu einer noch geringeren Restzahlung geführt, als sie sich aus der Hal­
bierung der Pflichten ergeben hätte. Doch das Hilfsprogramm muß als
noch immer nicht angemessen stabilitätsstiftend eingeschätzt werden.

Als am 27. Mai 1953 das Präsidium des Ministerrats der UdSSR erneut
über das deutschlandpolitische Vorgehen beriet, brachte Molotov allem
Anschein nach diese neue Fassung der Regierungsvorlage mit. Die Be­
handlung der deutschen Frage trat nun jedoch in eine verhängnisvolle
Phase ein: Bei den Beratungen in der Moskauer Führung verselbständig­
te sich das DDR-Problem innerhalb der Debatte um die Deutschlandpolitik.

Aus Berlin waren weitere alarmierende Signale eingetroffen. Zwei Wo­
chen nach der Information des Berija-Ministeriums hatte die KPdSU­
Führung einen die Besorgnis vert iefenden Bericht der SKK-Führung er­
halten. Cujkov, Judin und der Chef der diplomatischen Mission Iicev
präsentierten in einem Memorandum »An das Präsidium des ZK der
KPdSU« vom 18. Mai" weisungsgemäß Fakten und Hintergründe des
dramatischen Anwachsens der Flüchtlingszahlen. 320 000 Personen hät­
ten allein im ersten Quartal 1953 die DDR verlassen.

Die Zahlen wurden als Ausdruck des verschärften Klassenkampfes in
der Stadt und auf dem Land gewertet, zugleich aber als Ergebnis von Feh­
lern und Überspitzungen in der Arbeit bestimmter Ministerien, kommuna­
ler und staatlicher Organe auf politischem und ökonomischem Gebiet. Es
hieß, die nach der 2. Parteikonferenz der SED getroffenen Maßnahmen zur

67 Memorandum von Cujkov. Judin und Ilicev an Malenkov. 18. Mai 1953. Das

Memorandum wird im Archiv des Präsidenten der Russischen Föderation auf­
bewahrt und ist allgemein nicht zugänglich. Ch. Ostermann err eichte den Zugang

und veröffentlichte das Dokument in englischer Übersetzung in der Dokumenta­

tion »This is not a Politburo. But A Madhouse«. The Post-Stalin Succession
Struggle. Sovict Deutschlandpolitik and the SED: New Evidence from Russian,

German, and Hungarian Archives. In: Leadership Transition in a Fractured Bloc.

Cold War International History Project. Bulletin Nr. 10. Washington. März 1998.
S. 61-110. hier S. 74-78. Zitate gehen auf diese englische Fassung zurück.
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Liquidierung kapitalistischer Elemente in Industrie und Handel sowie der

Kulakenklasse wären ohne die nötige politische und volkswirt schaftliche
Vorbereitung in Angriff genommen worden. In der Strafverfolgung hätte

es viele Fälle ungerechtfert igter Verhaftungen und Verurteilungen gege­

ben. Vor allem die Wirt schaftsstrafverfolgung sei unangemessen hart.

Auch die Politik der SED gegenüber der Intelligenz künde von einer Un­
terschätzung der Rolle des Bündnispartners, man gehe kaum auf dessen

spezifisch-professionelle Wünsche ein, beargwohne und reglementiere

übert rieben viel. Gegenüber der Kirche (Singular) verhalte sich die SED

ebenfalls falsch. Das Vorgehen sei nicht nur gegen die Kirchenführer, die

eindeutig subversiv agiert en, sondern gegen die Masse der Gläubigen

gerichtet. Infolge des Politbürobeschlusses vom 27. Januar gegen die

»Junge Gemeinde« seien Strafprozesse in Vorbereitung gewesen, die we­
gen der Halt losigkeit des Materials letztlich allerdings nicht eröff net wur­

den. Die nachfolgende Propagandakampagne gegen die »Junge
Gemeinde« hätte insbesondere an den Schulen die Stimmung angeheizt
und das Staat-Kirche-Verhältnis extrem belastet.

Das Memorandum enthielt erste Vorschläge zur Korrektur der SED-Po­
litik. Man riet zur Verbesserung der Versorgung durch energische Steige­
ung von Lebensmittel- und Konsumgüterproduktion, intensivierten Han­

del und erhöhten Import auch aus kapitalistischen Ländern. Die SKK
empfahl, bis Herbst das Kartensystem abzuschaffen. Die ört liche Indu­

strie sei in kürzester Zeit anzukurbeln, das Handwerk durch zusätzliche

Hilfe für die PGH zu stärken. Der Bauernflucht sei mit einer Senkung der

Abgaben um 5 bis I0 Prozent entgegenzuwirken. Der Regierungsbe­

schluß über die massenhafte Strafverfolgung von pfl ichtablieferungssäu­

migen Bauern sollt e korrigiert werden. Die MTS seien auszubauen und

besser auszustatten, Requirierungen von Großbauerntechnik sollten un­
terbleiben. Auf dem Land sei das Hauptaugenmerk auf die Festigung der

bestehenden LPG zu richten, um dort höhere Ernteergebnisse als in den

Einzelbauenwirtschaften zu erzielen. Schließlich sollte bei den Maßnah­

men gegen privatkapitalistische Elemente (Steuern, Kredite, Lebensmit­

telrationen u.a.) zwischen Groß- und Kleinunternehmern diff erenziert

werden. Der Privathandel sei zu nutzen. Des weiteren schlug die SKK­
Führung für die nächste Zukunf t eine politische Teilamnestie vor. Umge­

hend sollten die Rechtssicherheit wiederhergestellt und minderbedeutsa-
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me Vergehen in die Verantwort ung gesellschaf tlicher Gerichte (in Betrie­

ben und Institut ionen) gegeben werden.

Alles in allem vermit telte dieses Memorandum ein recht alarmierendes
Bild von den Verhältnissen in der DDR. Dic Kritik war durchaus ernsthaf t
formuliert. Zwar hinterließen einige Vorschläge den Eindruck, es würde

genügen, die SED-Führung ein wenig zu sensibilisieren und auf den Ernst

der Lage hinzuweisen; grundlegendes Fehlverhalten wurde der SED nicht

at testiert. Doch insgesamt gingen die Hinweise recht weit : In Sachen

Agrar- und Kirchenpolit ik, beim Umgang mit Privatunternehmern und In­
tellektuellen empfahl man zwar keine Wendung, doch Verminderung des

Drucks. Ansätze eines neuen Kurses schienen auf.

Allerdings blieb das Dilemma unerkannt : Die volkswirt schaf tlichen Dis­

proportionen kamen nicht zur Sprache. Die sowjetischen Vertreter in Bcr­

lin schätzten sowohl die jüngsten Wirtschaf tsmaßnahmen zur

Regulierung von Einkommen und Konsum als auch die Beschlüsse zum

strengen Vorgehen gegen »Wirtschaftsverbrecher« und Steuersünder als

»grundsätzlich richtig« ein und beanstandeten lediglich die Rücksichts­

losigkeit der Konkretisierung und Realisierung. Den Sozialisierungskurs
hielt man im Prinzip für richtig, sein Tempo sollte verringert werden. Die
unbedingte Realisierung der Pläne vor allem in der Grundstoffi ndustrie

wurde als Ausgangspunkt aller Entspannung angesehen.
Diese Lageanalyse war an die Moskauer Parteiführung gerichtet. Wann

sie speziell Semenov und Molotov zur Kenntnis kam, ist unbekannt . Ver­

mutlich mit erheblicher Verspätung. Klar war aber auch ihnen: Die schwie­

rige allgemeine Wirt schaf tslage einerseits, die beunruhigenden
Anzeichen für eine polit ische Mißstimmung andererseits und nicht zuletzt

die Notwendigkeit. deutschlandpolit isch Flagge zeigen zu müssen -al­
les das legte eine Kurskorrektur auch für das SED-Regime nahe. Doch

wohin sollt e der neue Kurs führen? Ostdeutschland, soviel war klar, war

anders zu behandeln war als die übrigen Satellitenstaaten: Über deren

Blockeinbindung gedachte Moskau keinesfalls zu verhandeln. Doch ge­

rade deswegen waren die für die DDR einzuleitenden Maßnahmen schwer

zu bestimmen. Der »Neue Kurs« war doch ein Kurs auf Entspannung im
Sozialismus! Freilich hätt en die weiteren Perspektiven in der Deutsch­

landfrage bei der Erörterung eines aktuellen Krisenmanagements in der

DDR unausgesprochen im Hintergrund stehen können. Doch mußte um-
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gekehrt bei einem deutschlandpolitischen Angebot schon genau darauf

geachtet werden, welche Losungen im gleichen Atemzug für die DDR

ausgegeben wurden. Moskau stand also vor einer doppelten Herausfor­
derung.

In dieser Situation löste die Moskauer Führung am 27. Mai 1953 die

Sowjetische Kontrollkommission in Deutschland auf In aller Eile wurde
lediglich eine entsprechende Verfügung des Präsidiums des Ministerra­

tes der UdSSR erlassen. Daß anstelle der SKK ein Hoher Kommissar be­

rufen wurde, ist als ein führungsinterner Kompromiß anzusehen. Sowohl
Protagonisten eines deutschlandpolitischen Maximalangebots an den

Westen als auch Vert reter eines kleinen Entspannungskurses mit fortge­
setzter Zweistaatlichkeit konnten mit diesem Signal die Verhandlungsbe­
reitschaft des Westens testen. Die Entscheidung war sehr plötzlich
gefallen." Semenovs Behauptung, seine Berufung sei für ihn völlig über­

raschend erfolgt, scheint im Kontext der Dokumente stimmig."° Er zeigte

sich in der Sache dennoch hinreichend vorbereitet und agiert e sofort . Ob

er den Westmächten nun tatsächlich vorschlug, den Kontrollrat wieder

68 Ein Original-Beschlußtext ist noch nicht gefunden. Unklar ist, ob der Sitzung
des Präsidiums des Ministerrats sofort eine Ministerratssitzung folgte, die derar­
tige Beschlüsse eigentlich hätte fassen müssen. Ein Ministerratsentscheid, der ja

eventuell auch im Umlaufverfahren zu erwirken gewesen wäre, konnte überdies
nicht ohne die Zustimmung des Parteipräsidiums rechtkräftig werden; dazu gibt
es ebenfalls keine eindeutigen Belege. Regulär wurde die SKK eist mit Beschluß
des Ministerr ats der UdSSR »Über die Reorganisierung der sowjetischen Organe
in Deutschland« vom /6. Juni 1953 aufgelöst. Sie stellte ihre Tätigkeit zum 1.

August 1953 ein. Die offizielle Mitteilung der Abteilung Protokoll und Verbin­

dung der SKK an die Hohen Kommissare der Westmächte, daß der Außerordent­

liche und Bevollmächtigte Botschafter der UdSSR Semenov »das Amt des Hohen

Kommissars der UdSSR angetreten« hat, stammt sowjetischen Quellen zufolge
vom 20. Jini 1953 (AVP RE. fond 082, opis' 35. papka 125, delo 37, list 35).

69 Darauf deuten auch inhaltliche Widersprüche hin: Hatte die »Pravda«-Meldung

vom 29. Mai Armeegeneral Cujkov als Oberkommandierenden der Sowjetischen

Besatzungstruppen in Deutschland mehr oder minder bestätigt. so war in einem

internen Papier des Außenministeriums wenig später vom Oberkommandieren­

den Andrej Grecko als Amtsinhaber die Rede.

70 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 29l.
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einzuberufen. »der rechtlich niemals abgeschafft«?! worden sei, ist ge­

nauerer Prüfung wert . Die Berufung eines Hohen Kommissars war doch

eher Ausdruck des Willens, nicht mehr auf die Rückkehr zu Verfahren der
Viermächtekontrolle von vor 1949 zu drängen. Wie auch immer, eine neue

Phase von Bemühungen der UdSSR um Kooperation kündigte sich an.

Auch die »Pravda« plädiert e am 25. Mai in einem großen Leitart ikel für
eine rasche fr iedliche Lösung der deutschen Frage. Voller Spannungen

beobachtete man die westlichen Medien. Die »Tägliche Rundschau« zi­

tiert e den »Mannheimer Morgen«, wonach »ein Gespräch zwischen Ost
und West ... eine unaufschiebbare Notwendigkeit geworden«?? sei.

Zugleich war klar, daß für die SED, so schwierig das auch sei, unver­

züglich Vorgaben für eine Bewältigung momentaner Schwierigkeiten zu

erarbeiten waren. Das hatte höchste Priorität; die Arbeit am Notentext
wurde auf Eis gelegt.

Kurskorrektur

Semenov wie auch Molotov berichteten in ihren Memoiren von einem

Projekt, das als Gegenstück zu den Plänen von Innenminister Berija ent­

stand. Die Absichten Berijas lassen sich durch die Forschung noch immer

nicht hinreichend belegen?' doch aus den Unterlagen des Außenmini­

steriums geht klar hervor, daß sich die viel beschriebene Debatte nicht

auf ein Papier bezog, »in dem wir die Position der Sowjetunion in der
Deutschlandfrage begründeten«?* Es ging um krisenbewältigende Richt­

linien für die SED, deren deutschlandpolit ischer Hintergrund allerdings

umstritt en blieb.

71 So nachzulesen bei Gunther Mai: Der Alliierte Kontrollrat in Deutschland 1954-

1948. München 1995. $. 483. Mai beruf t sich auf amerikanische Quellen. In

russischen Archiven fand sich noch kein entsprechender Beleg.

72 »Tägliche Rundschau« vom 29. Mai 1953.
73 Sie werden allen Anschein nach auch nicht belegbar sein: Die Akten wurden an­

geblich vernichtet .
74 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 290.
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Am 31. Mai 1953 legte der Hohe Kommissar der UdSSR in Deutsch­
land Vorschläge für einen Ministerratsbeschluß vor. Sein Papier trug die

Überschrif t »Über die Lage in der DDR«.l Es stellt unter den bekannten
Primärquellen aus dem Außenministerium das früheste Zeugnis einer Re­
aktion auf die ernste Lage in der DDR dar. »Der Ministerrat sieht es als

notwendig an«, heißt es darin, »eine Reihe von Maßnahmen zur Verbes­
serung der äußerst ungünstigen politischen und wirt schaftlichen Lage in

der Deutschen Demokratischen Republik zu ergreifen, die ihren stärksten

Ausdruck in der Massenflucht der Bevölkerung nach Westdeutschland
findet«.

Doch das, was der seit Wochen in Moskau agierende Semenov nun zur

Lage in der DDR zu Papier brachte, ließ noch immer den nötigen politi­

schen Sachverstand vermissen. Semenovs Monita betrafen Versuche,

»den beschleunigten Aufbau des Sozialismus in der DDR zu dekretieren,

das Verdrängen und die Liquidierung der kapitalistischen Elemente in

Stadt und Land durch direkten oder indirekten ökonomischen, administra­
tiven oder anderen Druck auf die nichtwerktätigen Schichten zu forcie­
ren, sowie darin, daß in der DDR ein extrem hohes Tempo beim Wachs­
tum der nationalen Industrie eingeschlagen und unangemessen große

Investit ionen vorgenommen werden. Eine solche verfehlte Polit ik führt e

zur Verschlechterung der Versorgung der Bevölkerung der Republik mit
Lebensmitteln, Industriewaren, Heizmaterial und Elektroenergie. Auf dem

Lande drückten sich diese Fehler im Versuch aus, die Schaff ung von

Produktionsgenossenschaften (Kolchosen) künstlich zu forcieren, durch

75 O polozenii v GDR, Entwurf, o. D. Das Papier stammt laut Harrison vom 31.
Mai, ganz sicher entstand es nach dem 27. Mai 1953 (AVP RF, fond 06, opis'

12. papka 16. delo 263. listy 9-15). Erstveröffentlichung in Englisch und als
Faksimile in: The Post-Stalin Succession Struggle and the 17 June 1953 Upri­
sing in East Germany: The Hidden History. Ed. by Christian F. Ostermann for

The Cold War International History Project of W oodrow Wilson International

Center for Scholars and the National Security Archive at the George Washing­

ton University. An International Conference »The Crisis Year 1953 and the
Cold War in Europe«, I0.-12. November 1996. Potsdam (Documents from
U.S.. Russian and Other European Archives). Washington 1996. Deutsche Über­

setzung bei Scherstjanoi: Sowjetische Deutschlandpolitik nach Stalins Tod 1953.

In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 46 (1998). S. 543-546.
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eine weitere Erhöhung der ohnedies schon harten Ablieferungspfl ichten

bei landwirt schaftlichen Produkten insbesondere für die wohlhabenden

Schichten unter der dörfl ichen Bevölkerung faktisch eine Entkulakisie­

rung durchzuführen sowie in einer breiten Anwendung administrativer

und gerichtlicher Maßnahmen zum Eintreiben der Rückstände bei Steuer­
zahlungen, Abgaben u.a.«

Wirt schaftspolitische Analysen müssen vorgelegen haben, möglicher­

weise ein Exemplar der Bilanz des 1. Quartals 1953 aus der Staatlichen

Plankommission der DDR, die am 28. April im SED-Politbüro besprochen
worden war?° Außerdem waren sowjetische Spezialisten im März/April

1953 an der Erarbeitung von Direktiven in der Grundstoffindustie beteiligt
gewesen."7 Ende April war DDR-Außenhandelsminister Kurt Gregor vom

SED-Politbüro beauftragt worden, in Moskau das Problem der Futtermit­
telknappheit vorzubringen; in der sowjetischen Hauptstadt liefen Außen­

handelsverhandlungen.78 Walter Ulbricht hatte sich in Agrarfragen am

28. April an SKK-Vorsitzenden Cujkov um Rat gewandt. Noch in der drit­
ten Maidekade veranlaßte dieser auch die ersten vorsichtigen »Entschär­

fungen«: Er riet auf Moskauer Weisung hin, keine neuen LPG mehr zu

schaff en, da das während der Erntevorbereitungen nicht zweckmäßig
sei.?9 Alles dies dürf te bewirkt haben, das Semenovs Entwurf in einer be­

merkenswerten Hinsicht über die Vorschläge im SKK-Memorandum vom
18. Mai hinausging: Grundlegende volkswirt schaftliche Umorientierungen

schienen angebracht. Semenov moniert e ein »extrem hohes Tenpo beim

Wachstum der nationalen Industrie«, »unangemessen große Investit io­

nen« und »extrem angespannte Pläne«. Damit war der Kerngedanke des

Neuen Kurses auch auf die anstehende Korrektur in der DDR übert ragen.

Zugleich hatte der Hohe Kommissar Ende Mai allem Anschein nach

noch keine Vorstellung davon, wie weit die angespannte Lage bereits in

76 Protokoll der Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 28.4.1953. SAPMO

BArch. J 1V 2/2-277. BI. 3.
77 Protokoll der Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 8.4.1953. SAPMO

BArch. J IV 2/2-274. BI. 6-34
78 Protokoll der Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 24.4.1953. SAPMO

BArch. J IV 2/2-276. BI. 2f.
79 Pro tokoll der Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 19.5.1953. SAPMO

BArch. J IV 2/2-281. BI. 2; Protokoll der Sekretariatssitzung des Politbüros des
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eine akute politische Krise übergegangen war. Die Flüchtlingsproblematik

benannte er nur knapp, die Normendebatte thematisierte er nicht. Er­

staunlicherweise kommt auch das Thema »Kirchenpolitik«, im Memoran­

dum vom 18. Mai ausführlich dargelegt, in Semenovs Papier nicht vor.

Ganz allgemein ist von »Überspitzungen auf dem Gebiet des Strafvoll­

zugs« und »Methoden des Administrierens gegenüber der Bevölkerung«

die Rede. Angesichts der vielen Parallelen, die es zwischen dem Memo­

randum Cujkovs und dem Beschlußentwurf Semenovs gibt, scheint es

unmöglich, daß dieser die Berliner Vorschläge nicht kannte. Glaubte er,

die polit ischen Verhältnisse besser einschätzen zu können? Er riet allge­
mein: »Zu verstärken ist die politische Arbeit unter den Arbeitern, Ange­

stellten, der Intelligenz und unter den Bauern«. Die Semenov bis vor
kurzem noch direkt Unterstellten in den politischen Abteilungen der SKK

in Berlin unternahmen derweil nichts, um die Kriminalisierung von sozia­

lem Protest zu stoppen.
Semenovs Vorschläge beruhten auf allgemeinen Erfahrungen aus der

sowjetischen Geschichte. Er off erierte ein NOP-Konzept mit der unausge­

sprochenen Zauberformel »smycka«*" , das auf die wirtschaftspolitischen

Beschlüsse der SED aus den letzten Monaten bezogen war. Durch Tenpo-

ZK der SED vom 21.5.1953, Anlage 7, Brief an die SED-Bezirks- und Kreislei­

tungen, SAPMO BArch. J IV 2/3-383, BI. 52-54. Die Moskauer Historikerin
Fajna Novik wies auf ein am 144. Mai 1953 beim Parteipräsidium eingebrachtes
Projekt Molotovs für eine Anweisung an SKK-Chef Cujkov und Politberater Ju­
din hin. Demzufolge sollten Ulbricht und Grotewohl angewiesen werden, die Auf­

nahme neuer Mitglieder in LPG bis zu den Herbstarbeiten zu unterbrechen und

sich vorrangig um die wirtschaftliche Stärkung der bereits existierenden LPG zu
kümmern (Fajna Novik: Die sowjetische Politik gegenüber der DDR vor und

nach dem 17. Juni 1953. Vortrag auf dem Symposium »Das Krisenjahr 1953 und
der Kalte Krieg in Europa«. November 1996 in Potsdam). Am 20. Mai faßte das

Präsidium des ZK der KPdSU einen entsprechenden Beschluß (ZCHSD, fond 3.
opis' 10, delo 23, list «41; die Information stammt von der Archivleitung).

80 Der Begriff »smycka« (Bündnis) steht im Marxismus-Leninismus für wirt­

schaftspolitische Kooperation zwischen Arbeiterschaft, »werktätigen Bauern«
und »schwankenden« Mittelbauern, im weiteren Sinne für ein politisches Bünd­

niszwischen allen Lohnabhängigen und den Mittelschichten in Stadt und Land.

Er stand für sich genommen nie in Frage. fraglich waren allerdings Zweck und

Dauer seiner Geltung beim Aufbau des Sozialismus.
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reduzierung bei der Kollektivierung, durch ökonomische Erleichterungen

für Einzelbauern, insbesondere Mit telbauern, durch Steuerentlastungen

für den städtischen Mittelstand vom Handwerksbetrieb bis zum Klcinun­
ternchmer sollt e die Wirtschaf t angekurbelt und eine ökonomisch schwie­

rige Lage überwunden werden. Hilfe versprach sich Semenov weiterhin

von Kürzungen der Besatzungskosten für 1953 und 1954. Bei den Repara­

tionszahlungen sollten eine günstigere Warenpalett e und eine verläßli­
che Auftragsgestaltung der DDR Erleichterung schaff en. Semenov ging

allerdings, wie zuvor auch Molotov, von der Beibehaltung der Licfer­

pfl icht bis einschließlich 1955 aus. Eine generelle Reduzierung der
Reparationsleistungen erwähnte er hier nicht ; die sollt e wohl nach wie

vor im Noten-Paket off eriert werden. Der Verkauf der SAG an die DDR

war vorzubereiten. Semenov dachte an zusätzliche Lieferungen von Le­
bensmitt eln und Rohstoff en.

Der Hohe Kommissar nahm also in diesem Augenblick die Haltung ein,

die auch Molotov bezog und im nachhinein als Anti-Berija-Position kenn­

zeichnete. »Die Hauptursache der ungünstigen Lage in der DDR besteht
in dem unter den gegenwärtigen Bedingungen falschen Kurs auf den for­
cierten Aufbau des Sozialismus in der DDR«, schrieb er, und bekannte,
»daß von sowjetischer Seite, wie nun zu sehen ist, seinerzeit falsche Ori­

ent ierungen zu Fragen der kurzfr istigen Entwicklung der DDR gegeben
wurden.«! Sein Korrekturvorschlag bezog sich auf das Tempo von Ver­
gesellschaftung; sowohl inhalt lich als auch von der Wahl des Vokabulars

her war die sozialistische Perspektive der DDR damit nicht in Frage gestellt.
Der Memoirenliteratur zufolge hielt Geheimdienstchef und Innenmini­

ster Berija diesem Konzept entgegen, die Sozialismuslosung sei für die

DDR generell aufzugeben. Berija habe »nur ein fr iedliches Deutschland
[gewollt ] , gleichgültig, ob dort Sozialismus entsteht oder nicht«, erinner­

te sich Molotov.°? Doch Berijas Pläne seien durchschaut und abgelehnt

8I O polozenii v GDR (Anm. 75).
82 Feliks Cuev: Sto sorok besed s Molotovym. Iz dnevnika F. Cueva [Hundertvier­

zig Gespräche mit Molotov. Aus dem Tagebuch von F. Cuev]. Moskva 1991. S.
332ff. und S. 345. Eine Übersetzung der entsprechenden Passage bei: Lew Besy­
menski: 1953 - Berija will die DDR beseitigen. In: »Die Zeit« vom 15. Ok­
tober 1993. $. 81-83. hier S. 81. Siche auch Semjonow: Von Stalin bis
Gorbatschow. S. 290f.
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worden, nachdem es Molotov -angeblich innerhalb weniger Tage
gelungen sei, die Mehrheit der Parteiführer von seinem Standpunkt zu
überzeugen. Semenov schreibt: »Ich war in diesen Monaten an der Ent­
larvung der Pläne Berijas beteiligt.«Tatsächlich aber dauerte nicht »die
Entlarvung Berijas« an, schon gar nicht Monate lang. Was sich fortsetz­
te, war der zunächst noch auf allgemeinen Konsens zielende, aber höchst
komplizierte Prozeß der Positionsfindung. Die Entscheidung in der
Deutschlandfrage war dabei Ende Mai schlicht vertagt worden.°* Doch
wie stellt sich im Lichte der neuen Quellen Semenovs Part im fortgesetz­
ten Disput um die Maßnahmen in der DDR dar?

Die Vorlage Semenovs vom 31. Mai wurde in größter Eile geprüft und
sprachlich redigiert. Der Verfasser selbst fügte ungehend eine halbe Sei­
te hinzu. Unter Punkt I I hatte Semenov zuerst formuliert: »Beim Aufstel­
len von politischen und wirtschaftlichen Losungen hat die SED die
derzeitige Etappe in der Entwicklung der Deutschen Demokratischen Re­
publik und die Aufgabe des Kampfes um die Einheit Deutschlands zu be­
rücksichtigen«. Er strich das und ersetzte es handschriftlich durch den
Passus: »Im Zusammenhang damit, daß gegenwärtig und für die nächste
Zeit die Aufgabe des politischen Kampfes für die Wiederherstellung der
nationalen Einheit Deutschlands und für den Abschluß eines Friedens­
vertrages in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der breiten Massen des
deutschen Volkes sowohl in der DDR als auch in Westdeutschland zu
stellen ist, aber auch der Tatsache Rechnung tragend, daß es notwendig
ist, die politische und wirtschaftliche Lage in der DDR zu festigen und
den Einfluß der SED unter den breiten Massen der Arbeiter und der an­
deren demokratischen Schichten in Stadt und Land bedeutend zu stär­
ken, ist die in letzter Zeit durchgeführte Propaganda über die
Notwendigkeit des Übergangs der DDR zum Sozialismus, die die Partei­
organisationen der SED zu unzulässig vereinfachten und hastigen Schrit­
ten sowohl auf politischem Gebiet als auch auf wirtschaftlichem Gebiet
treibt, als unrichtig zu betrachten« (Hervorhebung -E. S.).

83 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 290.
84 Siehe Scherstjanoi: Sowjetische Deutschlandpolitik nach Stalins Tod 1953. In:

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 46 (1998). S. 497-549.
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Dies war mehr als eine ausführliche Erläuterung der ersten Aussage.
Die neue Gewichtung der gesamtdeutschen Perspektive grenzte an einen
»Frontenwechsel«. War das nicht die später Berija vorgeworfene Positi­
on?Steckte hinter der Kritik an der »in letzter Zeit durchgeführte[n] Pro­
paganda« der Sozialismuslosung nicht eine Kritik an der Verwendung der
Losung generell? Semenov also doch ein »Berija-Mann«? Die Erweite­
rung könnte Semenov diktiert worden sein; von wen, muß offen bleiben.
Sie könnte seine eigene Position reflektieren und/oder die mehrheitlich in
einer der Sitzungen verabschiedete. Zumindest aber bewirkte die gesamt­
deutsche Perspektive noch nach dem 31. Mai einen Einschub in eine Be­
schlußvorlage aus dem Außenministerium, der so verstanden werden
konnte, daß die Losung vom Sozialismus in der DDR generell falsch war.
Die Diskrepanzen bestanden offensichtlich fort.

Am Dienstag, dem 2. Juni 1953. tagte der Ministerrat der UdSSR. Da­
von, daß er die DDR-Problematik behandelte, wissen wir aus einer Infor­
mation der Herausgeber des Protokolls über die Abrechnung mit Berija85
Eine Verfügung des Ministerrats »Über Maßnahmen zur Gesundung der
politischen Lage« wurde erlassen. Tags zuvor hatt e Außenminister Mo­
lotov eine gleichnamige Beschlußvorlage unterzeichnet °®die Ergebnisse
energischer Klärungsbemühungen darstellte, zu denen off ensichtlich
auch der von Gromyko beschriebene, sonntägliche Meinungsaustausch
auf Molotovs Datsche gehörte.°7 Die neue Vorlage war unter Verwendung
der Kritikpunkte und Vorschläge Semenovs, doch quasi von Grund auf
neu erstellt worden. Als zusätzliche Aspekte flossen nun die Kirchenpro­
blematik und die Unzufriedenheit der Intellektuellen in die Betrachtung

85 Der Fall Berij a. Protokoll einer Abrechnung. Das Plenum des ZK der KPdSU.
Juli 1953. Stenographischer Bericht . Übersetzt und herausgegeben von Viktor

Knoll und Lothar Kölm. Berli n 1993. S. 35. Die Fußnote ist von der russisch­

sprachigen Ausgabe übernommen und geht fakt isch auf Recherchen der Redakt i­

on Izvest ij a CK KPSS 199I. Nr. I und 2. zurück. Quell enbelege fehlen.
86 Predlozenij a (O merachi) po ozdorovlenij u polit iceskoj obstanovki v GDR. gez.

1.6.1953 Molotov. AVP RF. fond 06. opis' 12. papka 16. delo 263. listy

18-24.
87 Siehe die Darstell ung bei Gerhard Wett ig: Zum Stand der Forschung über Beri j as

Deutschland-Polit ik im Frühj ahr 1953. In: Deutschland Archiv. Nr. 6/ 1993. S.

674 bis 682. hier S. 679.
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ein. Auf »fr ische« Signale aus Berlin muß der Befund nicht unbedingt
zurückgeführt werden (die erkannten Sachverhalte waren älteren Datums),
doch er war weitaus treffender als die Vorlage Semenovs. Allem Anschein
nach griffen die Autoren nun stärker auf das Memorandum vom 18. Mai
zurück. Schwer zu sagen, wie weit dem Außenminister die wirkliche Dra­
matik bewußt war. Die Folgen des DDR-Ministerratsbeschlusses zur
Normenerhöhung (28. Mai) hatten weder er noch seine Informanten im
Blick. Gleichviel, Anfang Juni hatte sich die Moskauer Führung zur er­
sten weitgehend realistischen Einschätzung der Krisensituation und zu
ersten Korrekturschritten in der DDR durchgerungen88

Im neuen Expose hatte Molotov allerdings auch die Ergänzung, wo­
nach die »Aufgabe des politischen Kampfes für die Wiederherstellung
der nationalen Einheit Deutschlands und für den Abschluß eines Frie­
densvertrages in den Mittelpunkt« gerückt werden müßte, wieder fal­
lengelassen. Es blieb unklar, welche strategische Verbindung zwischen
dem Korrekturvorschlag und der künftigen Entwicklung Deutschlands
nach Molotovs Dafürhalten bestand. Ungeachtet dessen verständigte
man sich darauf, sofort eine SED-Delegation nach Moskau zu holen. Für
eine Regierungsdelegation waren die Umstände nicht mehr passend.

Als die Molotov-Vorlage am 2. Juni zur Verabschiedung anstand, muß
es erneut Streit gegeben haben. Bislang ist das Sitzungsprotokoll nicht
einsehbar, doch das Ergebnis ist bekannt: Die Vorlage Molotovs ging er­
neut nicht ohne Kompromiß durch. Und dieser bestand darin, daß die
schon einmal eingeschobene Passage zum Kampf um die Einheit
Deutschlands in leichter Abwandlung erneut in den Text implantiert wur­
de. Unter Zeitdruck wurden die »Gesundungsmaßnahmen« am 2. Juni
1953 in Moskau wiederum nur als Verfügung des Ministerrats verabschie­
det, wofür es allein der Unterschrif t des Ministerratsvorsitzenden Malen-

88 Interessanterweise gab es am gleichen Tag auch in Berlin eine weitere politische
»Notbremsung«: Das Sekretariat des ZK stellte selbstkritisch »intelligenzfeind­
liches Verhalten« in SED und FDJ sowie »sektiererisches Verhalten« fest. Der
Kampf gegen die »Junge Gemeinde« sei falsch geführt worden, anstatt gegen die
»Drahtzieher« und »Agenten« sei man gegen die irregeführten Mitglieder der
»J. G.« vorgegangen (Protokoll der Sekretariatssitzung am 1.6.1953. SAPMO
BArch. J IV 2/3-384. B1. 6-8).
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kov bedurfte.®° Als man der kurzfristig angereisten SED-Delegation noch
am gleichen Tag die beschlossenen Empfehlungen übergab, hatte die ge­
samtdeutsche Perspektive wieder verstärkt Eingang in das Papier gefun­
den. Die an die »deutschen Freunde« weitergereichte Fassung des
Beschlusses enthielt mehr als Molotov ursprünglich woll te.

Auf die heimliche Aktion eines »Berija-Mannes« im Außenministeriums
ist dieser Vorgang schwerlich zurückzuführen. Verschwörungstheoreti­
sche Auslegungen gehen fehl. Der Fakt belegt vielmehr eine fortdauern­
de Unentschiedenheit in der deutschen Frage.°° Die Unsicherheiten
bekam auch die SED-Delegation zu spüren. Zwar forderte bei den Bera­
tungen am 3. und 4. Juni 1953 in Moskau Kaganovic »Wendung« statt
»Reform«. Malenkov unterstrich vieldeutig: »Alles muß ausgehen von
der Änderung der Verhältnisse in der DDR«. Auch Molotov erklärte: »So
viele Fehler, darum so korrigieren, daßganz D. es sieht.«! Doch weiter­
gehende Erläuterungen unterblieben. Als der Hohe Kommissar am 5. Juni
mit der SED-Delegation nach Berlin zurückkehrte, hatte die sowjetische
Führung zwar ein Hilfsprogramm für die SED entworfen, aber noch keine
weitergehende Entscheidung in der deutschen Frage gefäll t.

Krisenmanagement

Die Eindrücke, die Ulbricht, Grotewohl und Oelßner aus Moskau mit­
brachten, waren widersprüchlich: War das oberste Ziel nun die baldige

89 Auf den ungewöhnlichen Charakter des Dokuments wies Leonid Resin auf einem
Synposium im November 1996 in Potsdam hin. Indirekten Hinweisen aus rus­
sischen Quellen zufolge erfolgte am 6. Juni 1953 ein regulärer Regierungsbe­
schluß zur Gesundung der politischen Lage in der DDR.

90 Diese Unentschiedenheit war dem der Forschung seit 1990 bekannten Beschluß
(Erstveröffentlichung durch Rolf Stöckigt: Ein Dokument von großer histori­
scher Bedeutung vom Mai 1953. In: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewe­
gung (BzG) H. 5/1990. S. 649-654) anzusehen. Siehe Elke Scherstjanoi: »Wollen
wir den Sozialismus?« Dokumente aus der Sitzung des Politbüros des ZK der SED
am 6. Juni 1953. In: BzG. H. 5/1991. S. 658-680.

91 Siehe Notizen Grotewohls während der Reise. SAPMO BArch. NY 4090-699.
BI. 35-38: Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument $. 57-59.
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Wiederherstellung eines einheitlichen, demokratischen Deutschlands?

Hieß das Abkehr vom Sozialismus-Aufbau oder lediglich Drosselung des

Tempos weiterer Sozialisierung?Warum sollte, wie Oelßner mündlich wei­
wergab, in Stellungnahmen jeder Bezug auf Westdeutschland gänzlich un­
terbleiben??? Die Moskauer Empfehlungen waren mehrdeutig: Sie

konnten sowohl als Handreichung ausschließlich für Entspannung im So­

zialismus als auch für den Beginn eines »großen«, bald schon fortzuset­

zenden politischen Rückzugs in ein geeintes Deutschland verstanden
werden.

n den folgenden Tagen der Erörterung des Neuen Kurses in der SED­
Führung blieben die sowjetischen Vert reter in Berlin auffällig still. Se­

menov kontaktiert e intensiver denn je die SED-Führung auf Politbüro­

Ebene°, hielt sich aber mit Kommentaren zurück. Er »schrieb während
der ganzen vielstündigen Sitzungen mit«, erinnerte sich Herrnstadi." * Der

Chef der Berliner Bezirksleitung der SED und Kandidat des Politbüros

Hans Jendretzky hatte den Eindruck, Semenov hätte die Entscheidung zur

Wende mitgebracht, und schwärmte: »Es ist geschaff t. Wir fangen ganz
neu an -und im Hinblick auf ganz Deutschland. Das ist die größte Wen­
dung in der Geschichte der Partei.« Die bisherige Führung der SED sei

von Semenov unerhört scharf kritisiert worden, Ulbricht sei seine Positi­
on faktisch bereits entzogen worden." Doch diese indirekte Wiedergabe
der internen Beratungen stößt sich an der Schilderung Herrnstadts, wo­

nach Semenov kaum bereit war, »in den Kern der Sache vorzustoßen«6

Sie vert rägt sich auch wenig mit den Berichten des damaligen Dolmet­
schers Semenovs, Aleksandr Bogomolov, der den Hohen Kommissar als

wortkargen, sich zurückhaltenden Teilnehmer weniger Politbürositzungen

92 Siehe Herrnstadt-Dokument.; Scherstjanoi: »Wollen wir den Sozialismus?«

93 Siehe Herrnstadt-Dokument. S. 57-82; Heinz Brandt: Ein Traum, der nicht ent­
führbar ist. S. 208-226. Die Protokolle der Politbürositzungen weisen Semenov

als »hinzugezogen« bzw. »außerdem anwesend« aus (SAPMO BArch. DY IV 2/2-

286 bis 2/2-290). Eine Teilnahine von Vertretern der SKK war - entgegen
weitverbreiteten Vorstellungen -nicht üblich gewesen.

94 Hernstadt: Das Hermstadt-Dokument. $. 62.

95 Brandt: Ein Traum, der nicht entführbar ist. S. 209.

96 Herrnstadt-Dokument. $. 62.
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in Erinnerung hat7, Es war sozusagen der Eindruck »in der zweiten Rei­

he«, daß Semenov den SED-Spitzenfunktionären »wie Klippschülern das

neue Pensum vorgelesen und die alten Hef te zerrissen« hatte, wie Bruno

Baum es empfand8

In Wirklichkeit tat der Hohe Kommissar nicht mehr, als darauf zu drän­

gen, daß entsprechend dem in Moskau überreichten »Gesundungs­

beschluß« von der SED umgehend Entscheidungen gefaßt würden. Ein
rechthaberischer Ton ist ihm dabei durchaus zuzutrauen. Der Verständi­
gung über die nationalpolitische Reichweite der Wende stand Semenov

jedoch eher im Wege. Ende Mai hatt e Ivan Il'icev, der Chef der diplo­

matischen Mission der UdSSR, auf einem »Empfang fortschrit t licher Pfar­

rer« bei Otto Grotewohl noch davor gewarnt, in der Welt den Eindruck

entstehen zu lassen, »diese Deutschen können die Einheit nicht gebrau­

chen« 100 Einige Krit iker des Ulbrichtschen Kurses der weiteren Verstaat­

lichung und Militarisierung fühlten sich in ihren Warnungen, daß diese

Polit ik die nationale Teilung verfestige, bestätigt. Doch zu den vom Mos­

kauer Beschluß ausgelösten Debatten in der SED-Führung äußerte sich
der Hohe Kommissar überhaupt nicht. Zugleich zeigte er kein Gespür für

die Situation. Er ließ sich nicht davon abbringen, daß eine eilig verfaßte

Stellungnahme zum Neuen Kurs als SED-Kommuniquc zu veröff entlichen
sei, obwohl Herrnstadt vor Mißverständnissen warnte. Daß die Wende
am 1l. Juni »schlagartig, kommentarlos, sozusagen aus blauem Himmel,

der Öff entlichkeit bekanntgegeben« wurde !
0

! wvodurch die Krise eine

neue Dynamik annahm, war ungewollt Semenovs Verdienst. Nicht UI­
bricht hatte, wie Brandt vermutet!@, eine off ene parteiweite Klärung

durch die Kommuniquc-Veröff entlichung verhindert. Der war eher ver­

stört. Was als »fauler Kompromiß zwischen den Progressiven und den

97 Aufzeichnungen Bogomolovs und Gespräche mit der Autorin 1995 bis 1997. per ­

sönliches Archiv.
98 Brandt: Ein Traum. der nicht entführbar ist. S. 216.
99 Hernstadt zufolge stellte Semenov lediglich altes SMAD-Berichtsmaterial als

Argumentationshilfe zu Verfügung (Herrnstadt-Dokument. S. 81f.).

100 SAPMO BArch. NY 4090-456. BI. If.
101 Brandt: Ein Traun, der nicht entführbar ist. S. 218.

102 Ebenda. $. 222.
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Konservativen«!0 daherkam, war in Wirklichkeit einem pragmatischen

Kompromiß in Moskau geschuldet, über dessen Rahmen Semenov nicht

hinausgehen wollte: Über die Gült igkeit der Beschlüsse der 2. Parteikon­
ferenz der SED hatte man sich in Moskau definitiv nicht einigen können.

Vor diesem Hintergrund bekommt die viel zitiert e Episode, wonach Se­

menov am 1O. Juni den Verfasser des SED-Komuniques Rudolf Herrnstadt

zur Veröffentlichung getrieben haben soll, indem er von oben herab ver­

kündete: »In 14 Tagen werden Sie vielleicht schon keinen Staat mehr ha­
ben«!9+, einen ganz neuen Sinn. In der Forschung wird sie gemeinhin als

Beweis für Semenovs Ahnung von bevorstehenden Tumulten gedeutet.
Doch war sie das wirklich? Hatte der Hohe Kommissar, der Moskau im

Moment ungeklärter Perspektiven für die DDR verlassen hatte, nicht eher

das vage Wissen von einer geplanten deutschlandpolitischen Off ert e
Moskaus im Kopf !05 Auch die Zurückhaltung in der Personaldebatte lie­

ße sich so erklären. Selbstverständlich konnte auch der größte Optimist
nicht annehmen, die Angelegenheit wäre in 14 Tagen entschieden gewe­
sen. Doch die Zeitangabe ergab sich im Wortwechsel. Herrnstadt hatte

um 14 Tage Aufschub gebeten, um das Kommunique gründlich vorzube­

reiten. Diese Frist konnte Semenov nicht gewähren, für Moskaus Noten­
off ensive zählte jeder Tag. Brandt zufolge soll Semenov davon

ausgegangen sein, daß die nächste ZK-Tagung der SED »die Weiche für

die Lösung der deutschen Frage stellen« wird +
06

Auch die Kritik an den geplanten Feierlichkeiten zu Ulbrichts Geburts­

lag war kein Versuch, dessen Funktion zu untergraben. Daß Semenovs
am 9. Mai »maliziös« vorgetragener Hinweis, Ulbricht möge doch wie Ge­

nosse Lenin seinerzeit nur ein paar Gäste einladen !07 erschütternd wirk­

te, ist glaubhaft. Indes, die Ablösung Ulbrichts sprach Semenov nicht an.

103 Ebenda.
104 Herr nstadt: Das Herrnstadt-Dokument. S. 74.
105 In diesem Sinne geben übrigens auch die Sudoplatows die Darstellung der Episo­

de durch die MWD-Mitarbeiterin Rybkina wieder. Siehe Pawel A. Sudoplatow /
Anatolij Sudoplatow: Der Handlanger der Macht. Enthüllungen eines KGB-Ge­

nerals. Düsseldorf u. a. 1994. $. 423f.
106 Brandt: Ein Traum, der nicht entführbar ist. S. 215.

107 Ebenda. $. 214.
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Im SED-Politbüro wurden schließlich derart ige Feiern generell moniert !08

In der Frage des Ulbrichtschen Führungsstils hielt sich Semenov sehr be­

deckt; das Stichwort »kollektive Führung« griff en die Ulbricht-Krit iker
aus einem früheren »Pravda«-Art ikel auf 109 Selbst Nachrichtendienst-In­
sider Il' icev. der sich gegenüber Herrnstadt in Bezug auf UIbrichts Füh­

rungsstil zu deutlich mehr Krit ik entschloß, empfahl interne Klärung.' l0

-Als sich der Hohe Kommissar am 10. Juni 1953 im Schloß Nieder­
schönhausen off iziell vorstellte, standen Mitarbeiter an seiner Seite, die

sich noch Wochen zuvor energisch für den hart en Kurs des Sozialismus­
aufbaus eingesetzt hatten.'!! Die SED-Führung. die die Krit ik aus Mos­

kau akzeptiert , Konsequenz und Mut »der Freunde« zum Teil sogar

erleichtert aufgenommen hatte (zumal letztere auch eigene Fehler einge­
standen), war nach wie vor verunsichert .

Bei Lichte besehen betraf das herrschaftsgefährdende Polit ikdefizit so­

wohl auf SED- als auch auf sowjetischer Seite im Juni 1953 nicht das Wis­

sen um die allgemeine Lage. Die Krise war inzwischen erkannt. Auch

nach der aufgenötigt raschen Verkündung des neuen Kurses nahm das
SED-Politbüro begrenzt die weitere Zuspitzung wahr. Semenov muß sie

108 Protokolle der Sitzung des Politbüros des ZK der SED am 9. und 16.6.1953.

SAPMO BArch. J IV 2/2-288 und 2/2-290.

109 »Pravda« vom 16. April 1953.
l10 Aus Il icevs Bemerkung. wenn Ulbricht die Hinweise zum Rücktritt nicht verste­

hen will, wolle man »tätig werden« (Herrnstadt-Dokument. $ 79). ist nicht abzu­

leiten. daß der Sturz Ulbrichts in Moskau beschlossene Sache war. Bestenfalls

kann behauptet werden, »die sowjetischen Repräsentanten [begannen]. sich nach

personellen Alternativen umzusehen« (Wilfried Loth: Stalins ungeliebtes Kind.
Warum Moskau die DDR nicht wollte. Berlin 1994. S. 205). Der Moskauer Par­
teiapparat befaßte sich zwar mit dem Kult um Ulbricht, doch mehr läßt sich bis­

lang nicht sagen: Am 20. Mai hatte das Präsidium des ZK der KPdSU einen Brief

Cujkovs und Judins über den Politbürobeschluß der SED zum 60. Geburtstag UI­
brichts behandelt. Suslov wurde benuftragt. darüber mit Pieck zu sprechen. der
sich gerade in der Sowjetunion aufhielt (Protokoll Nr. 8 der Sitzung des Präsidiums

des ZK der KPdSU vom 20.5.1953. ZCHSD. fond 3. opis 10. delo 23. list I).
Inhaltliche Details werden in Moskauer Archiven bislang nicht preisgegeben.

1II Notiz der SKK-Protokollabteilung zum bevorstehenden Antrittsbesuch. SAP­

MO BArch. NY 4090/316. BI. 245
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auch gesehen haben. Das gemeinsame Handicap war nicht Blindheit. Die

Fehleinschätzung betraf die Fragen: Von welchem Punkt an sind die extre­

men Spannungen für das Regime nicht mehr tragbar, lassen sich politi­

sche Lösungen nicht mehr kalkulieren? Wie glaubhaft und konfl iktregu­

lierend sind die Angebote der Herrschenden noch, wie stark ist ihr

Ansehen lädiert?Und hier war Semenov weniger sensibel als manch SED­
Funktionär. Sein Anteil am Ausbruch der Revolte bestand -allen Ein­

sichten in die Notwendigkeit einer Liberalisierung zum Trotz -in der völ­

ligen Verkennung von Signalen, die eine Eskalation der Spannungen
ankündigten. Arrogant überging er die Hinweise einzelner SED-Funktio­

näre und anderer Politiker; für ein »Arbeiterproblem« bot die sowjetische

Geschichte nicht genügend Erfahrung. So hielt der Beamte Semenov un­
flexibel an der Umsetzung der Moskauer Pläne fest -mit allen ihren De­

fiziten. Am 12. Juni sprach das »Neue Deutschland« erneut von »freiwil­

liger Normerhöhung«. Der Leitart ikel der »Täglichen Rundschau« vom 13.

Juni art ikuliert e keine Bedenken. Keine sowjetische Zensur verhinderte
den Art ikel in der »Tribüne« vom 16. Juni, der als Erfüllungstermin für

die obligatorische Normenerhöhung Ulbrichts Geburtstag, den 30. Juni,

nannte. Semenov gehörte nicht zu denen, die frühzeitig Alarm schlugen.
Mögen ihm die Ursachen der Krise im allgemeinen auch klar gewesen
sein, woher Mitte Juni, nach dem Eingeständnis von Fehlern und nach

ersten Revisionen durch die SED, noch der Tropfen kommen konnte, der
das Faß zum Überlaufen brachte, sah der Stellvert reter Moskaus in Berlin

nicht. Im vergleichenden Beobachten der deutschen Gesellschaften eini­

germaßen geschult, ahnte Semenov dennoch nicht, wie schnell ostdeut­

scher Arbeiterunmut im nationalen Kontext in regimefeindliche Massen­

bewegung umschlagen konnte. Der Hohe Kommissar in Deutschland war
vom Aufstand ebenso überrascht wie die UIbrichtsche und die Moskauer

Führung. Schließlich nahm er wohl an, nach der Rücknahme des Normen­

beschlusses würden sich die Arbeiter rasch wieder beruhigen.
Die sowjetische Presse meldete keine Besonderheiten. Am 17. Juni er­

wähnte die »Pravda« nur knapp die Erklärung des SED-Politbüros gegen

die administrative Erhöhung der Arbeitsnormen. Mehr Platz war der Rede

Mart in Niemöllers auf des Sitzung des Welt fr iedensrates in Budapest ge­

widmet, wo er erklärt hatte, der neue Kurs hätt e bei allen Deutschen eine
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neue Welle der Hoffung auf erfo lgreiche Viermächteverhandlungen aus­
gelöst.

Gelegentlich wird spekuliert , es habe in Moskau Kräf te gegeben, die

den Zusammenbruch des Ulbricht-Regimes bewußt heraufbeschwören
oder ihn billigend in Kauf nehmen wollten. Archivalische Indizien dazu

gibt es nicht. Den Mutmaßungen ist die Frage entgegenzustellen, wel­

chem Zweck eine solche Verschwörung hätte dienen sollen. Nein, auch in

Moskau konnte niemand ein Interesse daran gehabt haben, das Faust­

pfand DDR ohne Gegenleistung so einfach zu verlieren.

Machtdemonstration

Glaubt man Semenovs Darstellung. so rief er am 15. oder 16. Juni den neu

ernannten Chef der Besatzungstruppen Andrej Grecko zu sich. Sie hätten

sich verständigt, die in der DDR stationiert en sowjetischen Verbände aus
ihrem Sommerlager in die Garnisonen zurückzuholen.!' Am 15. Juni war

es zu den ersten Arbeitsniederlegungen in der Stalin-Allee gekommen.
Zu diesem Zeitpunkt sollen sowjetische Off iziere den Leiter der Wirt ­
schaftsabteilung der SED-Bezirksleitung Bruno Baum noch davon über­

zeugt haben. »daß jedes »Zurückweichen in der Normenfrage von Übel
sei«II Frühestens in der Nacht zum 17. Juni 1953 entschied man sich in

Moskau kurzfr istig für eine rasche Machtdemonstration. In den Morgen­

stunden fuhren bereits erste sowjetische Panzer am Brandenburger Tor

auf,* Ursprünglich war wohl daran gedacht gewesen. Berija die Leitung
der sowjetischen Aktion in Berlin zu übertragen.!! Dann aber entschied

man sich für den früheren SMAD-Chef, nunmehr Generalstabschef der

112 Siehe Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 294. Diese Truppenbewegun­
gen, die zunächst noch keinem Befehl zur Besetzung der Stadt folgten. könn­

ten Zeugenaussagen über Militäraktionen bereits am l6. Juni erklären.

113 Brandt: Ein Traum. der nicht entführbar ist. $. 228.

114 Zu den einzelnen Phasen der Militäraktion - in der Wahrnehmung verschiede­
ner Zeitzeugen - siche Manfred Hagen: DDR - Juni 53. Die erste Volkserhe­
bung im Stalinismus. Stuttgart 1992. S. 106-123. Siehe auch Gerhard Beier:

W ir wollen freie Menschen sein. Russische Quellen liegen nicht vor.

115 Siehe Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 294.
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Sowjetischen Armee und Stellvertretender Kriegsminister der UdSSR, Va­
silij Sokolovskij, der Ostdeutschland gut kannte und militärisch erfahren

war. Nachdem von Moskau aus für 13.00 Uhr Berliner Zeit die Verhän­
gwng des Ausnahmezustandes angeordnet worden war, traf er gemein­

sam mit einem weiteren ranghohen General in Berlin ein. »Wie konnte

diese Sache passieren, das verstehe ich nicht«, soll er gefragt haben +46

Der Hohe Kommissar und der Abgesandte aus Moskau übernahmen ge­

meinsam das Zepter, wobei sie in engem Kontakt zu Moskau agierten.

»Mehrmals riefen Chruschtschow, noch häufiger Molotow und andere
an.«l17

Sollte es für die ersten Aktionen einen abgestimmten Plan aller sowjeti­

schen Institutionen gegeben haben (manches deutet auf Koordinie­
rungsdefizite), so lautete der Auftrag: Einschüchtern, Zusammenstöße

vermeiden, Ruhe schaffen! Die ersten Maßnahmen konzentrierten sich
auf Berlin. Um 12.00 Uhr wurde die Einstellung des S- und U-Bahnver­

kehrs angeordnet. Sowjetisches Militär besetzte die Plätze der Innenstadt,
über Lautsprecher wurde der Ausnahmezustand erklärt. Manfred Hagen

resümiert zutreffend, daß von sowjetischer Seite nicht versucht wurde,
die Erhebung im ersten Einsatz zu ersticken.'! Bei den Aktionen zur Auf­
lösung der Demonstrationen in Berlin gingen sowjetische Truppen wie
auch deutsche Polizei kaum rabiat vor. Auch nachdem das Kriegsrecht

nacheinander auf fast alle Bezirkshauptstädte, auf 51 Kreisstädte, ganze

Bezirke und Landkreise ausgedehnt worden war, verfolgte die sowjeti­

sche Militärführung zunächst lediglich eine Taktik der Abschreckung.
Zwar kam es zu Unmutsaußerungen gegenüber sowjetischen Zivilange­

stellten oder Militärs, auch zu tätlichen Angriffen, die in der Regel einen

glimpflichen Ausgang nahmen. Doch die Wach- und Kontrolleinheiten

der Sowjetarmee verhielten sich im allgemeinen zurückhaltend, einzelnen

Aussagen zufolge sogar freundlich, konstatiert Hagen!! Es war Ein­

schüchterung, was den Aufstand erfolgreich eindämmte und zun Erlie­

gen brachte.

116 Hernstadt: Das Herrnstadt-Dokument. S. 84.

117 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 294.
18 Siehe Hagen: DDR -Juni '53. S. 107.

119 Siehe ebenda. S. 1II
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Semenov zufolge kam am 17. Juni mittags »die Weisung aus Moskau,

das Feuer auf Aufwiegler zu eröffnen, militärische Standgerichte einzu­

richten und zwölf Rädelsführer zu erschießen. Die Mit teilung über die

Exekutionen sollten überall in der Stadt ausgehängt werden. Da Sokolow­

ski und ich aber über außerordentliche Vollmachten verfügten, handelte

wir nicht nach dieser Weisung Moskaus und gaben lediglich den Befchl,

über die Köpfe der Demonstranten hinwegzuschießen«!20 Diese Gc­

schichte ist, wie vieles in Semenovs Memoiren, mit Vorsicht zu betrach­

ten. Die Anordnung war gewiß nicht bedingungslos formuliert worden.

Wie Semenov an andere Stelle erwähnt , überließ es die Moskauer Füh­
rung ihm und Sokolovskij, vor Ort zu entscheiden. Zu operativem Vor­

gehen gab es keine Alternative, nachdem die Revolte ausgebrochen

war.' ! Den Befehl zur Einrichtung der Standgerichte setzte Semenov um.

Zuvor hatte er seiner Darstellung zufolge den Staatsanwalt der sowjeti­
schen Streitkräf te in Deutschland, der unter Berufung auf die Strafpro­
zeßordnung den Gehorsam verweigert hatt e. festnehmen lassen !22

Zur Einschüchterung gehörten also von Anfang an Verhaftungen und

Hinrichtungen. Bei Schießereien gab es Tote und Verletzte. Bereits in der

Nacht zum I8. Juni wurden in der DDR und in Berlin 3361 Personen durch
sowjetisches Militär in Gewahrsam genommen, außerdem 909 durch das

MfS der DDR, davon allein 521 in Berlin.' Hagen spricht von ungeziel-

120 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. $. 296.
121 In seinem ersten Telegramm aus Berlin vom 17. Juni berichtete Semenov. so­

wjetische Truppen. VP und KVP hätten Befehl erhalten »zum Waffeneinsatz

in notwendigen Fällen« (siche »Telefonogramma po vc«. Semenov an Molo­

tov und Bulganin. 17.6.1953. etwa 14 Uhr. AVP RE, fond 082. opis' 35. papka

125. delo 37. listy If. Duplikat: Ebenda. fond 06. opis I2a. delo 51. Veröf­

fentlicht in Gerhard Bcier: W ir wollen freie Menschen sein. S. 109.)

122 Senjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. $. 296f.
123 »Telefonogramma po vc« (Funktelegramm über Hochfrequenzleitung). Soko­

lovskij und Semenov an Molotov und Bulganin. 18.6.1953, 12 Uhr (Ankunft).

AVP RE. fond 082. opis' 35. papka 125, delo 7, listy 9f.. hier list 10. Siehe

Jan Foitzik: Berichte des Hohen Kommissars der UdSSR in Deutschland aus den

Jahren 1953/54. Dokumente aus dem Archiv für Außenpolitik der Russischen
Föderation. In: Machtstrukturen und Entscheidungensmechanismen im SED­
Staat und die Frage der Verantwortung. Materialien der Enquete-Kommission
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ten, willkürlichen Massenverhaftungen.'?+ In der nächsten Nacht wurde

das erste Todesurteil vollstreckt. Der Berliner Stadtkommandant Dibrova

erklärte, der Westberliner Willi Göttling hätte »im Auftrag eines ausländi­

schen Aufklärungsdienstes [gehandelt und war] einer der aktiven Orga­
nisatoren der Provokation und der Unruhen im sowjetischen Sektor von

Berlin«!3 Bis zum 22. Juni wurden 19 Todesurteile verkündet und mit

einer Ausnahme exekutiert. Massencharakter nahmen Vergeltungsaktio­

nen im Unterschied zu den Verhaftungen aber nicht an. Das sowjetische

Vorgehen während der ersten Tage des Aufruhrs muß als ein alles in al­
lem zurückhaltendes bewertet werden.

Viele Historiker lehnen derartige Einschätzungen als verharmlosende

ab. Die wenigen indes, die diese Zurückhaltung zu thematisieren versu­

chen, können angesichts geschlossener Archive natürlich keine überzeu­
genden Belege vorweisen. Gleichwohl ist auf zwei Phänomene hinzuwei­

sen, die eine anfängliche Reserviertheit erklärlich machen:

Erstens: Eine gewisse Unsicherheit mag sich aus institutionell beding­
ten Handlungsschwächen ergeben haben. Hagens Eindruck von einer
nicht oder wenig koordinierten Leitung« in der ersten Phase der Nieder­
werfung des Aufstandes!?6 findet Bestätigung in neu erschlossenen

Quellen. Die gravierendste Schwäche dürfte aus der SKK-Auflösung er­
wachsen sein. Erst eine Woche vor dem Aufstand war die Amtsübergabe

des Chefs der Gruppe der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutsch­

land (GSOVG) von Cujkov an Grecko erfolgt. Mit der SKK-Auflösung

wurden die Befehlsstrukturen insbesondere für die KVP beschädigt, die

bislang aus einer SKK-Untergliederung heraus geleitet worden war. Die

wegen anhaltender Desert ionen ohnehin unverläßlich erscheinenden be­

waff neten Einheiten!7 waren durch sowjetisches Kommando nicht hin-

Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland«.

Bd. II/2. Frankfurt am Main 1995. $. 1350-1541. hier S. 1357.

124 Siehe Manfred Hagen: DDR - Juni '53. $. 176.

125 »Neues Deutschland« vom 19. Juni 1953. S. I.

126 Manfred Hagen: DDR - Juni '53. S. 114.
127 Torsten Diedrich konnte feststellen. daß um den 17. Juni etwa nur acht Pro­

zent der verfügbaren KVP-Kräfte zum Einsatz kamen, der Stab überhaupt nicht

arbeitete. Er begründet dies damit, daß man der KVP politische Zuverlässigkeit

absprach und daß sie auf einen inneren Einsatz ohnehin nicht vorbereitet war
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länglich zu führen. Defizite gab es off ensichtlich auch im Abwehrbereich.

Bereits im Frühjahr waren bei Umstrukturierungen wichtige MGB-Mitar­

beiter nach Moskau zurückbeordert worden. Nun entsandte Berija zwei
seiner erfahrensten Männer nach Berlin: Amajak Kobulov (vor dem Krieg
NKWD-Resident in Berlin, seit April 1953 stellvertretender Chef des Kon­
trollinspektion beim MWD) und Sergej Goglidze, Chef der Spionageab­

wehr. Semenov behauptet, beide hätten gegen ihn Material sammeln sollen,

doch gab es wichtigeres zu tun als einen folgsamen Beamten »kaltzustel­
len«: Situationsanalyse und Reaktivierung des Informationsflusses 128

Auch Semenov wies nun seine Untergebenen an, die Ohren ganz nah am

Volk zu haben: Einige seiner Mitarbeiter zogen incognito im Protestmarsch

der Arbeiter von der Stalin-Allee mit!2 andere flanierten zwischen ste­

henden Panzern und beobachteten die Reaktion der Deutschen!30

Zweitens: Es gab noch keine weitergehenden Anweisungen aus Mos­
kau. Die entscheidenden Quellen dazu liegen zwar noch immer hinter ver­

schlossenen Archivtüren, doch aus Semenovs Vorgehen ist kein anderer
Schluß zu ziehen. Auch Einschätzungen kamen nicht von »oben«. Ein Te­

legramm Semenovs vom frühen Nachmitt ag des 17. Juni aus Berlin an Au­

ßenminister Molotov und Minister für Streitkräf te Bulganin enthielt noch
keine Wertung. Berichtet wurde von »Demonstranten«. »Provokateuren«

und »Anstif tern von Unruhen«, allerdings auch von Feuergefechten.
Brandstif tung und Randale. Die Lage normalisiere sich aber wieder!3

Seit dem Morgen des 17. Juni war die SED-Führung in Berlin-Karlshorst

(Torsten Diedrich: I7. Juni 1953 in der DDR. Bewaffnete Gewalt gegen das

Volk. Berlin 1991. $. 66f.. 88-141 und 158-178.) Unterstellungsprobleme

dürften ein weiterer Grund gewesen sein.
128 Es scheint eher logisch. den Einsatz der beiden in einem Zusammenhang mit

der Aufgabe zu sehen, in Ost- wie W estdeutschland Spionagenetzte neu zu
knüpfen. was natürlich auch in den Kontext der Vorbereitung einer »Preisgabe«

der DDR gehört haben konnte.
129 Darüber berichtet Mazaev: Berlin: Zarkoe leto 1953 goda (Berl in: der heiße

Sommer des Jahres 1953). In: »Pravda« vom 29. August 1996. S. 3.

130 Darüber berichtete Chefdolmetscher Bogomolov (Aufzeichnungen Bogomo­

lovs, persönliches Archiv).
131 »Telefonogramma po vc«, Semenov an Molotov und Bulganin. 17.6.1953

etwa 14 Uhr. AVP RE. fond 082. opis' 35. papka 125. delo 37. listy If. Dupli-
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mehr oder weniger interniert und stand zunächst »überflüssig herum«,

bevor Semenov zuließ, daß sich die Politbüromitglieder auf die Zentren

der Unruhen verteilten.' Da ging es aus seiner Sicht bereits wieder um
politisches Krisenmanagement. Am 18. Juni um 12 Uhr erweckten Seme­

nov und Sokolovskij im Telegramm an Molotov und Bulganin den Ein­

druck, die Sache sei weitgehend ausgestanden: In der Nacht habe es

keine Unruhen und Vorfälle gegeben, in fast allen Berliner Betrieben wür­
de wieder normal gearbeitet, Zeitungen erschienen, Brot würde reichlich

gebacken und verkauft, auf den Straßen herrsche Ruhe. In einzelnen be­
streikten Betrieben würden Vert reter der SED-Bezirksleitung gemeinsam
mit der KVP für die Wiederherstellung der öff entlichen Ordnung und für
das Auffinden der Aufwiegler (zacinciki) sorgen. Einzig an der Sektoren­
grenze habe eine Gruppe von westlichen Provokateuren und Hooligans
gestoppt werden müssen. In der DDR arbeite die Mehrzahl der am Vortag

bestreikten Werke wieder. Auf dem Land sei es ruhig.'3

Die Moskauer Führung mußte sich zunächst eine Meinung bilden.

Zeitverschwendung

»Volynka« heißt wört lich »Dudelsack«. Der russische Volksmund ge­
braucht den Begriff im übert ragenen Sinne für »unnötige Trödelei»,

»Zeitvergeudung«, »absichtliche Verzögerung«. Seine Verwendung als

Kennzeichnung für die Ereignisse des 17. Juni 1953 soll auf Semenov zu­
rückgehen.!M Ist der Gebrauch des Begriffes für politische Geschehnisse

schlechthin schon ungewöhnlich, so für eine Revolte erst recht

Am 18. Juni erfuhr der »Pravda«-Leser aus einer TASS-Meldung vom

I7. Juni, in einigen Betrieben im demokratischen Sektor Berlins und ins-

kat: Ebenda. fond 06. opis' I2a. delo 5I. veröffentlicht in Beier: W ir wollen

freie Menschen sein. S. 109. Das Funktelegramm wurde unter den Mitgliedern

des Parteipräsidiums des Präsidiums des Ministerrats vert eilt.

132 Siehe Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument. $. 82f.
133 »Telefonogramma po vc«, Sokolovskij und Semenov an Molotov und Bulga­

nin. 18.6.1953. 12 Uhr (Ankunft). AVP RE. fond 082. opis' 35. papka 125,

delo 7. listy 9f.
134 Aufzeichnungen Bogomolovs. persönliches Archiv.



172 Elke Scherstjanoi

besondere unter Bauarbeitern hätt e es »volynki« gegeben. Anlaß von
Arbeitsniederlegungen sei die Erhöhung der Normen gewesen, die je­

doch am 16. Juni durch die Regierung der DDR rückgängig gemacht wor­

den sei. Nachdem der Grund für Unruhen weggefallen war, hätt en die

Ereignisse provokatorischen Charakter getragen. Sie seien »eine Sache

von Provokateuren und faschistischen Agenten« gewesen. Klargestellt

wurde auch, wobei die Agenten hatt en stören sollen: bei der anstehen­

den Wiederherstellung der Einheit Deutschlands. Allerdings sei die Pro­
vokation zusammengebrochen.

»Volynki« war also nicht nur eine verharmlosende Benennung für die
Gefahr. der die SED-Herrschaf t ausgesetzt gewesen war. Es war auch

sprachlicher Ausdruck spezifischer Angste: Der Hohe Kommissar sah in
den Ereignissen vor allem eine Gefährdung der deutschlandpolitischen

Pläne Moskaus: Die Arbeiter Ostdeutschlands vertrödelten. vom Westen

angestif tet , Zeit mit Nebensächlichkeiten! Semenov hielt auch Herrnstadt
zu deutschlandpolit ischer Argumentation an. Noch am 16. Juni aufgefor­
dert , in der auszuarbeitenden ZK-Entschließung jede Bezugnahme auf

Westdeutschland zu unterlassen! formulierte Herrnstadt am I7. Juni

unter Anleitung Semenovs! für das »Neue Deutschland« vom 18. Juni

sinngemäß: Der Komplott sollte die sowjetische Friedensinitiative in der

Deutschlandfrage stoppen !37

Einige Historiker betonen, dieser Artikel habe bereits das Stichwort

von der »faschistischen Provokation« geliefert! andere heben hervor,
daß die treibenden Kräfte sofort in Westberlin gesucht wurden !39 Doch

solche Schuldzuweisungen waren nichts Neues. Bedeutsam war dagegen,

daß sich die Nuancen bald in folgender Weise verschoben: Was zunächst

großangelegte Provokation« und »Masseninvasion von gekauf tem Ge-

135 Siehe Herrnstadt: Das Herr nstadt-Dokument. S. 81.

136 Siehe ebenda. $. 84.
137 Was ist in Berl in geschehen. Leitartikel im »Neuen Deutschland« vom 18. Juni

1953. Herrnstadts Art ikel wurde in den wichtigsten Passagen am 19. Juni in

der »Pravda« unter der Überschrift »Die Zeitung Neues Deutschland entlarvt

die ausländischen Agenten« nachgedruckt.

138 So Helmut Müller-Enbergs: Der Fall Rudolf Herr nstadt. Tauwetterpolitik vor

dem 17. Juni. Berlin 1991. S. 204f.

139 So Hagen: DDR - Juni '53. $. 182.
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sindel« aus dem Westen war und »von faschistischen Kräften ausge­

nutzt« wurde!P, hieß bald darauf »faschistisches Abenteuer« und spä­

ter »faschistischer Putschversuch«. Nicht der Faschismusvorwurf an
sich war verhängnisvoll (er war alt und gehörte ins Vokabular des Kalten
Krieges), sondern seine Kombination mit Vorstellungen von gezielter

Wühlarbeit, woraus in Schritt en das Bild eines langfr istig geplanten, re­

vanchistischen Umsturzes erwuchs. Der »Pravda«-Art ikel vom 18. Juni
zeichnete es noch nicht.

Den Grundstein für die Verunglimpfung legte unwillentlich Herrnstadt
mit, indem er in seinem ND-Art ikel vom 18. Juni die »Provokation« als

eine »von langer Hand her vorbereitete« charakterisierte. Er erwähnte Se­

menov gegenüber auch eine alte Ausgabe des »Spiegel« vom Juli 1952
(!), die von Vorbereitungen auf den »Tag X« in der DDR handelte. Seme­

nov beauftragte ihn, den Art ikel zu besorgen und den »Tag X« als Argu­
ment in einen neuen Zeitungsart ikel einzubauen.!+! In Semenovs

Memoiren klingt die Beschreibung, wie auf die Vorstellung von einem

»Tag X« zurückgegriff en wurde, so, als hätte nicht er, sondern Chruscev

und andere Politbüromitglieder in Moskau diese Meinung vertreten 12

Tatsächlich war er an der Verzerrung der Tatbestände unmittelbar betei­

ligt. Ob er sie innerlich mittrug, muß offenbleiben.

Indes schien sich mit dem Aufstand für Semenovs deutschlandpoli­
tischen Auftrag zunächst nichts verändert zu haben. Noch immer war of­
fen, ob und wie sich seine Regierung in der Notenangelegenheit ent­
schieden hatte. Am 20. Juni abends gab Semenov der SED-Spitze zu

verstehen, daß die Aufrechterhaltung des Ausnahmezustandes für die

Sowjetunion politisch nicht günstig sei.'* Ein Meinungsaustausch, der

diese Bezeichnung verdient hätte, fand aber nicht statt . In Vorberei­

tung und Verlauf des 14. ZK-Plenums der SED (21. Juni) griff der Hohe

Kommissar kaum ein, was erneut widersprüchliche Folgen hatte. Die SED­

Führung fand zwar zu eigenständigem Handeln, blieb nationalpolitisch

140 »Neues Deutschland« vom 18. Juni 1953.
141 Siehe Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument. S. 85f.; »Neues Deutschland«

vom 19. Juni 1953.
142 Siehe Semjonov: Von Stalin bis Gorbatschow. $. 294.

143 Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument. S. 86f.
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aber weitgehend orientierungslos. Grotewohl. Zaisser und Herrnstadt

empfanden, daß kein Weg erkennbar sei, »um sich hinsichtlich der wah­

ren Lage im Politbüro und den vielen Deutschland betreff enden Fragen
in Moskau verständlich zu machen« 144

Semenov analysierte derweil mit seinen Mitarbeitern die Lage und wer­

tete Verhöre aus. Mehrfach ist durch Erinnerungen belegt, daß sich Se­
menov in den Tagen nach dem 17. Juni Inhaftierte, vor allem junge

Arbeiter, in sein Zimmer kommen ließ und nach einem Gespräch ihre Frei­

lassung veranlaßte. Über den Inhalt der Gespräche drang nichts nach au­

ßen. Semenov prüfte auch die SED-»Kaderfrage«!4 Offenbar hatt en ihn

die Ereignisse doch an einen Führungswechsel denken lassen.

Semenovs und Sokolovskijs gemeinsamer Berichterstattung nach Mos­

kau muß zugute gehalten werden, daß sie, soweit das aus den bekannten
Funktelegrammen erschließbar ist, nicht auf eine übertricbene Kriminali­

sierung der Ereignisse zielte. Die Berichte konzentrierten sich auf militä­
risch relevante Sachverhalte und Ordnungsverstöße. Semenov korrigierte
sogar am 20. Juni eine Meldung, die am Vortage von ihm und Sokolovskij

weitergegeben worden war: Die Aussage eines im Raum Sangerhausen

gefangengenommenen Fallschirmspringers, wonach eine ganze Gruppe
mit Waff en und Funktechnik zur Unterstützung der Aufständischen aus
dem Westen herübergeflogen worden sei, war falsch.'* ® Die politischen

Forderungen der Demonstranten und Streikenden gaben Semenov und

Sokolovskij nicht wieder. Am 19. Juni meldeten sie sogar, daß bei den

vereinzelt wieder aufgekommenen Streiks in der Regel keine politischen

Losungen vorgetragen wurden mit Ausnahme der Forderung nach Frei­
lassung der Verhafteten und der Rücknahme des Ausnahmezustandes in
Betrieben und Ortschaften.!+7 In einem Bericht wenige Stunden später

144 Ebenda. $. 98.
145 Am 19. Juni befragte er Schirdewan nach seiner Meinung über Ulbricht und Rau

(siehe Karl Schirdewan: Aufstand gegen UIbricht. Berlin 1994. S. 54f.).

146 »Telefonogranina po vc«, Sokolovskij und Semenov an Molotov und Bulga­
nin. 19.6.1953. 17.35 Uhr. AVP RE, fond 082. opis' 35. papka 125. delo 37.

list 17. Siehe auch Ostermanns Dokumentation im Bulletin Nr. 10 des Cold
War International History Projekts (siehe Anm. 67). $. 94. Das Dementi in:

Telefonische Nachricht. 20.6.1953. Semenov an Molotov. abgedruckt in Bei­

er: Wir wollen freie Menschen sein. S. 137.



In 14 Tagen werden Sie vielleicht schon keinen Staat mehr haben.« 175

tauchten dann zum ersten Mal »feindliche Elemente« auf, doch deren

vereinzelte« Auftritt e trugen laut Bericht auch nur den Charakter des

Protestes gegen Verhaftungen und gegen die Hinrichtung Göttlings,'8

In Moskau lagen jedoch auch andere Berichte vor. Bereits in den frü­
hen Morgenstunden des 17. Juni reichte der Generalstab der Sowjeti­

schen Armee an Molotov, Bulganin und andere Mitglieder von Regierung
und Parteiführung ein soeben erhaltenes, mit Semenov und Grecko unter­

zeichnetes Telegramm weiter.'* Der Absender in Berlin war ein Mitarbei­

ter Semenovs (der Hohe Kommissar schlief vielleicht wirklich noch). Die

Ereignisse des 16. Juni betreff end wurde mitgeteilt, es sei klar, daß sie
von Westberlin aus als eine Antwort auf die Schritte zur Normalisierung

der Lage in der DDR und als Provokation organisiert waren. In weiteren

Berichten, die die Militärs -getrennt von den Meldungen Semenovs -

an Bulganin und den Generalstab sandten, fällt auf, daß sie zum einen

auch die politischen Forderungen der Demonstranten klar benannten, zum
anderen von Anfang an die Vorstellung von einem Westberliner Füh­

rungszentum nährten. In einem Bericht Marschall Sokolovskijs und Ge­
neral Govorovs an Bulganin vom 18. Juni gaben die Militärs auch die aus
ihrer Sicht eindeutigen Beweise für die Charakterisierung der Ereignisse

als geplantes Komplott weiter: Die Unruhen hätten zeitgleich in mehreren

Städten begonnen, man habe auf dieselbe Taktik zurückgegriff en und die­

selben Losungen benutzt. !0 Diese Sichtweise war es, die Moskauer Ein­

schätzungen nun prägte.

147 »Telefonogramma po vc«. Sokolovskij und Semenov an Molotov und Bulga­
nin, 19.6.I953, 19.50 Uhr. AVP RE, fond 082, opis' 35. papka 125. delo 37,

isty 19f
148 »Telefonogramma po vc«, Sokolovskij und Semenov an Molotov und Bulga­

nin. 19.6.1953. 24 Uhr, ebenda, listy 21f .
149 Bericht Semenovs und Greckos. 17.6.1953. 7.26 Uhr Moskauer Zeit. Dieses

und weitere »Telefonogramme«, die vom Generalstab aus weitergeleitet wur­

den, erschloß Viktor Gobarev im Archiv des Russischen Generalstabes in Mos­
kau. Ostermann veröffentlichte sie in englischer Sprache (siehe Anm. 67),

Zitat hier S. 86f
150 Bericht von Sokolovskij und Govorov, 18.6.1953. 2.05 Uhr morgens, weiter­

gereicht vom Generalstab an Bulganin. Dokumentation Ostermanns (siehe

Anm. 67). S. 89f.
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Am 22. Juni erreichte die Moskauer Parteiführung ein Bericht des Ber­

liner »Pravda«-Korrespondenten Naumov. Seine »Mitteilungen über die

Ereignisse in Berlin am 16. und 17. Juni«+5! enthielten nicht nur eine
wahrheitsgetreue, sehr anschauliche Darstellung der Ereignisse in dem
und um den von Bauarbeitern angeführten Protestzug. Forderungen und

Meinungen der Demonstranten. Naumov wußte auch von weitverbreite­

tem Russenhaß und antisowjetischen Ausschreitungen zu berichten. Er

endete mit der Feststellung: »Kein Zweifel, daß diese Operation sorgfäl­

tig -und gut - schon im voraus vorbereitet war und aus einem Zen­
trum geleitet wurde,4+52

Die Erklärung des ZK der SED »Über die gegenwärt ige Lage ...«, vom

SED-Politbüro am 21. Juni im Entwurf bestätigt, wurde sofort in Moskau
erörtert.15 Besonders entsetzt war man dort, zu erfahren, daß sich »die

Gewerkschaften in fremden Händen« befunden hatten. Die SED-Führung

erhielt den Rat, »unverzüglich mit jeglicher Verwirrung in der Führung

Schluß [zu] machen und entschlossen die Maßnahmen zur Festigung des

Einflusses der Partei auf die Massen und zur Gewinnung des Vert rauens

der Massen zur Staatsmacht [zu] verwirklichen.« Doch das war leichter

gesagt als getan.

Semenovs Bericht

Am 25. Juni will Semenov einen ausführlichen, 90seitigen Bericht mit Kar­

ten und Fotos nach Moskau geschickt haben.!Y* Der Forschung ist ein

etwa fünfzig Seiten umfassender Bericht vom 24. Juni 1953 mit dem Titel
»Über die Ereignisse vom 17. bis 19. Juni 1953 in Berlin und in der DDR

sowie einige Schlußfolgerungen aus diesen Ereignissen« bekannt. Er war

an Molotov und Bulganin gerichtet, unterzeichnet hatten ihn Sokolov-

151 Abgedruckt bei Beier: Wir wollen freie Menschen sein. S. 163-168.

152 Ebenda. $. 168.
153 Anlage zum Protokoll der Sitzung des Politbüros am 21. 6.1953. SAPMO

BArch. J IV 2/2-294. Siehe auch Beier: Wie wollen freie Menschen sein.

S. 168.
154 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. S. 297f.
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skij, Semenov und dessen Stellvertreter Judin. Der Bericht bestand aus

drei Teilen: einer Beschreibung der Ereignisse, insbesondere der Ge­

schehnisse in Berlin vom 16. bis 19. Juni, einer Darstellung der Wirt ­

schaftsprobleme sowie Vorschlägen für weitere Entscheidungen '55

Bei ihrer Darstellung der Ursachen der Ereignisse griff en die Autoren

auf die Einschätzung zurück, wonach die von der 2. SED-Parteikonferenz

ausgehende Politik zu Destabilisierungen geführt hätte. Die alte Erkennt­

nis bekam aber nun zwei wesentliche Modifizierungen: Zum einen machte
man deutlich, daß die Versorgungsprobleme und Kürzungen im Sozialbe­

reich ganz besonders auch den Lebensstandard der Arbeiter erheblich
verschlechtert hatt en, zum anderen gaben die Berichterstatt er Fehler auf
Seiten der sowjetischen Kontrollbehörde deutlicher zu.+56 Den ersten

kleineren Streiks um die Jahreswende hätten weder das SED-ZK noch die

SKK die nötige Beachtung geschenkt. Damit endete aber die Selbstkritik.

Die Schuld an der Zuspitzung der Situation schoben die sowjetischen

Vertreter auf die SED-Führung und in erster Linie auf Ulbricht, den »In­

t iator und Hauptprotagonisten der Politik der Normenerhöhung«. Ein­

gebettet in eine recht genaue Schilderung der Tagesereignisse vom 16.

155 Das Dokument (AVP RE fond 06. opis' 12a. papka 5, delo 301. listy 1-51)
entdeckte Vladislav Zubok. Christian Ostermann publiziert e Teile daraus in
englischer Übersetzung. Das Original lag der Aurorin nicht vor, die folgenden

Bezugnahmen gehen auf die englische Teilpublikation zurück. Abschnitt II mit
dem Titel »Die ökonomischen Probleme gegenüber der DDR im Lichte der Er­

eignisse vom 17. bis 19. Juni« wurde in dieser Veröffentlichung gänzlich ausge­
spart, die Teile l und HI sind in knappen Auszügen wideigegeben. Siehe New

Documents on the East German Uprising of 1953. Introduction and Commen­
tary by Christian Ostermann. In: Cold War International History Project.
Bulletin Woodrow Wilson International Center for Scholars. Washington D.C..
Issue 5. Spring 1995. S. 10-2I und 57. Faina Nowik erwähnte das Dokument

in ihrem Referat während des 16. »Rhöndorfer Gespräches« Anfang 1997, wur­

de seiner histoiiographischen Bedeutung aber kaum gerecht. Siehe Gerhard

Wettig: Die sowjetische Deutschland-Politik in der Ara Adenauer. Bonn 1997,

$. 57 und 89.
156 Die Mitverantwortung der SKK an einer fehlerhaften Politik in der DDR war

bereits unmittelbar vor dem 17. Juni in der »Täglichen Rundschau« thema­

tisiert worden.
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bis 19. Juni in Berlin suggerierten Sokolovskij, Semenov und Judin ihren

Moskauer Vorgesetzten, die SED-Führung hätt e zunächst nicht auf War­

nungen gehört und dann völlig untaugliche Maßnahmen ergriff en. Seme­

nov und seine Koautoren stellten ihre späten Erkenntnisse über die kon­
fliktverstärkenden Momente, die Ignoranz der Partei gegenüber

Arbeiterinteressen, so dar, als wären sie seinerzeit beim Moskauer

»Gesundungsbeschluß« bereits in Betracht gezogen worden. Es sei die

SED-Führung gewesen, die entsprechende Hinweise mißachtet hätte. Erst
unter starkem Druck der SKK (sic) habe das SED-Politbüro am 8. Juni un­
klar formulierte Anweisungen zur Beendigung der Kampagne zur Nor­
menerhöhung gegeben.

Gemeint war wohl die außerordentliche Politbürositzung am 9. Juni
1953, auf der Kernpunkte des sogenannten »Kommuniques vom 9. Juni«
(von Herrnstadt verfaßt am 10. Juni, veröff entlicht unter Druck Semenovs

am l1. Juni) erörtert worden waren. Von einem Hinweis Semenovs zeugen
deutsche Quellen allerdings nicht. Noch in der Politbürositzung am 13.
Juni hatt e Grotewohl - wahrscheinlich als Mitschrif t einer Semenov­

schen Stellungnahme - notiert: »Normenerhöhung. Prod.erhöhung,

Sparsamkeit waren keine Fehler. Man muß sie behalten und begrün­
den.«!57 Und Rudolf Herrnstadt war in seiner Analyse des »falschen

Kurses« zu dem Schluß gekommen: »Der Hauptleidtragende war die Ar­

beiterschaft.«+58 Doch Heinz Brandt zufolge war am Morgen des 16. Juni

auch für Herrnstadt nicht klar gewesen, daß der Normenbeschluß revi­

diert werden muß !5? Zweifellos hätte gerade er und gerade in dieser Fra­

ge einer sowjetischen Anweisung höchste Beachtung geschenkt. Es
bleibt also ein Geheimnis Semenovs, in welcher Weise er rechtzeitig vor

weiterem Arbeiterprotest gewarnt haben will.

157 Mitschrift Grotewohls von der Politbürositzung am 13.6.1953. SAPMO

BArch, NY 4090-699. BI. 69.
158 Entschließungsentwurf »Beschluß des ZK der SED. Der neue Kurs und die Er­

neuerung der Part ei«. Verfaßt zwischen dem 12. und 16. Juni 1953. Siehe Do­

kumente zur Auseinandersetzung in der SED 1953. Hrsg. und kommentiert von

W ilfriede Otto. In: BzG H. 5/1990. S. 658-667.

159 Brandt: Ein Traum. der nicht entführbar ist. S. 231.
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Der Bericht vermerkt, daß das DDR-Staatsicherheitsministerium am

l4. Juni 1953 auf Streikpläne hingewiesen worden sei. Von wem, bleibt un­

klar; es könnte sich um Hinweise sowjetischer Sicherheitsdienste gehan­
delt haben. Der Information sei jedoch keine Bedeutung beigemessen

worden, und das MfS hätte seinerseits die Führungen von SED und SKK

nicht in Kenntnis gesetzt. Wie seltsam! Die Erwähnung dieses Faktes war

kaum geeignet, Semenovs Rolle am Vorabend des Aufstandes in ein gün­
stiges Licht zu stellen. Sie war aber gut genug, die Versäumnisse der

SED-Führung stärker zu gewichten. In diesem Sinne fuhren die Berichter­

statter fort : Berliner Magistrat und SED-Bezirksleitung hätt en auf die For­

derungen der Bauarbeiter am Abend des 15. Juni in keiner Weise reagiert .

Erst unter dem Druck der Demonstranten sei es am 16. Juni zur Rücknah­
me der Beschlüsse in der Normenfrage gekommen.

An dieser Stelle nahmen die Autoren des Berichtes eine bemerkens­
werte Akzentuierung vor. Ihrer Darstellung zufolge wäre es fast zu einer
politischen Lösung des Problems gekommen. Semenov hing auch am 24.
Juni noch der Vorstellung an, mit der Rücknahme des Normenbeschlus­

ses, so wie sie am 16. Juni erfolgte, wäre der Konflikt beinahe entschärft

worden, wenn es Westberliner Provokateure nicht im Verlaufe des Tages

vermocht hätten, die Arbeiter aufzuwiegeln, sich nicht mit der Rücknah­

me der Normenerhöhung abzufinden, sondern die Herabsetzung der alten
Normen zu fordern, ebenso wie Preissenkungen, Rücktritt der Regierung

und freie gesamtdeutsche Wahlen. Die innere Dynamik von Protest und
Aufruhr begriff Semenov nicht. Kritisch vermerkte der Bericht allerdings,
daß sich die SED-Führung auf der Berliner Parteiaktivtagung am Abend

des 16. Juni weder zu den Vorgängen in der Stadt noch zur Bewält igung
der Situation geäußert hatt e. Kleinere Gruppen von Randalierern (etwa
1000 bis 1500 Leute) hätten während dessen die Stadt weiterhin unsicher

gemacht, woraufhin »wir am späten Abend des 16. Juni die Führung des

ZK der SED (Grotewohl, Ulbricht, Zaisser, Herrnstadt) aufsuchten« und

erklärten, daß es »notwendig sei, die entschiedendsten Maßnahmen zur

Aufrechterhaltung der Ordnung in der Stadt« zu ergreifen, um »ein mas­

sives Eindringen provokatorischer Banden von Westberlin nach Ostber­

lin« zu verhindern. Man habe von der Entscheidung berichtet,

sowjetische Truppen nach Berlin zu schicken, doch »unsere Freunde er­

klärten, daß sie nicht glaubten, die Situation sei so ernst, um zu solch
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außerordentlichen Mitteln zu greifen«!0 Ulbricht und seine Genossen
hätt en die Lage ziemlich verharmlost.

Diese Anklage steht in Widerspruch zu anderen Quellenaussagen.

Noch im Funktelegramm Semenovs und Greckos vom I7. Juni morgens

hieß es: »Wir haben mit den DDR-Führern Ulbricht. Grotewohl und Zais­

ser gesprochen. Sie alle glauben, daß die Tumulte vom 16. Juni der Be­
ginn einer von Westberlin aus organisierten Aktion waren. Die Freunde
halten größere Ausschreitungen am Morgen des 17. Juni für möglich. Sie

schlugen verstärkte Polizeikontrollen ... vor. Auf Wunsch der deutschen

Freunde beginnen wir mit Truppenpatrouillen mit 450 Mann in Fahrzeu­
gen in Stadtgebieten, wo Unruhen stat tgefunden haben, und in der Nähe

wichtiger Einrichtungen Ostberlins. ... Wir sind mit den Freunden über­

eingekommen, daß die deutsche Volkspolizei für Ordung in der Stadt sor­
gen wird und daß die sowjetischen Truppen nur unter außerordentlichen

Umständen im extremen Notfall aktiv an der Wiederherstellung der Ord­
nung beteiligt werden.«!6! Semenov stellte diese Absprachen nun in ei­
nem anderen Licht dar. Und weiter hieß es im Bericht, am 16. Juni habe
man die eigenen Vert retungen über die Unruhen in Berlin informiert. Auf­

gefordert, analoge Vorbereitungen zu treff en und die Bezirksverwaltun­

gen über die SED-Parteikanäle zu warnen, habe Ulbricht nichts Besseres

zu tun gehabt, als die Funktionäre zur Entgegennahme von Instruktionen

nach Berlin zu bestellen. Damit seien die Regionen am 17. Juni ohne kom­
plette Parteiführung gewesen. Die Zahl der Demonstranten allein in Ber­

lin habe 66 000 einschließlich einiger zigtausender Westberliner
betragen,462

Drei Kernaussagen dieser Schilderung der Eskalation sind hervorzu­

heben: Ihr zufolge war den sowjetischen Vertretern von Monatsbeginn

an nicht nur die Krisenursache klar, sondern auch der Konfl iktherd, von

160 New Documents. S. 18. In der englischen Übersetzung des Berichtes heißt es

hier: »W e turned their attention to the seemingly serious nature of the dis­

orders that had taken place in the city ...«

161 Bericht Semenovs und Greckos. 17.6.1953. 7.26 Uhr Moskauer Zeit. siehe Do­
kumentation Ostermanns. (Anm. 67). $. 86f. Das Zitat ist der englichen Über­

setzung entnommen.
162 Naumov hatte in seinem Bericht die Zahl der Demonstranten in Berl in auf

100000 geschätzt (siche Anm. 151).
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dem her der die Situation schließlich eskalierte; zeigte sich die SED-Füh­
rung im unmittelbaren Vorfeld des Aufstandes nicht nur politisch unge­

schickt, sondern vor allem uneinsichtig gegenüber sowjetischen

Ratschlägen; war der Konfl ikt aus einem berechtigten Protest von Arbei­

tern erwachsen, dann annähernd behoben, vor der endgült igen Bereini­

gung jedoch von feindlichen Kräften ausgenutzt und weitergetrieben
worden.

Bei der Beschreibung der ersten Gegenmaßnahmen klingen Vorwürfe

an die SED ebenfalls an: Die Entscheidung, Mitglieder der Berliner Be­

zirksleitung in die Betriebe zu schicken, hätt e dazu geführt , daß SED-Ak­
tivisten auf den Straßen zu wenig präsent waren; die Stärke der Polizei in

Berlin sei unzureichend gewesen (von Grund zu politischem Mißtrauen
gegenüber Polizei und KVP war nicht die Rede); die Informationskanäle
der Partei aus den Regionen hätt en versagt. Zweifellos, Politbüro und Be­

zirksleitung der SED waren in diesen Tagen »manövrierunfähig«' , doch

wie weitsichtig und krisenerfahren war der Hohe Kommissar?Am 17. Juni

gegen 10.30 Uhr habe er laut Bericht das SED-Politbüro und einige Regie­
rungsmitglieder nach Karlshorst »evakuieren« müssen !6+

Gründe für den anfangs zurückhaltenden Einsatz sowjetischer Truppen
nennt der Bericht nicht. Er liest sich so, als hätten die sowjetischen Ent­

scheidungstäger der SED zunächst die Möglichkeit geben wollen, die
Sache allein in den Griff zu bekommen. Schließlich aber hätten die sowje­
tischen Truppen »die entscheidende Rolle bei der Liquidierung der Unru­

hen auf den Straßen« übernommen, wobei der erste Waff eneinsatz am

Berliner Polizeipräsidium »off enbar einen stark ernüchternden Eff ekt [hat­

te] . Gegen Abend war die Ordnung in der Stadt hergestellt .«!6° Der Be­

richt wiederholt die Einschätzungen aus den Telegrammen, wonach die
Revolte rasch abklang. Der Hauptvorwurf an die Adresse der SED für die­

se Stunden lautete: SED und FDJ wirkten in den Betrieben nicht resolut

genug und meist nur durch untere Funktionäre. Die entsandten

höheren Funktionäre hätten sich nach Ulbrichts Anweisung nicht auf

größere Meetings eingelassen. »Am 19. Juni riefen wir die komplette Ber-

163 Brandt: Ein Traum, der nicht entführbar ist. S. 233.

164 New Documents. S. 19.

165 Ebenda.



182 Elke Scherstjanoi

liner SED-Bezirksleitung zu einem Treff en und machten ihr unmißver­

ständlich klar, daß unverzüglich und unbeirrbar Schrit te getan werden

müßten, um alle Kräfte der Partei in Berlin in die Betriebe zu entsenden
und einen Wandel der Stimmungen unter den Arbeitern zu gewährlei­
sten.«!66 Ein solches Treff en ist in den SED-Akten ebenfalls nicht doku­

mentiert. Und sollt e die Order so gelautet haben, wie im Bericht
beschrieben, dann war es wahrlich nicht mehr als eine Binsenweisheit ,

was an politischem Ratschlag von sowjetischer Seite kam.

Letzten Endes war der Aufstand mit militärischer Gewalt niedergeschla­

gen worden. Für Fehler im Moment der Eskalation machte der Bericht al­

lein die Ulbrichtsche Parteiführung verantwort lich. Den Hintergrund

betreff end war dem Bericht ohnehin cine Charakterisierung der Ereignis­

se vorangestellt , die -bei allen eingestandenen Fehlern der SKK -die

Verantwortung dem Westen zuwies: Es sei klar, daß der 17. Juni der so­

genante »Tag X«, der Tag der off enen Aggression faschistischer und an­

derer unter direkter Führung amerikanischer Geheimdienste wirkender
Organisationen gegen den demokratischen Sektor in der DDR war.!®7 Se­

menov, Sokolovskij und Judin zufolge hatten diese den »Tag X« aus fol­

genden Gründen gerade jetzt anberaumt: Erstens: Die Verkündung des
neuen Kurses durch die SED hätt e die Chancen für eine Unterstützung
der Aggression größer erscheinen lassen. Zweitens: Das Anwachsen

antiamerikanischer Stimmungen und opposioneller Bewegungen gegen
die Aufrüstung im Westen sowie der Zuspruch, den die sowjetische

Friedensinit iative erhalten hätte, hätten die Aktion als höchst dringlich
erscheinen lassen. Dritt ens: Die Amerikaner und die »Adenauer-Ollen­

hauer-Clique« hätt en die Unzufr iedenheit der Werktätigen in der DDR,

welche aus Fehlern von SED und SKK im Zusammenhang mit dem »for­
cierten Aufbau des Sozialismus« resultierten, in ihre Rechnung mit ein­

bezogen; Adenauer habe sie für seine Wahlkampagne nutzen wollen.

Viertens: Schließlich sei es darum gegangen, die UdSSR von ihrem ge­
genwärtigen Kurs gegenüber der DDR abzubringen.!® Semenov hatte

166 Ebenda. S. 19f.
167 So formuliert in der englischen Übersetzung. Siehe ebenda. S. 1O.
168 Ebenda.



»In 14 Tagen werden Sie vielleicht schon keinen Staat mehr haben.« 183

sich zum Protagonisten der »Tag X«-Deutung gemacht, die vor allem sei­

ne eigenen Fehler kaschieren sollte.

Semenovs Vorschläge

Zugleich zielte die Einschätzung der drei Berichterstatter auf Veränderun­
gen im Herrschaftsgefüge der SED. Sie waren in Teil III des Berichtes
ausgeführt !6? Dabei ging es nun nicht mehr nur um die »Gesundung der

politischen Lage« schlechthin, es mußte um die sofort ige Beseitigung de­
saströser politischer Zustände gehen. Der Aufstand hatte das auch den

sowjetischen Beratern deutlich gemacht. In Fortsetzung der »Gesun­

dungsempfehlungen« vom 2. Juni, doch sehr viel konkreter als dort , rie­
ten die sowjetischen Vert reter nun, wie der politische Schaden durch
strukturelle und personelle Korrekturen im SED-Regime zu beheben sei:
Partei- und staatliche bzw. Verwaltungsämter seien entschieden zu tren­

nen, die Regierungsstruktur mit Maßgabe einer Verkleinerung zu ändern.

Vorgeschlagen wurde, größere Ministerien zu bilden und das Staatssi­

cherheitsministerium in das Innenministerium einzugliedern. Ulbricht soll­
te die Funktion des Vizepremiers entzogen werden. Die Volkskammer sei

als Legislative aufzuwerten und durch Anberaumen einer außerordentli­

chen Sitzung in die Krisenbewält igung einzubeziehen.

Innerhalb der Parteistruktur sollte das bislang von Ulbricht be­

herrschte Sekretariat des ZK in seinen Kompetenzen stark beschnit ten,

personell verändert und von elf auf fünf Mitglieder verkleinert werden.

Die Funktion des »Generalsekretärs« sollte eliminiert und dafür die von
Sekretären des ZK« eingeführt werden. Möglicherweise wollte man
»Dienstränge« vermeiden, denn von einem »I. Sekretär« war nicht die

Rede. In drei bis vier Monaten hätte der 4. Parteitag der SED entspre­

chende Beschlüsse zu fassen, der auch für eine Verjüngung im ZK und

für »radikale Erneuerung im Politbüro« sorgen sollte. Es hieß, von Par­

tei- und Staatsführern, die die in dieser Zeit nötigen Fähigkeiten nicht

169 Teil III des Berichtes »Einige Schlußfolgerungen und Vorschläge« (siehe New

Documents. S. 20f.) ist anhand anderer Quellen vollständig in Originalsprache

rekonstruierbar. Für Hinweise und Quellenmaterial danke ich Dr. Jan Foitzik.
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zeigten, müsse man sich trennen. Namen wurden allerdings nicht ge­

nannt. Auch die Arbeit der Gewerkschaftsorgane sei zu überprüfen, ein

radikaler Wandel in der Rolle der Gewerkschaft en müsse erreicht werden.

Die FDJ sei unter Verwendung von Erfahrungen aus den Anfängen der

Jugendorganisation wieder in einen überparteilichen Verband umzuwan­

deln, ihre Führung zu erneuern.

Von diesen Vorschlägen waren die meisten zweifellos im internen Dis­
kurs mit der SED-Führung entstanden oder deren »Selbstkritik« entlehnt.

Auf der 14. Tagung des ZK der SED (21. Juni) soll Semenov noch »sehr

befangen und ängstlich einige Wort e zur Unterstützung des von allen

Seiten angegriff enen Politbüros« gesagt haben.'70 Doch die Krit iker UI­
brichts im Politbüro und fraglos auch die Stimmung in der Bevölkerung,
dürf ten Semenov schließlich davon überzeugt haben, die Posit ion des Ge­
neralsekrctärs nun ebenfalls deutlich in Frage zu stellen. Bestimmte struk­

turelle Veränderungen, wie die im Sicherheitsbereich, schaute der Hohe

Kommissar einfach im Heimatland ab, wo im übrigen die Uhren der Zeit

gleichfalls auf »kollektive Parteiführung« standen. Seinem Beamtenstatus

entsprechend gab Semenov seine »Schlußfolgerungen« aber nicht direkt

an die Ulbricht-Kritiker weiter. Entscheidungen waren in Moskau zu tref­

fen. Für Herrnstadt, Zaisser, Jendretzky und andere ergab sich daraus ein

böses Schicksal. Semenov selbst dürfte seiner Disziplin Entscheidendes

zu verdanken gehabt haben.
Die deutschlandpolitische Sicht Semenovs hatt e sich im Lichte der Er­

fahrungen des 17. Juni noch immer nicht entscheidend geändert. Freilich,
er und seine Koautoren gingen auf die deutsche Frage explizit nicht ein,

immer gewärtig, daß die Vorgesetzten den vage bestimmten Kurs vom Mai

nun plötzlich ändern könnten. Doch bei der Nennung militärpolitischer

Schlußfolgerungen scheint durch, daß Semenov und seine Genossen am
24. Juni noch nicht voll auf die Teilungsoption umgeschwenkt waren. Sie

sahen sich zum Vorschlag veranlaßt, daß Mannschaften. Aufbau und Dis­

lokation der Volkspolizei überprüf t sowie deren Ausrüstungen moderni­

siert werden. Aus dem Bestand der kasernierten Bereitschaftspolizei

heraus sollten mobile Abteilungen gebildet werden, die in der Lage seien,

ohne sowjetische Truppen für Ordnung zu sorgen.

170 Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument. $. 90.
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Parallel dazu sollten in Anlehnung an in Westdeutschland existierende

Formationen (!) »innere Truppen« (formirovanija vojsk vnutrennej

sluzby) gebildet werden. Auch dieser Vorschlag war in Kooperation mit
DDR- Militärs entstanden.'?' Allerdings besagte die nach Moskau wei­

tergeleitete Anregung, daß die bestehenden Armeeformationen, also die
KVP, zur »inneren Truppe« umzubilden seien. Bei aller Gefahr, die Seme­

nov, Sokolovskij und Judin mit der Legende vom »Tag X« signalisierten,

orientierten sie doch nicht auf den Ausbau der KVP als Streitkräfte mit
vornehmlich äußerer Schutzfunktion. Schließlich schlug man bezüglich
der eigenen Truppen in Deutschland vor, der Truppenführung die Ver­
besserung von Dislokation und Ausstattung der Einheiten aufzutragen.

Insbesondere sollten in Berlin (sic) Panzereinheiten stationiert werden.

Bestand hatten auch die alten Überlegungen zur Entlastung der DDR­

Wirtschaft. Den neuen Kurs für die DDR im grundsätzlichen, jüngste

Hilfsaktionen der sowjetischen Regierung zur Verbesserung der Ver­

sorgung'? im besonderen gutheißend, stellte Semenov die unter seine

Mitarbeit entworfenen Schrit te zur volkswirtschaftlichen Stabilisierung
erneut in den Vordergrund des weiteren Krisenmanagements: Die Bela­

stungen durch Reparationen und Besatzungskosten sollten gemindert ,
die restlichen SAG an die DDR verkauft und der Kurs Mark-Rubel fest­
gelegt werden. Semenov und seine Kollegen schlugen sogar die Einstel­

lung von Warenlieferungen auf Reparationskonto bereits ab dem zweiten

Halbjahr 1953 vor, denn es gelte, den Lebensstandard in der DDR zu er­

höhen. Deren Bürger müßten so gut leben wie die Bürger Westdeutsch­
lands, hieß es in den »Schlußfolgerungen« des Berichtes. Semenov griff
auch die Idee von der DDR-Regierungsdelegation nach Moskau wieder

auf. Die staatlichen Beziehungen seien zu normalisieren. Alles in allem

war Semenov am 24. Juni 1953 noch immer der -freilich unklaren -auf

171 Er ist der Forschung als ein Vorschlag bekannt, den Polizeichef Karl Maron am
22. Juni 1953 unterbreitet hatte. Realisiert wurde der Vorschlag erst 1955. Siehe
Jörn Steinke: Von den »Inneren Truppen« zur Bereitschaftspolizei (1953-1990).
In: Im Dienste der Partei. Handbuch der bewaffneten Organe der DDR. Hrsg. von
Torsten Diedrich / Hans Ehlert / Rüdiger Wenzke. Berlin 1998. $. 69-95, hier
$.69f.

172 Am 24. Juni hatt e die sowjetische Regierung kurzfristige Zusatzlieferungen von

Lebensmitteln in die DDR beschlossen.
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ein deutschlandpolitisches Arrangement zielenden Moskauer Linie vom
Mai 1953 treu.

Da geschah Ungeheuerliches in der sowjetischen Hauptstadt. Unmit­
telbar nach Weiterleitung des Berichtes wurde am 26. Juni in Moskau In­
nenminister Lavrentij Berija festgenommen. Semenov und Sokolovskij
erhielten die Weisung, in Berlin Goglidze und Kobulov festzunehmen!73

Die Aktion lag in der Hand des sowjetischen Militärs. Von der erst am
10. Juli öffentlich bekanntgegebenen Verhaftung Berijas erfuhr Semenov
also umgehend. Das erklärt, warum er Grotewohl und Ulbricht gegenüber
auf einmal heftige Kritik an der Person Zaissers anmeldete !7+ Doch es
bedurfte noch einiger Tage der Klärung in Moskau, bis nach dem Juli­
Plenum des ZK der KPdSU (3.-5. Juli), auf dem Berija auch eine Reihe
von außenpolitischen Fehlern vorgehalten wurden,'7 gegen Monatsmit­
te in Berlin das Zerrbild einer Herrnstadt-Zaisser-Verschwörung ent­
stand. Semenovs Anteil daran wäre eine eigene Untersuchung wert.

Nach seinem Bericht trafen in Moskau weitere ein. Auch Semenov setz­
te die Lageanalyse fort. Jahrzehnte später schrieb er: »Es ging nicht dar­
um, in Einzelheiten des Ablaufs dieser faschistischen Verschwörung zu
kramen, sondern die Ursachen genau zu untersuchen ... und die Dinge
rasch zu korrigieren«!76 Zum Zeitpunkt der 15. Tagung des ZK der SED
(24.-26. Juli) war in Moskau bereits entschieden, daß der Neue Kurs bei­
behalten wird, maximales Entgegenkommen in der deutschen Frage aber
nicht mehr gezeigt werden sollte. Für diese Politik schien es ratsam, in
der Führungsspitze der SED keine wesentlichen Veränderungen vorzu­
nehmen. Die lautesten Kritiker des »alten Kurses« (insbesondere seiner
deutschlandpolitischen Dimension) brauchte man vor der Rache Ul­
brichts daher auch nicht sonderlich schützen.

173 Semenov: Von Stalin bis Gorbatschow. $. 299.
174 Siehe Herrnstadt: Das Herrnstadt-Dokument . S. 111.
175 Siehe Der Fall Berija. Protokoll einer Abrechnung. Das Plenum des ZK der

KPdSU. Juli 1953. Stenographischer Bericht. Übersetzt und herausgegeben von

Viktor Knoll und Lothar Kölm. Berlin 1993.
176 Semjonow: Von Stalin bis Gorbatschow. $. 299f.
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Fazi t

Folgende zentrale Versäumnisse sind in der sowjetischen Politik gegenüber
der DDR sowie Deutschland insgesamt für Frühjahr/Sommer 1953 zu resü­

mieren und mit der Person Semenovs direkt zu verbinden: Die extrem schwie­

rige Wirtschaftslage in der DDR erkannte man -durch organisatorisch­

institutionelle Störungen verzögert -erst spät. Ihre politische Tragweite
wurde sowohl im systemischen DDR-Kontext zu lange unterschätzt und

falsch behandelt, als auch im weiteren deutschland-politischen Zusammen­

hang nicht konsequent genug durchdacht. Innerer Zeitdruck (Krisendyna­
mik) und äußerer Zeitdruck (Verhandlungssignale aus dem Westen, wäh­

rend die Ratifizierung der EVG-Pläne in Deutschland bedrohlich

voranschritt ) wirkten sich hinderlich auf die politische Bewältigung der

Doppelaufgabe von DDR-Krisenmanagement und deutschlandpolitischer

Entspannung aus. Ein zentraler Bestandteil der DDR-Herrschaftskrise, die
extreme Belastung des ohnehin nie problemlosen Verhältnisses zwischen
SED und Arbeiterschaft, blieb im entscheidenden Moment außer Betracht.

Der wichtigste sowjetische Vert reter in Berlin, Vladimir Semenovie

Semenov, vermochte es im Juni 1953 nicht, im ureigenen sowjetischen

Interesse die Rolle des Mittlers zu sprengen und über das begrenzte
Krisenbewältigungsprogranm hinaus in das politische Tagesgeschehen

einzugreifen. Als die Krise eskalierte, blieb er vorsichtig und risokoscheu,

Gefangener eines unentschiedenen deutschlandpolitischen Diskurses

seiner Vorgesetzten. Auch nach der militärischen Niederschlagung des

Aufstandes sah er dessen verheerende Folgen für das Ansehen der

UdSSR zunächst nicht. Er erkannte schrit tweise und gemeinsam mit den

Ubricht-Kritikern die Notwendigkeit weitergehender politischer Korrek­
turen innerhalb des Regimes, drängte auch auf maximale außenwirtschaft­
liche Entlastung, begriff dies alles aber als Schritte auf dem Weg der ur­

sprünglich geplanten Noten-Initiative in der deutschen Frage.

Ab Mitte Juni etwa bahnte sich eine Personalentscheidung in Moskau

an, für die das Berliner Desaster zusätzliche Argumente schuf. Die Er­

neuerungen im politischen System der DDR wurden nun zu wichtigen Tei­

len einem innersowjetischen Machtkampf geopfert , in dessen Folge auch
deutschlandpolitische Markierungen neu fixiert wurden. Mit der
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erfo lgreichen Denunziation des zuvor mehrheitsfähigen deutschlandpoli­

tischen Vorgehens gewann in Moskau das Interesse an Posit ionssiche­

rung in Ostdeutschland wieder die Oberhand. Semenov erwies sich in
diesem Auf und Ab als diszipliniert er und wendiger Sowjetfunktionär.

Noch reichlich ein Jahr blieb Semenov im Amt des Hohen Kommissars
der UdSSR in Deutschland. Im März 1955 wurde er Stellvert retender Au­

ßenminister der UdSSR. Das Vertrauen Chruscevs schien er aber nicht be­

sessen zu haben. Der nannte ihn »unseren gefährlichen Mann«, womit er

angeblich auf die Berichte von den Juni-Ereignissen in der DDR 1953 an­

spielte. Dies behauptet zumindest der jüngere Kollege Semenovs. Valen­
tin Falin.'77 Aber vielleicht hatte Chruscev das ja ironisch gemeint.

177 Valentin Falin: Polit ische Erinnerungen. München 1993. $. 29.
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Die Austreibungdes »Luxemburgismus«

aus KPD und SPD!

Die Überraschung war gelungen. Nichts hatte vor Beginn der 2. Partei­
konferenz der SED am 9. Juli 1952 darauf hingedeutet, daß Walter Ulbricht

den Delegierten den folgenschweren Beschluß mitteilen würde, den Auf­

bau des Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik zur
grundlegenden Aufgabe der Partei zu machen. Über die Hintergründe

dieser Entscheidung, die mit Sicherheit den Boden für die Ereignisse des
17. Juni 1953 bereiten sollte, gehen die Meinungen auseinander: War es
ein Alleingang der SED-Führung, die, verunsichert durch die sogenann­

ten Stalin-Noten von 1952, die ein vereinigtes, aber neutrales Deutsch­

land vorschlugen, ihren Machtanspruch durch die damit zu erwartenden

freien Wahlen in Frage gestellt sah und nun mit ihrer Option die Sowjet­
union vor vollendete Tatsachen zu stellen versuchte? Oder hatte Stalin
nach der Ablehnung seiner Vorschläge vom März 1952 durch die Westal­

liierten nur konsequent im Sinne seiner Bemerkung reagiert , die er 1945

gegenüber Vert retern der jugoslawischen Parteiführung machte und die
Milovan Djilas mit folgenden Worten überlieferte: »Dieser Krieg ist nicht
wie in der Vergangenheit; wer immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch

sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder führt sein eigenes Sy­
stem ein, so weit seine Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders

'sein.«-
Kompliziert wurden die Meinungsdiff erenzen auch dadurch, daß einer­

seits erst am 8. Juli 1952, also einen Tag vor dem Beginn der Parteikonfe­
renz, das Politbüro der KPdSU der SED-Führung sein Einverständnis mit

dem genannten Beschluß mitteilte, andererseits aber seitens der Führung

der KPdSU keine off izielle Delegation anwesend war. Für die weitreichen­

de Bedeutung, die die Beschlüsse dieser Konferenz für die Zukunft der

Dieser Text ist die erweiterte Auskoppelung aus dem Vortrag »Die sowjetische
Deutschlandpolitik und der 17. Juni«. gehalten am 17. Juni 2003 in Chemnitz.

2 Milovan Djilas: Gespräche mit Stalin. Frankfurt am Main 1962. S. 146.
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DDR haben mußten, kann diese Tatsache nur als merkwürdig bewertet

werden. Zwar war dem Ritual entsprochen und Stalin (neben anderen

kommunistischen Führern) in absentia ins Ehrenpräsidium gewählt wor­

den, von sowjetischer Seite begrüßt wurden nur, und das ohne Namens­
nennung, die Mitglieder der Sowjetischen Kontrollkommission.

Was nun vor allem innerhalb und außerhalb der Parteikonferenz auf­
horchen ließ, waren die folgenden Worte Walter Ulbrichts:

»Die demokratische und wirtschaftliche Entwicklung sowie das Be­

wußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit der Werktätigen sind je­

doch jetzt so weit entwickelt, daß der Aufbau des Sozialismus zur
grundlegenden Aufgabe geworden ist.«' Das Protokoll vermerkt an die­

ser Stelle und das muß man im Kontext zu dem Überraschungseff ekt se­
hen, daß sich die Delegierten von den Plätzen erhoben und
langanhaltenden Beifall spendeten. Walter Ulbricht weiter: »Auf dem

Wege der sozialistischen Entwicklung werden wir alle bei uns vorhande­

nen Schwierigkeiten überwinden können. In Übereinstimmung mit den
Vorschlägen aus der Arbeiterklasse, aus der werktätigen Bauernschaf t

und anderen Kreisen der Werktätigen hat das Zentralkomitee der SED be­

schlossen, der 2. Parteikonferenz vorzuschlagen, daß in der DDR der So­

zialismus planmäßig aufgebaut wird.«* Das Protokoll erwähnt auch hier,

daß sich die Delegierten und Gäste von den Plätzen erheben, langanhal­

tenden Beifall spenden und Hochrufe auf das ZK der SED ausbringen.

Selbst wenn man hier in Rechnung stellt , daß der Sozialismus der

Traum und das Ziel der Arbeiterbewegung war und viele Delegierte der
Parteikonferenz sich in einer »heroischen Periode« (Leo Kritzman) lebend
wähnten, in der dieser Traum Realität werden und das alte Ziel näherrük­

ken konnte, muß doch aus der historischen Perspektive der Realitätsver­
lust ins Auge stechen und gefragt werden, weshalb die Parteikonferenz,
die formal eigentlich dafür die Möglichkeit gehabt hätte, die Parteifüh­

rung nicht auf den Boden der Realität zurückholte und auf die Nichtreali­

sierbarkeit des Projekts hingewiesen hatte, sondern stat t dessen

begeistert Beifall spendete und mit ihrer Zustimmung auch den Weg in

3 Walter Ulbricht: Die gegenwärt ige Lage und die neuen Aufgaben der Sozialisti­

schen Einheitspartei Deutschlands. Berlin 1952. S. 45.

4 Ebenda.
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jene traumatische Situation öffnete, der ein Jahr später fast die Existenz

der DDR in Frage stellen sollte. Wie konnte es geschehen, daß sieben

Jahre nach dem Ende jenes schrecklichen, von Deutschland ausgegange­

nen Krieges, den die deutsche Arbeiterklasse bis zum Ende mitgetragen
hatt e, und nach jenen zwölf Jahren, in denen das deutsche Volk massiv

antikommunistisch und antisowjetisch indoktriniert worden war, jener Be­

wußtseinswandel konstatiert wurde, der diesen epochalen Umbruch ge­
rechtfert igt hätt e?

Eine teilweise Antwort kann sicher auch damit gefunden werden, daß

man den Blick auf die SED richtet, die seit ihrer Gründung konsequent
stalinisiert worden war und die bis 1952 verschiedene Kampagnen über

sich hatte ergehen lassen müssen. Obwohl die SED wahrscheinlich zu

keiner Zeit jene monolithische Institution war, als die sie nach außen er­

scheinen wollte, in einem war sie konsequent: Sie ließ weder innerhalb

noch außerhalb partizipatorische und emanzipatorische Stimmungen und
Strömungen zu und bekämpfte energisch das Sozialismusverständnis, das
die deutschen Sozialisten und auch Kommunisten vor allem nach dem Er­
sten Weltkrieg hatt en.

In diesem Kontext scheint es nützlich, an ein kleines, heute wohl zu
Unrecht vergessenes Buch zu erinnern, in dem Fritz Selbmann, zu jener

Zeit Minister für Wirtschaft und Wirtschaftsplanung in Sachsen, 1948

drei Vorträge, gehalten an der Universität Leipzig und der Technischen
Hochschule Dresden, unter dem Titel »Demokratische Wirtschaft« zusam­

menfaßte. In dem Vort rag »Sozialismus und Staatskapitalismus« erinnerte
Selbmann an folgendes: »Ein Volk, das 12 Jahre Hitler-Diktatur hinter sich

hat, ein Volk, das 12 Jahre Gestapo-Herrschaft, ein Volk, das die Gräuel

der Konzentrationslager und 12 Jahre Strammstehen vert rägt, ist nicht

reif für ein Sowjetsystem. Es muß erst dazu erzogen werden. Ich glaube,
daß es keine wichtigere Tatsache in der deutschen Politik gibt als die,

daß dieses Volk, dieses kulturell hochstehende Volk, dieses wertvolle und

bei allen seinen Fehlern so liebenswerte Volk, das widerstandslos diese

brutale geistlose Gewaltherrschaft I2 Jahre ert ragen hat, erst eine Voraus­

setzung schaff en muß, ehe wir die Aufgabe stellen können, nach einer,

wie wir glauben, höheren Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung zu
streben. Was fehlt diesem Volk? Diesem Volk fehlt die politische Reife,

das Gefühl für politische Selbstverantwortung, und das müssen wir in un-
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serem Volk erst heranerziehen. Das wird ein Prozeß sein, der wahrschein­
lich sehr, sehr lange dauert.«Y

Fritz Selbmann argumentierte auch im Unterschied zu späteren Politi­

kern der SED genuin marxistisch, wenn er in Abgrenzung zu damaligen

sozialdemokratischen Forderungen nach dem »Sozialismus als Tagesauf­

gabe« darauf beharrt, daß Sozialismus eben nicht mit Verstaatlichung

oder der Monopolstellung des Staates in wirtschaftlichen Bereichen

gleichzusetzen ist, meinte aber auch, daß dadurch, daß die Arbeiterklas­

se, bedingt durch ihre Unreife, nicht die politische Macht übernehmen
könne, ein konstituierendes Merkmal des Sozialismus wegfalle.

Die Tatsache. daß Walter Ulbricht nun vier Jahre später eine völlig an­

dere, dem entgegengesetzte Entscheidung trif ft, die auf der Aussage ba­

siert , das Bewußtsein der Arbeiterklasse habe einen Reifegrad erreicht,
der das, was Selbmann noch vehement anzweifelte - und es ist davon

auszugehen, daß Selbmann nicht einfach eine »private« Sicht äußerte -,
nun plötzlich zur aktuellen Aufgabe erklärte, kann, wie schon bemerkt,

verschiedene Gründe haben. Da Selbmann noch primär auf die Entwick­

lung demokratischer Institutionen und Verfahren orientierte, kann die
Entscheidung von 1952 aber auch den gleichen Grund gehabt haben wie
eine Einsicht des Jahres 1989, als in der Diskussion um gesellschaftliche

Alternativen in der DDR sich die Erkenntnis durchsetzte, daß zwei demo­

kratisch verfaßte deutsche Staaten nebeneinander keine Existenzberech­
tigung haben. Das heißt, die DDR stand nach ihrer Gründung vor der

zwingenden Notwendigkeit , eine radikale Alternative zur Bundesrepublik

Deutschland zu bilden. Und off ensichtlich drängte die Zeit.

Ulbrichts Bezug auf den Reifegrad des Bewußtseins der Arbeiterklasse

ist in diesem Kontext natürlich nicht mehr als eine ideologische Worthül­

se. Aber seine Ausführungen machen auch deutlich, daß es sich bei dem

nunmehr dekretierten Sozialismus um einen anderen handelte als den, für

den die deutsche Arbeiterbewegung seit dem 19. Jahrhundert gekämpft

hatte. Denn gleich nach seiner Ankündigung folgte der inhaltsschwere

Satz: »Das Hauptinstrument bei der Schaff ung des Sozialismus ist die

5 Fritz Selbmann: Demokratische Wirtschaft. Dresden 1948. S. 54f .

6 Siehe ebenda. S. 55.
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Staatsmacht.«7 Mit diesem Satz sind demokratische Initiativen, sind In­

t iativen von unten per se ausgeschlossen. Es handelt sich um einen So­
zialismus von oben, der eben nicht mehr das Resultat des selbständigen
Agierens der vermeintlich dazu berufenen Klasse ist, sondern um das

Produkt einer sich als Avantgarde dieser Klasse legitimierenden Partei,

die bestenfalls stellvertretend, aber dabei für die Gesellschaft entpoliti­

sierend wirkt. Auch das sollte später zu den tragischen Auswirkungen

des »realen Sozialismus« führen. Möglicherweise war sich die SED-Füh­

rung mit ihrem durch das sowjetische Modell geprägte Sozialismusver­

ständnis gar nicht bewußt, daß sich mit der Fixierung auf die
Staatsgewalt der Sozialismus im Grunde negativ definieren muß, von der

Seite der Enteignung her, also nicht der Vergesellschaftung, sondern der
rein juristischen Anderung der Eigentumsverhältnisse. Und das primär

mit Mit teln der Gewalt, wie Walter Ulbricht das im Punkt I der Aufgaben

der Staatsmacht ankündigte, indem er sagte: »I. Brechung des Wider­

standes der gestürzten und enteigneten Großkapitalisten und Großagrari­
er. Liquidierung aller ihrer Versuche, die Macht des Kapitals wieder

herzustellen.8
Definiert man aber den Sozialismus in dieser reduzierten Form und be­

rücksichtigt dabei, daß UIbricht gleichzeitig die unheilvolle These Stalins

von 1937 in seine Ausführungen einbezog, der zufolge sich der Klassen­

kampf beim erfolgreichen Aufbau des Sozialismus notwendig verschärfen
wird, dann muß er entweder ein adäquates Sozialismusverständnis bei

den Adressaten seiner Ankündigung erwartet haben, oder aber er konnte
davon ausgehen, daß diese so diszipliniert und ideologisch derart indok­

uriniert worden waren, daß sie überhaupt nicht auf den Gedanken gekom­

men wären, alternative oder nur abweichende Fragen zu stellen.

Anzunehmen ist, daß für einen Großteil der damaligen SED-Mitglieder

beides gemeinsam zutraf.

7 Walter Ulbrichi: Die gegenwärt ige Lage und die neuen Aufgaben der Sozialisti­

schen Einheitspartei Deutschlands. Berlin 1952. $. 46.

8 Ebenda. $. 47.
9 Siehe J. W . Stalin: Über die Mängel der Part eiarbeit und die Maßnahmen zur Li­

quidierung der trotzkistischen und sonstigen Doppelzüngler. Berlin 1954. S. 22f.;

Walter Ulbnicht: Die gegenwärt ige Lage und die neuen Aufgaben der Sozialisti­

schen Einheitspartei Deutschlands. Berl in 1952. $. 48.
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Wie in den meisten kommunistischen Parteien, vor allem denen der
Volksdemokratien, zeigte die Stalinisierung auch in der DDR ihre Wirkung.

Befördert durch immer neue Kampagnen, Säuberungen und Indoktrinie­
rungsrituale waren Verhaltensweisen entstanden, die sich als eine seltsa­

me Mischung aus elitärem Denken (die Kommunisten haben vor allen

anderen Einsicht in den Gang der Geschichte) und Servilität (die Partei

hat immer Recht, vor allem aber die jeweiligen Führer) artikulierte. Das

korrespondierte damit, daß die Funktionäre der KPD, die dann ja auch in
der Regel die Politik der SED maßgeblich bestimmten, ihre politische So­

zialisation in der Weimarer Republik und der Emigration erfahren hatt en,

geprägt durch permanente Säuberungen und der Suche nach Schuldigen

für die verschiedenen Niederlagen. Sie hatten gelernt, daß nur die kritik­

lose Unterordnung das polit ische, ja of t auch das physische Überleben
möglich machte.

Natürlich birgt eine solche retrospektiv gemachte pauschale Bewer­
tung auch die Gefahr. individuelle Lebensentwürfe und Aktivitäten zu
entwerten, aber erstens hat es auch in der kommunistischen Bewegung

immer wieder Personen und Gruppen gegeben. die sich verweigerten, die

sich vom Stalinismus trennten, und die die Gefahr begriff en hatten, die
von der Unterordnung dieser Bewegung unter die sowjetischen Interes­

sen ausging. Und zweitens ist zu fragen, ob Personen, die dazu erzogen

worden waren, ein absolut manichäisches Menschenbild zu akzeptieren,
das sich auf eine Freund-Feind-Relation verkürzt, ob diese Personen tat­

sächlich in der Lage gewesen wären, jene von Marx und Engels erträumte

Assoziation zu verwirklichen, »worin die freie Entwicklung eines jeden

die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist«.' Für die stalinisierte

kommunistische Bewegung jedenfalls kann dieser Satz von Marx und En­

gels nicht gegolten haben, zumal es wohl auch in der Neuzeit keine polit i­

sche Bewegung gegeben hat, die ihre Mitglieder solchen Repressionen

bis hin zur physischen Vernichtung ausgesetzt hatt e. Die überdies ver­

langte zu akzeptieren, daß der Führer von gestern der Feind von heute

geworden war. Wie also zum Beispiel konnte es geschehen, daß die deut­

schen Kommunisten die politische Demontage Rosa Luxemburgs durch

l0 Karl Marx/ Friedrich Engels: Das Kommunistische Manifest. In: Karl Marx/

Friedrich Engels: Werke. Bd. 4. $. 482.



Die Austreibung des »Luxemburgismus« aus KPD und SPD 195

Stalin und seine Epigonen zuließen, ja sich in erheblichem Maße selbst

daran beteiligten?

Erstaunlich wenig berücksichtigt worden ist in den Darstellungen, die
sich mit der Vorgeschichte des 17. Juni 1953 beschäftigen, daß die SED

etwa ab 1950 den Kampf gegen den »Luxemburgismus« wieder als ein

zentrales Problem ihrer theoretischen und ideologischen Arbeit ansah.
Nun waren die frühen Räteideen in der kommunistischen Arbeiterbewe­

gung ebenso wie die grundsätzlichen Auff assungen von Rosa Luxem­

burg über die Nichtdekretierbarkeit des Sozialismus, über die Rolle der

Organisation und über die Unmöglichkeit, Demokratie und Sozialismus

voneinander zu trennen, schon früh der Bolschewisierung der KPD zum
Opfer gefallen. Der Kampf gegen das Weiterwirken des Denkens der Mit­
begründerin der KPD hat eine bis ins Jahr 1923 zurückreichende Traditi­

on, was sich schließlich auch darin manifestierte, daß fast alle ihre
Mitkämpfer aus der Partei gedrängt wurden oder diese verließen.

Aber bis auf gelegentliche schlimme Ausnahmen wie Ruth Fischers
Vergleich des »Luxemburgismus« mit einem »Syphilisbazillus«,' nahm

die Auseinandersetzung um Rosa Luxemburg nicht jene Dimension an
wie die zu Beginn der 1930er Jahre, nachdem Stalin 1928 die KPD voll­
ständig auf seine Linie gebracht und durchgesetzt hatt e, daß Ernst Thäl­

mann gegen den Willen deutscher KPD-Vert reter Vorsitzender der KPD

blieb.
Die eigentliche Off ensive gegen Rosa Luxemburg und den »Luxembur­

gismus« begann 1932 mit Stalins berüchtigtem Brief an die Zeitschrif t

»Proletarskaja Rewoluzija«, in dem er eine Art Bannfluch über sie ver­

hängte, indem er sie beschuldigte, ihre Theorie sei halbmenschewistisch

und utopisch und noch dazu von Trotzki aufgegriff en worden.' Sofort

stürzten sich seine dienstbaren Geister auf die neueste Erkenntnis der in­

zwischen unangefochtenen Autorität der Kommunistischen Internationa­
le und initiierten eine Kampagne, um die Mitgliederparteien auf Stalins

Klassifizierung des »Luxemburgismus« einzuschwören. Interessant in

diesem Kontext ist auch, daß der »Luxemburgismus« als Vehikel benutzt

11 Zitiert nach Hermann Weber: Die Wandlung des deutschen Kommunisnus.

Frankfurt am Main 1969. S. 90.
12 Siehe J.W. Stalin: Fragen des Leninismus. Moskau 1947. $. 430.
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wurde, um einen Schuldigen für die Niederlagen der kommunistischen

Parteien in verschiedenen Ländern zu finden. Symptomatisch hierfür ist

ein Art ikel von Serebrjanski unter dem Titel »Der Brief des Genossen Sta­

lin und die Säuberung der kommunistischen Parteien von den sozialde­

mokratischen Traditionen« in der Zeitschrif t »Kommunistische

Internationale«. Sercbrjanski lastete hier Rosa Luxemburg die Schuld an
den Niederlagen des Spartakusaufstandes in Berlin, der bayrischen Rätc­

republik und der polnischen kommunistischen Partei in der revolutionä­
ren Krise von 1918/1919 an und schrieb über die unheilvollen

Auswirkungen ihres Denkens auf die kommunistischen Parteien der
Tschechoslowakei. Bulgariens. Englands. Frankreichs. Amerikas. Lett­
lands, Litauens und Finnlands. Auch die ungarische Räterepublik mußte
untergehen, denn: »Es unterliegt keinem Zweifel, daß eine der ideologi­

schen Wurzeln der schwersten Fehler, die die ungarischen Kommunisten

in der Periode der proletarischen Diktatur begangen haben, der Luxem­

burgismus mit allen seinen charakteristischen Zügen ist.«!
Die deutschen Kommunisten unter der Führung Ernst Thälmanns aber

gingen noch einen Schritt weiter. Bewertete Serebrjanski den »Luxem­

burgismus« noch als eine fehlerhafte, so wurde er in den Schrif ten der

KPD fast zu einer verbrecherischen Theorie ähnlich der Trotzkis, ja es

wurden immer mehr Gemeinsamkeiten konstruiert. Übrigens: Diejenigen,

die heute auf die Versuche einer objektiven Wertung des Wirkens Ernst
Thälmanns mit Unterstellungen und Beschimpfungen reagieren, sei emp­

fohlen, sich die Rolle Thälmanns bei der Austreibung des »Luxemburgis­

mus« aus der KPD genau anzuschauen. Und vielleicht hatt e auch der

Luxemburg-Biograph Peter Nett l Recht, wenn er schrieb, Rosa Luxem­
burgs Tod habe sie vor Stalins Schandpfahl bewahrt und die Welt Stalins

im Jahre 1933 wäre für die dann Zweiundsechzigjährige grotesk fremd und

gefahrvoll gewesen.!+

13 [S. L.] Serebrjanski: Der Brief des Genossen Stalin und die Säuberung der kom­
munistischen Parteien von den sozialdemokratischen Traditionen. In: Kommu­

nistische Internationale. Berlin (1932)6. S. 441. - Sinowi Lwowitsch
Serebrjanski war Lehrer an der Leninschule und Funktionär des Exekutivkomi­

tees der Kommunistischen Internationale.

14 Siehe Peter Nettl: Rosa Luxemburg. Köln und Berlin 1969. $. 548 und 553.
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Ende des Jahres 1932, wenige Woche vor der nationalsozialistischen
Machtergreifung, verschärfte die KPD erneut ihre Angriff e auf Rosa Lu­

xemburg. Im letzten Heft des von Willy Münzenberg herausgegebenen

»Roten Aufbau« wurde eine Rede von Lasar M. Kaganowitsch gedruckt,

in der dieser behauptete: »Sie (Rosa Luxemburg - W. A.) stand näher den

Trotzkisten und Trotzki, der damals ein ausgesprochener Zentrist war [...]

Trotzki war ein Zentrist, und was ist daraus geworden? Jetzt ist sein Zen­
trismus in die Konterrevolution hineingewachsen.«!5

Wer die Geschichte des Stalinismus kennt weiß, daß wenige Jahre spä­

ter der Vorwurf des Trotzkismus in der UdSSR auf einen Straftatbestand

hinwies, und daß das in unzähligen Fällen einem Todesurteil gleichkom­
men konnte.

Karl Radek, der von Rosa Luxemburg eher abgelehnt worden war, hat­
te versucht, sie in den Debatten in Schutz zu nehmen, indem er zum
Ausdruck brachte, daß ihr Denken die Brücke zu den besten sozialdemo­

kratischen Arbeitern sein könnte. Aber noch dominierte die Sozialfaschis­

mus-These und Kaganowitsch konnte auch damit gegen Radek
argumentieren: »Einmal ist diese Theorie falsch: Es ist nicht unbe­

dingt notwendig, daß die Arbeiter zu uns über die Brücke kommen. Zwei­

tens müssen jene Arbeiter, die noch immer mit dieser Brücke verbunden

sind, die Fehler der linken Sozialdemokraten kennen, um an diesen Feh­
lern zu lernen und wirkliche Bolschewiki zu werden. Anderenfalls wird

diese Brücke, wenn man die Fehler Rosa Luxemburgs verkleistert , zu ei­

ner Brücke zur Sozialdemokratie und nicht zum Kommunismus werden.

Wenn man aber auf bolschewistische Art die Fehler Rosa Luxemburgs
aufdeckt, so wird dies für die Arbeiter eine Brücke von den sozialdemo­
kratischen Fehlern zu den Bolschewiki sein [...] Gen. Radek hat nicht die

Konsequenzen gezogen. Das erklärt sich anscheinend daraus, daß er

nicht restlos den Umstand aufgezeigt hat, daß er selbst entweder eine

Brücke zwischen Rosa Luxemburg und Trotzki war oder über die Brücke

von Rosa Luxemburg zu Trotzki, nämlich den allgemeinen nichtbolsche­

wistischen Weg gegangen ist.«!o

15 Lasar M. Kaganowitsch: Trotzkistische Konterbande in der Part eigeschichte.

In: Der Rote Aufbau. Berl in (1932)24 (15. Dezember 1932). $. 1137.

16 Ebenda. S. 1138.
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Das schwerste Kaliber allerdings fuhr der Parteitheoretiker und Chefre­

dakteur des »Roten Aufbau« Kurt Sauerland auf, indem er in seinem

Buch »Der dialektische Materialismus« Stalins Arbeiten als den Gipfel
schöpferischen marxistischen Denkens huldigend, Rosa Luxemburg. Karl
Licbknecht und Franz Mehring einer vernichtenden Kritik unterzog und

sie gleichsam aus dem Kanon der marxistischen Theoretiker und Politiker

exkommunizierte. Es scheint. daß in dem von Stalin geschaff enen Marxis­

mus-Leninismus außer den Gründervätern Marx, Engels und Lenin in der

Interpretation von Stalin, die weit über die deutschen Grenzen hinaus be­

kannten Marxisten keinen Platz mehr finden sollten. Wie sehr in diesem

Zusammenhang auch Lenin verstümmelt wurde, zeigt gerade das Beispiel

Rosa Luxemburg. Beide hatten zeit lebens substantielle Meinungsver­
schiedenheiten und kreuzten auch oft eine schwere Klinge. Trotzdem
nannte Lenin Rosa Luxemburg den »Adler der Revolution« und empfahl

nach ihrem Tode, sofort mit der Herausgabe aller ihrer Werke zu begin­
nen.'7 Unnötig wohl zu sagen, daß im Zuge der Stalinisierung die Editi­
onsarbeiten abgebrochen wurden. Im Gegensatz dazu wurden ihre von

Lenin als solche erkannten und krit isierten Fehler nun aber zu Totschlag­

argumenten. Paradigmatisch läßt sich das an der Herangehensweise von
Sauerland illustrieren. Er zählte alle Diff erenzen mit Lenin auf und verstieg

sich, damit den Gipfel der Angriff e auf Rosa Luxemburg erreichend, zu

folgender Behauptung: »Auf dieser Plattform hat sich eine ganze Schule

entwickelt , der Luxemburgianismus, der heute die theoretische Plattform

konterrevolutionärer Richtungen geworden ist. Schon früher wurden die

Argumente der Luxemburgschen Theorien gegen den Leninismus ver­
wandt, wie ja Rosa Luxemburg selbst schon im Jahre 1903 Lenin und die

Bolschewiki angriff; heute aber sind ihre Theorien in besonderem Maße
zu Waff en des Trotzkismus und anderer konterrevolutionärer Gruppierun­

gen geworden, wie der Brandlerianer oder z. B. der »Sozialistischen Ar­

beiterpartei«, die die klägliche Aufgabe zu erfüllen hat, die nach vielen

Enttäuschungen den revolutionären Weg suchenden sozialdemokrati-

17 Siche W. J. Lenin: Notizen eines Publizisten. In: W. I. Lenin: Werke. Bd. 33.

S. 195.
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schen Arbeiter aufzufangen und in einer scheinrevolutionären Politik wie­
der an den Sozialfaschismus zu fesseln.««l8

Es war die grausame Ironie der Geschichte, daß weder seine Verdam­
mung Rosa Luxemburgs noch seine Lobpreisung Stalins Kurt Sauerland
vor Stalins Augen Bestand hatten. 1933 mußte Sauerland über Paris nach
Moskau emigrieren, wurde dort 1937 verhaftet und 1938 im Alter von 33

Jahren erschossen. Damit war er in der kommunistischen Bewegung zur

Unperson geworden, sein Name nicht mehr genannt, seine Einschätzung

Rosa Luxemburgs aber blieb für die SED aktuell. Es ist aus heutiger Sicht

unverständlich, weshalb ein Schicksal wie das Sauerlands die deutschen

Kommunisten nicht zum Nachdenken anregte, aber off ensichtlich ging es

nun nach dem Zweiten Weltkrieg um die eigene Macht und die war ohne
Stalin nicht zu haben. Ethische Fragen wären zudem ein Symptom der
ideologischen Aufweichung gewesen.

Außerdem war die führende Rolle der KPdSU und damit Stalins in der
internationalen kommunistischen Bewegung unangefochten und jede Kri­
tik wäre bedrohliches Sakrileg gewesen.

Allerdings war diese Haltung nicht allein als devot zu charakterisieren,
sondern sie result iert e auch aus einer Bewunderung der historischen Lei­
stungen der KPdSU, einer Partei, die als erste eine siegreiche Revolution

organisiert , unter schwersten Bedingungen den Sozialismus aufgebaut
und schließlich maßgeblich den scheinbar unschlagbaren deutschen Im­

perialismus besiegt hatte. Das nährt e den Glauben, daß es für eine solche

Partei, die über einen so hohen Organisationsgrad, eine derart ige ideolo­

gische Geschlossenheit und Disziplin verfügt, keine unlösbaren Probleme
mehr gibt , und daß man, wenn man diese Erfahrungen übernimmt und auf

die eigene Partei anwendet, ebenfalls keine Rücksicht mehr auf scheinbar
ungünstige Bedingungen nehmen muß. Für die Führung der SED wäre es

undenkbar gewesen, sich eine andere Partei vorstellen zu können, als sie

in jener »Geschichte der KPdSU. Kurzer Lehrgang« beschrieben worden
war, jenes Buches, dessen Studium eigentlich die Pfl icht eines jeden

18 Siehe Kurt Sauerland: Der dialektische Materialismus. Berl in 1932. S. 133 (Her­

vorhebung im Original).
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Kommunisten auch außerhalb der KPdSU war.' Diese von Stalin ange­

regte und maßgeblich beeinflußte Darstellung zeichnete die KPdSU als

eine stahlharte Organisation, die sich permanent von Opportunisten. Ab­
weichlern und Feinden säuberte, ihre Mitglieder ununterbrochen erzieht,

die keine Fraktionen und Plattformen zuläßt und deren Mitglieder ein un­

erschütterliches Vertrauen in ihre Führung haben. Mitglieder auch, die

sich nicht vorstellen können, daß es ein Leben außerhalb der Partei ge­

ben könnte, die von einem großen Sendungsbewußtscin bestimmt und so
konditioniert sind, jeden Kurswechsel kritiklos zu akzeptieren und mit un­
erschütterlicher Disziplin jede Weisung in die Tat umzusetzen.

Das war auch deshalb wichtig, weil es nach dem Zweiten Weltkrieg in

verschiedenen kommunistischen Parteien zu einem Nachdenken über ei­

nen eigenen Weg zum Sozialismus gekommen war. Das hatt e das äußer­

ste Mißfallen Stalins und der KPdSU-Führung erregt und jeder Anlaß, ob

real oder fiktiv, wurde zum Anlaß genommen, die »Bruderparteien« zu dis­

ziplinieren.

Nachdem z. B. die jugoslawischen Kommunisten entschieden zu erken­

nen gegeben hatten, daß sie dem Druck aus Moskau nicht nachgeben
würden, init iiert e Stalin eine Kampagne gegen Jugoslawien, die im sowje­
tischen Einflußbereich in eine Säuberungswellc mündete, von der kaum

eine der kommunistischen Parteien verschont blieb. Wie schon bei frühe­
ren Säuberungen, so wurden auch hier die unsinnigsten Verdächtigun­
gen und Beschuldigungen akzeptiert und eifr ig aufgegriff en. um fiktive

Parteifeinde zu beseitigen und Moskau so den Beweis zu liefern, daß zen­

trifugale und autonomistische Tendenzen keine Chance hätten. Die SED,

obwohl nicht Mitglied des Kommunistischen Informationsbüros (Komin­

form), einer Art Ersatz für die 1943 aufgelöste Kommunistische Interna­

tonale. stellt e sich voll hinter die Kominform-Resolution, die den Auftakt

des Kampfes gegen die jugoslawischen Kommunisten gegeben hatte. Die

SED benutzte auch die Erfahrungen der Schauprozesse in Osteuropa, um

damit ihre Übereinstimmung mit der Politik Moskaus zu manifestieren,

aber auch als Anlaß zur »Reinigung« der eigenen Reihen. Es ging aber

auch darum, ein Sozialismusverständnis durchzusetzen, das nichts mehr

19 Siehe Geschichte der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (Bolschewiki).

Kurzer Lehrgang. Berlin 1945.
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gemein hatt e mit der vorstalinistischen part izipativen und emanzipativen

Sozialismusauff assung. Der stalinistisch geprägte Sozialismus war eine

Mischung aus Erziehungsdiktatur und Paternalismus und könnte symbo­

lisch als eine Art Gesellschaftsvert rag ausgedrückt werden mit folgendem

Inhalt : Wir versprechen Euch soziale Sicherheit und vielleicht einen be­

scheidenen Wohlstand, Ihr verzichtet dafür auf politische und bestimmte
bürgerliche Rechte.

Es war dies im Grunde genommen jene unselige, von Rosa Luxemburg

sensibel erahnte und frühzeitig kritisiert e Kluf t zwischen »Avantgarde«
und »Masse«, und es war deshalb wohl auch kein Zufall, daß vor jener
Entscheidung, in der DDR den Sozialismus aufzubauen, der »Luxembur­

gismus« erneut ins Visier genommen und Ernst Thälmann als jener ge­

würdigt wurde, der entscheidend dazu beigetragen hatte, den

»Luxemburgismus« aus dem deutschen Kommunismus zu vert reiben.
Den formalen Anlaß bot der 80. Geburt stag Rosa Luxemburgs im Jahre
1951. Die SED befand sich in einer dilemmatischen Situation. Einerseits

brauchte sie Rosa Luxemburg als Märtyrerin und Symbol für revolutionä­

re Entschlossenheit (und das auch gegen die SPD und ihre Geschichte),

andererseits wurde ihr Denken als gefährlich und letztlich konterrevolu­

tionär eingeschätzt. Diese Ambivalenz war schon Thälmann bewußt ge­

worden, als er 1932 sagte, und diese Worte wurden von allen, die sich
1951 kritisch mit Luxemburg auseinandersetzten, wiedergegeben: »Wir

denken nicht daran, die Bedeutung Rosa Luxemburgs, Karl Liebknechts,

Franz Mehrings und der übrigen Genossen, die den linksradikalen Flügel

in der Vorkriegssozialdemokratie bildeten, abzuschwächen. Wir denken
nicht daran, diese wahrhaf t revolutionären Kämpfer und Führer und ihre

guten revolutionären Traditionen zu verleugnen oder gar den sozialde­

mokratischen, SAPistischen oder brandleristischen Leichenschändern zu

überlassen. Rosa Luxemburg und die anderen gehören zu uns.«?0

Die SED kam also nicht umhin, Rosa Luxemburgs Geburtstag mit der
Herausgabe ausgewählter Reden und Schrif ten zu würdigen. Freilich war

diese Würdigung eine seltsame. Es gibt wohl in der Editionsgeschichte

20 Ernst Thälmann: Der revolutionäre Ausweg und die KPD. Berlin 1932. S. 17
(hier zitiert nach Rosa Luxemburg: Ausgewählte Reden und Schriften. Berlin

1951. $. 20).
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polit ischer Texte wenige Beispiele, wo verschiedene Autoren, und in die­

sem konkreten Fall waren das Wilhelm Pieck. W. I. Lenin und J. W. Stalin,

für eine über 150 Seiten umf assende Einleitung bemüht werden, die im

Grunde die nachfolgenden eigentlichen Texte als fehlerhaf t krit isieren
und den Leser quasi immunisieren sollte. Aber gemessen an anderen kri­

tischen Geistern im Kommunismus, die längst Unpersonen geworden wa­
ren, erfuhr Rosa Luxemburg doch noch das Privileg, in der Zeit des
Stalinismus wenigstens in Auszügen gedruckt zu werden. Kurios bei die­

ser Ausgabe ist allerdings, daß auch Lenin zensiert wurde. Zwar wird sei­

ne berühmt e Bezeichnung Rosa Luxemburgs als »Adler der Revolution«
als längeres Zitat erwähnt,' nicht aber die damit verbundene und weiter

oben schon genannte Auff orderung an die deutschen Kommunisten, so­

fort mit der Herausgabe aller Schrif ten Luxemburgs zu beginnen.

Flankiert wurde die Herausgabe der »Ausgewählten Reden und Schrif­

ten« Rosa Luxemburgs durch eine Broschüre Hermann Materns über die
Rolle Ernst Thälmanns bei der Stalinisierung der KPD?? und durch die Lu­

xemburg-Biographie von Fred Oclßner. Wie zu erwarten schrieb Oelßner

diese Biographie im Sinne der von Stalin und Thälmann getroff enen Ein­

schätzung Luxemburgs, auf Sauerland z. B. konnte er sich wohl in der In­

tention, aber nicht als Theoretiker beziehen, da dieser längst Unperson

geworden war. Auch Oelßner kam zu dem Schluß, daß das polit ische Le­

ben Rosa Luxemburgs und ihr theoretisches Werk eine Anhäufung von

Fehlern beinhaltete, so daß der »Luxemburgismus« antileninistisch, anti­

marxistisch und letztlich doch konterrevolutionär sei. Deshalb habe Thäl­
mann konsequent revolutionär gehandelt , indem er dieser Theorie den

Kampf angesagt habe. Nicht nur aus heutiger Sicht, sondern schon da­
mals muß es perfide angemutet haben, wenn Oelßner unter Bezugnahme

auf Thälmanns Rede gegen Rosa Luxemburg auf der Plenartagung des ZK
der KPD im Februar 1932 schrieb: »Ernst Thälmann übte also in dieser

Rede - ein Jahr vor der Errichtung der faschistischen Diktatur in

21 Siehe ebenda. $. 9.
22 Siehe Hermann Matern: Die Rolle Ernst Thälmanns bei der Schaffung der revo­

lutionären Massenpartei der Arbeiterklasse. Berlin 1952.
23 Siehe Fred Oelßner: Rosa Luxemburg. Eine kritische biographische Skizze. Ber­

lin 1951.
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Deutschland! -eine harte Kritik an den Fehlern Rosa Luxemburgs und

stellte der Partei mit aller Entschiedenheit die Aufgabe, die Überreste des

Luxemburgismus zu überwinden. Das war kein Zufall! Thälmann hatt e klar

erkannt, daß diese Überwindung ein untrennbarer Teil einer größeren

Aufgabe war, in Deutschland eine Partei neuen Typus zu schaffen.«?'

Welchen Sinn hatte die eingeschobene Bemerkung »ein Jahr vor der
Errichtung der faschistischen Diktatur in Deutschland!«? Doch wohl nur
den, daß der »Luxemburgismus« die Entwicklung der KPD zu einer Partei

neuen Typus verhindert oder aufgehalten habe und es 1932 dann schon

zu spät war. Das heißt im Umkehrschluß, eine nicht vom »Luxemburgis­
mus« angekränkelte kommunistische Partei hatte den Machtantrit t des

Nationalsozialismus verhindern können. Das kann Oelßner nicht im Ernst

angenommen haben. Damit bleibt aber nur die Absicht, das Denken Rosa
Luxemburgs zu diffamieren, und im Kontext zu jenem Schritt , den die SED­

Führung beabsichtigte und ein Jahr später auch öff entlich verkündete,
erfährt das eine andere Dimension: Die Partei hat immer Recht und sie
handelt immer richtig. Im Grunde genommen hatte sie auch 1933 nicht ver­

sagt, sie war nur durch bestimmte Einflüsse und Nachwirkungen eines

nichtleninistischen Denkens behindert worden und konnte dadurch auf
jenen epochalen Umbruch der nationalistischen Machtergreifung nicht

angemessen reagieren. Jetzt, vor einer erneuten Umbruchsituation, sollte
das anders sein. Der Klassenkampf würde sich verschärfen, das war

schon im Vorfeld der II. Parteikonferenz zu erwarten. Darauf war man mit

Rosa Luxemburg nicht gewappnet, eher schon mit Ernst Thälmann. Einer,
der im Kampf um die Reinheit der Partei in der vordersten Linie stand,

Hermann Matern, mußte es als Vorsitzender der Zentralen Parteikontroll­
kommission am besten wissen: »... müssen wir in der Parteimitgliedschaft
die revolutionäre Wachsamkeit erhöhen und die Genossen schulen, damit
sie in der Lage sind, [...] feindliche Elemente zu erkennen, sie zu entlar­

ven und unschädlich zu machen. Dazu gehört , die Parteimitgliedschaft mit

der geschichtlichen Rolle Ernst Thälmanns vert raut zu machen, weil nie­
mand so wie er in der deutschen Arbeiterbewegung den Kampf gegen die

parteifeindlichen Gruppierungen aller Schattierungen führte, sie zerschlug

und die Reinheit und Einheit der Partei auf dem Boden des Marxismus-

24 Ebenda. S. 214.
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Leninismus ständig festigte.«? Und damit auch alle Genossinnen und

Genossen richtig verstehen, warum Thälmann zu dem Zeitpunkt, als diese

Schrif t verfaßt wurde, diese Bedeutung gewonnen hatt e, setzte Matern

noch mal unmißverständlich nach: »Genosse Thälmann begnügte sich je­

doch nicht mit einer hart en Kritik an den Schwächen Rosa Luxemburgs,

sondern er zog zugleich Schlußfolgerungen für die Partei und stellte ihr

die Aufgabe, die Überreste des Luxemburgismus in der Partei scho­

nungslos zu bekämpfen, weil diese Überreste einer Entwicklung der Par­

tei zur Partei neuen Typus hemmend im Wege standen,«26

Jetzt also sollte den zukünftigen Sieger der Geschichte eine Partei neu­
en Typus zur Verfügung stehen, nicht infiziert durch irgendeinen luxem­
burgischen Bazillus.

25 Hermann Matern: Die Rolle Ernst Thälmanns bei der Schaffung der revolutio­
nären Massenpartei der Arbeiterklasse. Berlin 1952. S. 2-5.

26 Ebenda. S. 40.
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Der 17.Juni 1953inderProvinz.

Die Arbeiterrevolte im Bezirk Halle

Über die Ereignisse am 17. Juni 1953 ist schon viel geschrieben worden,

dabei bis 1989 wesentlich mehr von westlicher' als von östlicher Seite. In

den vergangenen zehn Jahren sind weitere Arbeiten zur Geschichte der

DDR erschienen, die sich auch den Ereignissen des 17. Juni 1953 wid­

men.* Die verschiedensten zeitgeschichtlichen Dokumente sind veröff ent­

licht. Und es gibt inzwischen auch einige regionalgeschichtliche Un­

tersuchungen, die auf eine breite Basis von Archivalien zurückgreifen. Zu
nennen wären hier die Arbeit von Olaf Freier zum 17. Juni im Industriere­
vier Bit terfeld-Wolfen' und die jüngst erschiene Publikation von Hans-

Siehe Arnulf Baring: Der 17. Juni 1953. Stuttgart 1983; Stefan Brant (d. i. Klaus
Harpprecht) / Klaus Bölling: Der Aufstand. Vorgeschichte. Geschichte und Deu­
tung des 17. Juni 1953. Stuttgart 1954; Karl Wilhelm Fricke / Ilse Spittmann
(Hrsg.): Der 17. Juni 1953. Arbeiteraufstand in der DDR. Köln (u.a.) 1988.

2 Siehe u. a.: George Bailey / Sergej A. Kondraschow / David Murphy: Die unsicht­
bare Front. Der Krieg der Geheimdienste im geteilten Berlin. Berlin 1997; Jens
Ebert/ Ina Eschenbach (Hrsg.): Die Kommandeuse: Erna Dorn zwischen National­
sozialismus und Kaltem Krieg. Berlin 1994; Jan Foitzik (Hrsg.): Entstalinisierungs­
krise in Ostmitteleuropa 1953-1956. Vom 17. Juni bis zum ungarischen Volks­
aufstand. Politische, militärische, soziale und nationale Dimensionen. Paderborn
(u. a.) 200l: Andre Gursky: Erna Dorn » ... zum Tode verurteilt ...« - 22. Juni
1953 in Halle (Saale). Hrsg. von der Landesbeauftragten für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR in Sachsen-Anhalt. 1996: Andräs
B. Hegedüs / Manfred Wilke: Satelliten nach Stalins Tod. Der »Neue Kurs«. Der
17. Juni 1953 in der DDR. Ungarische Revolution 1956. Berlin 2000; Thomas
Klein /Wilfriede Otto / Peter Grieder: Visionen. Repressionen und Opposition in
der SED (1949-1989). Frankfurt an der Oder 1997; Christoph Kleßmann / Bernd
Stöver (Hrsg.). 1953 - Krisenjahr des Kalten Krieges in Europa. Köln (u. a.)
1999; Ilko-Sascha Kowalczuk / Armin Mitter / Stefan Wolle (Hrsg.): Der Tag X -
17. Juni 1953. Die »innere Staatsgründung« der DDR als Ergebnis der Krise 1952/

1954. Berlin 1996.
3 Siehe Olaf Freier: Der Juni-Aufstand 1953 im Industrierevier Bitterfeld-Wolfen.

Magisterarbeit. Halle 1995.
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Peter Löhn zum 17. Juni in Halle*. Dies ist umso wichtiger, weil in den
frühen Arbeiten zum 17. Juni 1953 der Schwerpunkt der Untersuchungen
auf den Ereignissen in Berlin lag. Unter dem Eindruck der streikenden
Berliner Bauarbeiter und den unmittelbaren Wirkungen ihrer Demonstrati­
on auf das Agieren der SED-Führung und der sowjetischen Besatzungs­
macht traten die Ereignisse in der Provinz meist in den Hintergrund. Erst
1993 erschienen einige Arbeiten, die sich dem Geschehen in der DDR
widmeten und nachzeichneten, daß die Krise im Frühsommer 1953 nicht
nur Berlin, sondern dic ganze DDR erfaßt hatte und - wenn auch regio­
nal sehr unterschiedlich - zum Ausbruch kam. Trotz der Fülle an Litera­
tur ist der Charakter des 17. Juni 1953 umstritten. Dabei geht es in der
Debatte um Volksaufstand. Arbeiteraufstand oder Arbeiterrevolte nur
vordergründig um die Charakterisierung der Ereignisse im Frühsommer.
Aus meiner Sicht geht es um etwas Grundsätzlicheres: Es geht um die
Frage der Legitimation der DDR. In Folge des Zweiten Weltkrieges und
maßgeblich verursacht durch die Politik aller Siegermächte entstanden
zwei deutsche Staaten. Sie waren von ihrer Gründung an Bestandteil und
Spielball des Kalten Krieges zwischen den Systemen.

Inzwischen gibt es das sozialistische Weltsystem nicht mehr. Die DDR
hat wie die UdSSR aufgehört zu existieren.

Und die Frage ist, war der 17. Juni 1953 Vorläufer der »friedlichen Re­
volution von 1989«, war er Aufstand gegen das »totalitäre System« der
DDR und damit ein Beleg, daß das Gesellschaftsprojekt Sozialismus un­
sinnig und auf Dauer unmöglich war und ist?Oder wird der 17. Juni als
Belegdafür gesehen, daß ein solches Projekt möglich gewesen wäre, aber
aus den verschiedensten Gründen gescheitert ist. Wenn man davon aus­
geht, daß Arbeiter die Hauptakteure der Revolte waren und ihr Handeln

4 Hans-Peter Löhn: Spitzbart . Bauch und Brille - sind nicht des Volkes Wi ll e! Der

Volksaufstand am 17. Juni 1953 in Halle an der Saale. Bremen 2003.

5 Siche u. a. Torsten Diedrich: Der I7. Juni 1953 in der DDR. Bewaffnete Gewalt
gegen das Volk. Berlin 1991; Manfred Hagen: DDR-Juni 1953. Die erste Volks­

erhebung im Stalinismus. Stuttgart 1992: Angelika Klein: Die Arbeiterr evolte im

Bezirk Halle. Heft 1-3. Potsdam 1993: Heidi Roth: Der 17. Juni 1953 im damali­

gen Bezirk Leipzig. Aus den Akten des PDS-Archivs Leipzig. In: Deutschland-Ar­

chiv. H. 24/1991; Dagmar Semmelmann: »Schauplatz Stalinstadt/EKO«. Erinne­

rungen an den 17. Juni 1953. Potsdam 1993.
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und ihre Forderungen analysiert, dann wird sichtbar, daß sie sich selbst

und den Staat, der sich Arbeiter- und Bauern-Staat nannte, ernst nahmen.

Sie forderten ein, was ihnen zustand und was sie sich von einem solchen

Staat erhofften." Das Bild vom Sozialismus stand der Wirklichkeit im »Ar­

beiter- und Bauern-Staat« diametral gegenüber. Von wirklicher Machtaus­

übung der Arbeiterklasse und basisdemokratischen Ansätzen bei der Ge­

staltung von Produktion und Gesellschaft hatte sich die SED-Führung

spätestens mit der Umgestaltung der SED zur »Partei neuen Typus« ver­
abschiedet.

Völlig fassungslos standen SED- und Staatsführung am 17. Juni 1953 vor

der Revolte der Klasse, als deren Elite sie sich verstanden. Ausgerechnet
die Arbeiter des »roten Herzen Deutschlands«, die auf ein große revolu­

tonäres Erbe zurückblickten, gehörten zu den Aktivisten in den Tagen

um den 17. Juni 1953. Heftig und lang andauernd protestierten die Arbei­
ter der großen Industriezentren wie Leuna, Buna, Bitterfeld und Mansfeld
ebenso wie die vieler kleiner Betriebe gegen die verfehlte Politik und Stra­
tegie der Regierung der DDR und der SED.

Die Arbeiter waren von der Politik zur Durchsetzung des von der 2.
Parteikonferenz der SED (9.-12. Juli 1952) beschlossenen Aufbaus der

Grundlagen des Sozialismus am härtesten betroffen. Die wirtschaftlichen
und sozialen Verhältnisse verschlechterten sich dramatisch. Auf die wirt ­
schaftliche Krise reagierte die SED-Führung mit einem verstärkten politi­

schen und wirtschaft lichen Druck auf Einzelbauern, Handwerker und

Unternehmer, Händler und Freischaff ende. In der Industrie sollte das

Wirtschaftswachstum durch steigende Normen erreicht werden. Einer­

seits waren neue Normen tatsächlich notwendig. Sie entsprachen nicht

mehr dem Entwicklungsstand der Technik. Es gab in bestimmten Berei­

chen eine regelmäßige Planerfüllung von 150 bis 235 Prozent' und damit

6 Siehe Angelika Klein: Aufbruch und Resignation. Forderungen am 17. Juni 1953
zwischen Gewalt und egalitären und libertären Sozialismusvorstellungen. Dis­

kussionsbeitrag auf der Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung »Der Tod des

Diktators«. Berlin 5./6. März 2003.
7 Siehe Landesarchiv Merseburg. Bestand SED-Bezirksleitung Halle (im folgenden:

LAM BL Halle) 1V/2/3/609.
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einen fest eingeplanten Lohnzuschuß. Andererseits verursachte der viel­

fache Material- und Energiemangel in den Betrieben der DDR cin solches

Übermaß an Produktionsstörungen, daß gerechte Leistungslöhne illusio­
när waren.

Auch die Maßnahmen des Politbüros der SED und der Regierung der
DDR vom 9. und I1. Juni 1953, die die Politik des Neuen Kurses begründe­

ten, lösten das für die Arbeiter wichtigste Problem nicht. Die administrati­
ve Erhöhung der Normen wurde nicht rückgängig gemacht. In fast allen

Betrieben hatte es hef tige Diskussionen und vereinzelt Arbeitsniederlegun­
gen, so bei der ersten Lohnauszahlung nach der Normenerhöhung. ge­

geben.* Doch die verantwort lichen Funktionäre des Staatsapparates, der

SED und der Gewerkschaf ten ignorierten diese Signale.

Erst der Marsch der Berliner Bauarbeiter am 16. Juni wurde durch die
Berichterstattung des RIAS zum Signal für Demonstrationen und Streiks
am 17. Juni 1953 in vielen Städten und Betrieben.

Die Atmosphäre in Halle. Bit terfeld, Eisleben und Merseburg war bereits

am Morgen des 17. Juni gespannt. Auf dem Weg zur Arbeit , in den Stra­

ßenbahnen, Bussen und Zügen tauschten Bekannte und Fremde Meinun­
gen. Gerüchte und Vermutungen aus. Die neuesten Nachrichten des RIAS

über die Demonstrationen und Streiks in Berlin am Vortag wurden weiter­
gegeben. Erste Überlegungen über eventuelle Streiks und Proteste im ei­

genen Betrieb tauchten auf . In den Betrieben angekommen, wurden die

Kollegen aus der Nachtschicht ausführlich informiert.
Mit Arbeitsbeginn der Frühschicht begannen in vielen Werken die Dis­

kussionen, ob Streik oder nicht.
Die Lokomotiven- und Waggonfabrik Ammendorf (LOWA) war der

Ausgangspunkt der Streik- und Demonstrationswelle in Halle. Mit
Schichtbeginn wurden zunächst die Normenerhöhung und die Streiks in

Berlin diskutiert . Ab 7.00 Uhr wurde in den meisten Abteilungen nicht

mehr gearbeitet.
In der Farbenfabrik Wolfen hatten schon die Arbeiter der Nachtschicht

die Chancen eines Streiks erört ert. Sie sahen in den Streiks der Berliner

8 Siehe ebenda. 1V/26/1026.
9 Siehe LAM BL Halle IV/2/55/1135: Löhn: Spitzbart. Bauch und Brille ... S. 26ff.
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Bauarbeiter ein Signal und wollten aus Solidarität mit ihnen in einen Streik

treten. Die Werkstatt der Farbenfabrik war das Zentrum der Dis- kussion.

Obwohl es keine einhellige Meinung über einen Streik und eine Demon­

stration gab, wurde am frühen Morgen die Arbeit niedergelegt. Auch in

der Filmfabrik Wolfen wurde mit Beginn der Frühschicht der Streik be­
schlossen I0

Im Mansfeld-Kombinat »Wilhelm Pieck« Eisleben war es die Früh­
schicht des Otto-Brosowski-Schachtes, die nicht einfuhr und Aufklärung
über das Geschehen in Berlin verlangte.

Ebenfalls mit Beginn der Frühschicht begannen die Diskussionen und
die Arbeitsniederlegungen auf der Schiff swerft Roßlau. Bauarbeiter von
Fremdfirmen, die teilweise in Westberlin wohnten und in Roßlau Arbeiten

auf den Gelände der Schiff swerf t ausführten, brachten die Nachrichten
über die Berliner Ereignisse."! Auch in Buna wurden die Gespräche und

Diskussionen vom Arbeitsweg bei Schichtwechsel fortgesetzt, doch zu­

nächst wurde die Arbeit aufgenommen. Die Arbeiter (ungefähr 600
Schlosser, Schweißer, Elektriker u. a.) in der Karbid-Reparaturwerkstatt

G32 beschlossen kurz nach Arbeitsbeginn, mit den Kollegen der Mecha­

nischen Hauptwerkstat t B 79 über ein gemeinsames Vorgehen gegen die

verordneten Normenerhöhungen zu beraten. Gegen 8.00 Uhr zogen rund

200 Karbidschlosser und Elektriker zur Mechanischen Hauptwerkstatt.

Unterwegs schlossen sich ihnen noch Handwerker anderer Bereiche an.
Als gegen 9,30 Uhr das Signalhorn ertönte, welches normalerweise Ar­

beitsbeginn und -ende sowie Pausenbeginn und -ende verkündete, wurden

auch die mobil, die noch arbeiteten.' Erste größere Gruppen zogen durch
das Werksgelände. Sprechchöre wie »Weg mit den SED-Bonzen!« und

»Wir wollen eine andere Regierung!« ertönten. Ca. vier- bis fünft ausend

Buna-Arbeiter, vorwiegend aus den Reparaturbetrieben und auch aus der

Verwaltung sammelten sich und marschierten in Richtung Merseburg. In

10 Siehe LAM BL Halle IV/2/3/611; Freier: Der Juni-Aufstand 1953 ....

II Siehe LAM BL Halle IV/2//747.

12 Siehe Heinz Rehmann: Der 17. Juni in der DDR und die Vorgänge im Buna-Werk

Schkopau. 1993. -Die Aufzeichnungen hat mir H. Rehmann dankenswerterweise
zur Verfügung gestellt . H. Rehmann stellte mit Dieter ltzerott gegen 10.00 Uhr

das Signalhorn außer Betrieb.



2I0 Angelika Klein

den Produktionsbetrieben wurde zunächst weitergearbeitet. Auch dic En­

ergie- und Wasserversorgungsanlagen sowie das gesamte Transport ­

wesen des Werkes blieben während der gesamten Zcit in Betrieb.+

Ähnlich war die Situation in den Leuna-Werken »Walter Ulbricht«. Die

Normen, die Streiks und Demonstrationen in Berlin waren die Gesprächs­

stoff e am Morgen des 17. Juni. Im Bau 15, der Hauptwerkstatt der Leuna­

Werke, wurden die Meldungen des RIAS ausführlich besprochen. Erste

Forderungen waren die Abschaff ung sämtlicher Arbeitsnormen, die Auflö­

sung der Unterabteilung Arbeit und die Einführung der Normen von vor
1951.! Überlegungen über das eigene weitere Handeln machte die Run­

de.'° Aus der Hauptwerkstatt marschierten die Arbeiter zum Verwaltungs­

gebäude. Dort angekommen, stießen Angestellte und Arbeiter aus der

Betriebskontrolle hinzu. Aus den Produktionsbetrieben selbst kamen nur
vereinzelt Arbeiter. Die anderen hielten zunächst die Produktion auf recht 46

Forderungen, die fast gleichlautend in den Betrieben und bei den De­
monstrationen im Bezirk Halle auftauchten, waren der Sturz der Regie­

rung, die Herabsetzung der Normen und die Senkung der HO-Preise um

40 Prozent. Darüber hinaus war bei den Streikenden die Solidarität mit den
Berliner Bauarbeitern ein wichtiges Motiv.

In vielen Betrieben kam es kurz nach Schichtbeginn zu Belegschafts­

versammlungen. Dort wurde der Streik beschlossen und Streikleitungen,

meist auf Zuruf. gewählt. Erste Forderungen, sowohl politischer als auch

betrieblicher Art, wurden art ikuliert. Kontakte zu anderen Betrieben wur­

den aufgebaut. Die Streikleitung der Waggonbauer aus Ammendorf ver­
suchte sowohl telefonisch als auch durch entsandte Vert reter den
Kontakt zum Ifa-Karosseriewerk, der MTS-Reparaturwerkstatt , der

Maschinenfabrik Halle und zu anderen Betrieben herzustellen. Nach 9.00
Uhr formierte sich ein Demonstrationszug. an dem aber nicht alle Strei­

kenden teilnahmen.'7 Auch in Leuna und Buna begann die Demonstrati-

3 Siche ebenda. In den Aufzeichnungen der SED wird von 3000 Buna-Arbeitern ge-

sprochen, die nach Merseburg zogen (LAM BL Halle 1V/7405/217).

14 Siehe LAM BL Halle 1V/2/55/1135.

I5 Siehe LAM BL Halle 1V/2/4//747 und 1V/2/55/1135.

16 Siehe LAM BL Halle IV/24/896.
17 Die Angaben zur Zahl der Demonstranten schwanken. In Polizeiberichten ist von

000 Demonstranten die Rede. Löhn beruft sich auf Teilnehmer. die von 2000 bis
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on in den Vormittagsstunden. Ähnlich war es im Mansfeld-Kombinat, in

den Bitterfelder Betrieben und in der Schiff swerf t Roßlau.

Entscheidende Bedeutung für die Entwicklung an diesem Tag hatte das
Verhalten der Arbeiter in den Großbetrieben. Traten sie in den Streik,
folgten ihnen die Belegschaft en kleinerer Betriebe. Von den Großbetrie­

ben -Leuna, Buna, Mansfeld-Kombinat. LOWA und den Bit terfelder Be­

trieben -wurden Delegationen in andere Betriebe gesandt, mit der Auf­

forderung, ebenfalls die Arbeit niederzulegen, Streikleitungen zu bilden

und zu demonstrieren.

Die Delegationen beschränkten sich dabei nicht nur auf ört liche Betrie­
be, sondern sie gingen auch in solche, die in anderen Orten, z. T. in ande­

ren Kreisen lagen. So kamen Delegationen von der Roßlauer Schiff swerft,

des Kraftwerkes Vockerode und der Bauunion Bitterfeld in Dessauer Be­
triebe.' Leuna- und Buna-Werker marschierten nach Merseburg.' Die

Kumpel der Schächte und Hütten des Mansfeld-Kombinats trugen in den
Kreisen Eisleben, Sangerhausen und Hettstedt maßgeblich zu den Streiks

und Demonstrationen der dort Arbeitenden bei.
In Halle waren es die Ammendorfer Waggonwerker, die auf ihren

Marsch in Richtung Stadtzentrum Abordnungen in alle Betriebe und Ein­
richtungen, die an die Stalinallee grenzten, entsandten. Wenn die Delega­

tionen nicht eingelassen wurden, wie zunächst in der Maschinenfabrik
Halle, stürmten die Demonstrierenden den Betrieb und forderten zur Ar­
beitsniederlegung und zur Demonstration auf 20

3000 Demonstranten ausgehen. Dies scheint wahrscheinlich zu sein, da es in den

Akten den Vermerk gibt, daß 80 Prozent der SED-Mitglieder der LOWA an der
Demonstration teilgenommen haben. Die Betriebsparteiorganisation der LOWA
umfaßte 800 Mitglieder. (LAM BL Halle IV/2/4/1133.)

18 Siehe LAM BL Halle 1V/2/3/61
19 In einigen Quellen wurde darauf verwiesen, daß Leuna- und Buna-Arbeiter nach

Halle gezogen seien. Nach Löhn sind diese nur nach Merseburg gezogen. Nach sei­
nen Recherchen waren lediglich 14 Leuna-Arbeiter mit einem Werkbus und elf

Leuna-Arbeiter mit einem LKW in Halle. Sie wollten im Auftrag des Streikkomi­

tees die Freilassung von sieben Arbeitskollegen fordern. die wenige Tage zuvor ver ­

haftet worden waren. Siehe Löhn: Spitzbar t, Bauch und Brille ... S. 41.

20 Siehe ebenda. S. 41 und 28ff.
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Gegen I1.00 Uhr war Halle in Aufruhr. Gruppen zogen durch die Stra­
ßen, die heftig diskutierten, aber auch tätlich wurden, wenn Volkspolizi­

sten in ihre Nähe kamen bzw. SED-Funktionäre und Agitatoren versuch­

ten, mit ihnen ins Gespräch zu kommen. Die mitgeführten Transparente

trugen besonders zwei Losungen: »Wir wollen freie und geheime Wah­
len« und »Wir erklären uns mit den Bauarbeitern von Berlin solidarisch«.
Einzelne Transparente hatten dic Aufschrif ten »Der Bart ist ab« und »Mit
Brille, dickem Bauch und Bart wollen wir keine Funktionäre«. Weitere Lo­

sungen während der Demonstration waren »Freie Wahlen in ganz

Deutschland«, »Wegfall der Zonengrenze«, »Zulassung aller Parteien in

Deutschland«. »Keine Senkung der Löhne«. »Freilassung der polit ischen
Gefangenen« !

LKWs mit Arbeitern und Jugendlichen fuhren durch die Stadt . Laut­
sprecherwagen riefen zu einer Kundgebung um 18.00 Uhr auf , an der soll­

ten sich alle Einwohner von Halle beteiligen. Darüber hinaus wurden

auch Verhaltensregeln gegeben. Die Besatzungsmacht sollte ebenso wie

die Kaserniert e Volkspolizei nicht provoziert werden. Letztere wären ja
Söhne des deutschen Volkes.

In den Mit tagsstunden änderte sich die Zusammensetzung des De­
monstrationszuges. Nach wie vor waren viele Arbeiter unterwegs, aber

viele waren auch in die Betriebe zurückgekehrt oder Mittag essen gegan­

gen. Zu den Demonstranten stießen Frauen, viele Jugendliche, Oberschü­
ler, Lehrlinge und einige Studenten. Aber auch einzelne Kriminelle reih­

ten sich ein. Die ursprüngliche Disziplin ließ nach. Die vorwiegend jungen
Leute waren schnell bei der Sache und bereit , handgreifl ich zu werden,

insbesondere wenn sich diese Handgreifl ichkeiten gegen Polizisten oder

SED-Funktionäre richteten.'? Die Stimmung wurde immer aggressiver und
war von den besonnenen Arbeitern kaum mehr zu steuern, vor allem

wenn die Polizisten mit den Waff en drohten, unabhängig davon, ob diese

Munition hatt en oder nicht. In Halle wurden die Bezirksleitung der SED

2I LAM BL Halle 1V/25/546.
22 Siche LAM BL Halle IV/23/611: Zentrales Parteiarchiv der PDS (ZPA) 1V/25/546.

Das zentrale Part eiarchiv der PDS ist inzwischen Bestandteil der Stiftung Archiv

der Part eien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv im folgenden:
SAPMO ZPA): siehe Löhn: Spitzbart . Bauch und Brille ... $. 5l.
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und die Kreisleitung der SED, der Rat des Bezirkes Halle, das Bezirksge­
richt und das Untersuchungsgefängnis gestürmt. Gegenwehr gab es
kaum. Die Volkspolizisten und Angehörigen der Kasernierten Volkspolizei
wurden meist sehr schnell überwältigt und teilweise entwaffnet. Heftige
Kämpfe gab es um das Zuchthaus »Roter Ochse« am Kirchtor. Nach eini­
gen Warnschüssen schoß die Wachmannschaft in die Menge. Fünf De­
monstranten wurden getötet, andere verletzt.' Aber erst die gegen 16.00
Uhr eintreffenden sowjetischen Panzer schufen vorläufige Ruhe?+

Höhepunkt war in Halle die Kundgebung um 18.00 Uhr auf dem Hall­
markt. Am frühen Nachmittag hatte sich in Halle eine Zentrale Streik­
leitung gebildet, die zu dieser Kundgebung aufgerufen hatte. Trotz
Ausnahmezustands versammelten sich ca. 60000 Menschen• Mitglieder
des Zentralen Streikkomitees formulierten in ihren Reden die im Laufe des
Tages zusammengetragenen Forderungen.° Hauptforderung war der
Rücktritt sämtlicher Mitglieder der Regierung. Die SED dürfte nicht mehr
führende Partei sein. Die Mitglieder der Regierung und des Politbüros der
SED hätten in ihren Erklärungen zugegeben, daß sie unfähig wären, die
Regierung auszuüben. Deshalb müßten sie nun abtreten und zur Verant­
wortunggezogen werden. Eine provisorische Regierung wurde gefordert,
die bis zu »freien und geheimen Wahlen« die Regierungsgeschäfte füh­
ren sollte. Die Bevölkerung wurde aufgerufen, in Versorgungsfragen Dis­
ziplin zu wahren. Der stellvertretende Vorsitzende des Rates der Stadt
Halle (LDPD) würde dafür sorgen, daß die Versorgungorganisiert würde.
Das wäre notwendig, da »wir in der Lebensmittellage sowieso bald pleite
wären«. Ein Redner forderte noch, daß ab 18. Juni für die ganze Republik
der Generalstreik ausgerufen würde. Am 18. Juni sollte man sich wieder
auf dem Hallmarkt treffen.' Als die Kundgebungsteilnehmer die erste
Strophe des Deutschlandliedes anstimmten, fuhren die in den Seitenstra-

23 Siehe ebenda. S.63ff.
24 Zum Einsatz der KVP in Halle und Umgebung siehe Diedrich: Der 17. Juni 1953 in

der DDR.
25 Nach Polizeiangaben waren es ca. 25000. nach Angaben von Augenzeugen 40000

bis 60 000 Menschen. Letzteres scheint wahrscheinlicher zu sein.
26 Eine ausfühiliche Darstellung der Kundgebung. soweit sie rekonstruierbar war.

findet sich bei Löhn (S. 151f.).
27 Siehe LAM BL Halle 1V/2/55/1135 und IV/503/66.
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Ben um den Hallmarkt postierten sowjetischen Panzer im Schritttempo auf
den Hallmarkt. Die Kundgebung löste sich friedlich auf. Bis gegen 21.00
Uhr zogen aber immer wieder kleinere und größere Gruppen durch das
Stadtgebiet.

Die Nachricht von den in Berlin streikenden und demonstrierenden Bau­
arbeitern hatte auch in den Betrieben des Bitterfelder Industriereviers
Signalwirkung. Die Normerhöhungen und die damit gesunkenen Löhne
hatten die Stimmung angeheizt. In der Nachtschicht zum 17. Juni wurden
in der Farbenfabrik Wolfen und im Elektrochemischen Kombinat Bitter­
feld (EKB) die Ereignisse in Berlin. die Normenerhöhungen und die Ein­
gruppierungen in falsche Lohngruppen debattiert.-? Am frühen Morgen
des I7. Juni wurde in der Farbenfabrik die Arbeit niedergelegt. Auslöser
waren Bauarbeiter mit der Forderung, aus Solidarität mit den Berliner Bau­
arbeitern in den Streik zu treten. Zentrum des Streiks war zunächst die
Werkstatt V, von dort aus nahm man Verbindung zu den anderen Beschäf­
tigten auf und dort begann auch die Demonstration der Farbenwerker zur
Filmfabrik Wolfen, zum EKB und dann weiter nach Bitterfeld.Zwischen
10.00 und 11.00 Uhr begann auf dem Platz der Jugend in Bitterfeld eine
fast einstündige Kundgebung, an der zwischen dreißig- bis siebzigtau­
send Personen teilgenommen haben sollen.'! Auf dieser Kundgebung,
auch deren Ablauf läßt sich nicht mehr rekonstruieren, hatten Streikfüh­
rer mehrere Betriebe gesprochen. so Paul Othma aus dem EKB und Wil­
helm Fiebelkorn, Lehrer an der Comenius-Schule.'? Eine zentrale

28 Siehe ebenda. Nach Hagen (S. 155f.) sprach nur der Vorsitzende des Initiativ­
komitees. Die inhaltlichen Aussagen decken sich.

29 Siehe LAM BL Halle 1V/2/55/1135.
30 Siehe LAM BL Halle IV/424/94. Die detailliert en Vorgänge sind bei Freier dar­

gestellt.
31 Sowohl die Zeitangaben wie auch Schätzungen über die an der Kundgebung

teilnehmenden Personen schwanken in den verschiedenen Unterlagen. Meines

Erachtens dürften 30000 einigermaßen realistisch sein. wenn man die Größe Bitter­

felds bedenkt. Nicht alle Beschäftigten haben gestreikt. W ichtige Produktionsanla­

gen sind weitergelaufen und vicle hatten. bedingt durch den Schichtdienst. frei.

32 Auch hier sind die Angaben widersprüchlich. Freier meint. daß Paul Gleim noch

gesprochen haben soll. In der Anklageschrift gegen die Streikführer von Bitterfeld
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Streikleitung, der 17 Personen angehörten, wurde auf Zuruf gewählt.)

Während ein Großteil der Demonstranten in die Betriebe zurückkehrte, or­

ganisierte die Streikleitung die Besetzung der wichtigsten Dienststellen

im Kreis, zuerst der Dienststelle der Staatssicherheit, dann die Kreis­

leitung der SED, die Stadtverwaltung, die Kreisverwaltung, das VPKA
und die Untersuchungshaftanstalt. Gegen Mittag gab es in Bitterfeld kei­

ne Organe mehr, die die Staatsautorität verkörperten. Der Bürgermeister

war abgesetzt und der frühere Stadtschulrat durch das Streikkomitee in

diese Funktion eingesetzt.'* Die Bitterfelder Streikleitung arbeitete noch
am 17. Juni einen Forderungskatalog aus, der der Regierung der DDR
übersandt wurde. Außerdem schickten sie ein Telegramm an den Chef der
Sowjetischen Kontrollkommission in Berlin-Karlshorst, in dem sie die

Aufhebung des Ausnahmezustands in Berlin sowie die Unterlassung al­

ler Maßnahmen gegen die Arbeiter forderten.' Gegen 16.00 Uhr gab es

eine weitere Beratung des Streikkomitees mit Vertretern der Betriebe, die­
se erhielten eine Liste mit Maßnahmen zur Absicherung des Streiks,6
Dazu sollen auch die jeweiligen Werkleiter eingeladen gewesen sein.

Dank der ordnenden Hand des Streikkomitees kam es bei den Streiks

und Demonstrationen im Kreis Bitterfeld trotz der angespannten Stim­
mung nicht zu Toten. Schulen, Verwaltungen und öffentliche Gebäude

wurden gestürmt und teilweise demoliert . Häftlinge befreit. Doch als die

werden nur Othma und Fiebelkorn als Redner genannt. Siehe Heidemarie Schmidt /

Paul Werner Wagner: » ... man muß doch mal zu seinem Recht kommen ...«. Paul
Othma- Streikführer am 17. Juni 1953 in Bitterfeld. Magdeburg 2001. S. 60.

33 Siehe LAM BL Halle 1V/2/55/1135; Klein: Die Arbeiterrevolte im Bezirk Halle.
Heft 2. S. 14ff., Hagen: DDR-Juni 1953. S. 151f.. Diediich: Der 17. Juni 1953 in

der DDR. S. 127f. Freier meint, daß es beim Zustandekommen des Streikkomitees
nicht um das Bemühen »umsichtige[r] Männer, die einzelnen Streikdelegationen

zu revolutionären Krise- und Stadtraten zu vereinigen« ging, wie Stefan Brant

schrieb (S. 306). sondern »eine bereitwillige, da auf Orientierungslosigkeit basie­
rende Delegation der errungenen bzw. noch zu erringenden Macht der Massen auf
eine durch Zuruf eikorene Elite interpretiert werden« (S. 87f.). Betriebliche

Streikkomitees existierten zu diesem Zeitpunkt nur in der Filmfabrik Wolfen.

34 Siehe Freier: Der Juni-Aufstand 1953 ... S. 54ff.

35 Siehe Klein: Die Arbeiterrevolte im Bezirk Halle. Heft 3.

36 Siehe Freier: Der Juni-Aufstand 1953... S. 57.
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ersten sowjetischen Panzer gegen 16 Uhr in Bitt erfeld einrückten, war die

Situation schon weitestgehend beruhigt . Viele Demonstranten waren ent­
weder in die Betriebe zurückgekehrt oder nach Hause gegangen.' 7

Auch an den Dörfern des Bezirkes gingen die Ereignisse des Tages nicht

spurlos vorbei. Die nach Hause kommenden Arbeiter berichteten abends
im Dorfgasthof . Häufig waren aber auch die Maschinen-Traktoren-Statio­

nen entweder Ausgangspunkt oder aber Angriffspunkt für Unruhen, so

in Belleben. Kreis Bernburg. Dort kamen am 17. Juni gegen 12.00 Uhr
25 bis 30 Arbeiter aus dem Mansfeld-Kombinat mit einem Bus zur dort
ansässigen MTS und forderten die Beschäftigten auf , Losungen und

Transparente zu entfernen. Am Abend kamen nochmals Arbeiter aus
Hettstedt, die mit Gewalt in die MTS einzudringen versuchten, was ihnen
aber nicht gelang.' In Schafstädt, Kreis Merseburg, streikten die Ange­

hörigen der MTS, nachdem sie von Arbeitern aus Leuna und Buna über

die Ereignisse informiert worden waren. Einige Arbeiter der MTS Söl­
lichau (Kreis Gräfenhainichen) besetzten nach einem Besuch des Gast­

hauses in den Abendstunden gewaltsam die MTS. Der Leiter und der
Polit leiter wurden ebenso wie der zufällig anwesende ABV bedroht.' In

den Dörfern des Kreises Bitt erfeld hatten die Streiks in den drei großen

Betrieben erhebliche Auswirkungen. Es gab Unruhen und Zerstörungen.

In Sandersdorf wurde z. B. die Gemeindeverwaltung durch Aufgebrachte

demoliert und in der Schule des Ortes ließ der Sprecher des Streikkomi­

tees, Fiebelkorn, Lehrbücher und wissenschaftliche Literatur im Wert von

1500 DM vernichten. In Zschegendorf wurden das Gemeindeamt und das

Jugendheim verwüstet. Der Bürgermeister von Rieda sollt e von einer auf­

gebrachten Menge gelyncht werden. Der ABV und 20 SED-Mitglieder

schafft en es, die Leute zu beruhigen.*

37 Hier gibt es unterschiedliche Angaben. In den Akten der SED-Bezirksleitung wird

von 14.00 Uhr gesprochen (LAM BL Halle 1V/2/3/611). Um 16.00 Uhr aber tagte
das Zentrale Streikkomitee noch und der Ausnahmezustand wurde erst 19.30 Uhr

im Kreis verhängt.

38 Siehe LAM BL Halle IV/403/343.

39 Siehe LAM BL Halle 1V/2/3/609.

40 Siehe LAM BL Halle 1V/404/344.
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In mindestens 132 Betrieben des Bezirkes Halle gab es am 17. Juni Streiks.* '

Nicht immer wurden Streikkomitees gewählt . In einer Vielzahl von Orten

kam es zu Demonstrationen oder Kundgebungen. Meist endeten sie fr ied­
ich. Im Bezirk Halle gab es nur einen Kreis, den Kreis Nebra, in dem es

keine Streiks, Kundgebungen oder Demonstrationen gab. Regionale

Streikkomitees gab es in Halle, Bit terfeld und Merseburg. Diese versuch­
ten, Streiks, Demonstrationen und Forderungen zu koordinieren. Ihnen

wie auch den betrieblichen Streikkomitees gelang es aber nur bedingt, die

zunehmende Aggressivität der Demonstranten zu zügeln. Waren es zu­

nächst Arbeiter und Verwaltungsangestellte, die aus den Betrieben auf
die Straßen gingen, änderte sich im Laufe des Tages die Zusammenset­

zung der Demonstranten. Hausfrauen, Lehrlinge, Jugendliche, Arbeitslose

und Personen, die nur bedingt den Sinn der Demonstrationen begriff en,

aber an Krawallen Gefallen fanden, kamen dazu. Arbeiter dagegen gingen
entweder zurück in die Betriebe oder, weil Schichtende war, nach Hause.
Während es in den Betrieben nicht zu Zerstörungen kam, abgesehen von

abgenommenen Plakaten, Bildern und Transparenten, kam es in staatli­

chen Gebäuden, SED-Büros, Dienststellen der Volkspolizei und des MfS
sowie Gefängnissen zu Zerstörungen bis hin zu Bücherverbrennungen.
Vereinzelt kam es zu Ansätzen von Lynchjustiz. Der von Bezirkspolizei­

chef Zaspel am frühen Nachmittag gegebene Befehl, daß bei Abwehrhand­
lungen der Gebrauch der Schußwaff e erlaubt sei, hatte schwerwiegende
Folgen. So gab es allein in Halle acht Tote und 55 Verletzte.*

Mit der Verhängung des Ausnahmezustandes und dem Einmarsch der so­
wjetischen Soldaten endete die Revolte am 17.Juni. Die revoltierenden
Arbeiter zogen sich wieder in die Betriebe zurück. Die spontane Revolte
der Arbeiter ging in Streiks über. Daran war aber nur bedingt das Eingrei­

fen der sowjetischen Truppen schuld.* ' Kaum einer der Streikenden und

41 Siehe LAM BL Halle IV/2/55/1 134. Dabei sind kurzzeitige Arbeitsniederlegungen

für den 17. Juni nicht erfaßt worden.

42 Siehe ebenda. IV/2/3/607. Die genauen Zahlen für die DDR sind auch hier nicht

bekannt.
43 Arnulf Baring stellte in seinem Buch »Der 17. Juni 1953« fest: »Aber man täusche

sich nicht: Der Aufstand ist nicht durch die sowjetischen Truppen niedergeschla-
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Demonstrierenden hatte klare Vorstellungen über den Fortgang der Re­

volte, zu plötzlich hatte man sich zu diesen Aktionen entschieden, um der

Unzufr iedenheit und der Verbit terung Luft zu machen. Nicht überall fan­
den sich Sprecher und wenn, dann hatten auch diese nur selten Vorstel­

lungen über den weiteren Ablauf der Demonstrationen. Entscheidende

öff entliche Gebäude in der Stadt waren gestürmt, Gefangene häufig be­

freit. Andere Forderungen waren regional nicht zu erfüllen.

Nach dem Tag der Revolte bestimmten Streiks das Geschehen. In vie­

len Betrieben traten die Beschäftigten erst am 18. oder 19. Juni in den
Streik, fast immer aus Solidarität mit den anderen Streikenden und den im

Zusammenhang mit den Streiks und Demonstrationen Verhafteten und

immer verbunden mit einer ganzen Palette an polit ischen und vor allem
ökonomischen Forderungen.

Und auch die, dic nicht streikten und weiterarbeiteten und sogar Son­

derschichten fuhren, standen mehrheitlich hinter den Forderungen der

Streikenden, auch viele SED-Mitglieder.
Mit der Tatsache, daß Arbeiter die Hauptakteure der Ereignisse im Juni

1953 waren, konnten SED- und Staatsführung nicht umgehen. Sie igno­
rierten, daß die Streiks und Demonstrationen von Arbeitern ausgegangen

waren und daß diese maßgeblich in den spontan zustande gekommenen

Streikkomitees vert reten waren. In den Betrieben formulierten Arbeiter die

Forderungskataloge und forderten sie von den Regierenden ein.* +
Arbeiter waren es auch, die mehrheitlich verhaft et wurden bzw. fl iehen

mußten.

gen worden. Aufs Ganze gesehen war die revolutionäre W elle schon gebrochen.

bevor die Russen aufmarschiert en. Ihr Eingreifen war kein W endepunkt, sondern

hat nur einen Schlußpunkt gesetzt: Die Streik- und Demonstrationsbewegung hatte
sich im Laufe des Tages erschöpft. der Elan war versickert , der Aufstand in sei­

nem Anfängen stecken geblieben.« ($. 89.)

44 Siehe Angelika Klein: Basisdemokratische Aktionen und Forderungen am 17. Juni

1953. In: »... undemokratisch wird sich rächen!« Studien zur Demokratie in der

DDR. Zweiter Teil. Berl in 1995.
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Die Streikenden waren kaum zu Hause, da war schon die Legende vom

faschistischen Putsch geboren. Anfangs gab es noch selbstkritische

Töne der verantwortlichen Funktionäre.

Auf der ersten Sitzung der SED-Bezirksleitung am 23. Juni 1953 ging

Fred Oelßner, Mitglied des Politbüros der SED, im Unterschied zu öffent­

lichen und späteren Äußerungen kritisch auf das Verhältnis von Partei

und Klasse ein. Abgesehen davon, daß auch er von einem »geplanten

konterrevolutionärem Putsch« sprach, betonte er, daß die Arbeiter »aus

Empörung über das Unrecht, das ihnen zugefügt wurde«, gestreikt hat­

ten. »Auch unter den Arbeitern, die freiwillig gestreikt haben, die Streik­

komitees angehört haben, sind in der übergroßen Mehrzahl ehrliche

Arbeiter, die aus ehrlicher innerer Empörung gehandelt haben, die noch
nicht davon überzeugt sind, daß sie Opfer faschistischer Provokateure

geworden sind. Diese Arbeiter müssen wir wieder gewinnen.«*° Parallel
dazu aber gab es eine fieberhafte Suche nach Streikführern. Bis zum 30.
Juni 1953 wurden im Bezirk Halle 727 Personen festgenommen.

Die Suche nach »faschistischen Provokateuren« und »Klassenfein­

den« diente allerdings nicht einer schnellen Bewältigung der Krise. In

den Großbetrieben des Bezirkes Halle gärte es weiter. Am 15. Juli kam es
in den Buna-Werken zu einem erneuten Streik. Dieser umfaßte mehr Be­
triebsteile als der am 17. Juni. Diesmal gingen auch in der Karbidfabrik
der Ofen aus. Hartnäckig weigerten sich die meisten Arbeiter, unter ihnen

auch viele SED-Mitglieder, einzusehen, daß sie faschistischen Provoka­

teuren nachgelaufen seien. Sie waren wie so viele andere der Meinung,

daß der 17. Juni eine Sache der erbitterten Arbeiter war.

45 Siehe 14. Tagung des ZK der SED vom 21./22. Juni 1953.

46 LAM BL Halle 1V/2/1/3.
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Eine gescheiterte Revolution?

In der neueren deutschen Geschichte gibt es wenige Ereignisse, die so­

gleich derart verschieden gedeutet, benannt und bewertet wurden wie
das, was im Juni 1953 in der DDR geschah.

Bereits am Nachmittag des 17. Juni gab Konrad Adenauer dazu eine

Regierungserklärung ab. Sie begann mit dem Satz: »Wie auch die Demon­
strationen der Ost-Berliner Arbeiter in ihren Anfängen beurteilt werden

mögen, sie sind zu einer großen Bekundung des Freiheitswillens des
deutschen Volkes in der Sowjetzone und Berlin geworden.« -Befremd­
dich ist der erste Halbsatz: »Wie auch die Demonstrationen der Ostberliner

Arbeiter in ihren Anfängen beurteilt werden mögen ...« Die Unsicherheit

ist auf erste Informationen zurückzuführen, wie sie der Kanzler wahr­

scheinlich aus dem Bundesamt für Verfassungsschutz erhalten hatte.

Ähnliches steht in Papieren der Organisation Gehlen, der Vorgängerin des
Bundesnachrichtendienstes: Die Ost-Berliner Demonstrationen wären ur­
sprünglich »von östlicher Seite inszenierte Aktionen« gewesen, welche

die Wiedervereinigung »ins Rollen« bringen sollten. »Als erste Phase
wurde vermutlich die Ausschaltung« der hinderlichen »ostzonalen Politi­

ker ins Auge gefaßt. Die Aktion ging jedoch über den gewünschten Rah­

men durch das Eingreifen unvermuteter Widerstandskräfte hinaus«.'
Damals waren mehrere Erklärungen in Umlauf, die uns heute absurd an­

muten. Der eben zitierten zufolge hatten die Russen den Berliner Aufruhr

inszeniert , um Ulbricht abservieren zu können. Das hängt mit der Berija­
Story zusammen, die jetzt Hans Bentzien kolportiert.* Nach anderen Ver­
mutungen, die schon damals angestellt wurden, war Ulbricht der

Provokateur. So behauptete Wolfgang Harich: »Ulbricht hat das getan,

Siehe Karl Wilhelm Fricke: Zur Geschichte und historischen Deutung des Auf­
stands vom 17. Juni 1953. In: Heidi Roth: Der 17. Juni 1953 in Sachsen. Köln

1999. $. 84f. Hiernach auch das Zitat.
2 Siehe Bentziens Buch »Was geschah am 17. Juni?« Berlin 2003 sowie dessen Be­

sprechungdurch Michael Herms im »Neuen Deutschland« vom 16. Mai 2003. S. 13.
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um sich mit dem Aufmarsch sowjetischer Panzer selbst zu rett en« -vor
der Preisgabe der DDR, die er befürchtet haben soll.

Nun kann man es zwar provozierend nennen, wie die Partei- und Staats­

führung die Normenfrage behandelte und insbesondere mit den Bauar­

beitern von der Berliner Stalinallee umging, die am 15. Juni eine

Delegation zum Ministerpräsidenten geschickt hatten.* Ich bestreite also

nicht die schädliche Wirkung der von Ulbricht zu verantwortenden Ent­
scheidungen. (Sie waren keineswegs ausschließlich, doch in hohem Maße

von ihm zu veranworten.) Ich bestreite aber die Absicht! Was sich da äu­

ßerte, waren falsche Vorstellungen vom Verhältnis zwischen Partei und

Klasse. Man kann Ulbricht auch Arroganz vorwerfen. Doch ein Hasar­
deur war er nicht.

Vom Vormittag des I7. Juni an befand er sich mit Ministerpräsident Gro­
tewohl, ND-Chefredakteur Herrnstadt und anderen Spitzenfunktionären in

sowjetischer Obhut, nämlich im Karlshorster Hauptquart ier der Besat­
zungsmacht. Aus Moskau kommend traf dort zur Mitt agszeit Marschall
Sokolowski ein, um den Oberbefehl zu übernehmen. Wie Herrnstadt spä­

ter berichtete, fragte der Marschall die Deutschen sogleich: »Wie konnte

diese Sache passieren, das verstehe ich nicht«, und an den Minister für

Staatssicherheit gewandt: »Genosse Zaisser, wieso hatt e ihr Apparat kei­
ne Informationen? Jetzt stell t sich doch heraus, daß ein ganzes feindli­
ches Netz auf dem Territorium der DDR arbeitet«!Y

Schon die ersten Berichte, die aus Karlshorst nach Moskau geschickt
werden, unterstellen einen Aufstand, der auf einen Staatsstreich abzielt :

auf den Sturz der Regierung Grotewohl." Und im SED-Zentralorgan kann

3 Siche Siegfried Prokop: Der 17. Juni 1953 - Geschichtsmythen und historischer
Prozess (hefte zur ddr-geschichte. 81). Berlin 2003. S. 12f.. 30f. und 44-46. Das

Harich-Zitat ebenda S. 44.

4 Siehe Wilfriede Otto: »Die Bauarbeiter [...] erkennen die ihnen diktiert e 10%ige
Normerhöhung nicht an.« In: Jahrbuch für Forschungen zur Geschichte der Arbei­

terbewegung 11/2003. S. 150ff.
5 Nadja Stulz-Herrnstadt (Hrsg.): Rudolf Herrnstadt. Das Herr nstadt-Dokument. Das

Politbüro der SED und die Geschichte des 17. Juni 1953. Hamburg 1990. $. 84.

6 Siehe Christian F. Ostermann (Hrsg.): Urprising in East Gerinany 1953. The Cold

War. the German Question. and the First Major Upheaval Behind thc lron Curtain.
Budapest/New York 2001. S. 181ff.. insbes. $. 208.
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man am Morgen des 18. Juni von einer großangelegten Aktion lesen, zu

der »die faschistischen Agenturen Hunderte und Tausende von Provo­

kateuren« in die DDR entsandt hätt en. - Derartige Erkenntnisse waren

weder von Zaissers Leuten gewonnen worden, noch konnte die sowjeti­
sche Aufklärung derlei von einem Tag zum anderen ermitt eln. Es war

nichts anderes als das, was Chefredakteur Herrnstadt am Vortag in Karls­

horst gehört und zu Papier gebracht hatt e. - Den Russen lag der Gedan­
ke an faschistische Agenturen in dem erst vor acht Jahren besiegten
Deutschland wohl nahe, und für Militärs dürfte es schlecht vorstellbar
gewesen sein, daß sich Tausende von Menschen ohne Führung, ohne
Befehl in Bewegung setzen könnten.

Als sich am Abend des 21. Juni erstmals wieder das Zentralkomitee der

SED versammelte, äußerten mehrere Mitglieder vorsichtig ihre Zweifel am

so entstandenen Urteil. Kurt Hager berichtete über Diskusionen »mit sehr

ernstzunehmenden Arbeitern, die auf die Straße gegangen waren, nicht

weil sie Rowdies waren, sondern weil aus ihnen all das an Unzufrieden­

heit herausbrach, was sich bei ihnen seit acht Jahren angesammelt hatte.

Das war nicht eine Mißstimmung, sondern das war der Ausdruck dessen,

daß ein Teil der Arbeiterklasse kein Vertrauen mehr zur Partei und zur Re­

gierung hat ...«. »Sie haben mit einer Erbitt erung und einem Haß gegen
uns diskutiert, solange man noch diskutieren konnte. Das waren immer­
hin fünfzig- bis sechzigjährige Leute, vernünftige Menschen, die man im

Laufe der Diskussion dazu bringen konnte, daß sie sagten: Wir wollen ja
diese Räuber gar nicht. Wir wollen den Adenauer nicht. Wir wollen keine
Kapitalistenregierung! Aber was wir wollen, das ist, daß sich unser Le­

ben endlich verbessert« 7
Das Protokoll dieser ZK-Tagung wurde sekretiert . Von ihr kannten wir

bis 1989 nur den Beschluß »Über die Lage und die unmittelbaren Auf­

gaben der Partei«, der den bemerkenswerten Satz enthielt : »Wenn Mas­

sen von Arbeitern die Partei nicht verstehen, ist die Partei schuld, nicht

der Arbeiter!«* Allerdings sanktionierte diese Resolution zugleich die

7 Wilfriede Otto: Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berlin 2003. $. 182.

8 Dokumente der SED. Beschlüsse und Erklärungen des Zentralkomitees sowie seines

Politbüros und seines Sekretariats. Bd. IV. Berlin 1954.$. 4.1.
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Legende vom faschistischen Putschversuch und verwies dabei auf die
angebliche Kommandeuse Erna Dorn.

Wenn es aber hauptsächlich wohlbegründete Arbeiterbeschwerden

und Arbeiterproteste waren, die sich in den Streiks und Demonstrationen

äußerten, dann war zwingend, was Anton Ackermann in der gleichen

Nachtsitzung des Zentralkomitees gesagt hatte: »Wir wissen. daß ... Feh­
ler gemacht worden sind, wofür die Führung der Partei sich vor der Par­

tei, vor der Arbeiterklasse ... verantworten muß«. Und »die heute

stattfindende ZK-Sitzung wird nur unterbrochen. ... um die Partei für die

unmittelbar brennenden Aufgaben zu mobilisieren«. Sobald das »getan
ist, wird das Zentralkomitee wieder zusammentreten, um dann nicht nur

über die Fragen der Änderung des Fünfjahrplans zu diskuticren, sondern

auch darüber: ... Gab es im Zentralkomitee eine richtige Atmosphäre??Gab

es eine kollektive Leitung? ... All das soll nicht verschwiegen oder zuge­

deckt werden« -Das war eine Anspielung auf die Kritik, die im Polit­
büro seit längerem an Ulbrichts Führungsstil geübt wurde', und Ulbricht
konnte das auch als Drohung auffassen.

Für jeden von uns ist das fortan nachlesbar -dank Wilfr iede Otto,
der Rosa-Luxemburg-Stif tung und dem Dietz Verlag, die vorgestern in

Berlin die Dokumentation »Die SED im Juni 1953« vorstellten.

Wer damals den von Ackermann angedeuteten Konsequenzen auszu­

weichen bestrebt war, wer die von Otto Grotewohl sogenannte »Büßer­

stimmung« überwinden wollte und einen »engen Zusammenschluß« um
die Partei- und Staatsführung forderte, der benötigte eine solche Deutung

der Ereignisse, wie sie Grotewohl während der Juli-Tagung des Zentral­

komitees in dem Satz zusammenfaßte: »Der I7. Juni war ein versuchter

Staatsstreich, war ein faschistischer Putsch und eine Kriegsprovokati­
on.«!! Auf diese Weise ließen sich die Arbeiter diskreditieren, die im Juni

gestreikt und demonstriert hatten. Sie ließen sich isolieren und notfalls

kriminalisieren, wofür dann sogar Kontrollratsdirektiven sowie SMAD-

9 W ilfr iede Otto: Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berl in 2003. S. 175f.

10 Siehe W ilfriede Otto: Dokumente zur Auseinandersetzung in der SED 1953. In:

Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung. H. 5/1990. $. 655ff.

II Der Neue Kurs und die Aufgaben der Part ei. I5. Tagung des Zentralkomitees der

SED vom 24. bis 26. Juli 1953. Berlin 1953. $. 39.
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Befehle herangezogen wurden, die für die Entnazifizierung erlassen wor­

den waren. Der Justizminister Max Fechner, der in einem Zeitungsinter­

view auf das verfassungsmäßige Streikrecht verwiesen hatte, wurde im

Juli abgesetzt, verhaftet und im Folgejahr zu einer Zuchthausstrafe verur­

teilt , weil er -wie die Nachfolgerin seinen vormaligen Mitarbeitern im

Ministerium erklärte -bestrebt war, »einen versuchten Staatsstreich und
faschistischen Putsch als einen Streik zu rechtfertigen«1

Die Beteiligung von Leuten, die Nazis gewesen oder auch geblieben

waren, steht für jene Zeit -acht Jahre nach ihrer Entmachtung -außer

Frage, erlangte aber keinen bestimmenden Einfluß auf das Geschehen. Und
es sei auch gleich auf das verwiesen, was Bernd Stöver in US-amerikani­

schen Archiven bestätigt fand und unlängst veröff entlichte: »Durchgän­

gig waren alle privaten, parteigebundenen und amtlichen antikommunisti­
schen Organisationen in irgendeiner Weise am Aufstand beteiligt«. Viele
von ihnen versuchten, den Konflikt zu intensivieren und zu radikalisieren.
Doch hervorgerufen hatten sie ihn nicht.' ' So sehr der Juni-Konflikt in
seinen Erscheinungsformen auch vom Kalten Krieg geprägt wurde: Seinem

Wesen nach war er ein innenpolitischer Konflikt. Und was damals noch nie­

mand erkennen konnte: Das war der Kulminationspunkt der ersten Krise
jenes politischen Systems, dessen Machtzentrale sich in Moskau befand.

Edward Kardelj, ein maßgebender jugoslawischer Politiker und Theore­

tiker des Selbstverwaltungssozialismus, ordnete die ostdeutsche Erhe­

bung sogleich dem antistalinistischen Widerstand zu, nannte sie »das

wichtigste Ereignis nach dem jugoslawischen Widerstand« von 1948 und

beschrieb sie als »Klassenprotest des deutschen Arbeiters gegen die

staatskapitalistischen Verhältnisse«, gegen Verhältnisse, die ihm von der

Besatzungsmacht »als sozialistisch« und proletarisch< aufgezwungen
wurden, die er aber nicht als proletarisch«, noch als sozialistisch< aner­
kennt«l+

12 „Neues Deutschland« vom 27. Juli 1953.
13 Bernd Stöver: Die Befreiung vom Kommunismus. Amerikanische Liberation Po­

icy im Kalten Krieg 1947-1991. Köln u.a. 2002. $. 749.

14 Zitiert nach Karl Wilhelm Fricke: Zur Geschichte und historischen Deutung des
Aufstands vom I7. Juni 1953. In Heidi Roth: Der 17. Juni 1953 in Sachsen. Köln

1999. $. 89f.
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Die westdeutsche »Gruppe Arbeiterpolitik«, die in der Tradition des

nicht-stalinisierten Flügels der KPD stand, nämlich der von Heinrich

Brandler und August Thalheimer geführten KPD(O), verband mit der ost­
deutschen Arbeitererhebung damals sogar die Hoffnung auf »das revo­
lutionäre Erwachen des deutschen Proletariats«. Isaac Deutscher, seiner

Herkunft nach ein polnischer Trotzkist, der in England als Historiker tätig

und vor allem durch seine Stalin-Biographie (1949) bekannt geworden
war, widersprach dem sogleich entschieden. Und am 16. September 1953

schrieb er an Brandler, von einem »Erwachen des deutschen Proletariats«
könne schon deshalb keine Rede sein, weil es im Westen völlig passiv

geblieben sei. Die Apathie hier und der Umschlag des Arbeitskampfes in

eine Revolte gegen das Regime dort hätten dem Westen einen Punktsieg

im Kalten Krieg verschafft und die Position Adenauers gefestigt. Daher

»tendierte eine Aktion, die alle äußeren Anzeichen einer revolutionären

Tat besaß, dazu, in die Hände der Konterrevolution zu spielen« 15

Deutscher schrieb nicht: Es war eine konterrevolutionäre Aktion. Das

hätte zur Voraussetzung gehabt, dieser »politischen Revolte« restaurati­

ve Ziele zu unterstellen, was wohl kein Linker tat. Als der Bundestag am

1. Juli 1953 den sozialdemokratischen Gesetzesentwurf zum Tag der deut­

schen Einheit diskutierte, bezeichnete es Willy Brandt als »Tatsache, daß
der Volksaufstand ... in erster Linie das Werk der Arbeiterschaft war ...«,

und verwahrte sich dagegen, daß es von den großbürgerlichen Parteien

für deren politische Zwecke »ausgeschlachtet« wurde. Mit Bezug auf die

von Demonstranten mitgeführten Transparente erklärte er: »Nirgends hat
etwas gestanden von jener Reprivatisierung der Mammutwerke. für die
sich ... der Herr Staatssekretär im Ministerium für gesamtdeutsche Fragen

ausgerechnet in dieser Situation ausgesprochen hat«. Die Arbeiter »wol­
len demokratisieren, nicht restaurieren«!!© - Gleichwohl hatt e Deutscher

l5 Siehe Ludger Syre: Isaac Deutscher - Marxist. Publizist. Historiker. Sein Leben
und Werk 1907-1967. Hamburg 1984. S. 212f. - Siehe Unabhängige Kommuni­

sten. Der Briefwechsel zwischen Heinrich Brandler und Isaac Deutscher 1949 bis

1967. Hrsg. von Hermann Weber. Berlin 1981 (Beihefte zur Internationalen wis­

senschaftlichen Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung.

Heft 6). S. 103f.
16 Verhandlungen des Deutschen Bundestags. 1. Wahlperiode. Stenographische Be­

richte. Bd. 17. Bonn 1953. $. 13883 und 13887.
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Recht. So wie die Arbeitererhebung und ihre Niederwerfung in den bür­

gerlichen Massenmedien dargestellt und in großen Teilen der Wähler­

schaft wahrgenommen wurden, kam das den Regierungsparteien zugute

und verhalf Adenauer zu einer satten Mehrheit im Bundestag.

Soviel zu den zeitgenössischen Bewertungen.

Es gilt wohl für Politiker jedweder Richtung, daß sie sich mehr an ihren

Interessen als an den Fakten orientieren, wenn sie Geschichte interpretie­

ren. So hält denn Edgar Wolfrum im Ergebnis seiner kritischen Studien

zur Geschichtspolitik in der Bundesrepublik für den Umgang mit dem 17.
Juni fest: »Politiker, Journalisten und Wissenschaftler zerrissen ein hoch­
komplexes Ereignis ..., nahmen jeweils bestimmte Segmente für sich in

Anspruch und paßten sie in ihr historisch-politisches Koordinatensystem

ein«.'7 Doch bis zu einem bestimmten Punkt ist ein interessengeleiteter
Umgang mit Geschichte gewiß normal und gerade bei Politikern akzepta­

bel. Es muß ihnen ja vor allem um die -so oder so -verwertbaren Er­

fahrungen gehen, um deren Nutzung im eigenen Handeln und weniger um

eine wohlausgewogene Würdigung derer, die damals handelten. Gefähr­

ich ist aber die Geringschätzung und vollends das Ausblenden unpas­

sender, unliebsamer Tatsachen.
Wir erinnern uns wohl noch alle an das Schlagwort »Einheit von Politik

und Wissenschaft«. Wo es die gibt, ist es eine Einheit von Gegensätzen.
Insofern unterscheiden sich die von PDS-Politikern abgegebene Erklärun­

gen zu geschichtlichen Ereignissen kaum von Erklärungen aus anderen

Parteien. Ich betone: Insofern! Und politische Bildung kann diese Gegen­

sätze nicht beseitigen. Die damit befaßten Vereine müssen vielmehr be­

strebt sein, dem Publikum solche Gegensätze zum Bewußtsein zu bringen.

Ähnlich wie vor fünfzig Jahren für die jugoslawischen Genossen oder
die Genossen in der Gruppe »Arbeiterpolitik« sind heute für uns die pro­
letarischen Charakterzüge der Juni-Erhebung und ihre antistalinistischen

Tendenzen am interessantesten. Die Partei des Demokratischen Sozialis­

mus versteht sich als antistalinistisch und sollte sich deshalb auch auf

die traditionsbildenden Momente dieser Erhebung besinnen. Während
aber unsere politischen Gegner seit eh und je unterschiedslos all es für

17 Edgar Wolfrum: Geschichtspolitik in der Bundesrepublik Deutschland. Der Weg

zur bundesrepublikanischen Erinnerung. Darmstadt 1999. $. 348.
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sich in Anspruch nehmen, was damals von Streikenden und Demonstrie­

renden gesagt und getan wurde, sollten wir krit isch bleiben, die Ambiva­

lenzen beachten und nach respektablen Motiven sowohl bei den

Protestierenden, als auch bei jenen fragen, die sich dem Protest verwei­
gerten oder sogar widersetzten.

Zweifellos erstrebten damals die meisten Demonstranten -und nicht
nur sie! -die Beseitigung der mitt lerweile schrankenlosen, mit Staats­
gewalt durchgesetzten »führenden Rolle der Partei«. Auch ein beträcht­

licher Teil der Parteimitgliedschaft lehnte das politbürokratische Regime
ab, das im Laufe von vier, fünf Jahren entstanden war und sich in Walter

Ulbricht verkörperte. Wie die Zentrale Parteikontrollkommission anschlie­

ßend ermittelte, waren mit den Belegschaften mancher Betriebe ganze

Parteiorganisationen auf die Straße gegangen. Diese Genossinnen und
Genossen setzten das Regime keineswegs mit Sozialismus gleich. Für das

Gros der Protestierenden kann der Historiker aber nichts weiter feststel­
len als die Beteiligung an Streiks und Demonstrationen. Es ist ihm

schlechterdings unmöglich, die Motive genauer zu bestimmen und dabei
zwischen Antistalinismus, pauschalem Antikommunismus und Ableh­

nung eines je den Sozialismus zu unterscheiden. Auch viele der damals

erhobenen Forderungen entziehen sich einer solchen Klassifizierung.

Allerdings wissen wir genug über basisdemokratische und demokra­

tisch-sozialistische Bestrebungen, um sagen zu können: »Die Wunschvor­

stellung. im wiedervereinigten Deutschland die Freiheit mit der Gleichheit

zu verbinden und den von der Besatzungsmacht oktroyierten durch ei­

nen selbstbestimmten, eigenständigen Sozialismus zu ersetzen, mag eine
Triebfeder der Erhebung gewesen sein -zumindest für jene Sozialdemo­

kraten und Kommunisten, welche Sprecher der Streikenden waren«18

Auch die nationale Komponente der Erhebung will genauer betrachtet
werden. Sie bleibt of t unbeachtet. Vielleicht ist das der Furcht vor einer

peinlich falschen Zuordnung geschuldet: national -nationalistisch -na­

zistisch. Verdächtig machen sich allerdings Autoren, die so tun, als hätt en

sich die Forderungen nach gesamtdeutschen freien Wahlen, nach Besei-

18 Erklärung der Historischen Kommission beim Part eivorstand der PDS. In: Presse­

und Informationsdienst des Parteivorstandes. Nr. 17 vom 25. April 2003. $. 7-9

(im vorl iegenden Band $. 243).



Eine gescheiterte Revolution? 229

tigung der Zonengrenzen und Abzug der Besatzungstruppen ausschließ­

ich gegen die SED und die Sowjetunion gerichtet. Hubertus Knabe ver­

merkt zwar: »Die Demonstranten konterkarierten damit in gewisser Weise
die Politik der damaligen Bundesregierung, die die Bundesrepublik zügig in

das westliche Staatenbündnis einbinden wollte ...«. Doch dann überrascht

er den Leser mit der Behauptung: »Die Mehrheit der Demonstranten ging
.. nicht für die Wiedervereinigung Deutschlands auf die Straße«.' Das

Gegenteil ist richtig! Hermann-Josef Rupieper erhob denn auch zur Über­

schrif t der von ihm herausgegebenen Sammlung von Studien zu den Vor­
gängen in Sachsen-Anhalt: »... und das Wichtigste ist doch die Einheit«20

In der bereits zitierten Bundestagsrede stellte Willy Brandt aber auch

klar: In den ostdeutschen Demonstrationen war »nicht der Schrei nach

dem Anschluß an Bonn« zu hören, vielmehr wurde »der Anspruch auf

die echte Mitgestaltung dieser arbeitenden Menschen bei der Schaff ung
einer gesamtdeutschen Ordnung« erhoben. - Daran ist auch zu erin­

nern, wenn Politiker und Publizisten heute Verbindungen zwischen den
Erhebungen von 1953 und von 1989 herstellen.

Die gesamtdeutsche Orientierung entsprach der ursprünglichen »Par­

teilinie« der SED, die im Juni 1953 wiederhergestellt wurde.' Wie die so­
wjetische Partei- und Staatsführung die deutschen Genossen am 2. Juni

1953 wissen ließ, betrachtete sie die »Vereinigung Deutschlands auf de­

mokratischer und fr iedlicher Grundlage« nach wie vor als »Hauptauf­
gabe«?' , und die Angebote, die sie den Westmächten diesbezüglich im
August 1953 machte, gingen nicht hinter die sogenannte Stalin-Note von

März 1952 zurück.
Rudolf Herrnstadt stellte den Zusammenhang zwischen dieser »Haupt­

aufgabe« und dem Neuen Kurs in seinem -letztlich als »parteifeindliche

19 Hubert us Knabe: 17. Juni 1953. Ein deutscher Aufstand. München 2003. $. 16

und 18.
20 Siehe Hermann-Josef Rupieper (Hrsg.): »... und das Wichtigste ist doch die Ein­

heit.« Der 17. Juni 1953 in den Bezirken Halle und Magdeburg. Münster u.a. 2003.

S. 9~
21 Siehe Dokumente der SED. Beschlüsse und Erklärungen des Zentralkomitees sowie

seines Politbüros und seines Sekretariats. Bd. IV. Berlin 1954. $. 437 und 468.

22 Zitiert nach der Veröffentlichung durch Wilfriede Otto in: UTOPIE kreativ.

H. 149 (März 2003). $. 216
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Plattform« verurteilten - Beschlußentwurf für das Zentralkomitee da­

mals wie folgt dar: Es gehe nicht so sehr um wirtschaftspolitische oder

andere Einzelmaßnahmen. Letztlich gehe es »darum, eine Deutsche De­

mokratische Republik zu schaffen, die für ihren Wohlstand, ihre soziale
Gerechtigkeit , ihre Rechtssicherheit , ihre zutiefst nationalen Wesenszüge

und ihre freiheitliche Atmosphäre die Zustimmung aller ehrlichen Deut­
schen findet. Das wird wirksamer als alle Deklarationen oder guten Wün­

sche die Verständigung unter den Deutschen vorantragen, die

Kriegstreiber in Westdeutschland und Westberlin isolieren und cine soli­

de Basis für Verhandlungen über das neue einheitliche Deutschland
schaff en«. -Wenn es nun im Sommer 1953 zu dem von Herrnstadt und

wohl auch anderen Spitzenfunktionären ersehnten Zusammenwirken »der
Hundert tausenden fortschritt licher Genossen unserer Partei und des heil­

samen Drucks der werktätigen Massen«' ' gekommen und die von ihm be­
schriebene Richtung eingeschlagen worden wäre ...?

Seit langem umstritt en ist die angemessene Bezeichnung der Juni-Er­

eignisse als Erhebung von Arbeitern oder als Volksaufstand -wobei es
mehr die Politiker und Publizisten sind, die damit die Öff entlichkeit be­

schäftigen, als daß es ein Historikerstreit wäre.

Zu berücksichtigen ist: Alles, was bis 1989 über den 17. Juni geredet

und geschrieben wurde, hatte von vornherein einen argen Mangel. Ge­
nauere Kenntnisse blieben auf Berlin beschränkt. Das brachte eine Über­

bewertung der westlichen Einflußnahme mit sich, insbesondere der
geheimdienstlichen Tätigkeit, sowie eine Unterschätzung der räum­

lichen und zeitlichen Ausdehnung sowie der sozialen Dimensionen der

Unruhen.
Als Arnulf Baring den 17. Juni erstmals zum Gegenstand geschichts­

wissenschaftlicher Untersuchung machte, nannte er ihn »Arbeiterer­

hebung«.* Eingangs der achtziger Jahre bestätigte Christoph Kleßmann:
In »seinen auslösenden und tragenden Kräft en« war das »unzweifelhaft

ein Arbeiteraufstand«. Er fügte aber hinzu, daß dieser »in Ansätzen be-

23 Wilfriede Otto: Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berlin 2003. S. 223

und 230.
24 Arnulf Baring: Der 17. Juni 1953. Bonn 1957 (Bonner Berichte aus Mittel- und

Ostdeutschland. Hrsg. vom Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen). S. 5.
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reits einen möglichen Umschlag in einen politischen Volksaufstand erken­

nen ließ«?5 Diese Ergänzung fand in lokal- und regionalgeschichtlichen

Forschungen ihre Bestätigung, die erst in den neunziger Jahren möglich
wurden. Angelika Klein (damals noch Martin-Luther-Universität Halle­

Wittenberg) und Heidi Roth (Karl-Marx-Universität Leipzig) gehörten zu

den Ersten, die eine beträchtliche soziale Breite der Erhebung aufdeck­

ten. Wenn, wie Heidi Roth feststellte, streikende Arbeiter bei den Leipzi­

ger Demonstrationen in der Minderheit waren, wenn - so Hans-Peter

Löhn -ein Fünftel der Einwohnerschaft von Halle demonstrierte, wenn

in dem von llko-Sascha Kowalczuk und Armin Mitter erstellten Verzeich­
nis von mehr als 560 Orten, in denen es »zwischen dem I7. und 21. Juni
1953 zu Demonstrationen, öff entlichen Kundgebungen, Streiks oder Ge­

walttätigkeiten gegen off izielle Personen oder Einrichtungen kam«, 213
Orte erscheinen, deren Einwohnerzahl 2000 nicht übersteigt* ' , dann war

doch sehr viel mehr in Bewegung als die Bau- und Industriearbeiterschaft
in Berlin und Mitteldeutschland. -War das nun aber gleich ein Volks­
aufstand'?

Sobald Forschungsergebnisse auf den Begriff gebracht werden, kommt

es auf jedes Wort an. Nach Kleßmann handelte es sich um »Ansätze«,
die einen »möglichen Umschlag« in einen Volksaufstand erkennen las­
sen. Es ist nun einmal ungewiß, welchen Fortgang Streiks und Demon­

strationen genommen hätten, wären sie am 17. und 18. Juni nicht

unterdrückt worden.

25 Christoph Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung. Deutsche Geschichte 1945-
1955. Bonn 1982. $. 277. So auch in der 5., überarbeiteten und erweiterten Aufla­

ge von 1991.
26 Die DDR-Geschichtsschreibung über den I7. Juni 1953, die hier nicht behandelt

weiden kann, war ein Thema meines Beitrags »Altes und Neues über den 17. Juni

1953« für: Das unverstandene Menetekel - Der 17. Juni 1953. Materialien einer
Tagung. Hrsg. vom Brandenburger Verein für politische Bildung »Rosa Luxem­

burg«. Potsdam 1993. S. 56ff.
27 Ilko-Sascha Kowalczuk / Armin Mitter / Stefan Wolle (Hrsg.): Der Tag X

- 17. Juni 1953. Die »Innere Staatsgründung« der DDR als Ergebnis der Krise

1952/54. Berlin 1995. $. 335 und 340f.
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Löhn schreibt im Vorwort des Buches, welches er den Vorgängen in
Halle an der Saale widmete: »Erst wenn die noch großen regional­

geschichtlichen Lücken in den Forschungen ... geschlossen sind, lassen

sich der Charakter und das Wesen dieses Aufstandes exakter bestimmen.
Erst dann wird man die Frage endgültig beantworten können, ob und

wann sich der »Arbeiteraufstand« zum »Volksaufstand< entwickelt hat«28

-Zweifellos wären noch viele ähnlich gründliche orts- und betriebs­
geschichtliche Forschungen nötig, und sie müßten auch dort betrieben

werden, wo am 17. Juni »nichts passiert« ist ! Dort sind weniger die Treue­
bekundungen von Interesse, die sich auch in der zeitgenössischen DDR­

Presse finden lassen, als die damals sogenannten Schwankungen, das,

was bestenfalls als konstruktive Kritik akzeptiert wurde, letztlich also das

Potential für Reformen, wie sie nicht nur Herrnstadt damals vorschweb­

ten. Doch ist die Überlieferung um so lückenhafter, je tiefer man gräbt.

Ganze Archive dürften mitt lerweile verschwunden sein. Und an Kräften
für eine solche Forschung fehlt es ohnehin.

Löhn und Kleßmann verwenden den Begriff »Aufstand«, den andere

Historiker vermeiden. Bereits die ersten umfassenden Untersuchungen
ließen »Führungslosigkeit« und Mangel an »Zielgerichtetheit« erkennen,

wie Torsten Diedrich das 1991 nannte. Die Streikenden und Demonstrie­

renden »waren nicht bereit und in der Lage, die Macht zu überneh­
men«? Lediglich in Bit terfeld und Görlitz geschah dies für einige
Stunden. Wenig später schrieb Manfred Hagen in der ersten Darstellung,

die für alle wichtigen Schauplätze der Juni-Insurrektion sowohl Archiva­

dien als auch Zeitzeugenauskünfte verwertete: Schon »infolge ihrer Plötz­
lichkeit« habe die Protestbewegung »keine Strategie entwickeln können«

und »nur momentan hier und da Führer hervorgebracht«. Aufstand -
das würde »einen sehr großen Teil der Ereignisse nicht einschließen kön­
nen, obwohl diese in Spitzen Aufstandscharakter annahmen««. Auch

28 Hans-Peter Löhn: Spitzbart. Bauch und Brille - sind nicht Volkes Wille. Der

Volksaufstand am 17. Juni 1953 in Halle an der Saale. Bremen 2003. S. 10.
29 Torsten Dicdrich: Der 17. Juni 1953 in der DDR. Bewaffnete Gewalt gegen das

Volk. Berlin 1991. S. 155-157.

30 Manfred Hagen: DDR - Juni '53. Die erste Volkserhebung im Stalinismus. Stutt­

gart 1992. S. 206
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Dietrich Staritz meinte, zum Aufstand »fehlte der Bewegung das organi­

satorische Minimum«.' ! Zwar nannte Francois Furet das, was Staritz eine

Arbeiterrebellion nennt, »den ersten großen Volksaufstand gegen den

Kommunismus seit Kronstadt«.' Doch verdeutlicht gerade der Vergleich

mit Kronstadt, welche für einen Aufstand doch wohl unerläßlichen Vor­

aussetzungen in der DDR nicht bestanden.
Der 50. Jahrestag brachte sehr viel mehr an Veröff entlichungen mit sich,

als sich während dieser Wochen lesen ließ. Nach wichtigen Neuigkeiten

wird man wohl geduldig suchen müssen. Zumindest aber lassen die in
Zeitungen und Zeitschriften bereits erschienenen Literaturberichte viele
lokal- und regionalgeschichtliche Details erwarten, die nun in das Ge­

samtbild einzufügen sind und es -so oder so -verändern werden, wo­

mit auch der Meinungsstreit um angemessene Begriff e neuen Stoff erhält .
Doch ist Skepsis auch weiterhin angebracht, wenn von einer »geschei­

terten Revolution« die Rede ist -wie in einem Aufruf, den schon im Vor­
feld des 50. Jahrestags die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
über das Internet verbreitete. Zu den »herausragenden demokratischen

Massenbewegungen der deutschen Geschichte«, wie es da heißt, gehört

die Juni-Erhebung gewiß. Insofern läßt sie sich der Tradition zuordnen,
die auf 1848/49 zurückzuführen ist, wird aber nicht selbst zur Revolution.

Einmal abgesehen von dem »organisatorischen Minimum«, nach dem nun

erst recht zu fragen wäre, geht es hier um die Bestimmung von Zielen und

Ergebnissen. Anders als für »Aufstand«, gibt es für »Revolution« ein all­

gemein anerkanntes Kriterium: Handelt es sich, wie ein von Landeszen­

tralen für politische Bildung vertriebenes »Wörterbuch Staat und Politik«

definiert , um »tiefgreifende Veränderungen der gesamten politischen und
sozialen Strukturen« der Gesellschaft?33

Eine »gescheiterte Revolution« läßt sich schlecht nach ihren Ergebnis­

sen beurteilen. Also wäre in gleichem Sinne nach den erklärten Absichten

31 Dietrich Staritz: Geschichte der DDR. Erweiterte Neuausgabe. Frankfurt am Main

1996. $. 122.
32 Francois Furet: Das Ende der Illusion. Der Kommunismus im 20. Jahrhundert .

München. Zürich 1999. $. 558.
33 Dieter Nohlen (Hrsg.): Wörterbuch Staat und Politik. München 1995. - Erhebung

und Aufstand sind dort übrigens keine Stichworte.
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hinreichend starker sozialer und politischer Kräfte zu fragen. Und was

Heidi Roth antwortet, gilt keineswegs nur für Sachsen: »Eine revolutio­

näre Programmatik gab es nicht«. Wenngleich die vom RIAS kolportier­
ten Forderungen fast überall aufgegriff en wurden: Erstens waren sie

nicht revolutionär; zweitens: »Hinter ein- und derselben Forderung«

konnten »sehr unterschiedliche Ziele und Absichten stecken«* ; und

dritt ens kann auch der Mehrheitsmeinung entsprochen haben, was eine

Putzfrau in der Streikversammlung von 2000 Ammendorfer Waggonbau­
ern ausrief : Es »ist völlig egal, unter welcher Regierung wir leben -
Hauptsache, wir können bald besser leben!

Die Protestbewegung war keineswegs erfolglos. Jedenfalls hat sie das
Korrekturprogramm vom 9. und I1. Juni, das später Ncuer Kurs hieß, er­

gänzt, erweitert und dem Kurswechsel -was noch wichtiger war! -den

nötigen Nachdruck verliehen. Sowohl die weitgehende Entlastung der

DDR durch die Sowjetunion, als auch die bald einsetzende umfassende

Verbesserung der Lebenslage lassen sich zu einem guten Teil auf diesen
Druck zurückführen. Das politische System jedoch blieb im wesentlichen

unverändert.
Nun einmal angenommen, die Erhebung hätt e den Regierungsrücktrit t

bewirkt , darüber hinaus vielleicht sogar die SED entmachtet - was

dann? Welche neuen politischen Normen, Strukturen und Personen hät­

ten die alten ersetzen sollen und können? Selbst hypothetisch läßt sich
diese Frage nicht beantworten, ebensowenig wie die nach einer »tiefgrei­

fenden Veränderung« der sozialökonomischen Verhältnisse - solange

der letztlich entscheidende Faktor außer Betracht bleibt: das Besatzungs­

regime!
Nein, es geht nicht an, die Vorgänge von 1953 auf eine Stufe mit den

Revolutionen von 1848 und 1918 zu heben. Eine Umwälzung solcher Di­
mension war nur als gesamt deutsche denkbar, die ihrerseits internatio­

naler Rahmenbedingungen bedurfte, wie sie damals nicht bestanden.

34 Heidi Roth: Der 17. Juni 1953 in Sachsen. Köln 1999. S. 610 und 624.
35 Hans-Peter Löhn: Spitzbart. Bauch und Brille - sind nicht Volkes Wille. Der

Volksaufstand am 17. Juni 1953 in Halle an der Saale. Bremen 2003. $. 27.
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Sozialismus entsteht in und aus der Gesellschaft.

Erklärung des Parteivorstandes der PDS
zum 50. Jahrestag des 17. Juni 1953

Der 17. Juni ist uns Anlass, erneut über den Gang der Geschichte, über
wirkliche und vermeintliche Feinde, verpasste Chancen, sozialistische Par­
teien und die Zukunft des Sozialismus nachzudenken. Dafür ist das Brecht­
sche Tagebuch hilfreich. Uber den »Kontakt« zwischen Arbeiterschaft und
SED-Führung schrieb Bertolt Brecht am 17. Juni 1953: »er kam als Faust­
schlag, nicht als Umarmung. Aber es war der Kontakt«.

Dass daraus zu wenig gelernt wurde, war eine Tragödie des Sozialis­
mus, nicht nur in der DDR, sondern immer wieder; in Ungarn, zu Prag ...

So hatte Michael Schumann in seiner Rede auf dem Sonderparteitag
der SED am 16.12.1989 »Wir brechen unwiderruflich mit dem Stalinismus
als System« den Auftrag formuliert, sich Klarheit zu den Ereignissen vom
17. Juni 1953 zu verschaffen. »Hier muss man alles aufklären, was noch
aufklärbar ist.«

Erst in ihrem 41. Jahr konnte in der DDR offen der Opfer gedacht und
der offizielle Umgang mit dem 17. Juni diskutiert werden.

Die Forschungen vieler Historikerinnen und Historiker, darunter Genos­
sinnen und Genossen der PDS, belegen, dass im Juni 1953 sowjetisches
Militär und bewaffnete Organe der DDR gegen Menschen vorgingen, die
vielfach für soziale Gerechtigkeit und Mitbestimmungdemonstrierten. Un­
ter den Opfern waren nicht wenige, die völlig zu Recht gegen eine Politik
und einen Politikstil protestierten, die in ihren Augen nicht zukunftsfähig
waren. Viele Streikende und Demonstrierende wollten das stalinistische Re­
gimedurch einen freiheitlichen, demokratischen Sozialismus ablösen.

Im Juni 1953 lag die militärische Niederlage des deutschen Faschismus
gerade acht Jahre zurück. Während in Westdeutschland die Restauration
der alten Besitz- und Machtverhältnisse stattfand, wurde im Osten schritt­
weise ein Gesellschaftsmodell sowjetischer Prägung eingeführt. Die in­
nen- und außenpolitische Souveränität beider Teile Deutschlands, die
sich im Kalten Krieg feindlich gegenüberstanden, war eingeschränkt. Ein
großer Teil der SED- und Staatsführung der DDR war, aus der Emigration
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und den faschistischen Kerkern kommend, von der sowjetischen Sieger­
macht geprägt und hatte nicht vergessen, dass es Deutsche waren, dic

sie vert rieben, in die Zuchthäuser und Konzentrationslager brachten. Da­
durch waren viele von ihnen unduldsam geworden -weniger gegen sich
selbst als gegen alle anderen, die nicht so dachten wie sie.

Der Anspruch der SED, »objektive gesellschaftliche Interessen« zu

verwirklichen und die Gesellschaft zur Assoziation Gleicher zu führen, war

unter den Bedingungen der diktatorischen Anwendung ihrer Macht we­

der realisierbar noch emanzipatorisch. Ihre Politik zcugte Partei- und Gc­
sellschaftsstrukturen, die Sozialismus als konsequente Menschenrechts­
bewegung unmöglich machten. Diese Strukturen verhinderten bzw.

beschränkten Initiative, Innovation und demokratische Politikentwick­

lung. Auch und insbesondere der I7. Juni 1953 zeigt, dass der Aufbau

einer sozialistischen Gesellschaft mit diktatorischen Mitteln nicht mög­

lich ist.

Die Menschenrechtsverletzungen im Namen des Sozialismus sind nicht
entschuldbar. Die Repressionen beförderten Antikommunismus und

machten es jenen leicht(er), die Sozialismus grundsätzlich ablehnen bzw.

bekämpfen.
Wir wollen gemeinsam mit anderen für die demokratische, soziale, öko­

logische und kulturelle Erneuerung unserer Gesellschaft eintreten, für
Menschen- und Bürgerrechte. Zugleich wollen wir öff entlich mit allen In­
teressicrten über unseren neuen Programmentwurf diskutieren. In diesem
heißt es: »Sozialismus entsteht in und aus der Gesellschaft oder über­

haupt nicht.«

(Pressedienst: Nummer 22 vom 29. Mai 2003)



Der 17. Juni 1953
- eine spontane Arbeitererhebung

Erklärungder Historischen Kommission
beim Parteivorstand der PDS

17. Juni 1953: Das Datum markiert Ereignisse, deren Benennung und Be­

wertung sogleich umstritt en waren und Jahrzehnte hindurch auch um­

stritten blieben. Doch seit 1989 gibt es wesentlich bessere
Voraussetzungen für einen sachgerechten Meinungsstreit. Keine Staats­
raison, keine Parteidisziplin blockiert ihn mehr, und er kann sich auf viele

neu erschlossene Quellen beziehen.

Die Unruhen, die im weiteren die DDR erschütt erten, begannen schon
in der ersten Junidekade mit vielen, zunächst kürzeren Arbeitsnieder­
legungen und erstem Bürgerprotest. So versammelten sich am 12. Juni vor
Haftanstalten in Weimar und in der Brandenburger Innenstadt mehrere

hundert Bürger, um Freilassungen einzufordern, die »sofort« herbeizufüh­

ren das SED-Politbüro am 9. Juni versprochen hatte. Wie sich immer wie­

der zeigte, konnten die Beschlüsse, mit denen die Partei- und
Staatsführung in jenen Tagen mehrere Entscheidungen vorangegangener
Monate widerrief, den Ausbruch angestauter Empörung nicht mehr ver­

hindern. Vielmehr ließen sie die in der Gesellschaft und auch in der Partei
seit längerem angestauten Gegensätze vollends aufbrechen. Der Wider­

ruf, dem zunächst die Begründung fehlte, verunsicherte die vielen Funk­

tionäre, die zuvor durchgesetzt hatten, was plötzlich als falsch bezeichnet

wurde. Die Kritiker hingegen und erst recht die Gegner der Staatspartei

fühlten sich in ihrer Haltung bestätigt und bestärkt.
Angekündigt wurden am 9. und 11. Juni insbesondere die Beseitigung

jener Restriktionen, die sich gegen Einzelbauern, privat wirtschaftende

Handwerker, Kaufleute sowie Unternehmer in Industrie und Bauwesen

richteten, die Entschädigung derjenigen, welche aus der Republik ge­

flüchtet waren und nun heimkehren wollten, sowie die Rücknahme der

Relegierung von Oberschülern und Studenten, die der Jungen Gemeinde

angehörten. Den Arbeitern jedoch blieb das Wichtigste versagt: Der Be­

schluss zur Normerhöhung wurde sogar bekräftigt! Das trieb Bauleute in
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der Hauptstadt auf die Straße. Erst daraufhin rückte das Politbüro auch

von jenem Mai-Beschluss ab -halbherzig und ohne es hinreichend pub­
lik zu machen.

Der Marsch von der Berliner Stalinallee zum Haus der Ministerien in

der Leipziger Straße wurde republikweit bekannt -und zum Signal für

die Streiks vom 17. und 18. Juni. An denen beteiligten sich schätzungs­
weise eine halbe Million Arbeiter und Angestellte, die ihre Solidarität mit
den Berlinern bekundeten und oft auch deren Forderungen aufgegriffen,

wie sie in den Nachrichtensendungen des RIAS immer wieder zit iert wur­
den: Auszahlung der Löhne nach alten Normen; Senkung der Lebenshal­

tungskosten; freie und geheime Wahlen; keine Maßregelung der

Streikenden und ihrer Sprecher.
Ohne den RIAS als »Katalysator« wäre kein solcher Massenstreik zu­

stande gekommen. So bezeugt es Egon Bahr, der damals für den Rund­

funk im US-amerikanischen Sektor von Berlin tätig war. Und zweifellos

ließ sich in vielem von dem, was sich am I7. Juni tat . die Wirksamkeit jah­
relanger antikommunistischer Propaganda erkennen, die in den USA als

»Psychological warfare« perfektioniert wurde.
In Hunderten von Orten fanden am I7. Juni Demonstrationen stat t. Sie

begannen zumeist mit Märschen von streikenden Arbeitern, denen sich

Lehrlinge und Rentner, Hausfrauen und Geschäft sleute anschlossen. Pro­

testversammlungen gab es auch in Dörfern. Die größte Bauernkund­

gebung erlebte die Thomas-Müntzer-Stadt Mühlhausen: rund 2 000 Teil­
nehmer! Vielerorts kam es zu Ausschreitungen zumeist junger Leute,

mancherorts auch zur Verwüstung von staatlichen Einrichtungen und
Parteibüros, zur Erstürmung von Haftanstalten und MfS-Dienststellen, zu

Misshandlungen von Funktionären und Polizisten. Das veranlasste die
sowjetische Besatzungsmacht zur Verhängung des Ausnahmezustands

über schließlich 167 der 217 Stadt- und Landkreise.
Am 17. Juni tobten sich auch Randalierer und Rowdys aus. Das gilt

insbesondere für die von Westberlin her damals ohne weiteres zugäng­

liche Hauptstadt der DDR. So sehr Exzesse jedoch das Urteil von Augen­

zeugen bestimmten (vor allem das Urteil jener, welche 20 bis 25 Jahre

zuvor den Straßenterror der SA erlebt und erlit ten hatten), den Charakter

der Erhebung prägten sie keineswegs. In der Nachtsitzung, zu der sich

das Zentralkomitee der SED am 21. Juni versammelte, sprach Kurt Hager
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von »Arbeitern, die auf die Straße gegangen waren, nicht weil sie Row­

dys waren, sondern weil aus ihnen all das an Unzufr iedenheit heraus­
brach, was sich bei ihnen seit acht Jahren angesammelt hatte«.

Ministerpräsident Otto Grotewohl bezeichnete die »gegenwärt ige Situati­

on« als »Ergebnis der fehlerhaften Politik unserer Partei«. Die habe zur

»Verschlechterung der Lebenshaltung der Bevölkerung« geführt, und um
mit den »sich steigernden Schwierigkeiten« fert ig zu werden, seien jene
»politischen und juristischen Zwangsmaßnahmen« ergriff en worden, wel­
che »die sich bildende Kluf t zwischen Partei, Regierung und Volk nur
noch vergrößerten«.

Die vom Ministerpräsidenten angeführten Fehlentscheidungen erklä­

ren sich aus der Logik des Kalten Krieges sowie aus der Übernahme so­

wjetischer Praktiken beim Aufbau des Sozialismus, wie ihn die 2.

Parteikonferenz der SED im Juli 1952 beschlossen hatte.

Der im US-amerikanischen Wahlkampf 1952 angekündigte Übergang zur
Politik des »Roll back« sowie die Herausbildung eines die BRD einschlie­

ßenden politisch-militärischen Bündnisses in Westeuropa mussten be­

drohlich erscheinen -zumal mit dem Koreakrieg im Hintergrund. Das
provozierte die Sowjetunion zur beschleunigten Aufrüstung, in die sie
auch die DDR einbezog. Für die Ostdeutschen kamen die Unkosten der

Vorbereitung auf den befürchteten Dritten Weltkrieg zu den restlichen

Kosten des Zweiten hinzu. Die daraus erwachsenden Zwänge zur Neube­
schaff ung und Umverteilung von Mitteln verbanden sich mit der Stalin­
schen Doktrin einer »gesetzmäßigen Verschärfung des Klassenkampfs«.

Hatte sich die SED zuvor (nach der Unterdrückung bürgerlichen Wi­

derstands) darum bemüht, auch die Mittelschichten an dem im Fünfjahr­

plan konzipierten Aufbauwerk zu beteiligen, so unternahm sie ab
Spätherbst 1952 den »Versuch zur Liquidierung der mittleren privaten
Warenproduzenten«, wie das Walter Ulbricht im Juli 1953 selbstkritisch

nannte. Doch betrafen Spar- und Zwangsmaßnahmen bald weit größere
Teile der Bevölkerung. Auch die (gewiss notwendige) Steigerung der Pro­

duktivität und Rentabilität volkseigener Betriebe wurde unter Missach­

tung von Rechten der Gewerkschaften und Belegschaften

vorangetrieben. Auf diese Weise geriet die DDR in eine politische Krise,

die sich zuerst in einem sprunghaften Anstieg der Republikfluchten äu­

ßerte. Der im Herbst 1952 eingeleitete Kurswechsel wurde weithin abge-
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lehnt, im Mittelstand ohnehin, aber auch bei Arbeitern, Bauern und soge­

nannten Intelligenzlern, bei Mitgliedern der SED wie bei »Blockfreun­
den«, wenngleich mit unterschiedlichen Konsequenzen.

Im Juni 1953 äußerte sich der Protest gegen das Regime, das viele De­

monstranten im SED-Generalsekretär Ulbricht verkörpert sahen, am hef­

tigsten in den mit teldeutschen Zentren des Maschinenbaus und der
chemischen Industrie. In vormaligen Hochburgen der Arbeiterparteien,

wie es Magdeburg für die SPD und Halle/Saale für die KPD gewesen wa­

ren, erfasste er auch die Basis der SED. Angaben der Zentralen Partei­

kontrollkommission zufolge gab es »Betriebe, wo die gesamte
Parteiorganisation mitdemonstriert e«. Stark engagierten sich Kommuni­

sten und Sozialdemokraten, dic in Vorjahren aus der SED ausgeschlossen
worden oder selbst ausgetreten waren.

Was wollten die Arbeiter?-Ein Bild davon vermit teln folgende, in

Belegschaftsversammlungen erhobene, meist rasch, auf Zuruf zu Papier

gebrachte Forderungen, die bald darauf im Vorstand der Industriegewerk­
schaft Metallurgie zusammengestellt wurden:

»Gesamte., freie Wahlen für ganz Deutschland! Einen sofortigen
Friedensvert rag für ganz Deutschland! Abzug der Besatzungstr uppen
für ganz Deutsch land! Presse- und Funkfreiheit! Strengste Bestrafung

der Schuldigen, die diese Fehler verursachten! [Gemeint waren jene

Fehler, welche das SED -Politbüro in seinem Kommunique vom 9. Juni

eingeräumt hatte.] Preissenkung sämtlicher HO -Waren um 40%! Mitbe­
stimmungsrecht der Gewerkschaften beim ZK und der Regierung! Die in

den Zuchthäusern unschuldig sitzen, sollen freigelassen werden! Die

Zeitungen sollen über alle Geschehnisse in der DDR die Bevölke ring

in Kenntnis setzen! Keine Repressalien gegenüber den Kollegen! [Ge­

meint waren Sprecher der Belegschaften und Mitglieder von Streiklei­
tungen.] Aufklärung über den Aufenthalt des Genossen Wilhelm Pieck

und was er tut! Aufklärung über die Vermissten des letzten Krieges!

Lohnkürzungen nicht nur bei den Arbeitern, sondern auch bei der In­

telligenz! Wegfall der Klassenunterschie de zwischen der Arbeiterschaft!

(Aktivisten, Helden der Arbeit usw.)«
Die auf die Wiedervereinigung Deutschlands abzielenden Forderungen

entsprachen denen der DDR-Regierung. Doch erhielten sie jetzt of t den

Zusatz, dass freie Wahlen bei Zulassung aller Parteien gemeint waren.
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Dabei dachten die Arbeiter kaum an die Adenauer-Partei, vielmehr an die

SPD, deren Wiederherstellung oder Neugründung in der DDR sie denn

auch oft verlangten. Wenn dies ein Votum für die Bundesrepublik war,

dann nicht für die dort Regierenden, sondern für die Opposition, also für
eine programmatisch auf den Sozialismus orientierte Partei, deren Vorsit­

zender Erich Ollenhauer sich denn auch gegen die Rückgabe des Groß­

grundbesitzes sowie der Schlüsselindustrien an die früheren Eigentümer

aussprach.

In manchen Forderungen der Streikenden kommt als gesellschaftspoli­

tisches Ziel ein libertärer, mehr oder minder ausgeprägt egalitärer Sozia­

lismus zum Vorschein. Abgelehnt wurden oft die materielle Besserstellung
der »Intelligenz«, mitunter auch jedwede Arbeitsnormung, der Wett ­

bewerb, die Herausstellung von Bestarbeitern. Dass ein freiheitlicher

Sozialismus erstrebt wurde, äußerte sich sowohl in Forderungen zur Wie­
derherstellung aller staatsbürgerlichen Rechte, als auch in der »basis­

demokratischen« Verfahrensweise in Belegschaftsversammlungen und
Streikleitungen. Neben Rückgriffen auf ursprüngliche Organisations- und

Aktionsformen der Arbeiterbewegung ist stellenweise eine Rückbesin­

nung auf die betriebliche Selbstverwaltung der frühen Nachkriegszeit
nachweisbar. Überall gab es entschiedene Kritik an den Gewerkschaften,
die sich der SED untergeordnet hatten, und oft auch Bestrebungen, die
Partei aus den Betrieben zu entfernen. Doch anders als die Enteignungen
der vorangegangenen Monate wurden die der Jahre 1945/46 nirgendwo

in Frage gestellt.
Die Wunschvorstellung, im wiedervereinigten Deutschland die Freiheit

mit der Gleichheit zu verbinden und den von der Besatzungsmacht ok­

troyicrten durch einen selbstbestimmten, eigenständigen Sozialismus zu
ersetzen, mag eine Triebfeder der Erhebung gewesen sein -zumindest

für jene Sozialdemokraten und Kommunisten, welche Sprecher der Strei­

kenden waren.
Die Werktätigen handelten im Juni 1953 keineswegs einheitlich. Neben­

einander gab es Streiks und reguläre Arbeit , ja sogar demonstrative Son­

derschichten. So traten auch Unterschiede hervor, die zwischen Regio­

nen, Industriezweigen und Betrieben, in den Lebens- und
Arbeitsbedingungen, in Erfahrungen und Erwartungen der Belegschaften

bestanden. Zu respektieren sind jedenfalls sowohl jene Bürgerinnen und
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Bürger, die gegen das SED-Regime demonstrierten, als auch jene, die es

verteidigten, weil sie Errungenschaften der antifaschistisch-demokrati­

schen Umwälzung gefährdet sahen.

Ein massiver Einsatz bewaffneter Kräfte, am 17. Juni vor allem der So­

wjetarmee, an den folgenden Tagen auch und hauptsächlich der Kaser­
nierten Volkspolizei, trieb den Protest von den Straßen in die Betriebe zu­
rück. Solange ihr Einsatz dem Schutz von Personen und öff entlichen

Einrichtungen galt , war er legitim. Er war es nicht mehr, als er sich gegen

lediglich Streikende richtete, mit der Festnahme ihrer Sprecher verbunden

war und die Wiederaufnahme der Arbeit erzwingen sollte. In manchen

Fällen provoziert e eben dies, was es verhindern sollte: Es führte zu Pro­

test- und Solidaritätsstreiks von Belegschaften, die sich bis dahin zurück­

gehalten hatten. So gab es ört lich und zeitlich begrenzte Arbeitsnieder­
legungen bis zum 24. Juni und nochmals in der ersten Juli-Hälfte.

Wie viele Menschen beim Angriff etwa auf Haftanstalten und bei Ein­
sätzen der Volkspolizei sowie der Sowjetarmee am 17. Juni ums Leben ka­

men oder später infolge ihrer Verletzungen starben, ließ sich nie mit

Sicherheit ermitteln. Werden die neun nach Todesurteilen hingerichteten
Personen hinzugenommen, dann geht die Gesamtzahl der Toten jedenfalls

über 50 hinaus.
Im Juni und Juli wurden schätzungsweise 13 000 Personen festgenom­

men, die meisten aber nach wenigen Tagen entlassen. Auf die Verfassung
verweisend, stellte Justizminister Max Fechner in einem Interview klar.

dass weder die Teilnahme am Streik, noch die Tätigkeit in einer Streik­

leitung strafbar seien. Er wurde deshalb beschuldigt, »die faschistischen
Provokateure vor der verdienten Strafe zu schützen«, noch im Juli als Mi­

nister abgesetzt und selbst inhaftiert .
In der Führung der SED sprach sich damals am deutlichsten Rudolf

Herrnstadt . ND-Chefredakteur und Kandidat des Politbüros. für eine kon­

sequente Selbstkrit ik aus. Er hielt es für notwendig, aber auch für mög­

lich, die SED »innerhalb weniger Monate zu erneuern«. Von »Millionen

parteiloser Werktätiger« werde das erwartet, und Hunderttausende Par­

teimitglieder seien dazu bereit . In der »Kombinierung dieser beiden gro­

ßen Kräfte«, der Kräfte in der Partei sowie »heilsamen Drucks« von
außen, sah er eine große Chance. Wie es für die auf Moskau fixierten

Kommunisten damals gar nicht anders vorstellbar war, blieb die SED auch
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für Herrnstadt die Staatspartei. Wenn er aber im Entwurf für die Entschlie­

Bung der 15. ZK-Tagung Dogmatismus und Sektierertum anprangerte,

Personenkult und Bürokratismus sowie die Missachtung und Bevormun­

dung der Werktätigen verurteilte, schwebte ihm vor, was später Entstali­

nisierung genannt wurde. Das konnte Erfolg haben, soweit es sich mit

dem vereinbaren ließ, was in der KPdSU nach Stalins Tod begonnen hat­

te. Solange aber in der DDR die polit ische Krise anhielt , schreckten
Herrnstadt und Gleichgesinnte vor einer zweifellos riskanten off enen

Auseinandersetzung in der Partei zurück. Ulbricht gewann Zeit -bis ihm
der Streit um die Stalin-Nachfolge die Möglichkeit bot, Rudolf Herrnstadt

und Wilhelm Zaisser mit dem in Moskau unterlegenen Berija in Verbin­

dung zu bringen und aus der Parteiführung zu entfernen.

Ende Juli 1953 erklärte das Zentralkomitee der SED die Streiks und De­
monstrationen zu einem »faschistischen Putschversuch«, den »eine von

den Amerikanern organisierte und unterstützte faschistische Untergrund­
bewegung« vorbereitet hätt e. Ein Missbrauch antifaschistischer Tradi­
tionen verhalf der Partei- und Staatsführung zum Alibi für die

rücksichtslose Abrechnung mit allen Kritikern. Die im August in den Be­
trieben angeschobene Entlassungs- und Verhaftungswelle ging einher mit
Tausenden von Ausschlüssen aus der SED, einem weit gehenden Kader­

austausch in Parteileitungen sowie mit der »Säuberung« vieler Gewerk­

schaftsvorstände.
Im September rügte das Politbüro den Staatssicherheitsdienst, weil der

bis dahin »nicht die Organisatoren der Provokation entlarvt« hatte. We­

gen angeblicher oder auch wirklicher Straftaten verurteilten DDR-Gerich­
te bis Anfang Oktober 1240 Personen zu mehrjährigen Haftstrafen,

darunter 1 090 Arbeiter und 23 Einwohner Westberlins. 138 Personen hat­

ten der einen oder anderen Nazi-Organisation angehört , 59 waren SED­

Mitglieder, 76 waren Mitglieder anderer DDR-Parteien gewesen. Doch im

November musste Staatssekretär Ernst Wollweber eingestehen, dass es

immer noch »nicht gelungen« war, »die Hintermänner und die Organisa­
toren des Putsches [...] festzustellen«. Der Nachweis einer zielstrebigen

Vorbereitung und Lenkung von Streiks oder Demonstrationen, ob nun

durch Nazis oder durch Amerikaner, gelang zu keiner Zeit.

Obschon niedergeworfen, wurde die Juni-Erhebung von der westdeut­

schen »Gruppe Arbeiterpolitik«, die in der Tradition der von Heinrich
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Brandler und August Thalheimer geführten nichtstalinisierten KPD-Frak­

tion stand, als das »revolutionäre Erwachen des deutschen Proletariats«

gewürdigt. Isaac Deutscher, seiner Herkunft nach ein polnischer Trotz­

kist, seit langem in England als Historiker tätig, wandte cin, von einem

solchen Erwachen könne schon deshalb keine Rede sein, weil das Prole­

tariat im W esten völlig passiv geblieben sei. Dessen Apathie sowie der
Umschlag des ökonomischen Kampfes der ostdeutschen Arbeiter in eine
politische Revolte hätten dem W esten einen Punktsieg im Kalten Krieg

verschafft und die Stellung Adenauers gefestigt. Daher »tendiert e eine
Aktion, die alle äußeren Anzeichen einer revolutionären Tat besaß, dazu,
in die Hände der Konterr evolution zu spielen«.

Nun wäre dies nicht die erste revolutionäre Aktion gewesen, die das

Gegenteil des Erstrebten zur Folge hatte. Doch war eine selbstbestimmte

Revolution nur als gesamtdeutsche möglich (wenn überhaupt), musste

sich also vor allem gegen die Besatzungsmächte richten, und es versteht
sich, dass sie einer hüben wie drüben anerkannten, zielstrebigen, energi­

schen Führung bedurfte. W er nun das, was am I7. und 18. Juni wirklich

geschah, angemessen beurteilen will, der wird es gewiss nicht als Revolu­

tion bezeichnen. In der Hauptsache war es eine spontane Arbeiter­

erhebung.
Der 17. Juni hatte lang anhaltende, in sich widersprüchliche Wirkun­

gen und Folgen. Als reiner Arbeitskampf betrachtet, war der Massen­
streik erfolgreich. Nach den Leistungsbegrenzungen in der
Sozialversicherung und den Preiserhöhungen wurden auch Normerhö­

hungen und Lohnrückstufungen für ungültig erklärt - selbst dort, wo

sie gar nicht auf W iderstand gestoßen waren. Im weiteren gab es Auf­

besserungen für untere Lohngruppen sowie bei Renten. Allein im Ergeb­
nis von Preissenkungen für Lebens- und Genussmittel sowie andere

Art ikel (insgesamt rund 12000). die im Oktober wirksam wurden, wuchs

die Kaufkraft der Bevölkerung um reichlich eine halbe Milliarde Mark.
Die Sowjetregierung ermöglichte das. Welche Absichten sie mit ihrer

Deutschlandpolitik zuvor auch verfolgt haben mochte: Nach dem 17. Juni

blieb ihr nichts anderes übrig, als dic DDR zu entlasten und weiter ge­

hend zu unterstützen - ökonomisch wie politisch. Sie reduziert e die An­

forderungen an den Ausbau der ostdeutschen Landesverteidigung sowie
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die von der DDR zu tragenden Stationierungskosten sowjetischer Trup­
pen und verzichtete auf den noch ausstehenden Teil der Reparationen.

Unter derart verbesserten Voraussetzungen folgte die SED dem »Neu­

en Kurs«, der in Moskau nach Stalins Tod eingeschlagen und auch den

Satelliten vorgeschrieben wurde. Doch anders als in jenen Staaten, die

schon früher zum Sozialismus sowjetischer Prägung übergegangen wa­

ren, führte dieser Kurs in der DDR auch zur anhaltenden Neubelebung
der Privatwirtschaft, gewährleistete er den Fortbestand des Demokrati­
schen Blocks samt aller nichtkommunistischen Parteien sowie die Ent­
spannung der Beziehungen zwischen Staat und Kirchen. Die SED zeigte
sich nun auch bereit, auf kulturelle Massenbedürfnisse einzugehen und

Unternehmungen zuzulassen, die nicht ausschließlich dem dienten, was

sie unter sozialistischer Erziehung verstand.
Zu dem, was jener Sommer nach sich zog, gehören aber auch die Wie­

derherstellung und Befestigung der dominierenden Position Ulbrichts so­

wie der Parteibürokratie im politischen System der DDR. Die Bestrebun­
gen, Partei und Staat zu demokratisieren, waren mit der Arbeitererhebung

gescheitert. Alle, die einen demokratischen Sozialismus gefordert hatten,

wurden so oder so zum Schweigen gebracht, und viele von ihnen verlie­

ßen das Land. Das Selbstbewusstsein in der Arbeiterschaft war zwar ge­

wachsen, und sie brachte ihre sozialen Interessen fortan stärker zur Gel­
tung, vermied es allerdings, die »führende Rolle« der Partei offen in

Frage zu stellen. Die Parteiführung wiederum baute ihren Herrschafts- und
Kontrollapparat maßlos aus und machte das »Stimmungs- und Mei­
nungsbild« zum Indikator für eine Sozialpolitik, die bis in die achtziger

Jahre hinein die Gesellschaftsordnung stabilisierte.

Berlin, im April 2003

(Pressedienst: Nummer 17 vom 25. April 2003)
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KLAUS SCHUHMANN

Reflexionen und Alternativen zum 17. Juni 1953
bei Bertolt Brecht, Stefan Heym und Erich Loest
in Texten aus dem Jahr 1953

Am 20. August 1953 kam Brecht in seinem »Arbeitsjournal« beim Auf­

zählen seiner Arbeitsvorhaben in diesem Jahr noch einmal auf das

für seine Theaterarbeit nicht folgenlos gebliebene polit ische Ereignis

dieses Sommers zu sprechen: »buckow. TURANDOT. daneben die
BUKOWER ELEGIEN. der 17. juni hat die ganze existenz verfremdet.«'

In den »Buckower Elegien« wird diese nun auf die Person Brechts be­

zogene Befindlichkeit in einem Bild - dem »Radwechsel« - situativ
vorgeführt :

lch sitze am Straßenhang,

Der Fahrer wechselt das Rad.

Ich bin nicht gern, wo ich herkomme.
Ich bin nicht gern, wo ich hinfahre.

Warum sehe ich den Radwechsel
mit Ungeduld??

Der Text endet mit einem Fragezeichen, die Zwischenstation zwischen

Abschied und Ankunf t beschreibend, so wie der 17. Juni Brecht Fragen
stellte und ihm Antworten abverlangte, die damals gewiß nicht auf seiner

Beitolt Brecht: Arbeitsjournal 1942-1955. Frankfurt am Main 1973. $. 1009.
2 Bertolt Brecht: Der Radwechsel. In: Buckower Elegien und andere Gedichte.

Frankfurt am Main 1964. S. 27. - An die bei Brecht als Zurückweisung eines

falschen Lösungsvorschlages zu verstehende Schlußwendung des Gedichts schließt

Jahre später Stefan Heym in »Fünf Tage im Juni« an, indem er einen weiteren
Lösungsweg vorschlägt. Am Schluß des Buches äußert Wille in einem Gespräch:

»Das ist ein hübscher Gedanke -vielleicht sollte die Regierung sich ein anderes
Volk wählen. Aber auch das Volk kann sich eine neue Regierung wählen; eine
andere Regierung wäre keine Arbeiterregierung. Was bleibt als Möglichkeit: viel­

leicht andere Arbeiter in die Arbeiterregierung...c.«
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Agenda standen, auf seinen Projektplan für die kommenden Spielzeiten

des »Berliner Ensembles« aber ihre Schatten vorauswarfen. Ablesbar an

den schon im Spielplan befindlichen Inszenierungen von Strittmatters

»Katzgraben«, an der geplanten von »Der kaukasische Kreidekreis« und

der ins Auge gefaßten Bearbeitung von »Turandot oder Der Kongreß der
Weißwäscher«. War es dem Regisseur und Stückeschreiber Brecht darum
zu tun, in der Zusammenarbeit mit Erwin Strit tmatter eine Komödie über
die soziale Umwälzung in der Bauernschaft in den Jahren nach der

Bodenreform als Teilstück revolutionärer Veränderungen in der DDR zu
zeigen, an der er als Schriftsteller mitwirken wollte, so ging es im »Kau­

kasischen Kreidekreis« um einen (im Vorspiel um ein Tal im von Hitler­

truppen befreiten Kaukasus) Streit, der zwischen der Magd Grusche und

der Gouverneursfamilie um ein Kind ausgefochten wird.

In diese Überlegungen und Erörterungen, die neuen Produktionen des
Berliner Ensembles betreffend, brachen die Junitage des Jahres 1953 ein,

die Brecht für diesen Tag eine neue Rolle zuwiesen: als Redner auf einer

Betriebsversammlung vor seinen Mitarbeitern und Schauspielern und als

Augenzeuge auf Berlins Straßen und Plätzen, wo sich ein politischer

Konfl iktknoten bisher nicht gekannter Art und Größendimension schürz­

te. Brecht war Augenzeuge dieser Ereignisse in Berlin ebenso wie Stefan

Heym und Erich Loest, von denen noch die Rede sein wird.

Unter diesen drei Autoren ist Brecht derjenige, der ganz unmittelbar
auf die Ereignisse am 17. Juni reagierte, mit Gedichten, von denen eine
erste Auswahl 1954 unter dem Titel »Buckower Elegien« als 31. Versuch

im Aufbau Verlag erschien. Es handelt sich dabei um sechs Texte, von
denen keiner zu erkennen gibt, was sich auf der politischen Bühne der

Junitage von 1953 zugetragen hatte. Brecht wußte off enbar einzuschät­

zen, daß schon ein oder zwci Gedichte mehr, wie sie dann zehn Jahre spä­
ter in der Fassung des Insel Verlages zu lesen waren, den Druck in Frage

gestellt und ihn in eine aufreibende politische Diskussion geführt hätte,

wie sie Stefan Heym schon mit der ersten, englisch geschriebenen Fas­

sung »Der Tag X« erlebte.
Erst die I7 Gedichte der Edition von 1964 geben wirklich Aufschluß

darüber. was der bei diesem Autor singuläre Terminus Elegien (nach ih­

rem Entstehungsort Buckower Elegien genannt) bedeutet. Schon die Titel

der neu hinzugekommenen Texte weisen aus, in welchem Maße die vom
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Stückeschreiber theoretisch so hoch geschätzten Widersprüche ihn nun

als Lyriker aussetzten und das in den Gedichten von 1954 idyllisch anmu­

tende Buckow zu einem Austragungsort widerstreitender Gedanken und

Gefühle machten. Nun reihen sich in die auf Harmonie gestimmten
Gedichte wie »Blumengarten« und »Rudern, Gespräche« ihnen wider­
streitende wie »Böser Morgen«, »Große Zeit, vertan«, »Eisen« und »Die

Wahrheit einigt« ein, durch die erst ein wahrhaftiges Bild von dieser Ge­

dichtreihe entsteht. Ganz zu schweigen von jenem für die DDR bis an ihr

Ende nicht tolerierbare Gedicht mit dem Titel »Die Lösung«, das die tiefe
Wunde entblößt, die der 17. Juni der DDR-Gesellschaft schlug: vor allem
dadurch, daß Partei und Regierung eine bis an die Wurzel des Übels ge­

hende Kritik an den Fehlern ihrer Politik, mithin am beginnenden Aufbau

einer sozialistischen Gesellschaft, unterbanden und damit einige Grund­

übel des DDR-Sozialismus bis zu seinem Untergang perpetuierten. Einer

der maßgeblichen Wort führer dieser kritikabweisenden bzw. die Kritik um­

kehrenden Haltung saß im Schriftstellerverband in Berlin, proletarischer

Herkunft, erprobt im antifaschistischen Exil, nun offenbar bemüht, die zu

vermehrter Arbeitsleistung anzuspornen, die aus Protest gegen die er­
höhten Normen auf die Straße gegangen waren. Wieder endet der Text
mit einem Fragezeichen, das in diesem Fall wie eine Kriegserklärung an

die DDR-Führung interpretiert wurde:

Nach dem Aufstand des 17. Juni

Ließ der Sekretär des Schrif tstellerverbands
In der Stalinallee Flugblätter verteilen

Auf denen zu lesen war, daß das Volk

Das Vert rauen der Regierung verscherzt habe

Und es nur durch verdoppelte Arbeit

Zurückerobern könne. Wär es da
Nicht doch einfacher, die Regierung

Löste das Volk auf und

Wählte ein anderes?

3 Bert olt Brecht: Die Lösung. In: Buckower Elegien und andere Gedichte. S. 29.
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Hätte Brecht dieses Gedicht 1954 veröffentlicht, wäre er zum Regime­

Kritiker der BRD-Publizistik auf dem Feld des kalten Krieges geworden,

und seine Kritik wäre im gleichen Maße instrumentalisiert worden, wie er

dies im Gedicht »Nicht so gemeint« schreibt:

Als die Akademie der Künste von engstirnigen Behörden

Die Freiheit des künstlerischen Ausdrucks forderte
Gab es ein Au! und Gekreisch in ihrer näheren Umgebung
Aber alles überschallend

Kam ein betäubendes Beifallsgeklatsche

Von jenseits der Sektorengrenze.

Weil Brecht aber in diesen für die Partei, der er nicht angehörte, äußerst

krit ischen Stunden dem meist gehaßten Polit iker der Bundespolitik in ei­

nem Brief versicherte, die Geschichte werde der »revolutionären Un­
geduld der Sozialistischen Einheitspartei ihren Respekt zollen«,
avanciert e er aufgrund dieser angeblichen Ergebenheitsadresse zur per­

sona non grata, deren Stücke fortan in der BRD und Österreich boykot­

tiert wurden, wobei sich ein bundesdeutscher Außenminister aus der
CDU mit einem Vergleich hervortat, wie er Mitgliedern dieser C-Partei

auch heute noch gelegentlich von den Lippen geht.
Wenngleich das Gedicht »Die Lösung« ein Einzelbeispiel für un­

annehmbare Schuldzuweisung und absurde Argumentation unter den

»Buckower Elegien« darstellt , hat Brecht in diesem Text eines der wich­
tigsten Probleme der Krisenanalyse angesprochen: das Verhältnis der Ar­

beiterpartei und ihrer oberen Funktionäre zu jener Klasse, aus der die

meisten ihrer Herkunft nach kamen. Auf dieses in den kritischen Tagen

des Juni off enbar gewordene Distanz- und Entfremdungsverhältnis zielt
Brecht ebenso in dem Gedicht »Die Wahrheit einigt« wie auch in dem erst

1986 veröff entlichten mit dem Titel »Die neue Mundart«. Wird im ersten
Text der fehlende Mut zur Wahrheit mit dem von »fl iehende(n) müde(n)

Cäsaren« verglichen und mit Lenin gekontert, heißt es über die Leute im

Partei- und Regierungsapparat:

4 Bertolt Brecht: Nicht so gemeint. In: Gedichte 5. Gedichte und Gedichtfragmen­

te. Berlin und Weimar 1993. $. 270.
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Als sie einst mit ihren Weibern über Zwiebeln sprachen
Die Läden waren wieder einmal leer

Verstanden sie noch die Seufzer, die Flüche, die Witze
Mit denen das unert rägliche Leben

In der Tiefe dennoch gelebt wird.
Jetzt

Herrschen sie und sprechen eine neue Mundart

Nur ihnen selber verständlich, das Kaderwelsch

Welches mit drohender und belehrender Stimme gesprochen wird
Und die Läden füllt -ohne Zwiebeln.

Dem der Kaderwelsch hört
Vergeht das Essen.

Dem, der es spricht
Vergeht das Hören.*

Ohne in Einzelheiten zu gehen, benennen »Die Wahrheit einigt« und
»Die neue Mundart« das bei den an die Macht gekommenen Politikern

und Funktionären ausgebildete Herrschaftssyndrom.

Verschlimmernd kam für Brecht hinzu, daß die einstiger materieller Nöte
enthobenen Proletarier in ihren neuen Amt ern zu anderen Menschen wur­
den, die in ihren Leitungsetagen eine Sprache kult ivierten, die einer »neu­
en Mundart« in deutschen Landen gleichkam, also vom Volk nicht ver­

standen und nicht angenommen wurde, mithin mehr und mehr in den
Verdacht geriet, der Lüge näher zu sein als der Wahrheit.

Für die mit dem landläufigen Journalismus vert rauten Schrif tsteller

Heym und Loest galt es, aus solcher Miß-Informationspolitik Lehren zu

ziehen, die beide alsbald zu Papier brachten. Heym in einem Brief an

5 Bert olt Brecht: Die neue Mundart . In: Gedichte 2. Berlin und Weimar 1988.

S. 311. In diesem Band der Großen kommentiert en Berliner und Frankfurter Aus­
gabe werden die »Buckower Elegien« zweifach gedruckt: in der 6 Texte umfassen­

den Version Brechts von 1954 und in einer über die Zahl der im Inselband

hinausgehenden Fassung. die auch in der Reihenfolge der Texte von allen zuvor

gedruckten abweicht. Es sind nun insgesamt 22 Gedichte.
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Oberst Sokolow, den Chefredakteur der »Täglichen Rundschau«, und in
einem im Juli 1953 verfaßten Aufsatz mit dem Titel »Beobachtungen zum

Pressewesen in der DDR«.

Es bedarf hier nicht der Wiederholung jener Beispiele, die Heym in sei­
nem Bricf an Sokolow auszählt , um den Satz zu beglaubigen, in den die

Summe daraus gezogen wurde. Sie lautet: »So wie Radio, Presse. Gewerk­

schaften und off ensichtlich auch Teile der Partei bis zum 17. Juni dieser

Bevölkerung gegenüber versagten, so versagten sie auch am 17. Juni.«"

Brechts Gedichttitel »Die Wahrheit einigt« liest sich in Heymscher Prosa

so: »Man muß den Arbeitern und allen Bevölkerungsteilen eine Presse
geben, der sie wieder Vert rauen schenken. Man muß in einer Sprache zu

ihnen sprechen, die sie verstehen und die die ihre ist. Man muß die Din­
ge drucken, die die Leute interessieren, und zwar deshalb interessieren,

weil es ihre Dinge, ihre Probleme sind. Man muß die Wahrheit schreiben

und drucken. Man muß aufhören zu beschönigen.«? Heym ließ es damit

nicht bewenden, sondern schloß sich dem eigenen Appell, mit Taten zu
überzeugen, an: »Für den Augenblick schlage ich Ihnen für Ihre Zeitung
eine Serie von Reportagen und literarischen Artikeln vor, in denen die

Sorgen und die Kritik der Arbeiter und der Bevölkerung zum Ausdruck

kommen -wenn möglich, schon unter Hinzusetzung von Maßnahmen,

die getroff en wurden. um Abhilfe zu schaff en. wenn nicht möglich, auch
ohne das.«* Heym vergleichbar war auch Erich Loest überzeugt, daß es
den Provokateuren nicht gelungen wäre, »Teile der Arbeiterschaf t vor ih­

ren Karren zu spannen, wenn nicht von Regierung und Partei, wenn nicht
von allen führenden und leitenden Organen innerhalb der Deutschen De­
mokratischen Republik Fehler von zum Teil ernstem Ausmaß begangen

worden wären ... Dies trifft auch auf die Fehler der Presse zu. Es ist ver­

mutlich nicht mit mathematischer Sicherheit festzustellen, welche Mini­

sterien, welche Parteiorganisationen, welche Behörden und Institutionen

am meisten beigetragen haben, Staat und Partei von den Massen zu ent­

fernen, und es dürfte auch müßig sein, dies zu tun: fest steht: Schuld tra-

6 Stefan Heyn: Memorandum. In: Stefan Heym: Stalin verläßt den Raum. Politi­

sche Publizistik. Leipzig 1990. $.68.

7 Ebenda. $. 69.

8 Ebenda.
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gen sie alle, und ein gerütt elt Maß an Schuld kommt auf das Konto unse­

rer Presse.« Daß solche Ermahnungen an die Adresse der Journalisten

wenig fruchteten, war leider schon Wochen später in den Zeitungen

nachzulesen, in denen westliche Agenturen als die eigentlichen Urheber

des 17. Juni gebrandmarkt wurden. Es geriet schon wieder in Vergessen­

heit, was Heym am Schluß seines Briefes als Arbeiterforderung übermit­
telt worden war: »WIR WOLLEN GEHÖRT WERDEN,«!"

Die für Intellektuelle bedrückendste und am schwersten zu beantworten­
de Frage dieser Tage und Wochen hatten die Arbeiter gestellt , die durch

die Teilnahme am Streik und den nachfolgenden Demonstrationen mit teil­
weise gewaltsamen Ausschreitungen, die sich nun mit Panzern der Roten
Armee konfrontiert sahen. Wie konnten sich Arbeiter gegen ihre eigene
Regierung stellen?

Darauf gaben Brecht und Heym voneinander abweichende Antworten.
Die Brechtsche findet sich im Arbeitsjournal unter dem Datum des 20.
August 1953: »in aller richtungslosigkeit und jämmerlichen hilflosigkeit
zeigen die demonstrationen der arbeiterschaft immer noch, daß hier die
aufsteigende klasse ist. nicht die kleinbürger handeln, sondern die ar­
beiter. ihre losungen sind verworren und kraftlos, eingeschleust durch

den klassenfeind, und es zeigt sich keinerlei kraft der organisation, es

entstehen keine räte, es formt sich kein plan. und doch hatten wir hier die

klasse vor uns, in ihrem depraviertesten zustand, aber die klasse ... die

partei hatte zu erschrecken, aber sie brauchte nicht zu verzweifeln. nach

der ganzen geschichtlichen entwicklung konnte sie sowieso nicht auf die
spontane zustimmung der arbeiterklasse hoff en. es gab aufgaben, die sie

unter umständen, unter den gegebenen umständen, ohne zustimmung, ja

gegen den widerstand der arbeiter durchführen mußte. aber nun, als

große ungelegenheit, kam die große gelegenheit, die arbeiter zu gewin­

nen. deshalb empfand ich den schrecklichen 17. juni als nicht einfach ne­
gativ,«!!

9 Erich Loest: Elfenbeinturm und rote Fahne. In: Erich Loest: Durch die Erde ein

Riß. Ein Lebenslauf. München 1990. $. 216.

10 Stefan Heym: Memorandum. S. 70.

l1 Bertolt Brecht: Arbeitsjournal 1942-1955. S. 1009.
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Keine Frage: Brecht mißt hier mit den höchsten Maßstäben, gemäß der

Rolle, die die Arbeiterklasse in den Schrif ten der Klassiker in der Ge­

schichte spielen soll bei ihrer Befreiung aus den ökonomischen und idco­

logischen Zwängen der kapitalistischen Gesellschaft. Von dieser Mission
ist Brecht, der die kämpfende Klasse bis 1933 mit eigenen Augen gese­

hen hatte, noch immer überzeugt, wenngleich off enbar wurde, daß nur

noch wenig am Auftreten dieser Klasse in den Junitagen des Jahres 1953

daran erinnerte, wie sie einst in den Kampf zogen: gut orientiert und gut
organisiert. Was Brecht am Potsdamer Platz sah -im Brief an Suhrkamp

hat er es beschrieben - erinnerte ihn an die Flammen im Reichs­

tagsgebäude, die für ihn das Zeichen gaben, ins Exil zu gehen. Für Brecht
waren nicht Arbeiter die »Anführer« des Aufstands, sondern Männer mit

Physiognomien, die ihn aus den Jahren vor dem Exil bekannt waren.
Um einige Jahre jünger als Brecht, war auch Stefan Heym 1933 noch

Augenzeuge der politischen Ereignisse geworden. die ihn seiner jüdi­

schien Herkunft und polit ischen Haltung nach für das Exil bestimmten.

Deshalb verwundert es nicht, daß in seinen Erörterungen über den 17,

Juni das Jahr 1933 als ein Menetekel erscheint, dessen Wirkungen noch

zwanzig Jahre später zu sehen waren: am Verhalten jener Arbeiter, die
Brecht noch immer als »Klasse« handeln sah. In seinen »Gedanken zum

7. Juni« (abgedruckt auch in der Sonderbeilage der »Tribüne« unter dem
Titel »Off ene Worte. So liegen die Dinge«) nennt Heym drei Fälle, wo

sich die Arbeiterklasse benahm, als sei sie mit Blindheit geschlagen:

»Dreimal, seit ich erwachsen bin und zu denken gelernt habe, war ich
Zeuge solcher Fälle. Das erstemal war 1933; denn, machen wir uns nichts

vor, es gab damals auch zahlreiche Arbeiter und Arbeitslose. die auf die

Demagogie Hitlers hereinfielen und ihm nachliefen. Die Folgen sind be­

kannt. Und viele der deutschen Arbeiter, die damals den falschen Weg

einschlugen, haben ihren Irrtum bitter und blutig bereut. Das zweitemal
war in Amerika, im Winter 1949/50, während des großen Streiks der Berg­

arbeiter. Das drit temal war am 17. Juni 1953.«! Dieser historische Drei­

sprung wirft natürlich Fragen auf. Ist die Arbeiterklasse von Geburt her

mit einer politischen Sehschwäche geschlagen? Kann sich zwanzig Jahre

12 Stefan Heym: Gedanken zum 17. Juni. In: Offene W ort e. So liegen die Dinge.

Sonderbeilage zur »Tribüne« (Ausgabe B) Nr. 172 vom 29. Juli 1953. $. 3.
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später wiederholen, was 1933 geschah, als die Arbeiterparteien besiegt

wurden? Können beide Ereignisse überhaupt verglichen werden? Oder

erlag der aus den USA eingereiste und in den Jahren zuvor mit der Streik­
problematik von Bergarbeitern beschäftigte Verfasser des Romans
»Goldsborough« der Verführung, die beiden Streiks in eins zu setzen?

Liest man die Broschüre »Forschungsreise ins Herz der deutschen Ar­

beiterklasse«, in der Heym die Gespräche einer sowjetischen Delegation
mit ihren deutschen Kollegen wenige Wochen nach dem 17. Juni aufge­

zeichnet hat, muß man indes den Eindruck gewinnen, die Sehenden reden

mit den Blinden und führen ihnen vor, wie man von der Sowjetunion das
Siegen lernt. Nur ein einziges Mal im Leuna-Werk »Walter Ulbricht« be­
kommt Heym von einem deutschen Arbeiter zu hören: »Eine Haupt­
forderung der Arbeiter war, daß man ihnen auf alle Fragen antworten
sollte.« !3

Heyms Kritik am Versagen der Arbeiter ist letztlich nur deshalb tolera­
bel, weil er in seinem Aufsatz »Beobachtungen zum literarischen Leben
in der DDR« die Schrif tsteller nicht weniger entschuldbar findet: »Kolle­

gen Schrif tsteller, wir haben ein paar Jahre lang vergessen, wozu wir un­

ter anderem da sind. Das hat sich gerächt.«'* Vor allem der fehlende Mut,
Fehler zu sehen und aufzuzeigen.

Beim Romanautor Heym kristallisierten sich seine Beobachtungen und
Erfahrungen von 1953 in den folgenden Jahren in einem Themenkomplex,

über den er zum ersten Mal 1956 auf dem Schriftstellerkongreß sprach.

Dabei rückten besonders die Gewerkschaften in sein Blickfeld bei der Fi­

gurenwahl für den Roman, der unter dem Namen »Fünf Tage im August«
1989 auch in der DDR erscheinen durfte. Diesem 1974 in der BRD er­

schienenen Buch war das Ergebnis einer 200 Seiten umfassenden

»Selbstkritik« Heyms, die ihn durch neue Einsichten und Erfahrungen mit
der DDR-Gesellschaft bestärkt, zu einer anders akzentuierten Bewertung

der Arbeiter kommen ließen, verbunden mit nachhaltigen Veränderungen

der Romankomposition. Auf die Gestalt Witt es bezogen, notiert er: »WIT-

13 Stefan Heym: Forschungsreise ins Herz der deutschen Arbeiterklasse. Nach Be­

richten 47 sowjetischer Arbeiter. Berlin 1953. $. 45.

14 Stefan Heym: Beobachtungen zum literarischen Leben in der DDR. In: Wege und

Umwege. München 1980. S. 213.
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TESSTELLUNG ZUR FRAGEDES 17. JUNI MÜSSTEEHER SEIN: DIE
KERLSHABEN GANZ RECHT; EIGENTLICH MÜSSTEICH AUFIHRER
SEITESEIN; DOCH STELLEN DIEARBEITER, INDEM SIEGEGEN IH­
REN NEUEN UNTERDRÜCKER STREIKEN. AUCH DIEMACHT (WES­
SEN? IHRE? DER FUNKTIONÄRE?) IN FRAGE, UND AUCH DIE
DÜMMSTESED IST BESSER ALS DIEGESCHEITESTEKAPITALISTI­
SCHEHERRSCHAFT. ALSO IST ER GEZWUNGEN. DIEBANGGARTZ
ZU VERTEIDIGEN. DIEIHM AN DEN KRAGEN WOLLEN - DASIST
DER WIDERSPRUCH?IN DEM ER SICH BEFINDET?DASIST SEINE
TRAGÖDIE?DARAN GEHT ER ZUGRUNDE!!

Herbert Krämer, in dessen Buch zur Publikations- und Rezeptions­
geschichte von Stefan Heyms Roman über den 17. Juni 1953 diese
»Selbstkritik« auszugsweise abgedruckt worden ist, geht nicht fehl in der
Annahme, daß Heym mit der Neubewertung Wittes auch seine eigenen
früheren Ansichten zum 17. Juni korr igierte. Wittes Dilemma erweist sich
zudem als eines, in das auch die Klasse der Arbeiter geraten ist: »Auch
die Klasse selbst sieht ja keine Alternative. Die Arbeiter streiken gegen
die Funktionärsherrschaft; aber wofür streiken sie? Manche meinen, der
alte Kapitalismus wäre besser, andere wollen das auch nicht. Es gibt kein
Alternativmodell, das ist die Tragödie dieser Zeit, dieser Klasse und in­
direkt auch Wittes eigene. Zwischen Stalinismus und Kapitalismus -
wohin ... Er rettet sozusagen das für ihn kleinere Übel.«!®

Ein Jahrzehnt nach diesen Junitagen von 1953 stellt sich für Heym die
damalige Krise in cinem neuen Licht dar, das weit in die kommenden Jahr-

15 Stefan Heym: Selbstkritik. Zitiert nach: Herbert Krämer: Ein dreißigjähriger
Krieg gegen ein Buch. Zur Publikations- und Rezeptionsgeschichte von Stefan
Heyms Roman über den 17. Juni. Tübingen 1999, $. 129. -Zu dieser veränder­

ten Sicht auf Witte gehört die der Heymschen »Selbstkritik« folgende Erkennt­

nis. die Witte im Schlußkapitel ausspricht: »Das Schlimmste wäre. für das eigene

Versagen den Feind verantwort lich machen zu wollen. Wie mächtig wird dadurch
der Feind! ... Doch ist die Schuld nicht nur von heute und gestern. Auch für die
Arbeiterbewegung gilt. daß nur der sich der Zukunft zuwenden kann. der die Ver­

gangenheit bewältigt hat ...« .

16 Ebenda. $. 129f.
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zehnte vorausleuchtete und bis an jene Veröff entlichung von 1989 heran­

reicht, in der Heym mit einigen anderen DDR-Schriftstellern für eine er­

neuerte sozialistische Gesellschaft plädierte. »Für unser Land« war diese
Proklamation überschrieben.

Dabei hatte Heym schon 1953, hoff end, daß aus den gemachten Feh­

lern gelernt würde, getitelt »Das große Gespräch geht weiter« und gefor­

dert : »Das Gespräch muß weitergeführt werden. Von jetzt ab darf es nie
wieder abbrechen.«'7 Auch der im »Neuen Deutschland« nicht publizier­

te Passus im Brief Bertolt Brechts an Walter Ulbricht lautete: »Die große
Aussprache mit den Massen über das Tempo des sozialistischen Auf­
baus wird zu einer Sichtung und zu einer Sicherung der sozialistischen

Errungenschaften führen.«'

Daran war 1953 nahezu allen DDR-Schriftstellern gelegen. Deshalb fie­

en ihre Reaktionen auf westliche Ratschläge bei Heym nicht viel anders
aus als bei Brecht im Gedicht »Nicht so gemeint«. Auf Friedrich Lufts
Auslassung in der »Neuen Zeitung« (der Amerikaner), der 17. Juni sei

Deutschlands größte Revolution gewesen, replizierte er mit der Ansicht,

an diesem Tag habe ein großangelegter konterrevolutionärer Putschver­

such statt gefunden. Bertolt Brecht beantwortete das Angebot der ameri­
kanischen Regierung, der DDR mit einer kostenlosen Lebensmitt elhilfe

beizustehen, mit dem Gedicht »Jakobs Söhne ziehen aus, im Agyptenland

Lebensmitt el zu holen«, dessen Refrain lautet:

Für ein Fäßlein Wein

Für ein Säcklein Mehl

Ward mancher schon ein Kriegsknecht

Verkauft war Leib und Seel 19

17 Stefan Heym: Das große Gespräch geht weiter. In: Offene Worte: So liegen die

Dinge. Sonderbeilage zur »Tribüne« vom 29. Juli 1953. S. 13.
18 Bertolt Brecht. Brief an Walter Ulbrichi vom 17. Juni 1953. In: Briefe 3. Berlin

und Weimar 1998. $. 178.
19 Bertolt Brecht: Jakobs Söhne ziehen aus, in Agyptenland Lebensmittel zu ho­

en. In: Gedichte 5. Berlin und Weimar 1993. $. 273.
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Noch deutlicher an die Adresse des Landes gerichtet, das ihm die Gren­
zen seiner Freiheit 1948 vor dem Mac Carthy-Tribunal demonstriert hatte,
heißt es in »Lebensmittel zum Zweck«:

An Kanonen gelehnt
Teilen die Söhne Mac Carthys Schmalz aus.
Und in unendbarem Zug, auf Rädern, zu Fuß
Eine Völkerwanderung aus dem innersten Sachsen.
Wenn das Kalb vernachlässigt ist
Drängt es zur schmeichelnden Hand, auch
Der Hand des Metzgers?0

Zur durch den 17. Juni verfremdeten Existenz gehört auch, daß Brecht
nun kritischer als in seinen Aufbauliedern wahrnahm,mit welchem Perso­
nal die neue Gesellschaft aufgebaut werden mußte: mit Menschen, die
sich nur langsam oder gar nicht mit dem DDR-Sozialismus anfreunden
konnten. Heiner Müller hat es im »Lohndrücker« gleichsam für Brecht
vorgeführt.

Selbst im scheinbar dörflich-idyllischen Buckow fühlte er sich nun
»wie in alten Zeiten«. Das Gedicht, in dem diese Zeilen zu lesen sind,
heißt »Heißer Tag«:

Heißer Tag. Auf den Knien die Schreibmappe
Sitze ich im Pavillon. Ein grüner Kahn
Kommt durch die Weide in Sicht. Im Heck
Eine dicke Nonne. dick gekleidet. Vor ihr
Ein ältlicher Mensch im Schwimmanzug, wahrscheinlich ein Priester
An der Ruderbank, aus vollen Kräften rudernd
Ein Kind. Wie in alten Zeiten denke ich
Wie in alten Zeiten! 2N

20 Bertolt Brecht: Lebensmittel zum Zweck. In: Gedichte 2. Berlin und W eimar

1988. $. 312.
21 Bert olt Brecht: Heißer Tag. In: Gedichte 2. $. 308.



Reflexionen und Alternativen zum 17. Juni 1953 ... 263

Aber auch dort , wo man sich gedanklich über diese Zeiten längst hinweg

gekommen glaubt, halten sich alte Gewohnheiten noch immer:

Die Teller werden hingestellt

Daß die Suppe überschwappt.

Mit schriller Stimme

Ertönt das Kommando: Zum Essen!

Der preußische Adler
Den Jungen hackt er
Das Futt er in die Mäulchen,??

Zählt man dazu noch das Gedicht »Der Einarmige im Gehölz« dann wird
off ensichtlich, daß vor allem die älteren Schrif tsteller, die mit Hit lers Hilfs­

truppen konfrontiert waren, mit gesteigerter Sensibilität auf Symptome
polit ischer Restauration reagiert en und diese überwiegend physiogno­

misch wahrnahmen: so wie sich diese Gesichter und Körperhaltungen
(der Einarmige könnte den Hitlergruß zeigen?) ihnen eingeprägt hatt en.

Bezeichnend für dieses Syndrom ist auch Stephan Hermlins Erzählung

»Die Kommandeuse«, deren KZ-Geschichte heute mit anderen Augen zu

lesen ist. Diesen physiognomisch bewirkten Schock erlebte auch Carl
Sternheims Tochter Thea bei einem Besuch in West-Berlin, wobei dic ein­

stige Ravensbrück-Insassin die Eindrücke einer Nachttour im Oktober

1952 im Westteil von Berlin notiert : »Georges Groszsche Gestalten vor­

wiegend. Greise, fet te Kleinbürger. Das Pathologische, ja Kriminelle die­
ser Typen - schmale Turmschädel, fl iegende Stirn, Henkelohren über

eingefallenen Brustkörben und weibisch fet ten Gesäßen -wirkte selbst
auf mich, die ich tausend solcher Veranstaltungen sah, wie ein Angst-

22 Bertolt Brecht: Gewohnheiten, noch immer. In: Ebenda. S. 307. - In diesen
Punkt berühren sich die »Buckower Elegien« ebenfalls mit Heyms Roman »Fünf
Tage im Juni«. In einer Gesprächsszene zwischen Witte und dem Pförtner, der

den beurlaubten Gewerkschaftsvorsitzenden nicht in den Betrieb lassen will,

heißt es: »Ich bin hier Pförtner. Ich habe eine Pförtnerpflicht. Preuße, dachte

Witte; und dachte zugleich an Bangartz, Dr. Rottluff. Dreesen, Pettenkofer:

überall und in allem schleppt der Sozialismus die Vergangenheit mit sich herun.«
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traum. Pathologisch kriminell -das ist vielleicht das Auff allendste an

den Berliner Gesichtern, sobald man den engen, kosmopolitischen gefir­

nisten Clan der Intelligenzia verlässt. Denselben Eindruck hatte ich auf

dem Ent-schädigungsamt. Ja, schon im ersten Konzentrationslager war

unter den Deutschen dieser Typ häufig ... Und sah plötzlich diese vertier­
ten, besessenen, qualsüchtigen und zugleich sadistischen Fressen unter
den SSmützen wieder: das Nazigesicht.«3

In seinem Brief an Peter Suhrkamp beschrieb Brecht, wie sich dann nicht

nur physiognomisch diese Form des Aufstands, getragen von Akteuren
jenseits der Arbeiterklasse, allmählich durchsetzte: »Die Parolen verwan­

delten sich rapide. Aus »Weg mit der Regierung!< wurde »Hängt sie«, und

der Bürgersteig übernahm die Regie. Gegen Mittag, als auch in der DDR,
in Leipzig. Halle, Dresden, sich Demonstrationen in Unruhen verwandelt
hatten, begann das Feuer seine alt e Rolle wieder aufzunehmen.«?4

Dem gegenüber erschien ihm von den sowjetischen Panzern ausgehen­

de Gewalt letztlich gerechtfertigt.

In welcher Weise die führende Partei der DDR bereit war, das von den

Schrif tstellern gewünschte off ene Gespräch mit der Bevölkerung zu füh­

ren, wurde bald sichtbar. Brechts Auff orderung dazu im Brief an Walter

Ulbricht blieb ungedruckt . Stefan Heym hatt e zumindest im FDGB eine In-

23 Thea Sternheim: Tagebücher IV. 1951-1971. Göttingen 2002. S. 491. Bei die­
sem Eintrag handelt es sich um ein Notat aus dem Tagebuch der Tochter Thea

Sternheims, das ihrem eingefügt wurde.

24 Bert olt Brecht: Brief an Peter Suhrkamp vom 1. Juli 1953. In: Briefe 3. Berlin
und W eimar 1998. $. 183. - Auf Fakten wie die in diesem Brief genannten baut
offenbar. die Lage dramatisch zuspitzend. Heiner Müllers auf 1956/1971 datier­
tes Theaterstück »Germania Tod in Berlin« auf, wo sich am Schluß der Szene

»Die Brüder« Kommunist und Nazi im Gefängnis gegenüber stehen. Ihr Dialog

endet mit den folgenden W ortlaut:

Kommunist Das sind die Panzer. Der Spuk ist vorbei.

Und ihr bleibt. wo ihr hingehört.

Nazi Mit dir.
Hörst du sie gern. die Internationale
W enn sie gesungen wird mit Panzerketten.

Kommunist So gern wie heute hab ich sie nie gehört

Gesungen von den Panzerketten. Spitzel.
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stitution gefunden, die ihm, nachdem er überarbeitet hatt e, im Broschü­

rendruck Raum gab, sich an die Gewerkschafter zu wenden und später in

»Offen gesagt« kritische Publizistik zu wagen. Auf Erich Loests Aufsatz
im Börsenblatt dagegen wurde schroff entgegnet. In dieser Publikation

gab die Bezirksleitung der SED zu verstehen, welche Rolle den Schrift­

stellern fürderhin zugedacht war: »Im Kampf gegen die feindlichen Agen­

turen« das »Klassenbewußtsein der Arbeiterklasse« zu festigen. Daran
hatte es Loest nach Meinung seiner oberen Genossen fehlen lassen, mehr

noch. Er hätte sich durch sein »feindliches Auftreten« besonders hervor­

getan: »In seinen Artikeln bezog Loest offen die Positionen der Feinde
des Volkes und unseres demokratischen Staates. Das schmutzige Ge­
schäft der faschistischen Provokateure, in das sie auch einen geringen

Teil unserer Arbeiter vorübergehend hineinzogen, verwandelt sich unter
seinen Fingern in eine anständige Sache«.«35

Es war offenkundig, Schriftsteller, die ihren Realismus wie Brecht kri­

tisch grundierten, waren bei der Krisenbewältigung unerwünscht und

blieben es bis 1989. Dabei hatte sich Stefan Heyn für die kommenden

Jahre ganz in den Dienst einer kritischen Publizistik gestellt, wie die bei­

den Sammelbände von 1955 »Im Kopf - sauber« und 1957 »Offen ge­
sagt« belegen, die beide im Untertitel als »Schriften zum Tag« genannt

wurden und ihrem Ursprung nach auf dem 17. Juni 1953 datierten.
Unter diesem Aspekt war der 17. Juni in der Tat ein Menetekel, das

möglicherweise ausgeblieben wäre, wenn dieser Tag als eine Mahnung

und Warnung zugleich begriffen worden wäre. So aber geschah, was
Brecht, nicht ahnend, was kommen würde, 1953 in einem Gedichttitel ge­

radezu antizipierte: »Große Zeit, vertan«. In den Schlußzeilen dieses Tex­

tes heißt es:

Was sind schon Städte, gebaut

Ohne die Weisheit des Volkes?26

Auch dieses Gedicht endet mit einem Fragezeichen.

25 Der Fall Loest (ohne Verfasser). In: »Leipziger Volkszeitung« vom 16. Septen­

ber 1953. S. 4.

26 Bertolt Brecht: Große Zeit, vertan. In: Gedichte 2. $. 311.
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Eine unerwartete Wendung. die »Weisheit des Volkes« kennenzulernen,

brachte erst Jahrzehnte später die Herbsttage des Jahres 1989, als sich

wieder Straßen und Plätze mit Menschen füllten und sich auch Schrift­

steller mit bislang unaussprechbaren Sätzen vor Tausenden von Men­

schen auf dem Berliner Alexanderplatz zu Wort meldeten. Unter ihnen

auch Volker Braun, der sich im November und im Dezember mit zwei Auf­
sätzen im »Neuen Deutschland« zu Wort meldete: »Die Erfahrung der
Freiheit« und »Notizen eines Publizisten« überschrieben. Für einen kur­

zen Augenblick erschien denkbar, was auch die Proklamation »Für unser

Land« intendierte: »VOLKSEIGENTUM PLUS DEMOKRATIE, das ist

noch nicht probiert, noch nirgends in der Welt. Das wird man meinen,

wenn man sagt: made in GDR. DIE VERFÜGUNGSGEWALT DER PRODU­
ZENTEN.37 Das bedeutete in dieser Stunde, in der etwas endete und

etwas Neues beginnen konnte, in Volker Brauns Augen, die nicht zufällig

in Brechts eben zitiertem Gedicht gelesen hatten: »Zeigen wir etwas von

der »Weisheit des Volkes<? Wir haben jetzt sehr viel in der Hand; wir kön­

nen es festhalten, und wir können es fallenlassen. Jetzt muß sich die

Weisheit bewähren: im Abwägen von Druck und Geduld, im Antreiben
des Prozesses, und indem wir einer neuen Regierung Chancen geben.«38

Zehn Jahre später zeigte Braun wiederum mit einem Brecht-Wort an

- diesmal in seinem Gedichtband »Tumulus« - daß die erhofft e »Sel­

tenzeit« ausblieb:

Vergiß nicht, dies sind die Jahre

Wo es nicht gilt zu siegen, sondern

Die Niederlagen zu erfechten

27 Volker Braun: Die Erfahrung der Freiheit. In: »Neues Deutschland« vom 11./12.

November 1989. S. 13.

28 Ebenda.
29 Volker Braun: Tumulus. Frankfurt am Main 1999. S. 11.
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Die Chance des Fiaskos. Der 17. Juni 1953

als Zäsur im Leben von Becher und Brecht

Gewiß, wird man sagen, der I7. Juni war nicht ohne Belang für die beiden
Großmeister der DDR-Literatur. Aber eine Zäsur ihres Lebens? Brechts

Brief an Peter Suhrkamp vom 1. Juli 1953 zählt zu den meist zitierten Tex­

ten östlicher Autoren über das noch immer umstrit tene Datum deutsch­

deutscher Geschichte. Am Rande bemerkt: seltsam, daß wir nie nach

westlichen Kommentaren fragen. Haben sie denn alle geschwiegen, die
Böll, Kästner, Döblin oder gar Hesse und Thomas Mann? Merkwürdig,

auf welch verkürzte Perspektiven wir uns immer noch einlassen.

In den Tagebüchern von Thomas Mann steht unter dem 19. Juni 1953:

»Politischer Skandal: Freilassung der nicht kommunistischen Gefangenen

durch Sygman Ree, ganz nach amerikanischen Wünschen, ohne Rück­
sicht auf die U.N. -Arbeiter-Revolte in Ost-Berlin, gewiß provoziert ,

wenn auch nicht ohne Spontanität, von russischen Truppen schonend
niedergehalten. Panzer und Schüsse in die Luft.« Und tags darauf: »Hin­

richtung der Rosenbergs vollzogen. Übel. ... Auf jeden Fall ist die Hin­
richtung ein böser Akt, der sich in einen bösen allgemeinen Rahmen fügt.
Dieser ist die Sabotage des Friedens.«' Sicher, dieser Mann war weit vom

Schuß, in des Wortes bit terem Doppelsinn. Doch zuweilen schärf t ja erst

die Distanz den Blick für Wesentliches. Auch Erich Loest, ein unmittelba­
rer Augenzeuge des Berliner Geschehens, beginnt seine Erinnerungen an

den schwarzen Tag mit dem Justizmord im Land der großen Freiheit : »Das

die Welt bewegende Thema war die nicht aufhaltsam erscheinende Hin­
richtung des US-amerikanischen Ehepaars Ethel und Julius Rosen­

berg...« Der Arbeiterschrif tsteller Max Zimmering glaubte gar, die Men­

schenmenge um den Alexanderplatz demonstriere gegen das Urteil in

Washington, wurde aus dem Auto gezerrt und bekam Prügel, weil er das

Abzeichen seiner Partei trug.* Kaum noch vorstellbar, diese hohe Zeit

Thomas Mann: Tagebücher 1953-1955. Frankfurt an Main 1995. $. 73f.

2 Siehe Erich Loest: Durch die Erde ein Riß. Ein Lebenslauf (1981). München

1996. $. 196.
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des Kalten Krieges, der in Korea, dem anderen geteilten Land, in einen

heißen umgeschlagen war. Das weltweite Spiel mit dem Feuer um Macht

und Rohstoffbasen, im Namen von »Freedom and Democracy«, - un­

glaublich weit entfernt vom eigenen Alltag und doch schon wieder bren­
nende Gegenwart für andere Völker.

Brecht hatte am Morgen des I7. Juni an den »lieben Genossen« Grote­

wohl geschrieben, es wäre gut, wenn er, der Ministerratspräsident, im
Rundfunk sprechen würde. Das Berliner Ensemble könne seinen Auftritt

umrahmen. Sodann schrieb er. mit deutlich größerer Distanz, an den »wer­

ten Genossen« Ulbricht, die große Aussprache mit den Massen über das

Tempo des sozialistischen Aufbaus werde zu einer Sichtung und Siche­

rung der Errungenschaften führen.' Doch im »Neuen Deutschland« wur­
de nur der Schlußsatz veröff entlicht, es sei ihm ein Bedürfnis, in diesem
Augenblick seine Verbundenheit mit der Einheitspartei auszudrücken.

Ohne den Vorbau verkam die Geste kritischer Solidarität zu einer Ergeben­
heitsadresse, die zum Boykott seiner Werke im Westen führte.

Da ihm auch Suhrkamp vorwarf, sich mit der vermeintlichen Anbiede­

rung an Ulbricht gegen die Freiheit gestellt zu haben, schrieb Brecht dem
Verleger einen langen Brief zu seiner Rechtfert igung: Er habe die erschüt­

ternden Demonstrationen der Arbeiter gegen unkluge Maßnahmen der

Regierung in etwas anderes als den Kampf um ihre Freiheit übergehen
sehen. Auf groteske Art habe die Straße ihre Züge mit deklassierten Ju­
gendlichen vermischt, die aus den Westsektoren kolonnenweise einge­

schleust wurden, und mit den brutalen Gestalten der Nazizeit, die immer

da waren. »Die Parolen verwandelten sich rapide. Aus »Weg mit der Re­
gicrung!< wurde »Hängt sie!«, und der Bürgersteig übernahm die Regie.«

So habe er sich mit der Partei verbunden gefühlt , »als sie -nicht ihrer

Fehler. sondern ihrer Vorzüge wegen -von faschistischem und kriegs­

treiberischem Gesindel angegriff en wurde.«*

Doch hat Brecht wirklich »an diesem tragischen I7. Juni beobachtet ,

wie der Bürgersteig auf die Straße das »Deutschlandlied« warf und die

Arbeiter es mit der »Internationale< niederstimmten«, aber »verwirrt und

3 Bertolt Brecht: Briefe 1913-1956. Berlin und Weimar 1983. $. 655f.
4 Ebenda. S. 656-659.
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hilfos« nicht durchkamen?° Nach einem Bericht von Käthe Rülicke darf

dem mißtraut werden: Als der Dramatiker gegen Mittag mit ihr und Erwin
Strittmatter vom Deutschen Theater aus einen Rundgang zum Branden­

burger Tor unternahm, sah er nur die ersten Sowjetpanzer die Linden

herauf fahren und einen »großen Teil der Demonstranten« sich fluchtar­

tig auf die andere Seite begeben, von wo sie gekommen zu sein »schie­

nen«." Der Gegensatz von instinktiv klassenbewußten, doch ohne Füh­

rung hilflos verwirrten, Arbeitern auf der Straße und deklassiertem

Gesindel auf dem Bürgersteig entspricht weniger real Erlebtem, als viel­
mehr dem Muster, nach dem er schon zuvor seine Umwelt wahrnahm.

Die Parolen hatten sich ja bereits am Vortag gewandelt. Wie im Novem­

ber 1918 verlangten die Arbeiter spontan nach Anerkennung ihres Rechts

auf Leben, auf ein besseres Leben, statt fortgesetzter Schinderei im Na­

men eines irgendwann kommenden Glücks. Und wie damals mußte ein

Schmerzpunkt oder vielmehr ein Tabu überschritten sein, um den Auf­
stand zu wagen. 1918 war es das Friedensversprechen des Kaisers, das
die Truppen vor Wilhelmshaven den illegitimen Befehl zu einer letzten
Entscheidungsschlacht verweigern ließ. 1953 gab der »Neue Kurs«, das

Fehlereingeständnis der Arbeiter- und Bauernregierung, den Streikenden

die Kraft, sich gegen das Unrecht zu erheben. Indem die Partei off iziell

»überspitze Maßnahmen« gegen Bauern, Gewerbetreibende und Intellek­
tuelle zurück nahm, aber ausdrücklich an den administrativen Normerhö­
hungen zum 30. Juni, zu Ulbrichts Geburtstag, festhielt, verstieß sie

selbst gegen ihre Legitimierung, Interessenvert reter der Arbeiter zu sein.

Das Gefühl der eigenen Rechtmäßigkeit verlieh den streikenden Bauar­

beitern vom 16. Juni ihr Selbstvertrauen, wie 36 Jahre später den Demon­

stranten von Leipzig, die den Regierenden zuriefen, das Volk zu sein, von

dem die Macht ausgehe, das Recht und Gesetz im Staate.

Die Bauarbeiter zogen zum Haus der Ministerien, nicht zum Branden­

burger Tor. Mit den Regierenden wollten sie über ihre Arbeit und ihr

Leben verhandeln, nicht den Brüdern und Schwestern im Westen in die

Arme laufen. Wie auch 36 Jahre danach die Aktivisten der »fr iedlichen

Ebenda. $.659.
6 Zitieit nach Werner Mittenzwei: Das Leben des Bertolt Brecht. Berlin und Wei­

mar 1986. Bd. 2. $. 497.
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Revolution« Veränderungen in der DDR forderten und nicht ihren Beitritt

zur BRD. Da die Regierung den Demonstrierenden -beide Male -aus­
wich, mußte sie weichen, erwachte der Ruf nach freien Wahlen und ent­

lud sich die eigene Ohnmacht im Zorn auf die Mächtigen. Diese

Eigendynamik der Massen, die sich nicht mehr säuberlich in gute Prole­

ten und böse Kleinbürger unterscheiden lassen, fehlt bei Brecht, während
sie gerade den noch immer besten Roman über den Gegenstand auszeich­
net: die »Fünf Tage im Juni« von Stefan Heym.

An eine »Diktatur des Proletariats«, eine Machtausübung durch Inbe­

sitznahme der volkseigenen Betriebe, dachten die wirklichen Arbeiter
nicht cinen Augenblick. Grotewohl hätte sich am 16. Juni als Souverän

erweisen, als ein echter Führer zur Wahrung ihrer Interessen legit imieren

müssen, als nur Fritz Selbmann vor das Haus der Ministerien trat und

auch Brecht noch schweigend der kommenden Dinge harrte. Schon am
Morgen darauf wäre Grotewohls Ansprache im Rundfunk zu spät gekon­
men, hätt en Lieder auf den edlen Klassenkampf wie ein Hohn gewirkt ,

wie der Luftzug, der noch fehlte, um den schwelenden Brand einer allge­

meinen Unzufr iedenheit zum Bürgerkrieg zu entfachen. Mit ihrer ungleich

größeren praktischen Erfahrung sicherte die Partei- und Staatsführung
den inneren Frieden, indem sie das Radio den ganzen Tag über Schlager

dudeln und die Besatzer demonstrativ auff ahren ließ. Das war ein fauler,
ein aufgezwungener Friede, aber vielleicht doch besser als gar keiner?

Noch am I7. Juni hatte Brecht auf einer improvisierten Präsidiums­
sitzung der Akademie der Künste vorgeschlagen, daß sich alle Mitglieder
dem Rundfunk zur Verfügung stellen. Auch wollte er sogleich die Fehler

der Kulturpolitik offenlegen, ließ sich dann aber »davon überzeugen. ...

daß ... im Augenblick die Schaff ung einer Vertrauensbasis zur Regierung

und Partei die Hauptaufgabe sein müßte.«° Tags darauf trat man erneut

zusammen. Und nun hatte Alexander Abusch bereits jene Deutung des

Aufstandes parat, die bis zum Ende der DDR gelten sollte: der Gegner

7 Siehe Jens-Fietje Dwars: Nachdenken über ein Datum. Der I7. Juni in der Litera­

tur der DDR. Vort rag vom 22. März 2003 im Thüringer Forum für Bildung und

Wissenschaft. (Druck in Vorbereitung)

8 Zwischen Diskussion und Disziplin. Dokumente zur Geschichte der Akademie der

Künste (Ost). 1945/50-1993. Berlin 1997. $. 79.
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habe »die Mißstimmung der Arbeiter ... benutzt, um in einem von langer

Hand vorbereiteten Plan einen Umsturz zu erzwingen«. Oder, noch einen

Tag später, vom Akademie-Direktor Rudolf Engel auf eine griffi ge Formel

gebracht: »Faschistische Banden haben nach lang vorbereitetem Plan
versucht, Mißstimmungen in der Arbeiterschaft für ihre provokatori­

schen Zwecke auszunutzen,«!0

Doch zunächst wählte die Akademie eine Kommission aus je zwei Ver­

tretern ihrer vier Sektionen, die Vorschläge an die Regierung erarbeiten

sollten, um das verlorene Vert rauen zurück zu gewinnen. Als die Vor­
schläge dann am 30. Juni in einer Plenarsitzung beraten wurden, erwiesen

sie sich als handfeste Forderungen, deren erste alle anderen bereits in

ihrem Kern enthielt : »Die Verantwortung des Künstlers vor der Öff ent­
lichkeit muß wieder hergestellt werden.«!!

Das war vor allem gegen die Praxis der Staatlichen Kunstkommission
gerichtet, die seit 1951 im Auftrag von Partei und Regierung den »soziali­

stischen Realismus« durchsetzen sollte. Als deren Leiter, Helmut Holtz­
hauer, keine Fehler einräumen und so weiter machen wollte, als sei nichts
geschehen, resignierten die meisten Mitglieder der Akademie. Brecht no­

tiert am 20. August 1953, aus der Distanz von zwei Monaten, in sein Ar­

beitsjournal, die ganze Existenz sei verfremdet. In jämmerlicher

Hilflosigkeit habe sich die aufsteigende Klasse gezeigt, mit verworrenen
Losungen, vom Klassenfeind eingeschleust, ohne Räte, ohne Plan. Alles

sei darauf angekommen, »diese erste begegnung voll auszuwerten«, den

Kontakt in Form eines Faustschlags. Die Partei hätte zu erschrecken,

nicht zu verzweifeln, denn als große Ungelegenheit sei die große Gele­

genheit gekommen, die Arbeiter zu gewinnen: »in dem augenblick, wo ich

das proletariat -nichts kann mich bewegen, da schlaue, beruhigende ab­
striche zu machen -wiederum ausgeliefert dem klassenfeind sah, dem
wieder erstarkenden kapitalismus der faschistischen ära, sah ich die ein­

zige kraft, die mit ihr fert ig werden konnte.«!

9 Ebenda. S. 80.
I0 Ebenda. $. 81.

II Ebenda. $. 92.
12 Bertolt Brecht. Arbeitsjournal 1938-1955. Berl in und Weimar 1977. S. 515.



272 Jens-Fictje Dwars

Schlau, wie er war, hatt e der Meister der Pointierung wieder die Ruhe

zur dialektischen Zuversicht gefunden. und sich doch in sein Gartenhaus

nach Buckow zurück gezogen. Auch Eisler war verbitt ert nach Wien ge­

fahren. Bevor Brecht ihm folgt, um an der Donau seine »Mutter« zu in­

szenieren, die in der DDR noch immer als »Formalismus« verschrien war,

schreibt er in Buckow die gleichnamigen Elegien. Kleine Texte von gro­

ßer Intensität , keiner ausgestellten Verzweiflung, aber stiller Trauer um

vergebliche Mühen. Sarkastisch die Klage des Vorsitzenden im Schrift­

stellerverband, Kuba, konternd, wenn das Volk das Vertrauen der Regie­

rung enttäuscht habe. so möge sie sich doch ein anderes wählen. Sich
selbst anklagend, wie einst Becher in Moskau, mit dem Bild gebrochener

Finger, die im Traum auf ihn wiesen. Und an das Zwecklose des eigenen
Tuns rührend, wenn er sich fragt, warum er dem Fahrer mit Ungeduld
beim Wechsel eines Rades zuschaue, ungern seiend, wo er herkomme,

und nicht gern, wo er hinfahre !

Er hatt e recht: Was sich in der Partei vollzog, in die er am 17. Juni

beinahe eintreten wollte, war tatsächlich nur ein Radwechsel. Zaisser und
Herrnstadt, die Chefs der Staatssicherheit und des Parteiorgans, wurden

als Schuldenböcke abgestraft. Aber das half ihm nicht. Unausgespro­
chen muß er sich eingestehen, daß auch er an diesem Tag gescheitert ,

daß eine Welt für ihn zerbrochen war, seine Sicht auf die Welt . Immer

spärlicher werden die Aufzeichnungen, die er noch dem Arbeitsjournal
anvertraut, immer größer die Last der verschwiegenen Zweifel, die seinen

Leib schlagartig ergrauen läßt. Obwohl die verhaßte Kunstkommission
zum Jahresende abgeschafft wird, obwohl er bald darauf ein eigenes

Theater erhält und mit seinem Ensemble in Paris zu Weltruhm aufsteigt -
trotz alledem muß Brecht erkennen, daß seine kluge Theorie vor dieser
Wirklichkeit zerschellt, in der sich nun die Arbeiter des Ostens mit den

Staatsreserven der Sowjetunion abspeisen lassen, während die des We­

stens längst die Annehmlichkeiten der D-Mark genießen.
Die Klasse, auf deren weltverändernde Kraft und eigene Ästhetik er

seit dem Ende der zwanziger Jahre vertraut hat, die er am 17. Juni um ihre

wahre Gestalt hatt e ringen sehen - wollen, diese Klasse begann sich

13 Siehe Buckower Elegien. In: Bertolt Brecht. Werke. Berlin und Weimar 1988.
Bd. 12. S. 305-315.
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aufzulösen. Sie war dabei, Volk zu werden. Und »Volk« war für Brecht ein

faschistischer Begriff , war die verführbare Menge, für die zuerst das Fres­

sen kommt und dann die Moral. Das Kleinbürgertum, das sich schon
einmal vom Volkswohlstand eines nationalen Sozialismus auf Kosten der

Welt hatte korrumpieren lassen. Damals, in den Jahren des Exils, hatt e er
gehofft , der Weltkrieg würde zu den »klassischen formationen« zurück
führen und das betäubte Klassenbewußtsein der Arbeiterschaft wek­

ken.'* Der 17. Juni und dessen unmitt elbare Nachgeschichte ließ diese
Hoff nungen zu Nichts verkommen.

Becher dagegen hat seit seiner Rückkehr aus dem Moskauer Exil im Juni
1945 nur vom Volk und an das Volk gesprochen. Ein Volk, als dessen Teil

er sich schmerzhaft begriff , ein Volk im Dunkel wandelnd, wie er mit Bach

einen Gedichtband von 1948 überschrieb. Zehn Jahre zuvor hatte er sein

eigenes Versagen ergründet, hatte er sich eingestanden, mit seinem »Bes­

serwissen«, mit den linksradikalen Phrasen der Partei sich selbst schon
daheim exiliert zu haben.' Und so kam er nicht im Troß der Sieger, um

den einzig wahren Weg in die Zukunft zu weisen. Vielmehr sollte sein

»Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands« ein Forum
der Verständigung sein, das über Parteigrenzen hinweg im Blick auf die

gemeinsame Herkunft nach Alternativen zum Bestehenden sucht.

Freilich tat er all dies als Mitglied einer Partei, deren Zentralkomitee er
bis zuletzt angehörte. Auch wenn sowjetische Kulturoff iziere ihn 1946 ab­
lösen wollten, er die Kampagne zur Vereinigung von KPD und SPD nicht

mit trug und 1947 aus dem Parteivorstand der SED »abgewählt« wurde,

so war sich Becher doch seiner Abhängigkeit bewußt. Seit der
Kulturbund infolge der Währungsreform praktisch bankrott war, sah er

sich zu immer mehr Kompromissen genötigt, die sein ursprüngliches Pro­

gramm bis zur Unkenntlichkeit entstellten. »Deutsche an einen Tisch!«,

unter dieser Losung hofft e er, die Spaltung der Nation und die Ein­

bindung der beiden deutschen Staaten in entgegengesetzte Bündnisse
aufhalten zu können. Doch als auch das Angebot der Sowjetunion zur

14 Siehe Arbeitsjournal. $. 266 (Eintrag vom 15. Mai 1942).
15 Siehe Das Holzhaus. In: Johannes R. Becher: Gesammelte Werke. Berlin und

Weimar 1966-1981. Bd. 4. S. 157f.
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Wiedervereinigung eines neutralen Deutschlands durch freie und gehei­
me Wahlen, die Stalin-Note vom März 1952, von den Westmächten abge­

lehnt wird und UIbricht den Aufbau des Sozialismus in der DDR verkün­

det, da weiß Becher, was nun kommen wird: ein Aufbau nach Stalinschem
Modell.

Dem Lyriker verschlägt es die Sprache. Vier Jahre lang wird er keinen
neuen Gedichtband mehr schreiben. Statt dessen gibt er Hölderlin sowie

eine fünfhundertseitige Auswahl von Barockdichtung heraus, die quer

zum Kanon des »sozialistischen Realismus« stehen, und schreibt frag­

mentarisch gebrochene Notizen zur doppelten Verteidigung der Poesie

vor bürokratischer Bevormundung und der Beliebigkeit auf dem Kunst­

markt . Doch der Agitator Becher fabriziert drei unselige Reimereien auf

den Tod Stalins, dem er seit 1942 keinen Vers mehr gewidmet hat. Und im

Auftrag des Politbüros verfaßt er eine hölzerne Biographie zum 60. Ge­
burtstag von Walter Ulbricht, der Ende Juni 1953 mit Pomp gefeiert wer­

den soll.
»Es wird ganz Deutschland einstmals Stalin danken. / ... / Dort wirst

du, Stalin, stehn, in voller Blüte / Der Apfelbäume an dem Bodensce, /
Und durch den Schwarzwald wandert seine Güte. / Und winkt zu sich her­
an ein scheues Reh.«!® Bambi grüßt Stalin. Warum liefert er solchen Edel­

kitsch, den keine Parodie mehr überbieten kann?Aus Überzeugung?Oder

doch aus geradezu archaischer Angst -um den Geist des Toten zu be­
schwören, damit er nicht wiederkehre? Rational wußte er ja um das Kains­

mal des Gottes, der seine Brüder erschlagen hatte, dessen gigantisches

Werk die Wahrheit verschweigt und die Herzen verwirrt : »Das Wort wird

zur Vokabel, / Um sinnlos zu verhallen. / Es wird der Turm zu Babel /Im

Sturz zu nichts zerfallen.««+7

16 Johannes R. Becher: Danksagung. In: Du W elt im Licht. Stalin im W erk deut­

scher Schriftsteller. Berlin 1954. S. 212ff. - Die Stalin-Gedichte waren den

Nachgeborenen so peinlich. daß sie nicht in die Gesamtausgabe aufgenommen

wurden.
17 Turm von Babel. In: Gesammelte W erke. Bd. 6. S. 40. - Hans Mayer. der den

Minister Becher zeitlebens als einen »Glücksfall« empfand. hat das Gedicht sei­

nen »Erinnerungen an eine Deutsche Demokratische Republik« (Frankfurt am

Main 1992) als Motto voran gestellt.
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So steht es in seinem lyrischen Gleichnis auf das Vielvölkerreich Sta­
ins von 1949. Als dessen Erben dem Sturz zuvor kommen wollen, als sie

die SED-Spitze Anfang Juni in den Kreml zitieren, um ein Ende des befoh­

denen Sozialismus zu befehlen, dem sein Volk in den Westen davon läuft,

da holt der ängstlich-devote Becher ein ganzes Bündel von mutigen

Reformvorschlägen für den Hohen Kommissar Semjonow aus seiner

Schublade.'° Doch der »Neue Kurs« kommt zu spät. Die Stimme der Stra­

ße macht sich ihren eigenen Vers darauf: »Spitzbart , Bauch und Brille
sind nicht des Volkes Wille!«

Becher war am 17. Juni mit Zweig und Helene Weigel zu einer Tagung
des Weltfriedensrates in Budapest. Tags darauf zurückgekehrt , fuhr er am

nächsten Morgen nach Jena, in die Stadt seiner Entziehungskuren, die

ihn 1951 zu ihrem Ehrenbürger ernannt hatte, und wo Demonstranten beim

Sturm auf das Gefängnis eine Siebzehnjährige in einer Wasserzelle und

sechs Gefangene auf dem Boden fanden, krumm geschlossen wie im Mit­
telalter. Sollte er sich dem Zorn der Massen stellen, ohne Kenntnis der
Lage vor Ort? Der Präsident des Kulturbundes und der Akademie der

Künste kam zu einer »Aussprache mit Studenten und Wissenschaftlern«

ins Hotel »Schwarzer Bär«, wo sich einst Luther als Junker Jörg mit sei­

nen Glaubensbrüdern traf, als die Anhänger Müntzers auf dem Markt hin­

gerichtet wurden. Was der Abgesandte des ZK besprach, ist nicht

überliefert.

Doch der Kulturbund hatte bereits im Frühjahr eine Umfrage »zur Lage

der Intelligenz« unternommen. Darauf konnte er jetzt zurück greifen.

Am 30. Juni schoben sich Becher und Brecht in der Akademie die Bälle
zu. Als Hans Rodenberg den ersten Vorschlag zu mildern versucht, indem

er zu bedenken gibt, welches Recht dem Staat in Kunstdingen denn blei­

be, wenn er nur noch die eigenverantwortliche Produktion der Künstler

fördern solle, ohne in Fragen des Stils eingreifen zu dürfen, beharren bei­

de auf ihrer Forderung: Der Staat hat das Recht zur politischen Zensur,
gegen Faschismus und Krieg. Und er soll auch Debatten über ästhetische

18 Siehe Der gespaltene Dichter. Johannes R. Becher. Gedichte. Briefe. Dokumen­

te. Hrsg. von Carsten Gansel. Berl in und Weimar 1991. S. 86-90.
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Fragen anregen, doch darf er sich nicht administrativ in die Produktion
einmischen.l9

Gestützt auf den Akademie-Katalog unterbreitet Becher am 3. Juli dem

Präsidialrat des Kulturbundes ein Zwölf-Punkte-Programm für eine Wen­
de zur »überparteilichen Organisation der demokratischen Selbstt ätigkeit
der Intelligenz«: Gewährleistung von Meinungsfreiheit , Förderung man­

nigfaltiger Kunstproduktion durch Eigenverantwortung statt staatlicher

Administration, Sicherung freier Forschung und Lehre gemäß der Verfas­

sung. Umgestaltung des Inhalts und der Sprache von Presse und Rund­
funk zur realen Information, verstärkte Teilnahme an gesamtdeutschen
Tagungen, Studiendelegationen in alle Länder und speziell die Aufnahme

enger Beziehungen zu Frankreich. Dazu kamen fünf Punkte aus dem Pa­
pier für Semjonow: Größere Selbständigkeit für Forschungsinstitute, Ent­

lastung der Wissenschaftler von Verwaltungsarbeit. Bildung selbstver­

walteter »Klubs der Intelligenz«, eine Sozialversicherung für Künstler

und die Vermitt lung von Ferienreisen ?0

Am Ende dieser Tagung, in deren Verlauf der Arzt Theodor Brugsch

sich gegen eine Zwangseinführung des Marxisnus an den Universitäten
verwahrte, der Rektor der Jenaer Universität. Otto Schwarz, eine »Epoche
des Regimes der Funktionäre« beklagte und fast alle von Angst spra­

chen, von der Rechtsunsicherheit im Alltag, dem psychotischen Zurück­
schreckens vor Verantwortung in den Betrieben und der Ahnung von
Folter bei Polizeivernehmungen, am Ende einer solch off enen Debatte er­

wog Becher zum ersten Mal die Ersetzung der Kunstkommission durch
ein »Kultusministerium«, -ein Gedanke, den allerdings zuvor schon Ste­
phan Hermlin in die Akademie-Debatte eingeworfen hatte.·!

Ende Juli unterbreitet er die Idee dem 15. Plenum des ZK der SED, auf

dem jedoch Ulbricht die Vorschläge des Kulturbundes noch als unzumut­

bare Forderungen zurück weist, bis der Parteichef Mitt e Oktober selbst
ankündigt, er werde der Regierung ein Ministerium für Kultur vorschla-

19 Siehe Zwischen Diskussion und Disziplin. $. 86ff.
20 Siehe Magdalena Heider: Politik - Kultur- Kulturbund. Zur Gründungs- und Früh­

geschichte des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands

1945-1954 in der SBZ/DDR. Köln 1993

21 Siehe Zwischen Diskussion und Disziplin. $. 88.
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gen. In der Zwischenzeit hatt e Becher die Fäden hinter der Bühne gezo­

gen. Eine mühselige Kleinarbeit, die von den meisten Zeitgenossen nicht

bemerkt wurde und manche Historiker im Blick auf Brecht, Harich, Heym

und Loest bis heute nicht sehen. Letzterer verdeckt sie gleich doppelt,

indem er das Lob eines anderen über seine eigenen Heldentaten zitiert

und Becher zu einem bremsenden Minister macht: »Zwei Namen waren in
aller Munde: Wolfgang Harich und Erich Loest ... Die beiden jungen In­

telektuellen hatten als erste losgeschlagen, die geistige Auseinanderset­

zung eröff net.« Läßt er Heinz Brandt schwelgen. In ihren Ahrenshooper
Standburgen und Cafes hätten sich Schauspielerinnen und Schriftsteller
an den Artikeln der beiden in der »Berliner Zeitung« und im »Börsenblatt

des Deutschen Buchhandels« ergötzt. So anregend ihre Aufsätze gegen
den Hochmut der Kunstkommission und die Selbstgerechtigkeit der SED­

Presse waren, so hochmütig selbstgerecht ist das Gegenbild vom »Mini­
ster Becher«, der den Chef des »Börsenblattes« kleinlich zurecht weist:
»Becher, anfangs zumindest Mitinitiator eines interessanten Kulturbund­

programms, war längst nicht mehr der kühne Reformator wie in den er­

sten Tagen nach jenem gewitt rigen Mittwoch ...«?2

Bei soviel Kühnheit gerät aus dem Blick, daß es noch gar kein Ministe­

rium gab, daß der kommende Minister vielmehr abwägen mußte zwischen

dem Triumph eines kleinen Zeitungsart ikels und der ungewissen Durch­

setzung einer neuen Institution zur größeren Selbstbestimmung aller
Künste in der gesamten DDR. Und noch etwas wird vergessen: daß der

Rahmen einer solch gravierenden Veränderung im Innern eines Staates

auch von äußeren Bedingungen abhing.
Anfang Dezember schrieb Becher an Ulbricht, die Berliner Konferenz

mache es dringend nötig, das Ministerium zu bilden, das Ackermann be­

reits aufgegliedert habe.' Gemeint war die Konferenz der Außenminister
von Großbritannien, Frankreich, der USA und der Sowjetunion, die vom

25. Januar bis 18. Februar 1954 eine erste Chance zur Entspannung nach
neun Jahren des Kalten Krieges eröff nete. Becher und Ackermann woll­
ten die Gunst der Stunde nutzen, ihr altes Konzept vom deutschen Son­

derweg zum Sozialismus mit einem Kulturministerium wieder aufzugreifen.

22 Erich Loest. Durch die Erde ein Riß. $. 224.

23 Siehe Der gespaltene Dichter. S. 115.
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Mit Weitsicht, Beharrlichkeit und diplomatischem Geschick gehen sie zu

Werke. Doch die Entscheidung fällt in Moskau, wo die Nachfolger Sta­

lins hoffen, die Westmächte zur Bildung gesamtdeutscher Kommissionen

zur Zusammenarbeit in Wirtschaft, Handel und Kultur bewegen zu kön­
nen. Selbst, daß Brecht sein eigenes Theater erhält , wird im Kreml ent­

schieden. Ein Umstand, der zeigt, wie eng die Spielräume für die

historisch Agierenden waren. Um so genauer aber sollten wir hinsehen,
wie und wofür ein jeder sie genutzt hat.

Becher hat die Abhängigkeit nicht vergessen, als ihn Grotewohl am 7.
Januar 1954 zum Minister für Kultur der DDR ernennt und mit dem Kampf

gegen »Formalismus und Kosmopolitismus« beauftragt. Nun hat er es ge­
schafft, der erste Mann im Kulturbund, in der Akademie der Künste und

in einem eigenen Ministerium: »Ich bin angelangt / Am Tor / Des Himm­

lischen Friedens.« Steht auf der Rückseite eines Redemanuskripts in Be­
chers Nachlaß. Und darunter: »Stehvermögen / Antäus.«?+

Der sagenhafte Held der Griechen verlor alle Kraft, sobald er von sei­
ner Mutter Erde abhob. In dem Gedichtband Wiedergeburt von 1940 fin­

det sich das Antäus-Motiv schon einmal: als Sinnbild eines Verräters,
der, trunken vom Lob der Herrschenden, zu ihrer Peitsche tanzt ?5

Der Minister weiß um die Gefahren der Macht. Drei Jahre bleiben ihm,

um sein eigenes Programm zu erfüllen: Mit einem Haus der off enen Tü­

ren, in demjeder das Gefühl habe, in seiner Sache beraten und unterstützt

zu werden. Wie kein zweiter Kulturpolitiker der DDR hat er die Bewe­

gung des 17. Junis genutzt, um die öff entlichen Spielräume für Alternati­
ven zu erweitern. Dann wird auch er ein Opfer der zum Radwechsel

verkümmerten Revolution: als sich in seinem Schutz die intellektuelle Op­

position formiert und, getrennt von den Massen der Arbeiterschaft, zer­
schlagen wird,37

24 Becher-Archiv der Akademie der Künste Berlin. Sgt. 20/8.
25 Siche Johannes R. Becher: Gesammelte Werke. Bd. 4. $. 527.

26 Siehe Johannes R. Becher: Gesammelte Werke. Bd. 18. $. 220f.

27 Siehe Jens-Fietje Dwars: Abgrund des Widerspruchs. Das Leben des Johannes R.

Becher. Berlin 1998: oder in komprimierter Form als Taschenbuch ab Septem­

ber 2003: Triumph und Verfall. Johannes R. Becher. Ein biographischer Essay.
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Das Vertrauen (1968) von Anna Seghers
-ein Roman über den 17. Juni?

Stefan Heyms Roman »5 Tage im Juni«, die umfassendste Auseinander­
setzung mit dem 17. Juni 1953 innerhalb der DDR-Literatur, erschien be­
kanntlich erst 1989 im Buchverlag Der Morgen Berlin, eineinhalb
Jahrzehnte nach der westdeutschen Erstausgabe. Klaus Schuhmann hat
in seinem Beitrag die aufschlußreiche Entstehungs- und Publikations­
geschichte des Buches von Heym, das dieser unmittelbar nach den Ereig­
nissen des Sommers 1953 zu schreiben begonnen hatte, vorgestellt und
die dafür verantwortlichen Faktoren analysiert . Ironie der Geschichte:
Das Buch erreichte die Öffentlichkeit der DDR in einem Moment, in dem
jede kritische Warnung zu spät kommen mußte und ein Roman, der ein­
mal als Beitrag zur Bewältigung der Gegenwart gedacht war, nur noch
beim nachträglichen Erkennen der Ursachen für das Scheitern des Sozia­
lismus-Versuchs im Osten Deutschlands behilflich sein konnte.

Als Warnung aufgenommen worden war aber auch ein anderes Buch
nicht, das 20 Jahre früher erschienen ist und das bei genauerem Hinse­
hen durchaus Berührungspunkte mit dem Roman von Heym aufweist,
auch wenn es nicht wie dieser schon im Titel auf den 17. Juni Bezug
nimmt. Die Rede ist von Anna Seghers Roman »Das Vertrauen« aus dem
Jahr 1968. Diese Fortsetzung des Roman »Die Entscheidung« von 1959
schließt nicht unmittelbar chronologisch an dessen Handlungszeit an,
sondern konzentriert sich nach einem Auftakt im Herbst 1952 auf das er­
ste Halbjahr 1953. Mit zwei Kristallisationspunkten, in denen sich die ver­
schiedenen Linien des Geschehens treffen: die allerletzte Lebensphase
und der Tod Stalins und die Tage um den 17. Juni. Neben dem zeitlichen
besteht in der Perspektive der Romanautorin auch ein innerer Zusam­
menhang zwischen beiden Komplexen: Sie zeigen eine gesellschaftliche
Krisensituation an und lösen individuelle Bewußtseinskrisen aus. Die
Verhaftung jüdischer Ärzte vor Stalins Tod und ihre Rehabilitierung
kurz danach, ein für die Zeitgenossen schockierender Vorgang, der als
Einzelfall bereits auf die drei Jahre später vom XX. Parteitag der KPdSU
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thematisierte Problematik vorausweist, ruf t gerade bei den engagierten

Sozialisten unter den Romanfiguren Unsicherheit und Zweifel hervor. Ri­

chard Hagen, der ehemalige Spanienkämpfer und jetzige Parteisekretär
des Stahlwerkes Kossin, spricht es seiner Frau gegenüber aus: »Es ist
nicht Stalins Tod allein, der mich bedrückt, sondern alles, was durch sei­

nen Tod ans Tageslicht kommt .«' Dazu gehört die Stimmung unter den

Arbeitern: »Mir ist heute besonders klargeworden, wie viele Menschen

immer noch gegen uns sind. Auch gegen mich - denn sie sind gegen

etwas eingenommen, wofür ich hier bin. ... Ich spreche nicht von irgend­

welchen Feinden, sondern von guten Arbeitern. Das hab ich nie so stark
gefühlt wie heute, weil er stirbt, ist es rausgekommen!« (S. 133~.)

Anna Seghers, die sich als junge Frau bürgerlicher Herkunft zur Zeit

der Weimarer Republik für die kommunistische Bewegung entschieden
und alle Schwierigkeiten und Bedrohungen des Exils bestanden hatte, mit

der festen Absicht , nach dem Sieg über den Faschismus am Aufbau einer
neuen, sozialistischen Gesellschaft mitzuwirken, steht als Autorin an der

Seite einer Figur wie Richard Hagen. Für sie sind es »die Richtigen. die

Gescheiten« (S. 344), die sich trotz aller auch von ihnen empfundenen

Probleme und Widersprüche für den Schutz ihrer Betriebe und das Wei­
terarbeiten einsetzen. Von daher ist ihre Sicht auf die Ereignisse alles an­

dere als ein interesseloser objektiver Blick des unparteiischen (?)

Historikers. Mit der Episode vom Tod der schwangeren Arbeiterin Ella
Schanz versucht sie vielmehr, das in ihren Augen richtige Verhalten auf

die historische und moralische Höhe des antifaschistischen Widerstan­
des zu heben. Doch nicht diese zeit- und erfahrungsbedingte Einseitig­

keit im Urteil von Anna Seghers erscheint beim heutigen Wiederlesen des

Romans als dessen wichtigster Aspekt. Aufschlußreicher ist , wie in ihm

die Ursachen der Krise dargestellt und die verschiedenen an den Ereig­

nissen des 17. Juni beteiligten Faktoren gewichtet werden. Und das soll

Gegenstand dieses Beitrags sein, nicht eine literarische Analyse bzw. li­

teraturhistorische Würdigung des Romans im ganzen.

Anna Seglers: Das Vertrauen. Roman. Berl in und W eimar 1968. S. 134. Alle weite­

ren Zitate aus dieser Ausgabe werden mit der Seitenangabe in Klammer nach­

gewiesen.
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Wie schon »Die Entscheidung« beschränkt sich auch »Das Vertrauen«

nicht auf Handlungsräume bzw. -linien im Osten Deutschlands. Diese rei­
chen vielmehr bis in die USA und nach Mexiko und erfassen vor allem in

bewußter Entgegensetzung zu der Entwicklung und dem Leben in Kossin

die Nachkriegsgeschichte um die im alten Besitz verbliebenen Benthein­

Werke im Rhein-Main-Dreieck. Daß dort die Situation in dem verloren­

gegangenen Ostbetrieb interessiert , nach Stalins Tod von manchem auch

hoffnungsvoll beobachtet wird, liegt nahe. Ebenso daß eine Figur wie der

aus »Die Toten bleiben jung« bekannte Helmut von Klemm im entschei­

denden Moment versucht, dort aktiv zu werden. Aber Anna Seghers er­

liegt - ebensowenig wie Stefan Heym - der Illusion, diese von außen

wirkenden Momente seien die treibenden Kräft e des 17. Juni gewesen.

Auf aktueller Ebene ist es vielmehr die administrative Durchsetzung hö­
herer Normen, die einen verbreiteten Unmut unter den Arbeitern hervor­

ruft und sie dem Steikgedanken gegenüber empfänglich macht. Hinzu
kommen individuelle Enttäuschungen, Erfahrungen mit bürokratischer

Behandlung ihrer Probleme, das Gefühl, immer nur dann angesprochen zu

werden, wenn man etwas von ihnen will. Anna Seghers zeigt dies diffe­
renziert an den Reaktionen verschiedener alter und junger Arbeiter. Im
Gespräch mit dem Werkleiter Ulsperger macht sich Richard Hagen

schließlich nach längerem inneren Ringen um die richtige Position zum
Sprecher ihrer Probleme: »Richard sprach aus dem Herzen heraus, doch
was er sprach, war ihm hundertmal durch den Kopf gegangen: Weil die

Grundlage zu den neuen Anweisungen, die man uns gab, in vielen Fällen

gar nicht stimmt. Zwar sagt und schreibt man dauernd, die begründeten
Arbeitsnormen seien aus dem Durchschnit t errechnet, sie treffen aber in

vielen Fallen nur auf die Besten zu. Allein schon, weil sie technisch be­

gründet sind und nur ein vorzüglicher Arbeiter aus Überlegung oder aus

sich heraus seine Kraft und Vernunft so gebraucht, wie es die Normen­

berechner vorsehn. Darum kommen viele Kumpel auf die ldee, das sei

nicht viel anders, als es die Arbeit mit der Kontrolluhr war.« (S. 291f.)

Die meisten Arbeiter befürchten daher als Konsequenz eine Senkung

ihres Lohnes und damit ihres sowieso bescheidenen Lebensniveaus. Ri­

chard Hagen weiter zu Ulsperger: »Ich kann dir ein Dutzend Köpfe zei­

gen, ich kann dir zehn Dutzend Köpfe zeigen - keiner ist glücklich, je­

dem machen die neuen Anordnungen einen Strich durch die Rechnung.
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Der eine kann sich das bißchen Möbel nicht leisten. Er bleibt mit seiner
Frau in leeren Wänden, auch wenn man ihm schließlich die leeren Wände
zuwies; der andere schämt sich, weil er herumläuft wie eine Vogelscheu­

che. Auf einmal kommt nichts mehr aus seiner Arbeit heraus. Das heißt,

bis was rauskommt. Bis sie eingestellt sind auf das neue Tempo, vergeht
cin Stück Zeit, und in dem Stück Zeit , wenigstens glauben sie das, steckt
genau ihr Glück -.« ($. 293)

Mit der Gestalt des Richard Hagen hat Anna Seghers eine Figur ge­

schaff en, die, ohne eine ebenso zentrale Stellung im Romanganzen einzu­
nehmen wie die des Gewerkschaft sfunktionärs Witte bei Stefan Heym,

doch überraschende Gemeinsamkeiten mit jener aufweist. Beide sind alt e

Kommunisten, beide haben aktiv gegen die Nazis gekämpft und genießen

doch nicht uneingeschränkt das Vert rauen der höheren Parteiinstanzen
bzw. der sowjetischen Partner. Bei Wit te ist es ein »dunkler Punkt« in der

Kaderakte -er hat sich 1932 beim Berliner Verkehrsarbeiterstreik gewei­

gert, mit Nazis zusammen Streikposten zu stehen. Bei Hagen ist es der
Umstand der Westemigration, der ihn gegenüber dem aus der Sowjetuni­

on zurückgekehrten Ulsperger in die zweite Reihe rückt. »Ulsperger war

immer näher dran, Stalins Schatten, so ungeheuer, so mächtig, lag immer
auf ihm, ich war weit von ihm weg« (S. 291). gibt Anna Seghers die Ge­

danken Hagens wieder. Erst spät und zufällig erfährt er, daß Ulspergers
Jahre in der Sowjetunion keineswegs so problemlos verlaufen waren, wie
es für ihn den Anschein gehabt hat : Nur der wiederholte Einsatz russi­

scher Freunde hatte ihn davor bewahrt. Opfer stalinscher Repressalien zu

werden. Auch ein Aspekt des im Romantitel angesprochenen Grundmo­

tivs des -oft eben auch unter Genossen gerade nicht praktizierten

Vertrauens.
Anzumerken ist hier. daß sich Anna Seghers bewußt war. mit der Ge­

schichte des Richard Hagen keineswegs einen extremen Fall zu gestalten.

In ihrer 1957 nach dem Prozeß gegen Walter Janka entstandenen, von ihr

nie zur Veröff entlichung angebotenen Novelle »Der gerechte Richter« ist

es die Figur des ehemaligen Spanienkänpfers Viktor Gasko, dessen un­

gerechtfert igte Verfolgung bei dem »gerechten Richter« den Konfl ikt aus­

löst, der ihn dann selbst zum Opfer stalinistischer Justiz-Willkür in der

DDR werden läßt. Eine weitaus zugespitztere Fassung des gleichen Kon­

flikts, der dann später im Roman wieder aufgegriff en wird.
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Zwischen Hagen und UIsperger entsteht das von Anna Seghers ge­

wünschte Vert rauen erst im Moment der besonderen Herausforderung am

17. Juni. Dann wird es zur Basis, auf der sich Hagens Vorschlag durch­

setzt, die sowjetischen Panzer nicht direkt auf das Werksgelände fahren

zu lassen, um die Diskussion mit der Belegschaft und einen möglichen

Neubeginn nicht noch zusätzlich zu belasten, sondern Vertrauen zu zei­

gen, damit Vert rauen entstehen kann. Daß es zuvor gefehlt hatte, daß sie

sich nicht genug darum bemüht hatten, allen alles richtig zu erklären,

empfinden die der Autorin nahestehenden Gestalten des Romans wie Ri­

chard Hagen oder der junge Thomas Helger als ihre Schuld. Dahinter
steht die Hoff nung von Anna Seghers, ein Überwinden dieses subjekti­
ven Versagens könnte auch die gesellschaftliche Krise beilegen. Dies ent­
sprach der »Aufklärungs- und Erziehungsstrategie«, der die Autorin wie

die meisten der aus dem Exil zurückgekehrten Schrif tsteller »in den Jah­
ren der gesellschaftlichen Umwälzungen unter der sowjetischen Besat­
zungsmacht und in der DDR«' folgte. In diesem Sinne war ihr Sozialis­
musverständnis durchaus, wie es der Seghers-Spezialist Frank Wagner

1990 formuliert hat, das eines »vormundschaftlichen« Sozialismus' Mit
der hartnäckig vorgetragenen Forderung an die Vormünder allerdings,

den humanistischen Kern des Sozialismus-Versprechens zu bewahren

und durchzusetzen.
Dem hiermit verbundenen letztlich voluntaristischen Zug des Romans

»Das Vertrauen« steht jedoch gegenüber, daß dieser durchaus auch auf

objektiv vorhandene Widersprüche verweist, die nicht durch den guten

Willen einzelner aus der Welt zu schaff en sind. Gerade weil Anna Seglers

die Entwicklung in der DDR mit Ausschnitten aus der westdeutschen

Realität konfrontiert , erfaßt sie Momente der Systemauseinandersetzung,

die bis zu deren für uns bit terem Ende weitergewirkt haben. In der Lei­

tung der Bentheim-Werke vollzieht sich in den frühen 50er Jahren ein Ge­

nerationswechsel, der für die Neugestaltung der kapitalistischen

2 Alfred Klein: Werkstatt-Charakter oder ideologische Repression? In: Sinn und

Form. H. 3/1990. $. 467.
3 Siehe Martin Straub: Über den schwierigen Umgang mit Zeitgeschichte. Zu Anna

Seghers' Romanen »Die Entscheidung« und »Das Vertrauen«. In: Weimarer Bei­

träge. H. 10/1990. $. 1589.



284 Klaus Pezold

Strukturen gegenüber der Zeit vor 1933 steht, auch wenn Begriff e wie so­

ziale Marktwirtschaft oder Mitbestimmung im Text selbstverständlich

nicht verwendet werden. Der junge Eugen Bentheim, den Anna Seglers

Mann, der Wirtschaft swissenschaft ler Lorenz Schmid, »zu sympatisch«

und »zu widerspruchsvoll« angelegt fand, ohne jedoch bei seiner Frau

mit einem entsprechendenden Korrekturvorschlag durchzudringen* , die­
ser Eugen Bentheim setzt auf einen neuen Stil im Umgang mit seiner Be­

legschaft. Er sucht das Gespräch mit verschiedenen Gruppen von
Werksangehörigen und gibt diesen so das Gefühl, Partner zu sein: »Was
er früher in seiner Studenten- und auch in seiner Juristenzeit nur aus Be­

richten gekannt hatte, erfuhr er jetzt sozusagen aus erster Quelle. Nie­

mand hätte ihm vorwerfen können, er wisse über das Leben seiner
Arbeiter nicht Bescheid. Als sehr junger Mensch, angesteckt von Stu­
dentenfreunden, hätt e er bald auf den Sozialismus geschworen; damals

war er seinem Elternhaus ganz entfremdet. Die Arbeiter würden, so glaub­

te er, manchmal bewußt. of t unbewußt, von seinem Vater betrogen. ...

Doch seit er die Leitung selbst in der Hand hatt e .... war er überzeugt,

daß die Arbeiterschaft der Bentheim-Werke viel besser und glücklicher
lebte, als die der Werke, die sich volkseigen nannten in den Ländern, die

sich sozialistisch nannten. Zwar hatt e sein eignes Dasein, verglichen mit
dem der Mehrzahl der Werksangehörigen. zahlreiche Annehmlichkeiten,

Häuser, Autos, Reisen -doch war das nicht alles, besonders im letzten

Jahr. ein Gegengewicht geworden zu der Verantwortung, die auf ihm lag?«

($. 272~.)
Es ist Richard Hagen, den die Autorin im Gespräch mit UIsperger, ohne

von den Gedanken Eugen Bentheims zu wissen, aus der entgegengesetz­

ten Perspektive ähnliches äußern läßt: »Wenn Bentheim Millionen ver­
dient und sein Lohn noch so ungerecht ist. die Leute merken die Unge­

rechtigkeit gar nicht, und wenn sie sie merken, liegt ihnen nichts mehr

daran, ist mein Lohn gerecht, ist mein Lohn ungerecht, und warum?Weil

bei diesem Lohn, der schändlich, unmenschlich ist, verglichen mit Bent­
heims Millionen, doch etwas für sie herausspringt, was ihr Leben lustiger

macht. Sie glauben. dafür wird gesorgt. daß sie sich glücklicher fühlen.«

(S. 293)

4 Zitiert nach: Ebenda. $. 1587.
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Für die Zeit 1952/1953 hatte diese Diskrepanz im Lebensniveau vor al­

lem objektive historische Gründe, über die allerdings von der Propaganda

der SED nicht offen gesprochen wurde, sie war aber auch zur Erschei­

nungszeit des Romans nicht überwunden. Anna Seghers sprach also ein
weiterhin aktuelles Problem an, von dessen Lösung der Ausgang der

Systemauseinandersetzung wesentlich mit abhing. Vielleicht ist es auch
kein Zufall, daß sie diese Aspekte gerade zu einer Zeit hervorhob, in der
mit dem NOS Reformansätze in der Politik der SED entstanden, die sich
allerdings, wie wir wissen, nicht durchsetzen konnten. Ihre Realisierung
aber hätte sich zwangsläufig mit Demokratisierungstendenzen verbinden
müssen, gegen den Kommandostil einer hierarchig strukturierten Partei

sowjetischen Typs und zurückgreifend auf demokratische Traditionen der

deutschen und westeuropäischen Arbeiterbewegung. Welche starke Fas­

zination von diesen ausgehen konnte, zeigt Anna Seghers im Roman
ebenfalls am Fallbeispiel der Vorgänge um den 17. Juni. Zu einem der Or­
ganisatoren des Streiks wird der Brigadier Weber, in »gewöhnlichen Zei­

ten« ein »ruhiger, besonnener Mensch, unprahlerisch, zuverlässig, der

ordentlich seine Arbeit machte.« Im Konfliktfall zwischen Anweisungen

der Werkleitung und den Interessen »seiner Leute« hält er es mit ihnen
und er spött elte über die, die ihm etwas anwiesen, was seinen Leuten
untragbar vorkam, und er hielt es auch für untragbar.« (S. 313) Sein in

Westberlin lebender Vater, ein alter Sozialdemokrat, der ihn »mit allerlei
Kniffen« (S. 314) vor der Hitlerjugend bewahrt hatte und der selbst an

»illegalen Zusammenkünften in der Hitlerzcit« (S. 315) teilgenommen hat­

te, ist ihm eine Autorität, bei der er in seiner Konfliktsituation Rat sucht.

Was er von diesen Begegnungen mit seinem Vater und dessen Genossen

an Gedanken mitbringt, bespricht er im Kreis von Kollegen. Es sind »kla­

re, naheliegende, allen begreifliche Dinge« wie »Streik« als »ein mühsam

erworbenes, manchmal in blutigem Kampf gegen die Unternehmer durch­

gesetztes und schließlich verbürgtes Recht der Arbeiterklasse.« Die Re­
aktionen anderer Arbeiter darauf, beschreibt die Autorin so: »Verschie­
dene Neue, Junge, hingen an seinem Mund, und auch die Alten, die

solchen Ton schon lange vermißten. Wenn jemand einwarf, bei uns gibt

es doch kein Oben und Unten mehr, überging Weber solchen Einwurf mit
einem schmalen Lächeln.« (S. 314) Eine Skepsis gegenüber dem von der

SED theoretisch Verkündetem - Arbeiterklasse als herrschende Klasse,
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die Arbeiter als Eigentümer der Produktionsmittel -. gegen die auch Ri­

chard Hagen bei vielen Betriebsangehörigen mit seinen Argumenten

nichts auszurichten vermag.

Für Anna Seghers wiederholt sich hier im Grunde unter neuen Bedin­
gungen das schon in ihren Werken vor 1945 of t beschriebene Ringen zwi­

schen Sozialdemokraten und Kommunisten um den Einfluß auf die

Mehrheit der Arbeiter. Auf wessen Seite sie dabei generell steht, bleibt

im Roman »Das Vertrauen« nicht zweifelhaft. Doch sie zeigt auch Ver­

ständnis für die andere Seite. Es ist für sie ein letztlich tragischer Kon­

flikt, wenn sich Arbeiter in der DDR auf die SPD in der Bundesrepublik

orientieren, wenn Antifaschisten gegen Antifaschisten stehen. Und sie

betont. wie bereits dargestellt , die Verantwortung der Vert reter der in der
DDR herrschenden Partei für das Entstehen dieses Konflikts, ohne aller­

dings bis zu einer prinzipiellen Kritik an deren Politik vorzustoßen (hier
geht Heym in bestimmten Punkten weiter). Doch wäre es ebenso unhisto­
risch wie ungerecht, von Anna Seghers nachträglich verlangen zu wol­
len, sie müßte Mitt e der 60cr Jahre unseren heutigen Einsichten

entsprochen haben. Fest steht, daß ihre Sicht auf den 17. Juni, der zwar

nicht den ausschließlichen Gegenstand ihres Romans darstellt , der aber
für die in ihm behandelte Problematik eine zentrale Rolle spielt, keines­
wegs konform geht mit der offiziellen Geschichtslegende vom angebli­

chen faschistischen Putschversuch. Und unübersehbar ist beim

Wiederlesen auch ihr nachdrückliches Verweisen auf Probleme, die eine

sozialistische Gesellschaft -wie wir heute wissen -bei Strafe ihres Un­

tergangs nicht hätt e ungelöst lassen dürfen.
Dies bezieht sich auf die tatsächliche Stellung der Arbeiter in Produkti­

on und Gesellschaft ebenso wie auf die Möglichkeit für den einzelnen,

ein individuelles Lebenskonzept verwirklichen zu können. Die Gestalt des

jungen Arbeiters Heinz Köhler und ihr Konfl ikt mit der DDR-Gesellschaft

weist in diesem Sinne weit über die historische Konstellation des 17. Juni
hinaus und läßt sich durchaus in Bezichung setzen zu dem, was mehr als

drei Jahrzehnte später das Verhalten vieler bestimmt hat, die in der End­

phase der DDR in seinem Alter gewesen sind.
Anna Seghers ihrerseits war sich beim Erscheinen ihres Romans »Das

Vertrauen« dessen bewußt, daß sie mit ihm »schwierige Fragen« aufge­

worfen hatte, und war über die freundliche öff entliche Reaktion auf ihn
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eher überrascht. An die mit ihr befreundete sowjetische Literaturwissen­
schaftlerin Tamara Motyljowa schrieb sie am 30. Juni 1969: »Sie erinnern
sich noch an die Sorgen, die ich mir machte, als Sie hier waren, und diese
Sorgen beruhten auf vielen Gesprächen, auf Zögern usw. Jetzt ist der Ro­
man sehr gut aufgenommen. Man geht überhaupt nicht ein auf schwieri­
ge Fragen, die darin aufgeworfen werden. Ob ich es für selbstverständlich
nehme, oder froh erstaunt sein soll?5

5 Anna Seghers. Eine Biographie in Bildern. Hrsg. von Frank Wagner, Ursula Em­

merich. Ruth Radvanyi. Berlin und Weimar 1994. S. 215. Siehe hierzu auch den

entsprechenden Abschnitt in dem soeben erschienenen Buch von Christiane Zehl

Romero: Anna Seghers. Eine Biographie 1947-1983. Berlin 2003.
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BERTOLT BRECHT

Die Lösung

Nach dem Aufstand des 17. Juni
Ließ der Sekretär des Schriftstellerverbands
In der Stalinallee Flugblätter verteilen
Auf denen zu lesen war, daß das Volk
Das Vertrauen der Regierung verscherzt habe
Und es nur durch verdoppelte Arbeit
Zurückerobern könne. Wäre es da
Nicht doch einfacher, die Regierung
Löste das Volk auf und
Wählte ein anderes?

(Bertolt Brecht: Buckower Elegien. Frankfurt am Main 1964. $. 29.)

Die Wahrheit einigt

Freunde, ich wünschte, ihr wüßtet die Wahrheit und sagtet sie!
Nicht wie fliehende müde Cäsaren: »Morgen kommt Mehl!«
So wie Lenin: Morgen abend
Sind wir verloren, wenn nicht ...
So wie es im Liedlein heißt:

Brüder, mit dieser Frage
Will ich gleich beginnen:
Hier aus unsrer schweren Lage
Gibt es kein Entrinnen.

Freunde, ein kräftiges Eingeständnis
Und ein kräftiges WENN NICHT!

(Bertolt Brecht: Buckower Elegien. Frankfurt am Main 1964. $. 34.)
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Nicht feststellbare Fehler der Kunstkommission

Geladen zu einer Sitzung der Akademie der Künste
Zollten die höchsten Beamten der Kunstkommission
Dem schönen Brauch, sich einiger Fehler zu zeihen

Ihren Tribut und murmelten, auch sie

Zcihten sich einiger Fehler. Befragt

Welcher Fehler, freilich konnten sie sich

An bestimmte Fehler durchaus nicht erinnern. Alles, was
Ihnen das Gremium vorwarf , war

Gerade nicht ein Fehler gewesen, denn unterdrückt

Hatte die Kunstkommission nur Wert loses, eigentlich auch
Dies nicht unterdrückt, sondern nur nicht gefördert .
Trotz eifrigsten Nachdenkens

Konnten sie sich nicht bestimmter Fehler erinnern, jedoch

Bestanden sie heftig darauf
Fehler gemacht zu haben -wie es der Brauch ist.

(Bertolt Brecht: Gedichte 5 (1940-1956).

Große Kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe. Berlin 1993. $. 268.)

Das Brot des Volkes

Die Gerechtigkeit ist das Brot des Volkes.

Es ist manchmal reichlich, es ist manchmal karg.

Es schmeckt manchmal gut, es schmeckt manchmal schlecht.

Wenn das Brot karg ist, herrscht Hunger.
Wenn das Brot schlecht ist, herrscht Unzufr iedenheit.

Weg mit der schlechten Gerechtigkeit !

Der lieblos gebackenen, der kenntnislos gekneteten!

Der Gerechtigkeit ohne Würze, deren Kruste grau ist!

Der altbackenen Gerechtigkeit, die zu spät kommt!
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Wenn das Brot gut und reichlich ist
Kann der Rest der Mahlzeit verziehen werden.
Nicht alles kann es gleich in Fülle geben.

Vom Brot der Gerechtigkeit genährt
Kann die Arbeit geleistet werden
Von der die Fülle kommt.

Wie das tägliche Brot nötig ist
Ist die tägliche Gerechtigkeit nötig.
Jasie ist nötig mehrmals amTage.

Von früh bis spät, bei der Arbeit, beim Vergnügen.
Bei der Arbeit, die ein Vergnügen ist.
In den harten Zeiten und in den fröhlichen
Braucht das Volk das reichliche, bekömmliche
Tägliche Brot der Gerechtigkeit.

Da also das Brot der Gerechtigkeit so wichtig ist
Wer, Freunde, soll es backen?

Wer bäckt das andere Brot?

So wie das andere Brot
Muß das Brot der Gerechtigkeit
Vom Volk gebacken werden.

Reichlich, bekömmlich, täglich.

(Berolt Brecht: Gedichte 5 (1940-1956).

Große Kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe. Berlin 1993. S. 269.)
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Nicht so gemeint

Als die Akademie der Künste von engstirnigen Behörden
Die Freiheit des künstlerischen Ausdrucks forderte
Gab es ein Au! und Gekreisch in ihrer näheren Umgebung
Aber alles überschallend
Kam ein betäubendes Beifallsgeklatsche
Von jenseits der Sektorengrenze.

Freiheit! erscholl es. Freiheit den Künstlern!
Freiheit rings herum! Freiheit für alle!
Freiheit den Ausbeutern! Freiheit den Kriegstreiber!
Freiheit den Ruhrkartellen! Freiheit den Hitlergenerälen!
Sachte, meine Lieben!

Dem Judaskuß für die Arbeiter
Folgt der Judaskuß für die Künstler.
Der Brandstifter, der die Benzinflasche schleppt
Nähert sich feixend
Der Akademie der Künste.

Aber nicht, um ihn zu umarmen, sonder
Ihm aus der schmutzigen Hand die Flasche zu schlagen
Forderten wir die Freiheit des Ellbogens.
Selbst die schmalsten Stirnen
In denen der Friede wohnt
Sind den Künsten willkommener alsjener Kunstfreund
Der auch Freund der Kriegskunst ist.

(Bertolt Brecht: Gedichte 5 (1940-1956).

Große Kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe. Berlin 1993. $. 270.)
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Jakobs Söhneziehen aus,
im Ägyptenland Lebensmittel zu holen

»Vater, warum sprichst du nicht
Die Esel scharen schon.

Wir gehen die Hände schütteln
Mit deinem andern Sohn.«

»Gebt ihr ihmdie Hand
Steckt sie schnell wieder ein.
Euer Bruder im Agyptenland

Wird ein Agypter sein.«

»Vater, warum lachst du nicht
Wolle nicht bit ter sein!
Mehl gibt lecker Kuchen

Und süß schmeckt der Wein.«
»Für ein Fäßlein Wein
Für ein Säcklein Mehl

Ward mancher schon ein Kriegsknecht

Verkauft war Leib und Seel.«

(Bert olt Brecht: Gedichte 5 (1940-1956)

Große Kommentiert e Berl iner und Frankfurt er Ausgabe. Berlin 1993. S. 272.)





Briefe

1792 An Walter Ulbricht, Berlin, 17. Juni 1953

Berlin, 17. Juni 1953

Werter Genosse Ulbricht,
die Geschichte wird der revolutionären Ungeduld der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands ihren Respekt zollen.

Die große Aussprache mit den Massen über das Tempo des sozia­

listischen Aufbaus wird zu einer Sichtung und zu einer Sicherung der
sozialistischen Errungenschaften führen.

Es ist mir ein Bedürfnis, Ihnen in diesem Augenblick meine Verbundenheit

mit der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands auszudrücken.

Ihr

bertolt brecht

1793 An Wladimir Semjonowitsch Semjonow, Berlin, 17. Juni 1953

Lieber Genosse Semjonow,
darf ich Ihnen in diesem Augenblick meine unverbrüchliche Freundschaft

zur Sowjetunion ausdrücken.

Ihr

Berlin, 17. Juni 1953

(Bertolt Brecht: Briefe 3. Große Kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe.

Berlin 1998. S. 178.)
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1794 An Gustav Just (Zentralkomi tee der SED,

Abteilung Kunst und Kultur), Berli n, 17. Juni 1953

Lieber Genosse Just.

ich glaube, daß der Rundfunk heute von großer Bedeutung ist . Wir würden

gerne vom Berliner Ensemble aus eine Veranstaltung am Rundfunk organi­

sieren. Kannst Du uns dort einschalten? Und wie könnten wir in diesem
Fall unser Programm vorlegen?

Mit sozialistischem Gruß
Dein

17. Juni 1953

1795 An Otto Grotewohl, Berli n, 17. Juni 1953

Lieber Genosse Grote wohl,
was können wir von der Akademie der Künste und vom Berliner Ensemble

aus tun?

Werden Sie im Rundfunk sprechen? Es wäre gut. Wir würden gern als

Einleitung und Abschluß Lieder und Rezitationen von Ernst Busch und

anderen Künstlern bringen.
In steter Verbundenheit mit der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­

lands

Ihr

17.Juni 1953

(Bcrtolt Brecht: Briefe 3. Große Kommentierte Berliner und Frankfurter

Ausgabe. Berlin 1998. S. 1787.)
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1796 An Johannes R. Becher, Berli n, 23. Juni 1953

Berlin-Weißensee, den 23. Juni 1953

Berliner Allee 190

Lieber Becher,

wir sollten vielleicht jetzt Einfälle in der Richtung auf bessere Versorgung

der Massen mit Zeitungen, Zeitschrif ten, Filmen usw. an unsere Mitglieder

leiten. Z. B. an Rodenberg, daß die DEFA doch untersuchen sollte, ob sie
nicht in ein Programm zwei Spielfilme geben kann, eventuell einen reinen
Unterhaltungsfilm und als zweiten einen belehrenden von uns. Wir dürfen

ja auch nicht jetzt einfach alle unsere Reserven an Kitsch verschleudern
und unsere belehrenden Filme aus dem Verkehr ziehen.

Dein

1800 An Max Fechner (Ministerium für Justiz), Berlin, 1. Juli 1953

Berlin-Weißensee, den 1. Juli 1953

Berliner Allee 190

Sehr geehrter Herr Justizminister!

Einer meiner Meisterschüler, die ich für die Akademie der Künste unterrichte,

der Lyriker Martin Pohl , ist vor Monaten verhaf tet worden. Ich wäre Ihnen

dankbar, wenn Sie mir Näheres darüber mit teilen könnten, da im Berliner

Ensemble darüber natürlicherweise große Beunruhigung herrscht . In der

jetzigen Situation wäre es besonders wichtig, solche Fragen aufklären zu

können.

Mit bestem Dank!

Ihr

(Bertolt Brecht: Briefe 3. Große Kommentiert e Berliner und Frankfurter

Ausgabe Berlin 1998. $. 179 und 182.)
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1801 An Peter Suhrkamp, Berli n, 1. Juli 1953

Berlin-Weißensee. 1. Juli 1953

Berliner Allee 190

Lieber Suhrkamp.

Sie fragen nach meiner Stellungnahme zu den Vorkommnissen des 16. und

17. Juni. Handelte es sich um einen Volksaufstand, um den Versuch, »die

Freiheit zu erlangen«, wie der überwältigende Teil der westdeutschen Presse
behauptet? Bin ich einem Volksaufstand gleichgültig oder gar feindlich

gegenübergestanden, habe ich mich gegen die Freiheit gestellt , als ich am

17. Juni in einem Brief an die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands,

von dem der Schlußsatz veröff entlicht wurde, bereit erklärte, bei der unbedingt

nötigen großen Aussprache zwischen Arbeiterschaft und Regierung in

meiner Weise (in künstlerischer Form) mitzuwirken?- Ich habe drei

Jahrzehnte lang in meinen Schrif ten die Sache der Arbeiter zu vertreten
versucht. Aber ich habe in der Nacht des 16. und am Vormittag des 17. Juni

die erschütternden Demonstrationen der Arbeiter übergehen sehen in etwas
sehr anderes als den Versuch, für sich die Freiheit zu erlangen. Sie waren

zu Recht erbittert . Die unglücklichen und unklugen Maßnahmen der

Regierung, die bezwecken sollten, überstürzt auf dem Gebiet der DDR
eine Schwerindustrie aufzubauen, brachten zu gleicher Zeit Bauern,
Handwerker, Gewerbetreibende, Arbeiter und Intellektuelle gegen sie auf.

Eine Mißernte im vorigen Jahr, verursacht durch eine große Trockenheit.

und die Landflucht von Hundert tausenden von Bauern dieses Jahr

bedrohten die Ernährung aller Schichten der Bevölkerung zugleich.
Maßnahmen wie der Entzug der Lebensmitt elkarten für Kleingewerbe­

treibende stellten ihre nackte Existenz in Frage. Andere Maßnahmen, wie

die Anrechnung des Krankenurlaubs auf den Erholungsurlaub,

Streichungen der Vergünstigungen für Arbeiterfahrkarten und die generelle

Erhöhung der Normen bei gleichbleibenden oder sich sogar erhöhenden

Lebenskosten trieben die Arbeiterschaft, deren Gewerkschaften nur

schwächlich arbeiteten und ihrer Position nach nur schwächlich arbeiten
konnten, schließlich auf die Staße und ließen die unzweifelhaft großen

Vorteile vergessen, welche die Vert reibung der Junker, die Vergesellschaftung

der Hitlerschen Kriegsindustrie, die Planung der Produktion und die Zer-
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schmetterung des bürgerlichen Bildungsmonopols ihnen verschafft hatt en.

Die Staße freilich mischte die Züge der Arbeiter und Arbeiterinnen schon

in den frühen Morgenstunden des 17. Juni auf groteske Art mit allerlei

deklassierten Jugendlichen, die durch das Brandenburger Tor, über den

Potsdamer Platz, auf der Warschauer Brücke kolonnenweise eingeschleust

wurden, aber auch mit den scharfen, brutalen Gestalten der Nazizeit, den

hiesigen, die man seit Jahren nicht mehr in Haufen hatte auftreten sehen
ud die doch immer dagewesen waren. Die Parolen verwandelten sich

rapide. Aus »Weg mit der Regierung!« wurde »Hängt sie!«, und der Bürger­

steig übernahm die Regie. Gegen Mittag, als auch in der DDR, in Leipzig,
Halle, Dresden. sich Demonstrationen in Unruhen verwandelt hatten, begann
das Feuer seine alte Rolle wieder aufzunehmen. Von den Linden aus konnte
man die Rauchwolke des Columbushauses, an der Sektorengrenze des
Potsdamer Platzes liegend, sehen, wie an einem vergangenen Unglückstag

einmal die Rauchwolke des Reichstagsgebäudes. Heute wie damals hatten
nicht Arbeiter das Feuer gelegt: es ist nicht die Waff e derer die bauen.
Dann wurden -hier wie in anderen Städten -Buchhandlungen gestürmt

und Bücher herausgeworfen und verbrannt, und die Marx- und Engels­

Bände, die in Flammen aufgingen, waren so wenig arbeiterfeindlich wie die

roten Fahnen, die öff entlich zerrissen wurden. (Auf den Fotos, die in der

westdeutschen Presse veröffentlicht wurden, können Sie ohne

Vergrößerungsglas sehen, wer da die Fahnen zerriß.) In der Provinz wurde

befreit«. Aber als die Gefängnisse gestürmt wurden, kamen merkwürdige
Gefangene aus diesen »Bastillen«, in Halle die ehemalige Kommandeuse

des Ravensbrücker Konzentrationslagers, Erna Dorn. Sie hielt anfeuernde

Reden auf dem Marktplatz. An manchen Orten gab es Überfälle auf Juden,

nicht viele, da es nicht mehr viele Juden gibt. Und den ganzen Tag kamen

über den RIAS, der sein Programm kassiert hatte, anfeuernde Reden, das
Wort Freiheit von eleganten Stimmen gesprochen. Überall waren die

»Kräfte« am Werk, die Tag und Nacht an das Wohlergehen der Arbeiter

und der »kleinen Leute« denken und jenen hohen Lebensstandard
versprechen, der am Ende dann immer zu einem hohen Todesstandard führt.

Da schien es große Leute zu geben, die bereit waren, die Arbeiter von der

Straße direkt in die Freiheit der Munitionsfabriken zu führen. Mehrere

Stunden lang, bis zum Eingreifen der Besatzungsmacht, stand Berlin am

Rand eines drit ten Weltkriegs.
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Lieber Suhrkamp, machen wir uns nichts vor: Nicht nur im Westen, auch

hier im Osten Deutschlands sind »die Kräfte« wieder am Werk. Ich habe an

diesem tragischen 17. Juni beobachtet, wie der Bürgersteig auf die Straße

das »Deutschlandlied« warf und die Arbeiter es mit der »Inter-nationale«
niederstimmten. Aber sie kamen, verwirrt und hilflos, nicht durch damit.

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands hat Fehler begangen, die

für eine sozialistische Partei sehr schwerwiegend sind und Arbeiter, darunter

auch alte Sozialisten, gegen sie aufbrachten. Ich gehöre ihr nicht an. Aber

ich respektiere viele ihrer historischen Errungenschaften, und ich fühlte
mich ihr verbunden, als sie -nicht ihrer Fehler, sondern ihrer Vorzüge
wegen -von faschistischem und kriegstreiberischem Gesindel angegriff en

wurde. Im Kampf gegen Krieg und Faschismus stand und stehe ich an ihrer

Seite.

(Bertolt Brecht: Briefe 3. Große Kommentierte Berliner und Frankfurter

Ausgabe. Berlin 1998. S. 182-185.)



STEFAN HEYM

Memorandum

21. Juni 1953

Sehr verehrter Herr Sokolow!

Auf Ihren Wunsch versuche ich, die Gedanken und Eindrücke, die ich Ih­

nen gestern bei unserer Unterredung mitzuteilen trachtete, schriftlich zu
fixieren. Wie auch bei unserer Unterhaltung möchte ich vorausschicken,

daß ich mir keine Autorität irgendeiner Art anmaße. Meine Beobachtun­

gen und Schlußfolgerungen mögen irrig sein. Aber ich glaube, daß ich

als Schrif tsteller und Journalist einigermaßen daran gewöhnt bin, Um­

stände mit off enen Augen zu sehen und den Menschen mit off enen Oh­
ren zuzuhören.

Ich werde versuchen, für meine allgemeinen Beobachtungen die not­

wendigen konkreten Beispiele anzuführen. Ich glaube, diese Beispiele

werden in den meisten Fällen ganz typisch sein, auch wenn sie unwichtig
erscheinen. Das größte Beispiel -die Ereignisse des 17. Juni selbst
hat wie ein Erdbeben eine Spalte in dem Boden aufgerissen, auf dem wir

hier in Deutschland, und besonders in der DDR, stehen. Plötzlich hat es

sich gezeigt, daß es nicht allzu viele Menschen sind, auf deren Standhaf­

tigkeit , Initiative und klares Denken man hierzulande rechnen kann.

Ich weiß durch einen ADN-Reporter, daß der Kommandeur des ersten
Sowjettanks, der in Richtung Brandenburger Tor vorging, oben auf dem

Tank stand und mit erhobenen, verschränkten Händen die Bevölkerung

begrüßen wollte, von der er selbstverständlich annahm, daß sie in ihrer
überwiegenden Mehrzahl auf seiten der Arbeitermacht stünde und daher
das Eingreifen der Roten Armee billigen und unterstützen würde. Er wur­

de ausgepfiff en und niedergeschrien.

Man darf sich auch nicht durch die Tatsache, daß in entscheidenden

Betrieben wie bei der Eisenbahn und im Kraftwerk Klingenberg nicht ge­
streikt wurde, dazu verführen lassen zu glauben, daß die Arbeiter dieser

Betriebe nun für Sozialismus, für die Sowjetunion sind. Eine gewisse An­

zahl -ja; aber das Gros, glaube ich, verhielt sich neutral, abwartend, und
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handelte aus der Tradition heraus, daß gewisse öff entliche Dienste zu

funktionieren haben. Ich glaube, daß das Kraftwerk und die Eisenbahn

auch weiter funktioniert hätt en, wenn die Amerikaner einmarschiert
wären.

Ich sprach mit einer Arbeiterin im Rheuma-Institut in Berlin-Lichten­
berg, die mir erklärte: »Wir haben selbstverständlich nicht gestreikt -

wir sind doch ein Gesundheitsbetrieb!«

Ich brauche Ihnen nicht die Maßnahmen aufzuzählen, die, eine nach der

anderen, zu einer solchen Anhäufung von Massenunzufr iedenheit führ­

ten, daß die Agenten aus dem Westen für ihre Aktivitäten fruchtbaren

Boden fanden. Gewisse Reaktionen der Bevölkerung waren jedoch vor­
auszusehen.

Die Erhöhung der Marmeladenpreise, z. B., bedeutete, daß jeder Bürger

der DDR jeden Morgen beim Frühstück an eine unpopuläre Maßnahme
erinnert und dadurch verärgert wurde, denn Marmelade ist es, was er sich
aufs Brot streicht. Dabei waren die durch Erhöhung der Marmeladenprei­

se eingebrachten Summen lächerlich gering, wie mir vom Staatssekretär

im Finanzministerium versichert wurde.
Daß man den Geschäftsleuten und Handwerkern und Kleinunterneh­

mern die Lebensmittelkarten gerade zu einer Zeit entzog. wo in der HO
keinerlei Fette zu kaufen waren, bedeutete. daß man bei dem Rest der Bc­
völkerung Sympathien gerade für jene Schichten erzeugte, die das kapita­

listische Element im Lande vertraten. Die Stimmung war dann: »Die armen

Geschäftsleute -jetzt läßt man sie verhungern!« Dazu kam, daß die

Maßnahme ohne jede Diff erenzierung durchgeführt wurde und, soviel ich

weiß, auch ohne rechtzeit ige Ert eilung von Durchführungsbestimmungen.
Geschäftsleute und Handwerker. die es sich leisten konnten, in der HO zu
kaufen, wurden genauso behandelt wie solche, die das Geld dazu unter

keinen Umständen aufbringen konnten. Und das in einem Lande, wo die

Arbeiterklasse von kleinbürgerlichen Elementen durchsetzt ist, wo so gut

wie jeder Arbeiter Verwandte und Bekannte unter Handwerkern und

Kleingewerbetreibenden besitzt !
Worüber man aber besonders sprechen muß, ist die Art, in der solche

Maßnahmen der Bevölkerung bekanntgegeben wurden. Der Entzug der

Lebensmit telkarten wie auch die kürzlich erfolgte Zurücknahme des
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Entzugs wurden begründet mit den Worten: Zur Verbesserung des Le -
bensstandards Man kann nicht zwei einander widersprechende Maß­
nahmen, die innerhalb weniger Monate erfolgen, in derselben Art und
Weise begründen. Die gleiche sprunghafte Widersprüchlichkeit zeigte

sich in den Maßnahmen der Kirche und der »Jungen Gemeinde«
gegenüber.

Dadurch mußte zwangsläufig bei der Bevölkerung der Eindruck entste­

hen, daß die Regierung nicht weiß, was sie tut; und dieser Eindruck wur­

de durch das berühmte Kommunique noch bestärkt. Das öff entliche

demonstrative Eingeständnis von Fehlern durch eine Regierung, die brei­

te Teile der Bevölkerung gegen sich hat und die nur in einem Teil eines

Landes herrscht, ist eine sehr fragwürdige Taktik. Wenn, wie es bereits
geschehen ist, man jetzt der Bevölkerung Vorwürfe macht, daß sie dieses

Eingeständnis als Schwäche auslegte, so ist das falsch. Man hätte vor­

hersehen müssen, daß die Bevölkerung es als Schwäche auslegen würde.

Denn wir haben es mit Deutschen zu tun. Wir brauchen nicht über die

Geschichte des deutschen Volkes unter dem Kaiserreich und unter Hitler
zu sprechen; das ist bekannt. Man muß aber darüber sprechen, daß man
die bekannten Tatsachen der Geschichte und ihre Auswirkungen auf das

Wesen breiter deutscher Schichten nicht genügend beachtet hat.
Regierung und Partei haben bereits festgestellt , daß zuviel admini­

striert und zuwenig überzeugt wurde. Das wirkte sich auch in Ton und

Führung der Propaganda und Publizistik aus. Das gröbste Beispiel dieser
Auswirkungen sind die zahllosen klischeeartigen Resolutionen und Er­
klärungen, in denen jede, aber auch jede Maßnahme gebilligt wurde, und

die dann auch in der Presse gedruckt wurden. Aber ebensowenig wie die­

se Resolutionen von denen, die darüber abstimmten, ernst genommen

wurden, ebensowenig wurden sie von der Bevölkerung geglaubt. Das, zu­

sammen mit der zu Formeln erstarrten, beinahe unmenschlichen Sprache

in Presse und Rundfunk, führt e zu einem allgemeinen Absinken des

Vertrauens.
Ich habe Ihnen geschildert , wie selbst am 17. Juni im Schrif tsteller­

verband eine Resolution vorgeschlagen wurde, die voll der alten Phrasen

war. Gegen fünfzehn Uhr, als ein neues Redaktionskomitee die Resolution

noch umänderte, wurde der Generalsekretär ungeduldig und erklärte, die
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Resolution sei bereits vom ZK gebilligt, d.h. bevor darüber von den

Schrif tstellern abgestimmt worden war. Welche Bedeutung haben Resolu­
tionen, die von oben her bestellt werden?

Über die Wahrheit, über Dinge, die dem Herzen der Menschen nahe

liegen, wurde wenig geschrieben und wenig gedruckt. Man kann aber

Mißstände und Mängel nicht verschweigen, denn sie sind im Volke be­
kannt, und wenn wir nicht zuerst darüber schreiben und berichten und

sie zu erklären versuchen, erhalten die Leute durch den RIAS, dem sie so

gut wie alle zuhören, cine falsche Interpretation.

In seiner Rede vom 16. Juni hat Grotewohl das Fehlen der vier Milliar­

den Mark durch falsche Maßnahmen auf der mit tleren Ebene des Re­

gierungsapparats erklärt. Aber wie kam es, daß von der unteren und

mitt leren Ebene keine Berichte nach oben gingen, oder erst viel zu spät

gingen? Die Wahrheit scheint zu sein, daß nach oben berichtet wurde,

was oben angenehm war; und daß man oben durch so viele Schichten
von der Bevölkerung unten getrennt war, daß die berechtigten Beschwer­
den nicht durchdrangen.

Der Fahrer Ihres Kollegen Suldin berichtete mir über eine Konversation
mit dem Fahrer eines SIM-Wagens, der von einem Mitglied des ZK be­

nutzt wird. Der SIM-Fahrer sagte: »Ja, wenn der Kerl doch mal mit der S­
Bahn oder U-Bahn oder Straßenbahn fahren würde, da wäre es besser um

uns bestellt , denn da würde er zu hören kriegen, was die Leute den­

ken!« Suldins Fahrer antwortete dem SIM-Fahrer: »Und warum sagst

du's ihm denn nicht?« Darauf der SIM-Fahrer: »Was -und meine Stel­

lung verlieren?«

Wichtig ist hier nicht so sehr das Verhältnis zwischen einem ZK-Mit­

glied und seinem Fahrer, als die Einstellung so vieler Arbeiter, daß es kei­

nen Zweck hat, sich zu beschweren und die Wahrheit zu sagen -denn

dann wird man bestraf t.

Die Organe, durch die der Arbeiter und die Bevölkerung überhaupt

sich ausdrücken sollten -vor allem die Presse und die Gewerkschaften
-. waren ihm verstopft. Es ist doch merkwürdig, daß die Arbeiter der Sta­

linallee sich nicht an ihre Gewerkschaften mit ihren Beschwerden wand­

ten. Was sollten sie denn tun, um sich Gehör zu verschaffen? Sie wurden

ja direkt in eine Situation hineingetrieben, in der sie streiken und demon­

strieren mußten!
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Die Angestellten einer Zweigstelle der Berliner Sparkasse berichteten

mir, daß sie keine Bezahlung für Überstunden erhalten, obwohl man in

ihrer Zweigstelle mehrere Kollegen abgebaut hatte, wodurch Überstun­

den absolut notwendig wurden. Ich fragte sie, warum sie sich nicht durch

ihre Gewerkschaft mit dem Problem auseinandersetzten. Darauf erhielt ich

die Antwort : »Wollen Sie sich über uns lustig machen?« Ich sagte: »Aber

ihr wählt doch eure Gewerkschaftsvertreter!« Sie antworteten: »Aber wir
kennen die Leute doch gar nicht! Man legt uns eine Liste vor. Das ist

alles. Bis vor einem Jahr hatten wir noch eine Betriebsarbeitsgemein­
schaft, da ging es noch; aber jetzt gibt's auch das nicht mehr. Mit wem
sollen wir denn über unsere Sorgen sprechen?«

Es war dann selbstverständlich, daß schon bei den letzten Gewerk­
schaftswahlen Schwierigkeiten auftraten, und daß sich Arbeiter weigerten,

als Kandidaten aufzutreten. Feriendienst und Theaterbillettvermittlung
sind Nebenaufgaben der Gewerkschaft; die Interessenvert retung der Ar­
beiter ist die Hauptaufgabe; aber das erfordert Mut, Mut nach oben hin
und Mut auch den Arbeitern gegenüber. Mir scheint, daß die Gewerk­
schaftsarbeit, auch für Schriftsteller und Kulturarbeiter, gründlich geän­

dert werden muß.

All das hätte unter gewöhnlichen Umständen und in einem normalen
Lande auch zu schweren Folgen geführt ; in einem gespaltenen Lande,

unter dem Druck der Amerikaner, mußte es katastrophal wirken.
Die Grundtatsache in Deutschland ist, daß die deutschen Arbeiter kei­

ne Revolution gemacht haben, und daß sie 1945, in ihrer Mehrzahl, zwar

den Krieg satt hatten, aber deshalb noch keine neue Gesellschaftsord­
nung wollten. Die deutschen Kapitalisten unter Hitler waren klug genug

gewesen, die deutsche Arbeiterklasse zu einem Teil an ihrer Beute teil­
nehmen zu lassen; ebenso wie die amerikanischen Arbeiter in den ent­

scheidenden Industrien an der Weltausbeutung durch den amerikani­

schen Imperialismus beteiligt sind. Das erklärt die Tatsache, die mir von

Frau Volkskammer-Abgeordneten Lewitt -Küter berichtet wurde, daß am

17. Juni auf einem Transparent an einem Betrieb die Losung auftauchte:

»Wir wollen unsere Ausbeuter wieder!« Das erklärt die Tatsache, mir be­

richtet durch die Frau des Schriftstellers Petersen, daß ein Arbeiter

beim Vorbeifahren der sowjetischen Tanks sagte: »Das sind die Burschen,

die der Hitler vergessen hat zu vergasen.« Das erklärt die Tatsache, mir
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berichtet durch den Schriftsteller Peter Kast, der am 17. Juni aus der DDR

nach Berlin reiste und mir sagte: »Es war eine Reise durch Feindesland.«

Vielleicht sind diese letzten Beispiele nicht typisch; aber sie zeigen eine
Tendenz an.

So wie Radio, Presse, Gewerkschaften und off ensichtlich auch Teile der

Partei bis zum 17. Juni dieser Bevölkerung gegenüber versagten, so ver­
sagten sie auch am 17. Juni.

lch kam unter Schwierigkeiten gegen ein Uhr nachmittags in den

Schriftstellerverband. Dort waren ca. zwanzig Angestellte und zwanzig
Schrif tsteller versammelt, bereit zu kämpfen, bereit, etwas zu tun. Es ka­

men, so viel mir bekannt ist, keine Anweisungen zum Handeln.

Das Radio spielte Operettenmusik, und die ersten Kommentare kamen

erst gegen Abend. Ich muß Ihnen über die Arbeit der westlichen Sender

während dieses entscheidenden Tages nicht berichten. Wo aber war un­

ser Lautsprechersystem? Wo waren die Lautsprecherwagen der Regie­
rung und Partei?Wo waren die Extraausgaben der Zeitungen?

In der Redaktion der Neuen Berliner Illustrierten forderte einer der Re­

dakteure. sofort Fotoreporter auszusenden. Es wurde ihm abgelehnt mit

der Begründung: »Wir werden doch solche Sachen nicht noch bei uns

drucken!« Am nächsten Tag schickte man ihn nach West-Berlin, um die

entsprechenden Bilder bei United Press einzukaufen.
In der Kulturredaktion des Neuen Deutschland wurde einem jungen

Schriftsteller, der sich erbot, Art ikel über die Vorgänge zu schreiben, von
dem zuständigen Redakteur Girnus erklärt : »Darüber brauchen Schrift ­

steller überhaupt nicht zu schreiben; das ist Angelegenheit des politi­

schen Kommentars.«
Beim Rundfunk wurden fähige Schriftsteller, die sich erboten, in dieser

Ausnahmezeit freiwillig mitzuhelfen. das Programm zu gestalten, mit den

Worten abgewiesen: »Wir sehen keinen Grund, unser Programm zu

ändern.«

Es ist klar, daß der unmittelbare Anlaß zum 17. Juni auf die Agentenarbeit

der Westmächte zurückzuführen ist. Sonst wäre ja nicht zu gleicher Zeit

an so vielen Stellen in dieser organisierten Form losgeschlagen worden.

Die Ursache aber ist nicht der Anlaß -und die Ursache zu den Ereignis-
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sen liegt in der DDR. Denn wenn die Agenten keinen Boden vorgefun­
den hätten, der sich für ihre Arbeit eignete, so wären sie sofort isoliert

worden oder hätten gar nicht erst losgeschlagen.

Ich möchte Sie, verehrter Herr Sokolow, und durch Sie die verantwort­

lichen sowjetischen Stellen bitt en -ich bit te Sie um Ihrer eigenen Lands­

leute und um des Weltfr iedens willen -, sich in diesem Punkt keine Hllu­

sionen zu machen. Ein paar Erleichterungen auf sozialem Gebiet ändern
die Grundlage nicht, wenn nicht auf all en Gebieten des Lebens in der

DDR eine neue Haltung den Menschen gegenüber geschaffen wird.
Das bezieht sich auf Gewerkschaften wie auf Parteiapparat , und was die
Schrif tsteller betrifft , auf das Gebiet der Kultur, der Presse, des Radios.

Man muß den Arbeitern und allen Bevölkerungsteilen eine Presse geben,
der sie wieder Vertrauen schenken. Man muß in einer Sprache zu ihnen
sprechen, die sie verstehen und die die ihre ist. Man muß die Dinge druk­
ken, die die Leute interessieren, und zwar deshalb interessieren, weil es

ihre Dinge, ihre Probleme sind. Man muß die Wahrheit schreiben und
drucken. Man muß aufhören zu beschönigen. Man muß lernen, wie man

die Menschen überzeugt. Man überzeugt sie einmal durch Taten -und

das ist im Augenblick das allerwichtigste -, aber auch dadurch, daß man

die Taten richtig und verständlich interpretiert und darstellt .
Für den Augenblick schlage ich Ihnen für Ihre Zeitung eine Serie von

Reportagen und literarischen Art ikeln vor, in denen die Sorgen und die

Kritik der Arbeiter und der Bevölkerung zum Ausdruck kommen -wenn

möglich, schon unter Hinzusetzung von Maßnahmen, die getroff en wur­

den, um Abhilfe zu schaffen, wenn nicht möglich, auch ohne das.

Ich schlage vor, daß diese Reportagen und Art ikel von den fähigsten

und ehrlichsten und am klarsten sehenden Schrif tstellern geschrieben
werden, Schrif tstellern, die imstande sind, den richtigen Ton zu finden,

und deren Schreibweise frei ist von großen Phrasen und Klischees, die

so viel Schuld tragen an den Ereignissen des 17. Juni.

Viele Arbeiter haben während des Streiks und der Demonstrationen ge­

sagt: WIR WOLLEN GEHÖRT WERDEN. Man hatte sie nicht oder nicht

rechtzeitig gehört. Jetzt kommt es darauf an, daß sie den Eindruck ge­

winnen: Jawohl, man hört uns! Jetzt kommt es darauf an, ein Ventil zu öff ­

nen, um den aufgestauten Haß, die aufgestaute Mißstimmung, abblasen

zu lassen. Jetzt kommt es darauf an, wieder Vert rauen zu schaff en
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- Vertrauen der Arbeitermassen und der Bevölkerung zu Regierung und
Partei. Wenn Ihre Zeitung vorangeht, bin ich überzeugt, daß die andern
folgen werden.

Oberst Sokolow war Chefredakteur der »Täglichen Rundschau«.

(Stefan Heym: Stalin verläßt den Raum. Politische Publizistik. Leipzig I990. S. 63-70.)



ERICH LOEST

Elfenbeinturm und Rote Fahne

Wir dürfen es uns mit den Provokateuren vom I7. Juni nicht zu leicht ma­

chen. Auf der einen Seite stand ihre wohlgerüstete Organisation, und ihre

Arbeit gipfelte in Brand, Terror und Mord. Auf der anderen Seite standen

die Demonstrationen von Arbeitern, die sich gegen Mißstände auf man­
chen Gebieten, vor allem in der Normenfrage, zur Wehr setzten. Es wäre

den Provokateuren nicht gelungen, Teile der Arbeiterschaft vor ihren Kar­
en zu spannen, wenn nicht von Regierung und Partei, wenn nicht von

allen führenden und leitenden Organen innerhalb der Deutschen Demo­

kratischen Republik Fehler von zum Teil ernstem Ausmaß begangen wor­
den wären. Die Zeit, diese Fehler zu untersuchen, ist jetzt gekommen, un

so mehr, als diese Fehler nicht etwa mit dem 17. Juni automatisch abge­

stoben sind, sondern hartnäckig trachten, weiterhin am Leben zu blei­

ben. Dies trifft auch auf die Fehler der Presse zu. Es ist vermutlich nicht

mit mathematischer Sicherheit festzustellen, welche Ministerien, welche

Parteiorganisationen, welche Behörden und Institutionen am meisten bei­
getragen haben, Staat und Partei von den Massen zu entfernen, und es
dürfte auch müßig sein, dies zu tun; fest steht: Schuld tragen sie alle,

und ein gerütt elt Maß an Schuld kommt auf das Konto unserer Presse.

In unserer Republik gibt es auf allen Gebieten zuwenig Fachleute. Das
kann nicht anders sein, denn unser Staat ist jung, und die vorangegange­
ne Zeit des Faschismus hat nicht dazu beigetragen, die Menschen klüger

zu machen. Jung und unerfahren sind auch viele Redakteure, Berichter­

statter, Zeitungsschreiber. Viele kamen aus anderen Berufen, wurden unge­

nügend ausgebildet und in einen strudelreichen Strom geworfen, in den
es nun für sie zu schwimmen galt. Sie sind nur schlecht geschwommen.

Unsere Presse glaubte in den zurückliegenden Jahren, sie würde sich

in ihrer Berichterstatt ung und Kommentierung auf die fortgeschrittensten

Kräfte konzentrieren, und sie hofft e, dadurch die anderen mitzureißen. Sie

machte aber schon in der Präzisierung des Fortgeschritt ensten entschei­
dende Fehler. Sie hielt in der Regel den für am fortschrittlichsten, der al­

en Maßnahmen der Partei und der Regierung den lautesten Beifall zollte.

Ob er auch von dem überzeugt war, was er sagte, interessierte die Zei-



312 Zeitgenössische literarische Dokumente

tungsleute kaum oder gar nicht. Die Hauptsache für sie war: sie hatten
wieder eine »Stimme«. Wozu haben wir nicht alles Stimmen gelesen! Die

Fahrpreiserhöhung wurde vom Berufsschüler X als ein Beitrag zur Ver­

besserung des Lebensstandards begrüßt, und einige Wochen später be­
geistert e sich die Hausfrau Y für die Herabsetzung der Fahrpreise -sie

sah darin einen Beitrag zur Verbesserung des Lebensstandards. Jahrelang
ging das so; die kritiklosen Jasager hatten das Wort. Aber sind kritiklose

Jasager die fort schritt lichsten Menschen? Natürlich sind sie es nicht. Es

ist der am wertvollsten für unseren Staat. der sich Gedanken macht, der

verbessern will, den Maßnahmen, die er für schädlich hält , mit Schmerz

erfüllen. Aber die ehrliche Meinung dieses Mannes war kaum zu lesen.

Kritik in der Presse war nicht gefragt.

Doch, Kritik haben wir auch gehabt. Da schrieb der Arbeiter P., daß in
der Soundso-Straße die Beleuchtung nicht funktionierte. Da klagte der

Bauer F. über die Krähenplage. Da beschwerte sich die Rentnerin M., daß
die HO-Verkäuferin in der R.-Straße Geld und Wurst mit ihren Händen im
bunten Wechsel berührte. Alle diese Kritik war nützlich. Aber sie betraf

Teilgebiete, Einzelfälle. Kritiken an wirklich entscheidenden Maßnahmen

haben wir fast nicht gelesen. Und auf die Kritik der Massen -und das
ist weit schlimmer -gingen die Redakteure auch in ihren Reportagen
und Artikeln nicht ein. Machten sie schon in der Präzisierung des Fort ­
schritt lichen erhebliche Fehler, so vernachlässigten sie den zweiten Punkt

ihrer Maxime vollständig. Sie rissen die Zurückgebliebenen nicht mit , sie

drückten sic in die Ecke. Wer irgendwelche Maßnahmen nicht verstand,
hatt e ein schlechtes Bewußtsein und war Mensch zweiter Klasse. »Auf

RIAS-Argumente gehen wir nicht ein«, war das verderbliche Schlagwort

mancher Funktionäre. Die Folge davon war, daß die RIAS-Argumente

munter im Volk wucherten. Und die Zeitungen? Sie waren sich vicl zu

schade. sich mit ihnen abzugeben. Sie überließen einen ihrer Leser nach

dem anderen, weil sie ungenügend informierten und verzerrt kommenticr­

ten, sich selbst. Und da keiner einsam sein will - von politischer Ein­
samkeit ist hier die Rede -, dichte der im Stich gelassene den RIAS an.

Ein weiteres Grundübel unserer Zeitungen war das fast völlige Ver­

schweigen von Mißständen. Beispielsweise war es -vor allem in jüngster

Zeit - hin und wieder vorgekommen, daß Partei- oder Gewerkschafts­

funktionäre von den Arbeitern, zu denen sie sprechen wollten, nicht an-
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gehört worden waren. Darüber las man nichts in den Zeitungen. Vor allem

aber las man nichts über die Gründe, die die Arbeiter zu ihrer ablehnen­

den Haltung bewogen hatten. Hier wäre es notwendig gewesen, klärend
einzugreifen, die Gründe zu untersuchen und beizutragen, sie zu beseiti­
gen. Wir lasen täglich, welche Brigaden ihre Normen erhöht, wir lasen

nichts, welche Brigaden die Erhöhung abgelehnt hatten, und vor allem la­

sen wir nichts über die Motive. Wir lasen nichts über kurze Proteststreiks
in einigen Betrieben, mit denen sich die Arbeiter gegenüber Funktionären

zur Wehr setzten, die sie in der Normenfrage übers Ohr hauen wollten.

Hätte hier die Presse rechtzeitig eingegriff en, wäre es den Provokateuren
nicht gelungen, am 17. Juni diese Arbeiter zur Arbeitsniederlegung und
zur Demonstration zu bewegen. Das Negative wurde verschwiegen, das

Positive aufgebauscht. Die Proportionen wurden verschoben, und ge­

täuscht wurden nicht etwa unsere Feinde, sondern täuschen ließen sich
nur die fortschritt lichen Kräfte innerhalb unserer Republik, täuschen lie­
ßen sich nicht zuletzt die Genossen der SED. Kaum eine Zeitung gab es,
die nicht auf dem verderblichen Kurs der Selbstt äuschung mitfuhr, und

an der Spitze steuerten zweifellos die Bezirkszeitungen der Sozialisti­

schen Einheitspartei. Diese Redakteure machten sich selbst etwas vor, sie
hatt en sich kilometerweit von den Realitäten entfernt. Sie boten ein gleich

lächerliches wie tief beklagenswertes Bild: Sie saßen im Elfenbeinturm

und schwangen die Rote Fahne.
Und nach dem 17. Juni?

Diese Zeilen brauchten nicht geschrieben zu werden, wenn auf einmal
alles in Butter wäre. Aber alte Gewohnheiten sind nicht von einem Tag

auf den anderen auszurotten, und auch das Gewitt er des 17. Juni hat nicht

alle üblen Zeitungssitt en der vergangenen Jahre in die Gosse gespült.
Mancher atmete am 18. Juni auf: Was war da plötzlich für ein ehrlicher,
klarer Ton! Schnitzler hielt einen prächtigen Rundfunkkommentar, das

»Neue Deutschland« schrieb einen sachlichen, in jeder Weise den Tatsa­

chen entsprechenden Leitart ikel. Aber schon wenige Tage später ging es

mit dem Beschönigen und Vertuschen wieder los. Selbst das »Neue

Deutschland« schlich sich von der glatten Straße der Off enheit auf einen
holprigen Seitenweg. Im Leitart ikel des »Neuen Deutschland« vom 19.

Juni stand zu lesen, es sei den Banditen gelungen, »im demokratischen

Sektor von Berlin und in zahlreichen Orten der Republik Teile der Werktä-
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tigen, an einigen Orten beträchtliche Teile. zur Arbeitsniederlegung und
zu Demonstrationen zu bewegen!« Zwei Tage später reduzierte das »Neue

Deutschland« schon beträchtlich: »Im sowjetischen Sektor von Berlin

wie in einigen Orten der Deutschen Demokratischen Republik gelang es

den Provokateuren durch Täuschung und Betrug, einen kleinen Teil der

Werktätigen mit sich zu ziehen!« Und was das Zentralorgan tat, machten
die anderen Zeitungen fleißig mit. Mit voller Kraft kämpften sie gegen die
Provokateure, aber von den Fehlern der Regierung und der Partei, die vie­

le Arbeiter für Stunden in das Garn der Agenten getrieben hatten, spra­

chen sie nur am Rande. Es erschien beinahe so, als ob nur Provokateure
auf den Straßen gewesen seien. Die Folge war, daß sich die Arbeiter, die

für eine anständige Sache demonstriert hatten, mit den Faschisten in einen
Topf geworfen fühlten. Die Proportionen wurden verschoben, und mit all
ihren Beschönigungen trugen die Zeitungen in keiner Weise dazu bei,

das verlorengegangene Vertrauen weiter Teile der Bevölkerung wiederzu­

gewinnen. Art ikel, die das Gleichgewicht der verschiedenen Komponenten

einzuhalten versuchten, wurden von manchen Redaktionen eigenmächtig

verändert. Kuba erging es so beim »Neuen Deutschland«, Jan Koplowitz

bei der »Täglichen Rundschau« und dem Schreiber dieser Zeilen bei der
»Leipziger Volkszeitung«. Ist schon die Methode der unautorisierten Re­

digierung ein Übel, so ist die Richtung der Veränderung noch viel übler:
Die Schuld von Partei und Regierung. unser aller Schuld wurde erheblich

verkleinert -und dies liegt am allerwenigsten im Sinne der Regierung
und der Partei! Und dann kamen sie wieder, die überschwenglichen Be­

geisterungserklärungen einzelner. Wie schön wäre es gewesen, eine Zei­

tung hätte das Bild eines Arbeiters etwa mit folgender Unterschrif t ge­

bracht: »Ich habe mit demonstriert. Ich will mit den Provokateuren nichts
zu tun haben; aber ich kann auch nicht verschweigen, daß ich mit vielem,

was Partei und Regierung bisher getan haben, nicht einverstanden gewe­

sen bin. Ich bin skeptisch geworden wie viele meiner Kollegen. Regie­

rung und Partei werden sich anstrengen müssen, wenn ich ihnen wieder

vert rauen soll.« Diese Stellungnahme hätte der Meinung vieler Arbeiter

entsprochen; ähnliches aber konnte man nur sehr, sehr vereinzelt lesen.

Die Minister und führenden ZK-Mitglieder, die nach dem 17. Juni in

den Betrieben gesprochen haben, waren von einer imponierenden Off en-
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heit. Ministerpräsident Grotewohl scheute sich nicht zu erklären, die Re­

gierung habe »den Karren in den Dreck gefahren«. Und da sollen sich

einige Zeitungen nicht hinstellen und so tun, als wäre der Karren schon

wieder draußen. Von der Off enheit unseres Ministerpräsidenten können
sich die Redakteure unserer Zeitungen, voran die der Bezirksorgane der

Sozialistischen Einheitspartei, eine dicke Scheibe abschneiden.

Unsere Zeitungen müssen umfassender informieren, wenn sie mit Inte­
resse gelesen werden wollen. Sie müssen sich bewußt sein, daß ein Le­

ser, der sich nicht genug informiert fühlt , den RIAS einschaltet und damit
in Gefahr gerät, den Lügen des Gegners zum Opfer zu fallen. Unsere Zei­
tungen müssen besser kommentieren, weniger phrasenhaft und völlig un­
geschminkt. Sie müssen sich auf den wirklich besten Teil unseres Volkes

orientieren, und das ist nicht der, der zu jeder Maßnahme von Partei und
Regierung gewalt ige Begeisterung heuchelt. Sie dürfen den nicht an die
Wand drücken, der nicht jede Maßnahme sofort versteht, und sie dürfen

nicht in jedem einen bezahlten Agenten sehen, der mit einer Maßnahme

nicht einverstanden ist. Sie müssen aufmerksam auf das lauschen, was

die Massen sprechen, denken, wollen, sie müssen gewissenhaft und lie­

bevoll bemüht auf diese Gedanken, Gefühle und Wünsche eingehen und

sie behutsam und geschickt in die Richtung lenken, die den Massen den
größten Nutzen bringt. Es nützt nichts, im Elfenbeinturm zu sitzen und

die Rote Fahne zu schwingen. Man muß zu diesen Massen hingehen und

ihnen die Fahne vorantragen.
Die Elfenbeintürme unserer Presse sind durch den 17. Juni ins Wanken

geraten. Nun ist es an den Presseleuten selbst und an allen, denen eine

wirkungsvolle Presse am Herzen liegt, die schwankenden Mauern schleu­

nigst und bis auf ihre Grundfesten abzutragen!

(»Börsenblatt für den deutschen Buchhandel« vom 4. Juli 1953.)





Der Fall Loest

In einer Reihe von Betrieben unseres Bezirks haben die Arbeiter in den
letzten Wochen unter der Führung der Betriebsparteiorganisationen der

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands entschlossen den Kampf ge­
gen die faschistischen Provokateure des 17. Juni aufgenommen. Sie sind
darangegangen, die Provokateure und ihre Anwälte, die off enen und ver­

steckten Agenten der von den Amerikanern organisierten faschistischen

Untergrundbewegung und des Ostbüros, aus den Betrieben und demo­

kratischen Massenorganisationen zu entfernen und ihrem volksfeindli­

chen Treiben ein Ende zu setzen. Dabei hat die Arbeiterklasse im Bündnis

mit den anderen demokratischen Kräften bereits beachtliche Erfolge er­
zielt . Im Kampf gegen die feindlichen Agenturen entfalteten sich der

kämpferische Geist und das Klassenbewußtsein der Arbeiterklasse, fe­

stigte sich das Bewußtsein ihrer Verantwortung für die Sicherung ihrer

großen demokratischen Errungenschaften, für die weitere Stärkung und
den Schutz unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht.

Es ist notwendig, diesen Kampf mit aller Entschiedenheit weiterzuführen

und zu verbreitern, um überall Klarheit über den Charakter und die Hin­
tergründe des 17. Juni zu schaffen, die Agentennester des Feindes restlos

zu liquidieren und es ihm unmöglich zu machen, die schnelle und allseiti­
ge Verwirklichung des neuen Kurses von Partei und Regierung zu sabo­
tieren. Das gilt nicht nur für die Betriebe im engeren Sinne, sondern auch

für die übrigen Institutionen und für die demokratischen Organisationen,

in denen zuweilen noch die versöhnlerische Praxis des Ausweichens vor
der kämpferischen Auseinandersetzung mit feindlichen Elementen und
Auff assungen geübt wird. Unter anderem ist dies z. B. im Deutschen
Schrif tsteller-Verband, Bezirk Leipzig, der Fall, dessen Mitglieder bisher

noch nicht einmal zu dem off en feindlichen Auftreten von Erich Loest Stel­

lung genommen und keinerlei Schlußfolgerungen daraus gezogen haben.

Wie will aber der DSV und wie wollen unsere Schrif tsteller ihre hohen und

verantwort lichen Aufgaben bei der Verwirklichung des neuen Kurses er­

füllen, wenn sie zulassen, daß in ihren Reihen unverhüllt »Argumente«

der amerikanischen Organisatoren der faschistischen Provokation kolpor­

tiert werden und durch eine Resolution heimtückisch sogar versucht wird,

diese Feindargumente den Schrif tstellern und dem Verband schlechthin
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zu unterschieben? Wie wollen sie das für den Schrif tsteller unerläßliche

und grundlegende Prinzip strenger Parteilichkeit in ihrem Schaffen zur

Geltung bringen, wenn sie nicht einen kompromißlosen ideologischen
und organisatorischen Kampf führen gegen die Verteidiger der Provoka­

teure und Agenten, die im amerikanischen Auftrag einen faschistischen

Umsturz herbeizuführen versuchten, um unsere Arbeiter-und-Bauern­

Macht zu beseitigen, die Macht der Großkapitalisten und Junker wieder

aufzurichten und über Deutschland die Katastrophe eines mörderischen

Bruderkrieges und eines dritt en Weltkrieges heraufzubeschwören?

Loest hat im Buchhändler-Börsenblatt einen Art ikel veröffentlicht, von

dem selbst der für die Publikation unmittelbar verantwort liche Chefredak­
teur nachträglich feststellte, daß er »nicht einmal ein Wort« gegen die

Provokateure und auch »kein Wort über die verbrecherischen Absichten
der feindlichen Agenturen« enthielt , in dem vielmehr »den Feinden der

Arbeiterklasse und der Deutschen Demokratischen Republik das Wort
geredet« wurde und der somit »schädlich für die Interessen der Arbeiter­

klasse und unsere demokratische Staatsmacht« war. Dabei wird mit die­

sem vernichtenden Urteil die Volksfeindlichkeit des Art ikels von Loest
nicht einmal in vollem Umfange charakterisiert, da der Chefredakteur des
Buchhändler-Börsenblattes. Genosse Bohme, sich in seiner »selbstkriti­

schen« Stellungnahme off ensichtlich von dem Wunsche leiten ließ, eine

»Rechtfert igung« dafür zu finden, daß er diesem und anderen provokato­

rischen Machwerken Raum in seiner Zeitschrif t zur Verfügung gestellt
hat. Um so mehr wäre von der Bezirksorganisation des DSV zu erwarten,

daß sie sich von den von Loest fabrizierten Art ikeln und Resolutionen in
einer Weise distanziert , die irgendwelche Mißverständnisse vollkommen

ausschließt.

In seinen Artikeln bezog Loest off en die Positionen der Feinde des Vol­

kes und unseres demokratischen Staates. Das schmutzige Geschäft der

faschistischen Provokateure, in das sie auch einen geringen Teil unserer

Arbeiter vorübergehend hineinzogen, verwandelt sich unter seinen Fin­

gern in »eine anständige Sache«. Die Partei- und die Gewerkschaftsfunk­

tionäre, die in der ehrlichen Absicht, unseren Aufbau zu fördern. bei ihrer

aufopferungsvollen Arbeit auch Fehler begingen, werden von Loest in
einer Art beschimpft, wie sie für einen Arbeiterfeind und Propagandisten

der amerikanischen Agentenlügen typisch ist. Daher findet er auch für
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die Hörer des amerikanischen RIAS, von dem täglich die faschistischen

Agentenlosungen ausgegeben werden, nur Worte der Auszeichnung und

des Lobes. Die Werktätigen, die die demokratischen Maßnahmen unserer

Regierung begrüßen und unterstützen, denunziert er in RIAS-Manier als

»kritiklose Ja-Sager«, während er die Gegner dieser Maßnahmen, die

Feinde der demokratischen Ordnung, als »fortschritt lich« und als »den

wirklich besten Teil des Volkes« deklariert. Indem er für die faschistischen

Provokateure Partei nimmt, redet er zugleich haßerfüllt und mit Schaum

vor dem Munde von der »Schuld von Partei und Regierung«. In vollem
Maße trifft auf ihn die Feststellung der 15. Tagung des Zentralkomitees
der SED zu:

»Der ganz besondere Haß dieser reaktionären Kreise richtet sich gegen
die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands als die führende Kraft

beim Aufbau der Grundlagen der volksdemokratischen Ordnung.«

Loest beschränkt seinen Angriff ausdrücklich nicht nur auf einige Maß­
nahmen der vergangenen Monate, die von Partei und Regierung bereits
vor dem 17. Juni als fehlerhaft erkannt und deren Korrektur schon durch
die Beschlüsse vom 9. und II. Juni eingeleitet worden war. Von dieser

Tatsache spricht Loest überhaupt nicht, da er in diesem Falle nicht an der

Feststellung vorbeigekommen wäre, daß der längst vorbereitete »Tag X«

ja gerade deshalb beschleunigt inszeniert wurde, um die Durchführung

des neuen Kurses zu stören. Vielmehr wendet er sich gegen die »wirklich
entscheidenden Maßnahmen«, gegen »viele Maßnahmen der vergange­
nen Jahre«(!). Er greif t somit die gesamte Polit ik von Partei und Regie­

rung an, ihre Generallinie, durch die das werktätige Volk in all diesen

Jahren wahrhaft historische Erfolge errungen hat, zum erstenmal in der

deutschen Geschichte ein fr iedliebender deutscher Staat geschaff en, die

Macht der Ausbeuter gebrochen und die Macht der Arbeiter und Bauern

errichtet wurde. Wiederum in vollem Maße gilt daher für Loest auch die

folgende Feststellung der 15. Tagung des ZK der SED:

»Die freimütige Anerkennung der begangenen Fehler vor den breite­

sten Massen wurde von den Feinden ausgenutzt, um die Partei zu dis­

kreditieren und lügnerisch zu behaupten, die ganze Politik der Partei
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sei falsch gewesen. Auch diese Behauptung diente dem Zwecke. die
Partei von dem neuen Kurs abzubringen.«

Es ist deshalb kein Zufall, daß auch Loest nicht von der Verwirklichung
des neuen Kurses von Partei und Regierung und -natürlich! nicht vom

Kampf gegen die faschistischen Provokateure spricht, sondern so wie die

amerikanischen Agentenzentralen, die KgU, das Ostbüro usw., lediglich

von »Fehlern«, die Partei und Regierung begangen hätten. Wenn Loest
erklärt : »Die Zeit , diese Fehler zu untersuchen, ist jetzt gekommen«, und

wenn er den Zeitungen vorwirft: »Mit voller Kraf t kämpften sic gegen die

Provokateure, aber von den Fehlern der Regierung und der Partei ... spra­

chen sie nur am Rande«, so ist das die Stimme des Feindes, der am

7. Juni geschlagen wurde und der nun die demokratischen Kräfte

von der Verfolgung und völligen Vernichtung seiner Agenturen zurück­

halten will.

Loest überschreibt eines seiner volksfeindlichen Machwerke mit : »EI­
fenbeinturm und rote Fahne«. Aber dieser Loest sitzt nicht einmal in ei­

nem Elfenbeinturm, sondern auf einem sinkenden Schiff, und was er
schwingt, das ist nicht die rote Fahne, sondern die Fahne der faschisti­

schen Provokateure.
An der Bezirksorganisation Leipzig des Deutschen Schrif tsteller-Ver­

bandes ist es, daraus die entsprechenden Schlußfolgerungen zu ziehen.

(»Leipziger Volkszeitung« vom 16. September 1953. S. 4.)
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